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Eröffnung 

PROF. DIPL.-ING. MARTIN ZUR NEDDEN 
Wissenschaftlicher Direktor, Geschäftsführer, Deutsches Institut für Urbanistik, Berlin 

Meine Damen und Herren, ich freue mich sehr, Sie im Namen des Deutschen Instituts für 
Urbanistik begrüßen zu können. Wir freuen uns ganz besonders darüber, dass Sie so 
zahlreich erschienen sind. Das zeigt uns, dass wir mit dem Tagungsthema offensichtlich 
eine aktuelle Herausforderung von ganz besonderer Bedeutung behandeln. Dies wurde 
bereits im Vorfeld deutlich, als wir sehr schnell die mögliche Teilnehmerzahl ausge-
schöpft hatten. Aus diesem Grund haben wir eine weitere Tagung zu diesem Thema für 
den Juni vorgesehen, die ebenfalls schon wieder voll besetzt ist und für die wir bereits 
wieder eine lange Warteliste haben. Dieses Thema brennt tatsächlich auf den Nägeln. 
Insofern sind wir alle gemeinsam sehr auf die Ergebnisse gespannt.  

Die Bedeutung dieses Themas und die zentrale Rolle, die es für die Städte spielt, zeigt 
sich auch darin, dass Sie, Herr Dr. Articus – als Geschäftsführendes Präsidialmitglied des 
Deutschen Städtetages – hier bei uns sind und gleich das Wort an uns richten werden, 
und dies trotz eines sehr dicht gedrängten Terminkalenders – gerade vor dem Hinter-
grund dieser Thematik der Bewältigung der Zahlen von Flüchtlingen und Asylsuchenden. 
Herzlichen Dank also an Sie für Ihr Erscheinen und herzlich willkommen. Gern nutze ich 
die Gelegenheit, Ihnen und Ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für die gute Koopera-
tion und engagierte Unterstützung beim Zustandekommen dieser Tagung zu danken. 
Dies ist für uns immer wieder ein wichtiges Element bei der Vorbereitung und Durchfüh-
rung.  

Ebenso freue ich mich, dass auch Sie, Frau Dr. Schmid-Obkirchner, auf dieser Tagung 
das Wort ergreifen werden. Das Deutsche Institut für Urbanistik, insbesondere mit der 
Arbeitsgruppe Fachtagungen Jugendhilfe, versteht sich quasi als Gelenk zwischen der 
kommunalen Praxis und Ihrem Haus. Ihre Anwesenheit und die Tatsache, dass Sie gleich 
das Wort an uns richten werden, macht dies wieder einmal sehr deutlich. Gerade in der 
aktuellen Situation sind der Erfahrungsaustausch und die Informationsvermittlung zu die-
sem Thema besonders wichtig. Ein herzliches Willkommen daher auch an Sie. 

Meine Damen und Herren, wenn es überhaupt noch eines Beweises bedurft hätte, von 
welch zentraler Bedeutung alle Aspekte der Gewährleistung von sozialer Stabilität in un-
seren Städten und der Gesellschaft insgesamt sind, wird dieser zurzeit erbracht. Unter 
anderem zeigt das die mediale Aufmerksamkeit – mit allen damit verbundenen Schatten-
seiten – sehr deutlich. Das Thema der Kinder- und Jugendhilfe spielt im Kontext der Ge-
samtproblematik eine sehr große Rolle. Eines der zentralen Elemente der Qualität der 
europäischen und damit auch der deutschen Stadt ist die Hoffnung auf „soziale Emanzi-
pation“, wie es Walter Siebel nennt, was u. a. bedeutet, dass die Städte den Zuwanderern 
in ihrer gesamten Geschichte immer wieder die Aussicht auf soziale Integration und sozi-
alen Aufstieg geboten und realisiert haben. Diese Qualität steht vor großen Herausforde-
rungen. Das gilt im besonderen Maße für die Kinder- und Jugendhilfe. Wir sollten uns 
immer wieder bewusst machen, dass gerade die Fähigkeit der Integration und die Eigen-
schaft, soziale Integration zu ermöglichen, die Zuwanderer angezogen hat und die Zu-
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wanderer ihrerseits ein sehr wichtiges Element der positiven Entwicklung von Städten 
waren und bis heute sind. Dies auch für die Zukunft sicherzustellen, sollte unser Anliegen 
sein.  

Dem versuchen wir uns als Institut durch entsprechende Projekte in vielen Facetten zu 
widmen, einerseits durch Projekte, die auch integrierte Prozesse behandeln – zum Bei-
spiel, wie es auf Quartiersebene gelingt, Migrantinnen und Migranten, vor allem auch 
Kinder und Jugendliche, in die Gesellschaft zu integrieren. Andererseits setzen wir uns 
mit spezifizierten Fragestellungen, beispielsweise mit denen der Kinder- und Jugendhilfe, 
auseinander – wie eben auf dieser Tagung.  

Ganz konkret fragen wir danach, was es bedeutet, eine wachsende Zahl von unbegleite-
ten minderjährigen Flüchtlingen aufzunehmen. Was bedeutet das im Sinne einer guten 
Willkommenskultur? Was bedeutet es im Hinblick auf die Gestaltung von Stadtgesell-
schaft und auf ihre weitere Entwicklung? Die Gruppe der einreisenden unbegleiteten 
minderjährigen Flüchtlinge ist sehr heterogen. Das heißt, es gibt keine Patentrezepte, 
sowohl im Hinblick auf diejenigen, die zu uns kommen, als auch im Hinblick auf die 
Rahmenbedingungen, die sie vorfinden. Wir brauchen demnach sehr viel persönlichen 
Einsatz und passgenaue Lösungen, um mit den Themen umzugehen. In diesem Zusam-
menhang stellt sich die Frage, welche fachlichen Kompetenzen und welche Ressourcen 
in Bezug auf das Personal und die Infrastruktur für die Betreuung dieser Kinder und Ju-
gendlichen gebraucht werden, zum Beispiel Bildungseinrichtungen. Brauchen wir neue 
Möglichkeiten der Kompetenzentwicklung, zum Beispiel in Kompetenzzentren, um uns 
auf diese Herausforderungen einstellen zu können?  

Viele Einzelaspekte sind bei einer Inobhutnahme im Clearingverfahren zu klären: Aus 
welchen Herkunftsländern kommen die Kinder und Jugendlichen? Wie alt sind sie, wie 
steht es mit ihrer körperlichen und psychischen Gesundheit? Wo können sie adäquat 
untergebracht werden? Wie kann für eine entsprechende und qualitativ ausreichende, 
gute Bildung gesorgt werden? Welchen Aufenthaltsstatus erhalten die unbegleiteten min-
derjährigen Flüchtlinge?  

Weitere wichtige Fragen sind: Wie können wir sie im weiteren Prozess in unsere gesamte 
Stadtentwicklung einbinden? Welche positiven Effekte gibt es in Anlehnung an die Erfah-
rungen, wie sie in vielen Städten der Welt immer wieder gemacht werden? Ich halte in 
diesem Zusammenhang das Buch „Arrival City“ von Doug Saunders für lesenswert, der 
einige Beispiele sehr plausibel aufzeigt.  

Eine der wichtigsten Fragen in den nächsten zwei Tagen ist der Stand des Gesetzentwur-
fes zur Sicherstellung der kindgerechten Versorgung, Betreuung und Unterstützung von 
unbegleiteten Minderjährigen. Wir sind sehr gespannt darauf, von Ihnen, Frau Dr. 
Schmid-Obkirchner, etwas dazu zu hören.  

Das sollen nur grob umrissen einige Inhalte sein, die in den nächsten beiden Tagen eine 
Rolle spielen sollen. Wir wollen bei dieser Tagung gemeinsam darüber diskutieren, wel-
che unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge in den Versorgungsbereich der Kinder- und 
Jugendhilfe fallen und mit welchen Hilfeformen sie unterstützt werden können, wie die 
aktuelle Situation insgesamt gemeistert werden kann und wie ganz besonders auch gute 
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Perspektiven für die Zukunft der unbegleiteten Minderjährigen entwickelt werden kön-
nen. Im Mittelpunkt stehen dabei die drei zentralen Fragen:  

 Was entspricht dem Kindeswohl?  

 Welche Bildungschancen haben unbegleitete minderjährige Flüchtlinge?  

 Wie können Jugendämter und freie Träger Voraussetzungen für eine gelingende In-
tegration unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge schaffen?  

Die Diskussion soll anhand von Praxisbeispielen erfolgen. Es sollen Ideen zur Entwick-
lung kommunaler Strategien gesammelt werden. Außerdem spielt der Erfahrungsaus-
tausch – wie stets auf unseren Fachtagungen – eine große Rolle.  

Was wäre eine solche Tagung ohne Referentinnen und Referenten? Ich danke Ihnen al-
len, dass Sie neben Ihrem Tagesgeschäft die Zeit gefunden haben, sich mit den verschie-
denen Aspekten des Tagungsthemas auseinanderzusetzen und diese Aspekte heute und 
morgen hier vorzutragen. Ganz besonders möchte ich drei Mitwirkenden dafür danken, 
dass sie bei uns sind: Thi Oanh Dung aus Vietnam und ein Mädchen aus Kenia sowie 
Safiullah Wardak, aus Afghanistan zu uns gekommen, und die gleich hier ihre Erfahrun-
gen und ihre Sichtweise präsentieren werden. Seien Sie herzlich willkommen. Ich danke 
aber auch Herrn Horn, dass er die Moderation übernommen hat und sehr kurzfristig für 
Frau Dr. Kurz-Adam eingesprungen ist. Ich danke außerdem Frau Landua und allen Kol-
leginnen und Kollegen für die Vorbereitung und die Organisation, ohne die diese Tagung 
nicht zustande gekommen wäre.  

So wünsche ich uns allen eine interessante Tagung mit vielen Anregungen für die Arbeit 
und freue mich nun, das Wort an Herrn Dr. Articus, Geschäftsführendes Präsidialmitglied 
des Deutschen Städtetages, übergeben zu können.  

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  
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Eröffnung 

DR. STEPHAN ARTICUS 
Geschäftsführendes Präsidialmitglied des Deutschen Städtetages, Berlin 

Sehr geehrter Herr Professor zur Nedden, sehr geehrte Frau Dr. Schmid-Obkirchner, sehr 
geehrte Damen und Herren, 

zunächst einmal möchte ich der Arbeitsgruppe Fachtagungen Jugendhilfe im Deutschen 
Institut für Urbanistik meinen Dank aussprechen für die hervorragende Vorbereitung die-
ser Fachtagung zum Umgang mit unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen in der Kin-
der- und Jugendhilfe. Es hat nun schon Tradition, dass der Deutsche Städtetag mit Ihnen 
gemeinsam Fachtagungen zu Themen ausrichtet, die der Kinder- und Jugendhilfe ganz 
besonders auf der Seele brennen – und dieses Thema trifft den Nerv! Dies ist schon an 
der Anmeldesituation zu erkennen. Die Warteliste für diese Fachtagung war so lang, dass 
gleich für Juni eine Wiederholungstagung angesetzt wurde. Und dieses große Interesse 
der Fachwelt ist auch ganz berechtigt, denn die Kommunen stehen bei der Bewältigung 
der Flüchtlingswelle vor großen fachlichen Herausforderungen. Und wenn es dabei um 
Minderjährige geht, ist dies umso brisanter.  

Zum Stichtag 21.12.2014 lebten ca. 18.000 unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in 
Deutschland, im vorläufigen Schutz oder in Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe. 
Ihre Zahl wächst ständig, denn von Jahr zu Jahr kommen mehr unbegleitete Kinder und 
Jugendliche auf der Flucht zu uns. Die Zuständigkeit für ihre Versorgung richtet sich nach 
dem Ort der Ankunft, also ihrer Inobhutnahme. Eine interne Umfrage des Deutschen 
Städtetages bei der Konferenz der Leiter und Leiterinnen der Großstadtjugendämter hatte 
uns die Dramatik vor Augen geführt, die diese Zuständigkeitszuordnung für einzelne 
Städte hat, z. B. für München, Hamburg, Frankfurt am Main, Aachen und viele weitere 
Städte in grenznahen Gebieten, mit Fluganbindung oder anderen Sonderfaktoren. Diese 
große Belastung einiger Jugendämter führt dazu, dass nunmehr an einem Gesetzentwurf 
gearbeitet wird, der eine Verteilung der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge auf 
mehr Jugendämter ermöglichen soll, um eine jugendhilfeadäquate Unterbringung und 
Versorgung sicherzustellen, bei der gleichzeitig aber auch das Kindeswohl beachtet wer-
den muss. Wir hoffen, dass wir heute von der Vertreterin des Bundesfamilienministeri-
ums, Frau Dr. Schmid-Obkirchner, konkretere Informationen zu diesem Gesetzgebungs-
vorhaben erhalten. Bislang sind nur die Eckpunkte bekannt, die das Ministerium im Feb-
ruar der Fachöffentlichkeit vorstellte.  

Ungeachtet der Fragen, die mit diesem konkreten Gesetz in Verbindung stehen, geht es 
uns bei dieser Fachtagung vor allem um die Frage der fachlichen Anforderungen an die 
Unterbringung und Versorgung der minderjährigen Flüchtlinge, die ohne elterlichen 
Schutz oftmals in ihren Heimatländern und auf der oft monatelangen Flucht Schreckli-
ches erlebt haben.  

Die Jugendlichen kommen meist aus Syrien, Afghanistan, Nordafrika oder anderen Län-
dern, in denen sie Gewalt und Armut erlebt haben. Viele von ihnen sind tief traumatisiert 
oder leiden an Erkrankungen und den Folgen der Gewalt. Sie benötigen nicht nur eine 
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sichere Unterkunft und materielle Grundversorgung, sondern sie haben auch medizini-
sche und psychologische Unterstützung nötig. Sie sind häufig durch Ängste und Unsi-
cherheiten geprägt, wenn sie in Obhut genommen werden. Die Sprachbarriere erschwert 
die Verständigung mit den Behörden zusätzlich.  

Die Jugendämter können die schwere Aufgabe, diese Kinder und Jugendlichen zu be-
treuen, nicht alleine wahrnehmen. Sie sind auf professionelle Netzwerke aus Einrichtun-
gen und Experten der Kinder- und Jugendhilfe, Dolmetschern, Psychologen, Ärzten und 
Ausländerbehörden angewiesen. Die weitere Integration von Kindern und Jugendlichen 
mit dieser besonderen Geschichte erfordert auch die Kooperation mit weiteren Netz-
werkpartnern, z. B. spezialisierten Schulen und Ausbildungsbetrieben, Religionsgemein-
schaften, ehrenamtlich Engagierten, Pflegefamilien und Akteuren in den Asylverfahren.  

Diese Strukturen sind vor Ort notwendig, um unbegleitete minderjährige Flüchtlinge auf-
nehmen, fördern und integrieren zu können. Angesichts der sehr hohen Fallzahlen in 
einigen Kommunen ist dies jedoch nur schwer zu gewährleisten. Teilweise fehlt es bereits 
an adäquaten Unterbringungsmöglichkeiten. Dass die pädagogische Betreuung auch un-
ter Sicherheitsaspekten dringend notwendig ist, bewiesen immer wieder Einzelfälle von 
Straftaten, die unter oder gegenüber den Jugendlichen begangen werden. In den letzten 
Wochen kam es in Berlin und Hamburg zu Bränden in Unterkünften für unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge. Besonders dramatisch war ein Fall eines 17-Jährigen, der ei-
nen anderen unbegleiteten minderjährigen Flüchtling in einer Schule in Hamburg nieder-
gestochen hatte. Einige Städte haben sich bereits speziell mit dem Problem von Straftaten 
durch unbegleitete minderjährige Flüchtlinge befassen müssen. Es mag sich angesichts 
der Vielzahl der jungen Menschen, die mit diesem Hintergrund nach Deutschland kom-
men, um Einzelfälle handeln. Es hat jedoch eine besonders hohe Relevanz, da die Kom-
munen in einer besonderen Verantwortung stehen, das Wohl dieser betroffenen Kinder 
und Jugendlichen sicherzustellen.  

Die Zeitschrift „Der Spiegel“ hatte Anfang 2015 ausführlich die Geschichte einiger Ju-
gendlicher recherchiert, die typisch für die Gruppe der unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlinge sind. Die Gewalterfahrungen auf der Flucht führen oft dazu, dass weitere 
Gewalterfahrungen in den Sammelunterkünften die jungen Menschen in Angst und Panik 
versetzen. Auf ihnen lastet zudem enormer Druck. Sie müssen trotz ihres jungen Lebens-
alters nicht nur das Trauma der Flucht bewältigen und in einer völlig fremden Kultur zu-
rechtkommen. Sie werden oftmals auch mit einem großen Auftrag nach Europa geschickt. 
Ihre Familien hoffen, dass ihre Kinder hier Fuß fassen, sich eine Existenz aufbauen und 
vielleicht auch zur materiellen Versorgung ihrer Familien in der Heimat beitragen kön-
nen.  

Ich freue mich, dass das Interesse sowohl bei den Beschäftigten in Kommunen als auch 
bei den freien Trägern der Kinder- und Jugendhilfe so groß ist, sich mit den fachlichen 
Anforderungen an eine gute und wirkungsvolle Arbeit in diesem wichtigen Gebiet näher 
zu befassen, und Sie sich damit auch persönlich für das Schicksal dieser jungen Men-
schen besonders interessieren und engagieren. Ich wünsche Ihnen eine erfolgreiche Ta-
gung mit interessanten Einblicken in die Erfahrungswelt der Experten und Kollegen und 
hoffe, dass die Fachtagung eine Bereicherung für Sie und Ihre Arbeit vor Ort sein wird.  
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Grußwort – Eckpunkte des Gesetzentwurfs 

DR. HEIKE SCHMID-OBKIRCHNER 
Leiterin des Referats Rechtsfragen der Kinder- und Jugendhilfe, 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Berlin 

In ihrem Grußwort erläuterte Frau Dr. Schmid-Obkirchner die Eckpunkte des Gesetzent-
wurfes „Gesetz zur Verbesserung der Unterbringung, Versorgung und Betreuung auslän-
discher Kinder und Jugendlicher“, die in den folgenden Folien vorgestellt werden: 
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Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge aus dem Projekt  

ALREJU berichten … 

Kurze Einführung in das Projekt ALREJU 

MATHILDE KILLISCH 
Heimleiterin, Jugendprojekt ALREJU – Stationäre Betreuung von Kindern und  
Jugendlichen mit Migrationshintergrund, Diakonisches Werk Oderland-Spree, 
Fürstenwalde 

Das Jugendprojekt ALREJU (Allein reisende Jugendliche) wurde im Jahr 1993 gegründet, 
als die ersten unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge in größerer Anzahl nach Bran-
denburg kamen und in der Jugendhilfe untergebracht und betreut werden sollten. Zu die-
ser Zeit gab es noch keine Unterbringungsmöglichkeiten für diese Kinder und Jugendli-
chen. Das Land Brandenburg hatte sich damals entschieden, eine Spezialeinrichtung für 
das ganze Land zu installieren. Diese wurde in Fürstenwalde gebildet – eine Stadt mit 
etwa 33.000 Einwohnern, zwischen Berlin und Frankfurt (Oder) gelegen. In Fürstenwalde 
existierten bereits zwei Asylbewerberheime. Das veranlasste das Land, dort auch die un-
begleiteten minderjährigen Flüchtlinge unterzubringen. 

Wir haben in den 22 Jahren im ALREJU etwa 2.000 Kinder und Jugendliche aus 58 Län-
dern kurzfristig oder auch über einige Jahre betreut. Es handelt sich dabei hauptsächlich 
um männliche Jugendliche. Der Anteil der Mädchen schwankt in der Regel zwischen 10 
und 20 Prozent.  

Im Jahr 1993 starteten wir mit nur 36 Plätzen. Da wir bislang die einzige Einrichtung im 
Land Brandenburg sind, veränderte sich die Platzzahl und die Größe der Einrichtung und 
wir mussten unser Angebot den Bedürfnissen, die sich im Laufe der Jahre gezeigt haben, 
anpassen. Heute verfügt das ALREJU über 63 Plätze und enthält einen Verbund von drei 
verschiedenen Angeboten: Inobhutnahme und Clearing, Regelgruppe und das betreute 
Jugendwohnen für die jungen Volljährigen.   

Zum Clearingprozess gehört als entscheidender Faktor der Erstunterricht in Deutsch. Alle 
Jugendlichen, die neu zu uns kommen, erhalten vom zweiten Tag nach ihrer Ankunft an 
Erstunterricht Deutsch in der Einrichtung. Wir arbeiten dabei mit einer Oberschule in 
Fürstenwalde zusammen. Weiterführend findet ein Wechsel an die Spree-Oberschule in 
Fürstenwalde statt, wo sie in drei Lerngruppen (je nach Leistungsniveau), die aufeinander 
aufbauen, unterrichtet werden, um dann in eine Regelklasse integriert zu werden. Die 
dritte Lernstufe entspricht im Wesentlichen dem Unterrichtsstoff der 8. Klasse. Ab Klasse 
9 und 10 besuchen die Jugendlichen die Regelklasse. Das Ziel ist, sie so gut wie möglich 
für einen qualifizierten Schulabschluss vorzubereiten, was der Schule auch immer wieder 
gelingt. Das war auch stets das Ziel der Einrichtung. Da aber inzwischen immer mehr 
Jugendliche kommen, die ohne schulische Vorbildung im ALREJU leben, müssen wir nun 
eine Alternative zu diesem klassischen Weg entwickeln.  

Die Jugendlichen leben im ALREJU in kleinen Wohngruppen von fünf bis sechs Jugendli-
chen, in der Regel mit unterschiedlichen Nationalitäten. Wir achten bei der Aufteilung 
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der Zimmer jedoch darauf, dass sich die Nationalitäten verstehen. Nach unseren Erfah-
rungen können Jugendliche aus einigen Ländern nicht zusammenleben. In der Wohnung 
ist das größtenteils unproblematisch, aber in den Zimmern müssen wir darauf Rücksicht 
nehmen, da wir keine Einzelzimmer haben.  

Die Freizeitgestaltung im ALREJU wird vom Sport dominiert, da gerade der Sport eine 
Möglichkeit bietet, zusammenzukommen, zusammen zu spielen, miteinander umzuge-
hen, ohne dass man die Sprache der Anderen versteht. Deswegen bieten wir den Jugend-
lichen eine breite Auswahl an verschiedenen Sportarten an und ermuntern sie dazu, sich 
auch in den Sportvereinen in Fürstenwalde anzumelden und dort mitzumachen.   

Dies soll als Überblick genügen, damit nun die Jugendlichen selbst zu Wort kommen 
können.  
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Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge aus dem Projekt  

ALREJU berichten … 

… über ihre Fluchtgründe, 

… über ihren Weg nach Deutschland, 

… über ihre ersten Erfahrungen, 

… über ihre Wünsche für die Zukunft 

THI OANH DUNG aus Vietnam 

SAFIULLAH WARDAK aus Afghanistan 

Jugendliche aus Kenia1 

JOHANNES HORN 
Leiter des Jugendamtes Düsseldorf und Vorsitzender der Konferenz der Leiter/innen der 
Großstadtjugendämter des Deutschen Städtetages 

Johannes Horn: Ich freue mich sehr darüber, dass ihr uns etwas über euch erzählen wollt. 
Wir möchten euch gern näher kennenlernen. Zunächst die Frage zuerst an dich: Warum 
bist du nach Deutschland gekommen? 

Jugendliche aus Kenia: Ich wusste erst einmal nicht, dass ich nach Deutschland komme. 
Es war eher ein Zufall. Ich befand mich ein paar Tage in einer Asylbewerberstation in 
Deutschland. Ich habe unterwegs viele Sachen erlebt. Es war ein Tag, an dem ich von 
meinem Land hiergekommen bin. Ich habe viele Belastungen erfahren. Ich wurde ge-
zwungen, mit Männern zu schlafen. Das war eine sehr traurige Situation für mich. Es ist 
wirklich schwer zu sagen, warum ich hierhergekommen bin. Es ist nicht mein Wunsch, 
dass ich hier bin. Es ist etwas, das passiert ist, ohne dass ich herkommen wollte und hier 
leben will.  

Thi Oanh Dung: Ich bin 17 Jahre alt. Seit fast vier Jahren bin ich in Deutschland. Ich weiß 
auch nicht, warum ich nach Deutschland gekommen bin. Meine Eltern wollten unbe-
dingt, dass ich hierher komme. Sie haben mich hierher geschickt. Eine Freundin meiner 
Mutter hat unsere familiäre Situation gesehen und wollte helfen. Meine Mutter ist krank, 
seit ich drei Monate alt war. Sie hat Leukämie. Dann kam ich hierher und weiß nicht, 
was ich machen soll.  

Sufiullah Wardak: Einen wunderschönen guten Tag. Ich bin Safiullah, 17 Jahre alt. Ich 
komme aus Afghanistan und bin seit einem Jahr in Deutschland. Ich bin nach Deutsch-
land geflüchtet, weil ich viele schwere Situationen erlebt hatte. Deswegen bin ich nach 
Deutschland gekommen. Das Land, aus dem ich komme, liegt in Asien. Sie haben viel-
leicht Informationen darüber. In unserem Land gibt es seit 35 Jahren Krieg. Eigentlich ist 
es immer so. Wegen des Krieges musste ich mein Heimatland verlassen. Ich war ein 
normales Kind und hatte mit meinen Eltern in unserer Gesellschaft ein normales Leben. 
Nachdem ich meinen Onkel, meine Brüder und andere durch ein Selbstmordattentat 
verloren hatte, war ich der letzte Sohn meiner Mutter. Ich war selbst durch diese Explosi-

                                                
1  Name ist der Red. bekannt. 
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on verletzt worden. Meine Mutter sagte mir, ich müsste dieses Land verlassen, weil sie 
mich nicht auch noch verlieren wollte. Als ich wieder gesund war, bin ich nach Deutsch-
land gekommen. Es war für mich auch etwas Neues. Ich wollte einfach weiterleben und 
nicht sterben. Ich habe immer gedacht, es ist mein Recht weiterzuleben. Ich habe gese-
hen, wie meine Brüder und mein Onkel gestorben sind, und ich wusste, irgendwann 
würde ich auch sterben. Wenn ich in diesem Land bleibe, müsste ich die Anderen um-
bringen, um weiterzuleben. Aber ich habe gedacht: Nein, ich mache so etwas nicht. Ich 
kann so etwas nicht, irgendjemanden umbringen und so etwas Schlechtes tun. Dann ha-
be ich mir gedacht, dass ich nur aus diesem Land weggehen kann, mein jetziges Leben 
verlassen und irgendwo anders hingehen. So bin ich nach Deutschland gekommen.  

Johannes Horn: Zunächst danke ich euch für die offenen Antworten. Das war schon be-
wegend. Die Reise nach Deutschland ist weit. Darum fragen wir euch: Wie seid ihr hier-
hergekommen und was waren eure Wege, um nach Deutschland zu kommen? Durch 
welche Länder seid ihr gereist? 

Thi Oanh Dung: Das weiß ich nicht. Ich war vorher noch nie von meinen Eltern und 
meiner Familie so weit entfernt. Vielleicht mal ein paar Tage oder Wochen. Ich musste 
immer meinen Eltern beistehen und im Haushalt helfen. Darum weiß ich den Weg nicht. 
Aber es war schrecklich, was ich erlebt habe. Es war so dunkel und ich habe die ganze 
Zeit geweint. Die Leute haben mich einfach mitgeschleppt.  

Safiullah Wardak: Ich war in meinem normalen Leben. Dann war ich verletzt. Als ich 
wieder gesund war, hatte meine Mutter gesagt: Du musst raus. Sie hat mir geholfen. Au-
ßerdem hatte ich jemanden kennengelernt, der mir geholfen hat. Zuerst war ich im Iran, 
unserem Nachbarland. Im Iran hatte ich auch ein schlechtes Leben gehabt und darum 
musste ich weiter. Ich bin in die Türkei gereist. Dort habe ich viele afghanische Leute 
getroffen. Die haben mir gesagt: Du bist jung und darum kannst du alles machen, was du 
willst. Du musst in ein Land gehen, wo es keinen Krieg gibt und wo es Menschenrechte 
gibt und wo du ein gutes Leben hast. Von der Türkei kam ich nach Bulgarien; dort hatte 
ich die schlechteste Zeit. Da ich kein Geld hatte, musste ich selbst einen Weg finden. 
Von Bulgarien bin ich nach Mazedonien, über Serbien nach Ungarn. In Ungarn fuhr ich 
mit einem Zug nach Oberösterreich und schließlich nach Deutschland. Als ich ange-
kommen war, wurde ich von der Polizei festgehalten. Schließlich wurde ich in das Ju-
gendprojekt ALREJU gebracht.  

Johannes Horn: Das war eine sehr lange und beschwerliche Reise, die du uns geschildert 
hast. Darf ich euch jetzt fragen, wie eure ersten Erfahrungen in Deutschland waren? Was 
habt ihr bei eurer Ankunft und kurz danach in Deutschland erlebt? 

Jugendliche aus Kenia: Alles war fremd, die Sprache, die Kultur. Ich konnte die Sprache 
nicht so schnell lernen. Es ist mir nicht leichtgefallen, denn ich musste alles allein ma-
chen und auswendig lernen, damit ich mit den anderen kommunizieren kann. Aber in 
die Schule möchte ich gern gehen, denn ich habe ein Ziel, das ich schaffen will. Wenn 
ich manchmal merke, dass ich von den Anderen Beleidigungen erfahre, kann ich nicht 
still bleiben. Ich muss einfach einen neuen Schritt gehen und einfach weitermachen. Was 
ich im Leben brauche, das möchte ich schaffen. Aber es ist für mich eine große Heraus-
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forderung, vor euch hier vorn zu stehen. Denn ich habe es mir nie gewünscht, irgend-
wann einfach vorne zu stehen und über so etwas zu reden.  

Johannes Horn: Umso mehr freuen wir uns, dass du da bist und Antworten gibst, die wir 
spüren und die uns sehr ans Herz gehen.  

Oanh, wie waren deine ersten Erfahrungen in Deutschland? 

Thi Oanh Dung: Ich war sprachlos. Ich konnte am Anfang kein Englisch und kein 
Deutsch. Ich konnte nicht mit den Leuten kommunizieren. Ich komme aus Vietnam. Ich 
dachte, dass wir hier Deutsch lernen, aber auch vietnamesisch reden. Außerdem habe 
ich gedacht, dass es alle Aktivitäten, die ich aus Vietnam kenne, auch in Deutschland 
gibt. Ich dachte, in Deutschland ist es schöner und ich kann vielleicht überall hin reisen 
und die Landschaft ansehen. Aber es ist doch nicht so, wie ich gedacht habe.  

Ich wurde zum ALREJU gebracht und ich dachte, es wird so etwas wie ein Gefängnis 
sein, wo man nicht herauskommen kann und auch nicht in die Stadt gehen kann. Ich 
hatte am Anfang auch keine Freunde. Ich vermisse meine Eltern und meine Familie und 
habe in der ersten Zeit nur geweint. Ich habe gedacht: Wieso komme ich in den 
Deutschkurs im Heim? Ich kenne doch das ABC in meiner Sprache, es ist doch das Glei-
che wie auf Deutsch. Aber ich kann kein Deutsch. Ich sehe die Leute lachen, reden und 
weinen, aber ohne Worte – also sprachlos.  

Ich habe am Anfang in der Schule die Erfahrung gemacht, dass die Deutschen mich ver-
ächtlich oder voll Hass angeguckt haben, sie haben mich nicht wie eine Freundin wahr-
genommen. Es gab einen Abstand. Dann fühlte ich mich sehr einsam und hatte keine Lust 
mehr und keine Motivation, meine Bildung weiterzuführen. Auch auf der Straße wurde 
ich von Kindern und Erwachsenen so angeguckt. Dann habe ich mir gedacht: Meine El-
tern haben mich hierher geschickt, obwohl sie es nicht wollten. Nun muss ich hier blei-
ben und kämpfen – nicht für mich, sondern für meine Eltern und für meine Familie. Die 
haben alle Wünsche an mich übertragen und gehofft, dass ich eine bessere Zukunft ha-
ben werde als in meinem Land. Ich hatte immer Angst, dass mich irgendwelche Leute 
angreifen.  

Johannes Horn: Ich würde gern die letzte Frage an dich richten, Safiullah. Was wären 
deine persönlichen Wünsche hier in Deutschland? 

Safiullah Wardak: Als ich nach Deutschland gekommen war, wünschte ich mir zuerst, 
dass ich irgendwo bleiben könnte, wo es keinen Krieg und keinen Streit gibt und wo man 
in Ruhe leben kann und keinen Stress hat. Ich wollte nur ein Dach über dem Kopf und 
ein Bett, nicht mehr. Es war aber auch mein Traum, schon als ich ein Kind war, ein Arzt 
zu werden. Als ich herkam, sah ich, dass ich hier die Gelegenheit habe zu lernen. Und 
wenn man die Gelegenheit hat, kann man sie auch nutzen. Man muss mit dieser Gele-
genheit weiterdenken und kämpfen, um sein Ziel zu erreichen. Mein Ziel ist es, mein 
Abitur zu machen und Arzt zu werden, um den Leuten zu helfen und auch meinem Hei-
matland zu helfen, dass die Leute nicht irgendwann alle wegen des Krieges heraus müs-
sen. Warum sollen sie ihr Heimatland verlassen? Warum sollen sie irgendwo anders hin-
gehen? Wenn wir unsere Gesellschaft haben, wenn wir unser eigenes Land haben – wa-
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rum sollen wir irgendwo anders hingehen, wo die Leute uns Fremde nennen und uns 
einfach ohne Grund beleidigen können?  

Ein paar Tage nach meiner Ankunft in Deutschland besuchte ich in einer anderen kleinen 
Stadt einen Freund. Plötzlich kamen drei Leute mit Bierflaschen in der Hand, die mich 
sehr böse angeguckt haben. Ich habe immer nur gedacht: Was habe ich gemacht? Habe 
ich etwas falsch gemacht? Habe ich etwas gesagt? – Nein, du hast gar nichts gesagt und 
gar nichts gemacht! Denn du kannst nicht mit denen reden, weil du die Sprache nicht 
kannst! Die hassen dich einfach, weil du ein Ausländer bist! Das war ein schlechtes Ge-
fühl für mich. Aber ich weiß, solche Gefühle machen mich nur kaputt, darum muss ich 
diese Gefühle nicht in meinem Kopf haben. Ich muss nur an mein Leben denken. Die 
Vergangenheit hatte ich vergessen, weil ich im Frieden bin. Es ist egal, wenn ich solche 
Dinge erlebe. Ich muss nur an meine Zukunft denken, um den Leuten zu helfen und um 
mein Ziel zu erreichen. Man muss diese Dinge einfach ignorieren, aber es ist verdammt 
schwer. So etwas macht uns einfach nur kaputt, aber trotzdem werde ich für mein Ziel 
kämpfen.    

Johannes Horn: Meine Damen und Herren, ein schöneres Schlusswort für diese Talkrun-
de können wir nicht bekommen und deshalb darf ich allen dreien ganz herzlich danken, 
dass ihr uns auf eure Reise ein Stück mitgenommen habt. Wir wünschen euch für die 
Zukunft alles Gute und dass ihr mehr positive Erlebnisse in Deutschland habt als negati-
ve. Also noch einmal danke, dass ihr gekommen seid.  
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Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge – Woher kommen sie, 

wer sind sie, was bringen sie mit?1 

UTA RIEGER 
Kinderflüchtlings- und -rechtsexpertin, UN-Flüchtlingshochkommissariat (UNHCR) – 
Zweigstelle Nürnberg 

Vorbemerkungen 

Für UNHCR, das Flüchtlingshochkommissariat der Vereinten Nationen, ist der adäquate 
Umgang mit unbegleiteten Minderjährigen ein zentrales Thema. Der Schutz dieser Min-
derjährigen, wie auch von Flüchtlingskindern allgemein, gehört zu einem der sechs zent-
ralen Ziele der „UNHCR-Agenda für den Flüchtlingsschutz“2. UNHCR hat in diesem 
Rahmen in den letzten Jahren einige Materialien herausgegeben, die auch im deutschen 
Kontext interessant und hilfreich sein können, wie Richtlinien zu Asylverfahren von Kin-
dern3 und – gemeinsam mit UNICEF – Hinweise, in welchen Situationen eine Kindes-
wohlprüfung angezeigt ist und welche Standards dabei eingehalten werden sollten.4 Viele 
Akteure sind in Deutschland zurzeit bemüht, diesen Kindern und Jugendlichen adäquate 
Unterstützung zukommen zu lassen. Dabei ist es neben angemessener pädagogischer/ 
therapeutischer Hilfestellung auch notwendig, sich intensiv mit den Hintergründen, diese 
Kinder und Jugendlichen betreffend, vertraut zu machen. Warum hat der Jugendliche sich 
auf den Weg nach Europa gemacht? Wer hat das Mädchen hierhergeschickt und mit wel-
chem Ziel? Ist der Junge aus eigenem Entschluss gekommen? In welchem Umfeld sind die 
Kinder aufgewachsen, was haben sie im Heimatland und auf der Flucht erlebt?  

Allgemeine Studien hierzu gibt es wenige, UNHCR hat daher in den letzten Jahren zwei 
Publikationen herausgegeben, in denen afghanische Jugendliche zu Wort kommen, die 
sich auf den Weg nach Europa gemacht haben.5 Einige der Ergebnisse werden in die fol-
genden Ausführungen mit einfließen. Der folgende Artikel wird ein grobes Profil der un-
begleiteten Minderjährigen in Deutschland zeichnen, ihre Fluchtwege und die Flucht-
gründe skizzieren, um am Schluss die Wichtigkeit herauszustellen, diese Hintergründe 
mit der/dem Jugendlichen zu erarbeiten, sodass sie in einem möglichen Asylverfahren 
auch vorgetragen werden können und so ein angemessener Schutz gewährt werden kann. 

 

                                                
1  Der Beitrag gibt ausschließlich ihre persönliche Meinung wieder, die nicht unbedingt von den Vereinten 

Nationen oder von UNHCR geteilt wird. 
2  UNHCR: Agenda für den Flüchtlingsschutz, 2003. 
3  UNHCR: Richtlinien zum Internationalen Schutz: Asylanträge von Kindern im Zusammenhang mit Artikel 

1 (A) 2 und 1 (F) des Abkommens von 1951 bzw. des Protokolls von 1967 über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge, 2009. 

4  UNHCR/UNICEF: Safe and Sound: what States can do to ensure respect for the best interests of unaccom-
panied and separated children in Europe, 2014. 

5  UNHCR Regional Office for the Baltic and Nordic Countries: Voices of Afghan Children, 2010. UNHCR: 
Trees only move in the Wind – A study of unaccompanied Afghan children in Europe, 2010. 
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1. Profil der unbegleiteten Minderjährigen (Anzahl, Altersstruktur, Herkunftsländer) 

1.1. Datenbasis 

Nach den jährlichen Weltflüchtlingszahlen, die UNHCR jedes Jahr im Juni herausgibt, 
sind weltweit die Hälfte aller Flüchtlinge minderjährig.6 In einigen Regionen der Welt 
sind es sogar mehr als die Hälfte. In Europa sind es weniger, da Familien mit kleinen Kin-
dern den Weg bis nach Europa oft nicht wagen oder schlicht nicht schaffen. 

Während der überwiegende Teil der Kinder gemeinsam mit ihren Eltern oder einem El-
ternteil auf der Flucht ist, wächst weltweit das Phänomen, dass Kinder alleine, d. h. ohne 
Eltern oder sorgeberechtige Dritte auf der Flucht sind. Die Datenbasis hierzu ist allerdings 
dürftig: Laut UNHCR-Statistik haben im Jahr 2013 mindestens 25.300 unbegleitete Min-
derjährige einen Asylantrag gestellt. „Mindestens“ deswegen, weil viele Staaten dieser 
Erde unbegleitete Minderjährige statistisch nicht gesondert ausweisen. Unter diesen Staa-
ten sind auch die USA und Südafrika, beides Hauptaufnahmeländer für Flüchtlinge. Be-
züglich der USA schätzen die Behörden, dass allein 60.000 unbegleitete Minderjährige 
im fiskalischen Jahr 2013 aus Zentralamerika und Mexiko US-amerikanischen Boden 
erreicht haben.7 

In Europa haben laut der UNHCR-Jahresstatistik für 2013 15.700 unbegleitete Minderjäh-
rige einen Asylantrag gestellt, die meisten davon in Schweden mit 3.900, gefolgt von 
Deutschland mit knapp 2.500 unbegleiteten minderjährigen Asylsuchenden. Die Zahl für 
Deutschland, die jährlich das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) liefert, 
beläuft sich für 2014 auf 4.399 Asylanträge von unbegleiteten Minderjährigen bis zum 
18. Lebensjahr. 

Europaweit, aber auch in Deutschland nicht systematisch erfasst sind diejenigen Minder-
jährigen, die keinen Asylantrag stellen. Wie schon in anderen Beiträgen erwähnt, hat das 
Statistische Bundesamt für 2014 12.144 Inobhutnahmen von unbegleiteten Minderjähri-
gen gezählt. Nicht registriert werden vom statistischen Bundesamt die Herkunftsländer 
der Kinder und Jugendlichen oder ihr Aufenthaltsstatus. Zudem gibt es keine Verlaufssta-
tistik, d. h. es ist nicht statistisch nachvollziehbar, was mit diesen Kindern und Jugendli-
chen nach der Inobhutnahme passiert. Zudem sind die Zahlen nur bedingt für unsere 
Zwecke belastbar, da häufig auch Personen erfasst werden, die nur kurzzeitig in Obhut 
genommen, nach einer Altersfestsetzung aber wieder aus der Inobhutnahme entlassen 
werden, bzw. es zu Doppelzählungen von Jugendlichen kommt, die bei verschiedenen 
Jugendämtern auftauchen. Die Zahlen des BAMF zu asylsuchenden unbegleiteten Min-
derjährigen und die der Inobhutnahmen sind daher kaum ins Verhältnis zu setzen. 

Im Ausländerzentralregister, in dem alle ausländischen Personen erfasst sind, können die 
unbegleiteten Minderjährigen statistisch nicht herausgefiltert werden, da es kein entspre-
chendes Merkmal gibt, das eine Identifizierung als „UMF“ ermöglicht. Wäre dies der Fall, 
könnte man Herkunftsland, Alter, Geschlecht, Aufenthaltsstatus und auch den weiteren 

                                                
6  UNHCR: Global Trends 2013, 2014. 
7  Mehr Informationen zu diesem Phänomen siehe: UNHCR: Children on the Run – Unaccompanied Chil-

dren leaving Central America and Mexico and the Need for International Protection. Washington, D.C., 
2014. 
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Verlauf einer Aufenthaltsverfestigung statistisch nachvollziehen. Dies wäre wünschens-
wert, da dann sehr viel detaillierteres Wissen über die Gruppe der unbegleiteten Minder-
jährigen verfügbar wäre. 

Aufgrund der geschilderten Datenlage ist also nicht bekannt, wie viele unbegleitete Min-
derjährige jährlich nach Deutschland kommen, aus welchen Herkunftsländern sie stam-
men, wie hoch der Anteil derer ist, für die kein Asylantrag gestellt wird und aus welchen 
Gründen dies nicht erfolgt. Bei den weiteren Ausführungen zum Profil von unbegleiteten 
Minderjährigen in Deutschland wird daher notgedrungen Bezug auf die Zahlen des 
BAMF genommen, wohl wissend, dass diese Zahlen nur den Ausschnitt derjenigen Min-
derjährigen repräsentieren, die einen Asylantrag stellen.  

1.2. Zahlen zu den Asylsuchenden in Deutschland 

Die folgende Grafik (Abbildung 1) zeigt auf, wie viele Asylerstanträge in den Jahren 2008 
bis 2014 jeweils von Erwachsenen (obere Linie), von Minderjährigen, die mit ihren Fami-
lien eingereist sind (mittlere Linie) und von unbegleiteten Minderjährigen (untere Linie) 
gestellt wurden: 

Asylerstanträge von Erwachsenen, begleiteten und unbegleiteten Minderjährigen 2008-2014 
 

 

 

 

 

 

 

 
 

          
Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, eigene Grafik 

 Abbildung 1 

Betrachtet man das Jahr 2014, so kann man feststellen, dass es 147.838 Asylerstanträge 
von Erwachsenen gab, 50.597 von Kindern, die mit Familie eingereist sind, und 4.399 
von unbegleiteten Minderjährigen. Der Anteil der unbegleiteten Minderjährigen macht 
also nur einen geringen Prozentsatz aller Asylsuchenden aus. Dennoch hat die kleine 
Gruppe der unbegleiteten Minderjährigen in den letzten Jahren einen prozentual erhebli-
chen Anstieg erfahren, wie in Abbildung 2 deutlich zu erkennen ist:  



36 

 

Erstanträge von unbegleiteten Minderjährigen 2008 bis März 2015 nach Geschlecht 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, eigene Grafik 

  Abbildung 2  

Während 2013 2.486 unbegleitete Minderjährige einen Asylantrag stellten, waren es 
2014 schon 4.399. Von Januar bis März 2015 waren es 1.487 Anträge. Wenn man diese 
Zahl hochrechnet, käme man – unter der Annahme, der Trend setzt sich unverändert fort 
– für das gesamte Jahr 2015 auf eine Zahl von knapp unter 6.000 Asylanträgen. 

An der Abbildung lässt sich auch die Verteilung zwischen männlichen und weiblichen 
unbegleiteten Minderjährigen gut erkennen. Im Jahr 2014 waren 86 Prozent der asylsu-
chenden unbegleiteten Minderjährigen männlichen Geschlechts. 

Die Altersstruktur der unbegleiteten Minderjährigen zeigt deutlich, dass es sich überwie-
gend um Jugendliche handelt, die bald die Volljährigkeit erreichen (Abbildung 3). Schon 
die Gruppe der 14- bis 15-Jährigen ist sehr viel kleiner und die Zahl der unter 14-Jährigen 
ist schon fast verschwindend gering. Dabei ist allerdings einschränkend zu bemerken, 
dass aus zahlreichen Rückmeldungen von Vormündern bekannt ist, dass diese gerade bei 
jüngeren Mündeln sehr zurückhaltend bei der Frage einer Asylantragstellung sind, unab-
hängig von den Herkunftsländern, sondern eher aufgrund der Fragestellung, ob das Kind 
aufgrund seines Alters einem Asylverfahren gewachsen ist. 
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Asylsuchende unbegleitete Minderjährige 2014, nach Alter und Geschlecht 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, eigene Grafik 
 

   Abbildung 3 

Bei Betrachtung der Hauptherkunftsländer (Abbildung 4) wird deutlich, dass der weitaus 
überwiegende Anteil der asylsuchenden unbegleiteten Minderjährigen aus den Hauptkri-
sengebieten Afghanistan, Syrien und Somalia sowie dem autokratisch geführten Eritrea 
stammt. Gerade aus diesen vier Hauptherkunftsländern kommen überwiegend männliche 
Antragsteller. Nur bei einigen wenigen Herkunftsländern ist ein etwas höherer Anteil an 
weiblichen Antragstellerinnen festzustellen, so Äthiopien mit 34 Prozent, Nigeria mit 42 
Prozent und Serbien mit einem weiblichen Anteil von sogar 60 Prozent.  

Hier ist zu beachten, dass unter Miteinbeziehung von Jugendlichen, bei denen kein Asyl-
antrag gestellt wird, die Zusammensetzung der Hauptherkunftsländer wahrscheinlich 
etwas anders aussähe. So ist aus einigen Städten und Regionen bekannt, dass dort der 
Anteil Minderjähriger aus den Maghreb-Staaten (inklusive Ägypten) erheblich ist und dass 
bei diesen Jugendlichen häufig kein Asylantrag gestellt wird. Genaue Zahlen liegen lei-
der, wie oben beschrieben, nicht vor. 

Hauptherkunftsländer von asylsuchenden unbegleiteten Minderjährigen 2014 

Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, eigene Grafik 

 Abbildung 4 
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2. Fluchtwege 

Über die Gefahr der Flucht über das Mittelmeer wird in den Medien zurzeit ausführlich 
berichtet. Dabei gerät möglicherweise aus dem Blick, dass auch der Weg durch die Saha-
ra mit extremen Gefahren verbunden ist. Genaue Zahlen zu Todesopfern bei der Durch-
querung der Wüste sind nicht bekannt. Sowohl Jugendliche aus Eritrea als auch aus So-
malia kommen in der Regel über diese Route nach Libyen oder Ägypten, um von dort 
nach Europa überzusetzen.  

Auch der Landweg von Afghanistan nach Deutschland über den Iran, die Türkei, Grie-
chenland, Bulgarien usw. ist ein äußerst schwieriger Weg, wenn man sich vorstellt, dass 
Jugendliche diesen Weg häufig zu Fuß, Schleppern ausgeliefert, meistern müssen. Die 
Flucht von Minderjährigen geschieht häufig in Abschnitten mit längeren Aufenthalten in 
Drittstaaten, sodass die Reise oft Monate, manchmal Jahre dauert. Dabei besteht aufgrund 
der extremen Vulnerabilität immer die Gefahr, ausgebeutet zu werden, sexuellen Über-
griffen ausgesetzt zu sein oder in die Fänge von Menschenhändlern zu gelangen. Entfüh-
rungen von Flüchtlingen und die Erpressung von Familienangehörigen im Heimatland 
nehmen zu. Oft werden die Jugendlichen auch inhaftiert, insbesondere aus Libyen wird 
dies häufig berichtet. 

Dass die Jugendlichen nicht in Drittstaaten verweilen, sondern weiterziehen und vor al-
lem nach Europa gelangen wollen, liegt u. a. auch daran, dass in den Drittstaaten wie 
z. B. Sudan, Libyen, der Türkei, dem Iran oder Ägypten, aber auch in europäischen Län-
dern wie Griechenland, Italien oder mitunter Frankreich entweder keine ausreichenden 
Schutzangebote für diese Kinder und Jugendlichen zur Verfügung stehen, diese Schutz-
angebote für die Jugendlichen faktisch nicht erreichbar sind oder sie den Bedarfen der 
Jugendlichen nicht immer entsprechen.8 

Zunehmend sind Kinder von zwangsweiser Trennung auf der Flucht betroffen. Sie bege-
ben sich mit ihren Eltern gemeinsam auf die Flucht, werden dann aber von ihren Fami-
lienangehörigen getrennt und sind damit auf sich alleine gestellt. Schlepper nehmen diese 
Trennungen entweder billigend in Kauf oder provozieren sie möglicherweise, um die 
einzelnen Familienangehörigen gefügiger zu machen. Manchmal kommen Eltern in 
Deutschland an, deren Kinder in einem anderen Land zurückgeblieben sind, manchmal 
kommen die Kinder alleine hier an. Der Suchdienst des Internationalen Roten Kreuzes 
wird zunehmend von Betroffenen kontaktiert, die ihre Familienangehörigen finden wol-
len. Doch auch wenn telefonischer Kontakt besteht, ist es oft nicht einfach, die Familien 
wieder zu vereinen. Befinden sich Angehörige in einem sog. Dublin-Staat9, ist eine Fami-
lienzusammenführung über das Dublin-Verfahren möglich. Dies ist zwar zeitaufwändig, 
gelingt aber häufig. Problematischer sind Familientrennungen, wenn sich einzelne Fami-
lienmitglieder außerhalb Europas befinden. In solchen Fällen müssen die Angehörigen in 
Deutschland erst einmal das Asylverfahren durchlaufen und eine positive Entscheidung 
erhalten. Erst dann besteht ein Rechtsanspruch auf Familienzusammenführung.10 Auf-

                                                
8  Siehe dazu: UNHCR: Protecting Children on the Move: Addressing protection needs through reception, 

counselling and referral, and enhancing cooperation in Greece, Italy and France, Juli 2012. 
9  Dies sind alle EU-Mitgliedstaaten sowie die Schweiz, Liechtenstein und Norwegen. 
10  Anspruch besteht bei Flüchtlingsstatus oder subsidiärem Schutz, Details sollten bei einer Beratungsstelle 

oder einem Anwalt erfragt werden. 
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grund der derzeit langen Verfahrensdauer im Asylverfahren ist das für die Beteiligten eine 
sehr schwierige Situation. Es kann faktisch Jahre dauern, bis z. B. Eltern zu ihrem Kind 
nachreisen können. Wird die/der Jugendliche während des Asylverfahrens volljährig, 
erlischt der Rechtsanspruch auf Nachzug der Eltern.11 Die Zeit des Wartens ist für alle 
Beteiligten eine extreme Belastungssituation. 

3. Fluchtgründe 

Die Fluchtgründe von Kindern können denen der Eltern ähneln, z. B. wenn Kinder aus 
Kriegsgebieten wie in Syrien fliehen. Auch bei religiöser Verfolgung ähneln sich die 
Gründe der Kinder und Erwachsenen, so z. B. bei Christen oder Jeziden aus dem Irak, 
Ahmadiyya aus Pakistan oder Bahá‘i aus dem Iran. Es gibt aber auch kinderspezifische 
Fluchtgründe, wie z. B. die Zwangsrekrutierung als Kindersoldaten oder die Verletzung 
kinderspezifischer Rechte wie das Recht auf Bildung und Entwicklung. Häufig wird auch 
geschlechtsspezifische Verfolgung wie Zwangsbeschneidung und Zwangsheirat von Min-
derjährigen vorgetragen. 

Ein weiteres Phänomen ist die mögliche Mitbetroffenheit der Kinder bei einer Verfol-
gungsgefahr, die eigentlich auf die Eltern ausgerichtet ist. So können Eltern zum Beispiel 
politisch aktiv sein und die Kinder hierdurch in Gefahr geraten: Häufig erzählen die El-
tern ihren Kindern nichts von den Hintergründen, um sich und die Kinder nicht zusätz-
lich zu gefährden, sondern bringen ihre Kinder außer Landes, ohne dass diese wissen, 
warum.  

Typischerweise sind Kinder besonders schutzbedürftig, wenn sie keine Familie haben, die 
sie schützen kann. Deswegen kommen nach Europa häufig Minderjährige, deren Eltern 
gestorben sind, deren Familien zerbrochen sind oder die vor familiärer, auch sexualisier-
ter Gewalt in der Familie fliehen.  

In diesen Fällen wäre eigentlich der Heimatstaat gefordert. Laut Art. 20 der UN-
Kinderrechtskonvention hat ein Kind, das aus seiner familiären Umgebung herausgelöst 
ist, Anspruch auf besonderen Schutz und Beistand des Staates. Nachdem alle Staaten der 
Welt außer den USA die UN-Kinderrechtskonvention unterzeichnet haben,12 sind diese 
Unterzeichnerstaaten verpflichtet, Schutzmaßnahmen für die betroffenen Kinder zu in-
stallieren. Faktisch sind aber Schutzmaßnahmen in vielen Ländern der Welt nicht vor-
handen oder nicht erreichbar, sodass diese Kinder besonders vulnerabel sind. Ohne 
Schutz der Familie müssen sie zudem möglicherweise als Straßenkinder ihr Überleben 
sichern oder sind Gefahren wie Zwangsprostitution, Arbeitsausbeutung und Organhandel 
ausgesetzt, sodass sie aus ihren Heimatländern fliehen, um in Europa Schutz zu finden. 

                                                
11  § 36 Abs. 1 AufenthG, BVerwG-Entscheidung BVerwG 10 C 9.12 vom 18.04.2013. 
12  Zuletzt haben Südsudan und Somalia im Jahr 2015 die UN-Kinderrechtskonvention ratifiziert. 
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Auf einige Fluchtgründe wird im Weiteren noch genauer eingegangen:  

Zwangsrekrutierung 

In allen vier Haupt-Herkunftsländern – Afghanistan, Eritrea, Syrien und Somalia – spielt 
Zwangsrekrutierung eine bedeutende Rolle. Meist erfolgt die Rekrutierung durch regie-
rungsfeindliche Gruppierungen,13 zum Teil auch durch staatliche Kräfte.14 In Eritrea be-
steht die Besonderheit, dass alle Personen bis zu ihrem 40. Lebensjahr den Nationaldienst 
ableisten müssen. Als Vorstufe müssen alle Jugendlichen die letzte Klasse der Sekundar-
stufe und ihren Schulabschluss im Militärcamp Sawa absolvieren. Dort stehen sie unter 
militärischer Kontrolle und müssen auch eine militärische Ausbildung durchlaufen.15 Vie-
le Jugendliche fliehen daher vorher, um nicht in dieses Zwangssystem einsteigen zu müs-
sen.  

Daneben droht auch in vielen anderen Staaten die Gefahr, als Kindersoldat rekrutiert zu 
werden. Dabei darf nicht vergessen werden, dass 40 Prozent der Kindersoldaten weltweit 
weiblich sind. Unter Zwangsrekrutierung wird nicht nur der erzwungene Dienst an der 
Waffe verstanden, sondern dieser erfasst auch Dienste als Träger/innen, Küchengehilf/in-
nen oder die sexuelle Ausbeutung durch Angehörige der Streitkräfte.16 Wird Zwangsrek-
rutierung von Minderjährigen im Asylverfahren vorgetragen, wird dies vom Bundesamt 
generell als flüchtlingsrelevant anerkannt. Das Problem besteht jedoch oft darin, dass die 
Kinder nicht in der Lage sind, sich gegenüber ihren Betreuer/innen oder dem/der Ent-
scheider/in in der Anhörung zu öffnen, da sie schwer traumatisiert sind und oft zudem 
von Schuldgefühlen geplagt werden. Das kann dazu führen, dass diese Kinder zunächst 
eine völlig andere Geschichte erzählen. Mitunter erkennt man erst nach sehr viel längerer 
Zeit die wahren Fluchtgründe. Das ist eine Herausforderung für das Asylverfahren: 
Die/der betroffene Jugendliche sollte, wenn sie/er nach dieser Zeit endlich das Vertrauen 
gefasst hat, eine neue Chance erhalten, ihre/seine Fluchtgründe geprüft zu bekommen. 

Geschlechtsspezifische Verfolgung 

Geschlechtsspezifische Verfolgung spielt ebenfalls eine große Rolle in den Haupther-
kunftsländern Afghanistan, Irak, Syrien und Somalia. Familiäre Gewalt und Zwangsheirat 
kommen auch in Staaten wie Äthiopien und Guinea häufig vor. In vielen afrikanischen 
Staaten ist die Genitalverstümmelung von Mädchen noch immer gängige Praxis. Es kann 
sein, dass Mädchen Opfer von wirtschaftlicher oder sexueller Ausbeutung innerhalb der 
Familie werden. Wenn Mädchen ihre Familien verlassen, befinden sie sich oft in einer 
noch vulnerableren Situation als Jungen.  

Doch auch bei Jungen gibt es geschlechtsspezifische Verfolgung. Afghanische Jugendli-
che berichten häufiger, in ihrem Heimatland aus unterschiedlichen Motiven entführt 
worden, dabei aber auch sexuellem Missbrauch ausgeliefert gewesen zu sein. Diese 

                                                
13  Human Rights Watch, Maybe We Live and Maybe We Die - Recruitment and Use of Children by Armed 

Groups in Syria, 2014; Human Rights Watch, No Place for Children: Child Recruitment, Forced Marriage, 
and Attacks on Schools in Somalia, 2012; 

14  Schweizerische Flüchtlingshilfe, Syrien: Rekrutierung durch die Syrische Armee, 2014. 
15  Schweizerische Flüchtlingshilfe, Eritrea: Rekrutierung von Kindern in den Nationaldienst, 2011. 
16  Wessels, Girls in Armed Forces and Groups in Angola, in: Child Soldiers in the Age of Fractured States, 

2009, S. 183-199. 
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Übergriffe erfolgen oft gezielt, um die Familien dieser Jungen zu entehren. Daneben gibt 
es in Afghanistan die Tradition des Baccha Baazi: Hierbei werden Jungen als Tanz-Jungen 
an reiche Männer verkauft, in dieser Funktion müssen die Jungen auch sexuelle Dienste 
leisten. 

In vielen Ländern der Welt ist Prostitution von Straßenkindern zu beobachten. Außerdem 
werden in manchen Ländern Mädchen und Jungen aufgrund ihrer homosexuellen Nei-
gungen verfolgt, sodass sie ihre Heimatländer verlassen. 

Menschenhandel 

Es ist festzustellen, dass die Gefahr, Opfer von Menschenhandel zu werden, wächst, 
wenn Kinder keinen Schutz durch ihre Familien haben. So können Mädchen, die z. B. 
vor Zwangsheirat aus der Familie fliehen, leichter in die Fänge von Menschenhändlern 
gelangen, die diese vulnerable Situation ausnutzen. Mädchen werden häufig mit Verspre-
chungen angelockt und nach Deutschland in die Prostitution geschickt. Entsprechende 
Fälle sind aus Nigeria und Guinea, aber auch Kenia und Mali bekannt.  

Es sind Fälle äthiopischer Mädchen bekannt, die ohne familiären Schutz waren und in 
Addis Abeba angesprochen und angeworben wurden, um als Hausmädchen in den 
Golfstaaten zu arbeiten. Dort wurden sie Opfer sexueller und wirtschaftlicher Ausbeutung 
in der Familie ihres Arbeitgebers. Manche Mädchen kamen mit ihren Arbeitgebern zu 
Urlaubszwecken aus den Golfstaaten nach Deutschland. Nach der Flucht aus der Familie 
stellten sie sich den deutschen Behörden. 

Politische und wirtschaftliche Umbrüche im Herkunftsland 

Bei unbegleiteten Minderjährigen spielt als Grund für die Ausreise oft auch die mangeln-
de Perspektive eine Rolle. So kommen vermehrt Jugendliche aus Staaten, in denen politi-
sche Umbrüche stattfanden und in denen die Bevölkerung generell verunsichert ist und 
sich die wirtschaftliche Lage massiv verschlechtert hat, was sich entsprechend in einer 
hohen Jugendarbeitslosigkeit widerspiegelt. Doch auch hier muss man genau hinschauen: 
Die vordergründig wirtschaftlichen Faktoren können auch mit weiteren Aspekten wie 
geringen Bildungschancen, Zwang zur Kinderarbeit, Ausbeutung und fehlender Rechts-
staatlichkeit sowie familiären Problemen vermischt sein. 

Es gibt immer wieder das Phänomen, dass Jugendliche aus bestimmten Herkunftsländern 
hier in Deutschland delinquent werden. Dabei fehlt häufig der Blick auf mögliche 
Zwangsstrukturen, die in die Herkunftsländer hineinreichen. Jugendliche werden mög-
licherweise gezielt dafür angeworben, um in Deutschland im Drogenhandel aktiv zu 
werden oder andere Straftaten zu begehen. In diesen Fällen wären sie möglicherweise 
keine Täter, sondern Opfer, denen man entsprechende Schutzmaßnahmen zur Verfügung 
stellen muss. Daher ist es wichtig, sehr genau zu prüfen und diese möglichen Strukturen 
zu erkennen. Eine intensivere fachübergreifende Diskussion wäre hier sehr hilfreich.  
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4. Herausforderungen beim Erkennen und Bewerten kinderspezifischer Fluchtgründe 

Die bisherigen Ausführungen haben die Vielschichtigkeit der Fluchtgründe von unbeglei-
teten Minderjährigen aufgezeigt. Möglicherweise haben die Kinder und Jugendlichen 
Schlimmes mitgemacht und es ist für sie eine große Herausforderung, darüber vor ande-
ren Personen zu sprechen. Die Basis hierfür ist ein Vertrauensaufbau. 

Außerdem darf man nicht vergessen, dass sich die meisten Jugendlichen gerade in der 
Pubertät befinden. Jugendlichen in diesem Alter fällt es aufgrund ihres Entwicklungsstan-
des oft schon extrem schwer, mit vertrauten Personen über emotionale Dinge zu spre-
chen. Noch schwieriger ist es daher, sich bezüglich sensibler Themen einer fremden Per-
son gegenüber zu öffnen. 

Zudem sind entsprechende Ressourcen nötig, denn es braucht oft viel Zeit, mit einem 
Dolmetscher die Fluchtgründe detailliert zu erarbeiten. Wenn dies dem Vormund oder 
den Betreuern der Clearingeinrichtung gelungen ist, stellt sich oft die wichtige Frage, ob 
diese Gründe im Asylverfahren zu einer positiven Entscheidung führen können. Hierzu ist 
oft eine rechtliche Einschätzung notwendig. Denn die Frage, wie die oft kinderspezifi-
schen Gründe rechtlich zu werten sind, ist komplex. UNHCR hat Richtlinien herausge-
ben, in denen u. a. internationale Rechtsprechung zu verschiedenen rechtlich diffizilen 
Aspekten zusammengestellt wurde, um weltweit eine kinderspezifische Interpretation der 
Genfer Flüchtlingskonvention voranzutreiben und kinderspezifische Verfahren zu stär-
ken.17 Personen, die keine spezielle Schulung in diesem Bereich erhalten haben, können 
häufig zu diesen Fragen keine fundierte Entscheidung treffen. 

Derzeit stellt, nach vorsichtigen Schätzungen, nur die Hälfte aller unbegleiteten Minder-
jährigen, die nach Deutschland kommen, einen Asylantrag. Wie schon eingangs erwähnt, 
gibt es weder genaue Zahlen noch Untersuchungen, aus welchen Ländern diese Jugend-
lichen kommen und welche Gründe sie für ihre Ausreise oder Flucht nennen. Es besteht 
die Befürchtung, dass in einigen Fällen vom Vormund keine Asylantragstellung forciert 
wird, weil entweder die zeitlichen Ressourcen nicht bestehen, die Fluchtgründe gründ-
lich zu besprechen, weil Unsicherheit besteht, wie die Gründe rechtlich einzuordnen 
sind, weil möglicherweise die Auffassung besteht, dass Mündel über 16 Jahren sich selbst 
kümmern könnten, weil sie ja handlungsfähig sind und damit ihren Asylantrag selbst stel-
len können, oder weil die Erfahrung gemacht wurde, dass das Asylverfahren belastend 
oder langwierig ist und die Erfolgsaussichten vermeintlich gering. Möglicherweise ent-
scheidet der Vormund auch gegen eine Asylantragstellung, weil er/sie gute Integrations-
potenziale des Jugendlichen sieht und eine Asylantragstellung daher für überflüssig ein-
schätzt. 

Aktuell findet eine politische Debatte darüber statt, wie die Aufenthaltssicherung für die-
jenigen Minderjährigen gestärkt werden kann, die sich hier gut integriert haben. Diese 
Debatte ist für die betroffenen Jugendlichen grundsätzlich positiv, weil sie ihnen neue 
Aufenthaltsperspektiven eröffnet. Hierzu gehört die geplante Erweiterung des Anwen-
dungsbereichs des § 25 a AufenthG bezüglich eines Bleiberechts für junge Heranwach-

                                                
17  Siehe Fußnote 3, UNHCR: Richtlinien zum Internationalen Schutz: Asylanträge von Kindern. 
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sende18 genauso wie die Vorschläge des Familienministeriums, den Aufenthalt für Min-
derjährige während der Ausbildung zu erlauben. Diese Debatte darf aber nicht auf Kosten 
einer vorrangigen Schutzgewährung im Rahmen eines Asylverfahrens geführt werden: 
Wenn ein Mädchen aus Gambia vor drohender Zwangsheirat nach Deutschland flieht, 
hat es das Recht auf Flüchtlingsschutz – unabhängig davon, ob es sich hier erfolgreich 
integriert. Dasselbe gilt für den syrischen oder afghanischen Jugendlichen, der vor 
Zwangsrekrutierung flieht. Der Flüchtlingsschutz oder subsidiäre Schutz bietet einen si-
cheren Aufenthalt mit rechtlichen Privilegien, die ein anderer Aufenthaltsstatus nicht bie-
tet.19 

Wichtig ist, hier deutlich hervorzuheben, dass jeder Mensch, d. h. auch jedes Kind das 
Recht hat, einen Asylantrag zu stellen und die Fluchtgründe prüfen zu lassen, um den 
entsprechenden Schutz, der ihm zusteht, auch zu erhalten. Der Vormund, der ja dem 
Kindeswohl verpflichtet ist, muss also sehr gründlich überlegen, ob er einen Asylantrag 
stellt oder auf dieses Recht verzichtet. Denn diese Entscheidung kann sehr weitreichende 
Folgen haben und muss in einem bestimmten Rahmen entsprechend sorgfältig getroffen 
werden.20 Dies löst allerdings nicht das Dilemma, dass sich viele Vormünder – zu Recht – 
überfordert fühlen, diese hochkomplexe Entscheidung für ihre Mündel zu treffen.  

Um die Möglichkeiten des Schutzes im Asylverfahren für unbegleitete Minderjährige zu 
stärken, müssen die Vormünder daher stärker unterstützt werden. Wenn in absehbarer 
Zeit die Handlungsfähigkeit für asylsuchende Kinder auf 18 Jahre hochgesetzt wird, wird 
die Verantwortung der Vormünder für das Asylverfahren noch einmal deutlich steigen. 
Wie kann man die Vormünder hier unterstützen? In Hessen wurde über viele Jahre vom 
Familiengericht regelmäßig ein Ergänzungspfleger bestellt, der den Vormund entlastet 
hat, indem er die Vertretung des Jugendlichen im Asylverfahren übernommen hat. Dies 
hat zu einer deutlichen Steigerung der Qualität der Asylverfahren geführt. In anderen 
Bundesländern wurde diese Praxis zum Teil ebenfalls beschritten. Der Bundesgerichtshof 
hat diese Praxis leider beendet.21 Die Asylverfahrensrichtlinie, die bis zum 20. Juli 2015 
umgesetzt werden muss, verlangt, dass der Vertreter des Jugendlichen über eine entspre-
chende Fachkenntnis verfügt.22 Eine einfach umzusetzende und wirkungsvolle Möglich-
keit wäre es, wenn gesetzliche Regelungen geschaffen würden, die es einem Vormund 
erlauben, für diese speziellen Fragen einen Anwalt zur Seite gestellt zu bekommen, der 
ihn in der Erfüllung seiner Aufgaben aus dieser Richtlinie unterstützt und dessen Kosten 
vom Staat übernommen werden. 

Diese verfahrenstechnischen Aspekte müssen mitgedacht werden, wenn es um die Frage 
geht, wie die Fluchtgründe von unbegleiteten Minderjährigen stärkere Beachtung finden 

                                                
18  Leider bleibt der derzeitige Gesetzesentwurf hinter dem ursprünglichen Vorschlag aus der Koalitionsver-

einbarung zurück und schließt Jugendliche aus, die mit 17 Jahren nach Deutschland einreisen, siehe: Stel-
lungnahme des UNHCR zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Neubestimmung des Bleiberechts 
und der Aufenthaltsbeendigung vom 29.12.2014. 

19  Hierzu gehört u. a. die Möglichkeit des Elternnachzugs, erleichterte Voraussetzungen für die Einbürgerung 
und ein Ausweisungsschutz. 

20  Siehe hierzu auch Fußnote 3: UNHCR/UNICEF: Safe and Sound, S. 41ff. 
21  Siehe BGH Beschluss vom 29. Mai 2013, Az. XII ZB 530/11. 
22  Siehe Art. 25 Abs. 1a der Richtlinie 2013/32/EU des europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 

2013 zu gemeinsamen Verfahren für die Zuerkennung und Aberkennung des internationalen Schutzes 
(Neufassung). 
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können. Vormünder, die sowieso sehr viel leisten müssen, sind keine Asylanwälte und 
dürfen, auch wenn sie sich in die asylrechtlichen Aspekte einarbeiten, nicht damit alleine 
gelassen werden. Flüchtlingskinder wiederum müssen bei Entscheidungen, die so exis-
tenziell sind wie im Asylverfahren oder bei der Frage, ob das Asylverfahren der richtige 
Weg ist, bestmöglich unterstützt werden. Anders kann der Vorrang des Kindeswohls nicht 
sichergestellt werden. 
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Rechtliche Grundlagen in der Arbeit mit unbegleiteten  

minderjährigen Flüchtlingen 

URSULA GRÄFIN PRASCHMA 
Abteilungspräsidentin, Leiterin der Abteilung Grundlagen des Asylverfahrens und  
Sicherheit, Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Nürnberg 

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bundesamt) befindet sich in einem mo-
numentalen Gebäude aus der Zeit des Dritten Reiches. Nach dem Ende des Krieges wa-
ren Amerikaner und seit 1996 ist die Zentrale des Bundesamtes dort untergebracht. Wir 
sitzen dort zusammen mit dem UNHCR, der Internationalen Organisation für Migration 
(IOM) und dem Hauptzollamt Nürnberg. Wir versuchen, unserer Aufgabe, Menschen in 
Not Schutz zu gewähren, auch vor dem Hintergrund der schwierigen Geschichte 
Deutschlands während des Dritten Reiches, gerecht zu werden. Das Bundesamt ist eine 
Bundesoberbehörde und gehört zum Geschäftsbereich des Bundesinnenministeriums 
(BMI).  

Die Aufgaben des Bundesamtes erschöpfen sich heute keineswegs in der Durchführung 
der Asylverfahren, was jahrzehntelang unsere Kernaufgabe darstellte. Wir sind heute 
ebenso zuständig für den Bereich der Integrationsförderung, nehmen internationale Auf-
gaben wahr und betreiben ein neues Forschungszentrum für Migrations- und Integrations-
forschung. Wir bieten darüber hinaus auch einen Informationsservice zu migrationsspezi-
fischen Themen; dies schließt eine Hotline ein, bei der sich Interessierte aus dem Ausland 
danach erkundigen, unter welchen Voraussetzungen sie als Fachkräfte in Deutschland 
berufstätig werden können. Wir sind zudem für die Führung des Ausländerzentralregisters 
(AZR) verantwortlich. Wir verwalten den AMIF – den Asyl-, Migrations- und Integrations-
fonds, über den viele Institutionen und Einrichtungen Mittel für die Durchführung von 
Projekten, die unter den Auspizien dieses Fonds laufen sollen, beantragt haben und da-
rauf hoffen, dass ihre Projekte zum Zuge kommen. Als diese Fördermittel unter den EU-
Staaten verteilt worden sind, wollten in Deutschland noch sehr viel weniger Personen 
Aufnahme finden als heute. Dadurch wird es schwierig sein, alle Projekte darüber zu 
finanzieren. Wir sind außerdem für die freiwillige Rückkehr zuständig, eine Option, die 
immer wichtiger wird und auch vorrangig vor der Rückführung zu betrachten ist. Eine 
neue Aufgabe, auf die wir stolz sind, ist das Resettlement, insbesondere die humanitäre 
Aufnahme der vielen Personen aus Syrien, die wir bereits bewerkstelligt haben.  

Das Bundesamt gliedert sich in fünf Abteilungen: Zentrale Dienstleistungen/Personal-
management, Internationale Aufgaben/Migration/Forschungszentrum, Integration und 
Gesellschaftlicher Zusammenhalt, Grundlagen des Asylverfahrens/Sicherheit, Durchfüh-
rung von Asylverfahren/Regionalkoordination der Integration. Zudem gibt es begleitend 
einen Wissenschaftlichen Beirat, einen Beirat für Forschungsmigration und ein Experten-
forum Asyl. Wir haben zurzeit um die 2.600 bis 2.700 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
Jeden Tag werden es mehr, denn wir sind im Bereich der Personalgewinnung schon gut 
vorangekommen. Wir bekamen im Jahr 2014 wegen des steigenden Asylzugangs 300 
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zusätzliche Stellen bewilligt. Für das Haushaltsjahr 2015 waren es bisher 350. Aus dem 
BMI höre ich, dass noch deutlich mehr Stellen in diesem Jahr dazukommen sollen.  

Das Bundesamt weist eine dezentrale Struktur auf und hat zurzeit insgesamt 25 Außen-
stellen im gesamten Bundesgebiet:  

1. Berlin, 
2. Bielefeld, 
3. Bramsche, 
4. Braunschweig, 
5. Bremen, 
6. Chemnitz, 
7. Deggendorf, 
8. Dortmund, 
9. Düsseldorf mit Flughafen, 
10. Eisenhüttenstadt, 
11. Frankfurt-Flughafen, 
12. Friedland,  
13. Gießen, 
14. Halberstadt, 
15. Hamburg mit Flughafen, 
16. Jena/Hermsdorf, 
17. Karlsruhe, 
18. Köln, 
19. Lebach, 
20. München mit Flughafen, 
21. Neumünster, 
22. Nostorf-Horst, 
23. Reutlingen/Eningen u. A., 
24. Trier, 
25. Zirndorf. 

Die neuesten Standorte sind Deggendorf und Bramsche. In nahezu allen Bundesländern 
werden demnächst weitere Erstaufnahmeeinrichtungen eröffnet. Das Bundesamt soll im-
mer dort, wo das Land eine Erstaufnahmeeinrichtung mit mindestens 500 Betten eröffnet, 
zusätzlich eine eigene Außenstelle einrichten. Die Zielvorstellung ist dabei, alles unter 
einem Dach zu vereinen.  

Das trifft jedoch bei den unbegleiteten Minderjährigen (UM) nicht zu. Früher war es üb-
lich, dass die 16- bis 18-Jährigen, die nach dem Asylverfahrensgesetz (AsylVfg) verfah-
rensfähig waren, ebenfalls in den Erstaufnahmeeinrichtungen untergebracht wurden. 
Dadurch waren die Einrichtungen der Jugendhilfe sehr viel weniger strapaziert. Das hat 
sich inzwischen geändert und die gegenwärtige regionale Verteilung hat zu einer Kon-
zentrationen von UM in bestimmten Ballungsräumen geführt.  
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1.  Grundlagen  

1.1 EU-Richtlinien und internationale Abkommen zum Schutz Minderjähriger 

Zu den grundlegenden Bestimmungen und Richtlinien gehören: 

 Genfer Flüchtlingskonvention (1951), 

 Haager Minderjährigenschutzabkommen (1961), 

 Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen (1990), 

 Entschließung des Rates der Europäischen Union (1997), 

 Aufnahmerichtlinie (ARL 2003/2013), 

 Verfahrensrichtlinie (VRL 2005/2013), 

 Qualifikationsrichtlinie (QualfRL 2011). 

Die Genfer Flüchtlingskonvention ist im Grunde das zentrale Dokument, verbunden mit 
dem Protokoll von 1967. Das internationale Flüchtlingsrecht beruht auf der Genfer 
Flüchtlingskonvention, die mittlerweile von über 130 Staaten unterzeichnet worden ist. 
Sie enthält zwar keine besonderen Regelungen für minderjährige Flüchtlinge, der von ihr 
ausgehende allgemeine rechtliche Schutz erstreckt sich aber auch auf Kinder und Jugend-
liche, da die Konvention keine Altersgrenzen kennt. Aus dem Sinn und Zweck der Kon-
vention ist das Erfordernis einer kindgerechten Auslegung abzuleiten. Das Haager Min-
derjährigenschutzabkommen verpflichtet die Staaten dazu, zu Gunsten der Minderjähri-
gen tätig zu werden, die sich auf ihrem Staatsgebiet aufhalten.  

Im Jahr 1997 wurde eine Entschließung des Rates der Europäischen Union verabschiedet, 
die zum ersten Mal für die Europäische Union festgeschrieben hat, dass die Anliegen der 
Minderjährigen bei allen Regelungen und Richtlinien zu berücksichtigen sind, wo es um 
die Unterbringung, Betreuung und Versorgung, um das Asylverfahren und um alle Aspek-
te des Aufenthaltes – bis hin zur Rückführung – geht. Die nachfolgende Aufnahmerichtli-
nie und die Verfahrensrichtlinie erfuhren im Jahr 2013 eine Ergänzung und Überarbei-
tung. Dieser ging die Qualifizierungsrichtlinie voraus.  

Die Adressaten der Aufnahmerichtlinie sind die Bundesländer und ihre Einrichtungen. 
Dabei geht es darum, dass die Aufnahme für alle Personen geregelt werden soll, die nach 
Deutschland kommen und dann in die Betreuung der Länder übergehen. Dabei gibt es 
u. a. spezielle Regelungen für die unbegleiteten Minderjährigen, die bestimmte Schutz-
vorschriften beinhalten. Dasselbe gilt für die Verfahrensrichtlinie, auch wenn der Fokus 
auf einen anderen Sachverhalt gelegt wird. Bei der Aufnahme geht es vorrangig darum zu 
identifizieren, welche Bedürfnisse die jungen Menschen haben, die zu uns kommen. Die 
Verfahrensrichtlinie ist im Wesentlichen an das Bundesamt in seiner Funktion als Asylbe-
hörde adressiert. In Europa gibt es außer uns mehrere Schwesterbehörden in den anderen 
Mitgliedstaaten. In der Verfahrensrichtlinie sind die Regeln für den Umgang mit Asylbe-
werbern einheitlich festgelegt. Diese früheren Richtlinien stellten jeweils Mindeststan-
dards dar, während die Regelungen aus dem Jahr 2013 darüber hinausgegangen sind. 
Das sind verpflichtende Standards, die das Minimum, den kleinsten gemeinsamen Nen-
ner von damals überschritten haben und anspruchsvolle Forderungen an die Ausgestal-
tung des Verfahrens beinhalten.  
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Die Qualifikationsrichtlinie regelt das materielle Flüchtlingsrecht. Dort ist festgelegt, was 
eine Verfolgungshandlung ist, was ein Verfolgungsgrund ist, wie das Ganze miteinander 
verknüpft sein muss und welche Beurteilungsmaßstäbe anzuwenden sind. Die Qualifika-
tionsrichtlinie ist bereits in deutsches Recht umgesetzt worden und wird auch in der Pra-
xis seit dem Jahr 2013 angewandt.  

Die Aufnahmerichtlinie und die Verfahrensrichtlinie müssen nun am 20. Juli 2015 vom 
deutschen Gesetzgeber umgesetzt werden, denn das EU-Recht ist jeweils innerhalb von 
zwei Jahren in das nationale Recht umzusetzen. An dem Gesetz, das die Aufnahme- und 
die Verfahrensrichtlinie umsetzen soll, wird gearbeitet. Der vorliegende Referentenent-
wurf hat jedoch noch nicht das Stadium der Ressortbeteiligung erreicht, sondern befindet 
sich noch in einem Vorstadium. Wir rechnen nicht damit, dass dieses Gesetz zum ge-
nannten Datum zustande kommt. Das Bundesamt wird versuchen, die Regelungen, die 
mit dem neuen Gesetz kommen sollen, durch interne Dienstanweisungen im Vorfeld 
umzusetzen. Denn wenn es der nationale Gesetzgeber nicht schafft, Richtlinien der EU 
rechtzeitig umzusetzen, findet das europäische Recht in dem jeweiligen Mitgliedstaat 
unmittelbar Anwendung.  

Zwei Richtlinien fehlen in der o. g. Aufzählung: Das betrifft einmal die Rückführungs-
richtlinie aus dem Jahr 2008. Auch dort sind spezielle Regelungen zum Schutz von Min-
derjährigen getroffen worden. Es geht im Wesentlichen darum, dass Minderjährige zur 
Sicherung der Rückführung nicht ohne Weiteres in Gewahrsam genommen werden; der 
Gewahrsam stellt die ultima ratio dar. Sollte die Überstellung in Gewahrsam tatsächlich 
erfolgen, sollte diese von kürzestmöglicher Dauer sein.   

Eine weitere Richtlinie zu Gunsten der Minderjährigen ist die Dublin-Verordnung. Diese 
besagt, dass eine Überstellung an den Mitgliedstaat nur dann möglich ist, wenn es um 
eine Familienzusammenführung geht.  

1.2. Definition „Unbegleitete Minderjährige“ 

Die internationale Definition nach der Aufnahme-, Verfahrens- und Qualifikationsrichtli-
nie bezeichnet den „Minderjährigen“ im Zusammenhang mit dem Flüchtlingsrecht als 
Drittstaatenangehörigen oder Staatenlosen unter 18 Jahren. Die Verfahrensfähigkeit ab 16 
Jahren in Deutschland ist eine Sonderregelung innerhalb Europas. Daher wurde beschlos-
sen, das Alter anzugleichen. Diese Altersangleichung war ursprünglich für den Gesetz-
entwurf vorgesehen, über den ich bereits berichtete, wird aber jetzt durch den Gesetz-
entwurf des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) vor-
gezogen. Die Angleichung an die europäischen Vorgaben soll einen besseren Schutz der 
jungen Menschen gewährleisten.  

Ein „unbegleiteter Minderjähriger“ wird verstanden als ein Minderjähriger (unter 18-
Jähriger) ohne Begleitung eines verantwortlichen Erwachsenen, der in das Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaates eingereist ist und auch nicht tatsächlich in andere Obhut genom-
men wurde. Leider kommt es vor, dass Minderjährige nach der Einreise ohne Begleitung 
zurückgelassen werden, sodass in diesen Fällen ein besonderer Schutzbedarf entsteht.  
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1.3 Zuständigkeiten 

Es bestehen innerhalb des Verfahrens verschiedene Zuständigkeiten (Abbildung 1):  

 
    Abbildung 1          © Ursula Gräfin Praschma 

Für die Aufnahme sind die Bundesländer zuständig. Beim Eintritt in das Asyl- bzw. Dub-
linverfahren geht die Zuständigkeit an das Bundesamt über. Sollte es zu einem Klagever-
fahren kommen, ist die Verwaltungsgerichtsbarkeit betroffen. Im Dublinverfahren gibt es 
so gut wie keine Klageverfahren, allerdings im Asylverfahren im erheblichen Umfang – 
was an den Ende des Jahres 2014 anhängigen fast 60.000 Gerichtsverfahren erkennbar 
ist. Die weiteren Schritte – entweder Aufenthalt und Integration oder Ausreise bzw. Ab-
schiebung – liegen wieder in der Verantwortung der Bundesländer.  

Das bedeutet, dass die Zuständigkeiten hin und her wechseln. Der Bund ist in allen Fra-
gen zuständig, in denen es um die Statusfeststellung im Rahmen des Asylverfahrens geht.  

2.  Aufnahme von „Unbegleiteten Minderjährigen“ 

Der allgemeine Ablauf der Aufnahme stellt sich in den allermeisten Fällen so dar, wie in 
Abbildung 2 skizziert. Sehr häufig werden die Minderjährigen von der Grenzbehörde, der 
Bundespolizei, aufgegriffen oder sie begeben sich selbst zur Erstaufnahmeeinrichtung. 
Dann kommen die Jugendämter ins Spiel, die die Inobhutnahme vornehmen.  

Heutzutage ist ein Clearinghaus Standard. Vor gar nicht so langer Zeit waren Clearing-
häuser noch nicht in dem notwendigen Maße verbreitet wie heute. Im Clearingverfahren 
wird festgestellt, ob der/die Betroffene überhaupt minderjährig ist. Das stellt oft ein sehr 
großes Problem dar. Wir im Bundesamt legen die Feststellungen, die Sie in den Clearing-
häusern treffen, den Entscheidungen zugrunde.  
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Abbildung 2              © Ursula Gräfin Praschma 

Das Jugendamt stellt den Antrag an das Familiengericht. Das Vormundschaftsgericht stellt 
entweder fest, dass der Betreffende nicht als Minderjähriger schutzbedürftig, sondern voll-
jährig ist – somit endet das Clearingverfahren –, oder das Vormundschaftsgericht bestellt 
einen Vormund und das Clearingverfahren wird fortgesetzt. Der Vormund regelt in die-
sem Fall den Aufenthaltsstatus, indem er zu Gunsten des Minderjährigen Anträge stellen 
muss, die für ihn die bestmögliche Variante darstellen.  

Die Voraussetzung der Inobhutnahme ist, dass ein ausländischer Minderjähriger unbe-
gleitet nach Deutschland eingereist ist und sich im Inland kein Personensorge- oder Er-
ziehungsberechtigter befindet.  

Die vorläufige Unterbringung erfolgt bei einer geeigneten Person, in einer geeigneten 
Einrichtung oder einer sonstigen Wohnform.  

Das geplante Verteilungsverfahren stellt eine gesetzliche Regelung eines landesinternen 
und bundesweiten Verteilungsverfahrens dar. Dabei sind die Berücksichtigung des Kin-
deswohls bei der Verteilung sowie die persönliche Begleitung als gesetzliche Pflicht die 
wichtigsten Eckpunkte.  

Auch beim Bundesamt werden die Eintreffenden nach dem „Königsteiner Schlüssel“ ver-
teilt, das bedeutet beispielsweise für Nordrhein-Westfalen etwas über 21 Prozent, für 
Bayern ca. 15 Prozent, für Baden-Württemberg knapp 13 Prozent. Jede Person wird auf 
die Quote angerechnet. Der große Unterschied zum jetzigen Verfahren, das Sie in der 
Zukunft umsetzen müssen, besteht darin, dass bei uns jemand nur angeben muss, dass 
ein Angehöriger seiner Kernfamilie bspw. in Hamburg lebt, und wir bzw. die Länder dies 
bei der Verteilung berücksichtigen. Aber grundsätzlich erfolgt die Verteilung nicht na-
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mentlich und es wird auch nicht im Einzelfall geprüft, ob es Gründe dafür gibt, die betref-
fende Person in eine bestimmte Stadt oder in ein bestimmtes Bundesland zu schicken. Es 
wird lediglich geprüft, ob das Bundesland die Quote erfüllt hat, ob in der Aufnahmeein-
richtung ein freies Bett zur Verfügung steht und ob in der zugeordneten Außenstelle des 
Bundesamtes das betreffende Herkunftsland bearbeitet wird. Mit dieser Form der Vertei-
lung haben wir gute Erfahrungen gesammelt, weil wir die komplizierten Prüfungen, die 
Ihnen mit dem neuen Gesetz für die unbegleiteten Minderjährigen (UM) bevorstehen, in 
unserem Verteilungssystem nicht durchführen müssen.   

3. Das Asylverfahren bei „Unbegleiteten Minderjährigen“ 

3.1 Handlungsfähigkeit im Asylverfahren 

Ein Ausländer, der das 16. Lebensjahr vollendet hat, ist bisher gemäß § 12 AsylVfG zur 
Vornahme von Verfahrenshandlungen fähig. Das heißt, der Jugendliche ab 16 Jahre kann 
selber entscheiden, ob er ein Asylverfahren durchführen möchte oder nicht. Die ARL 
(2013) und VRL (2013) müsste, wie gesagt, zwei Jahre nach Inkrafttreten in den Mitglied-
staaten umgesetzt werden, d. h. im Juli 2015 muss die Anhebung der Handlungsfähigkeit 
auf 18 Jahre erfolgen. Diese ist mit Änderung des AsylVfG geplant (etwa Anfang 2016).  

3.2 Asylantragstellung 

Nach § 14 Abs. 1 AsylVfG muss der Asylantrag persönlich bei der Außenstelle des Bun-
desamtes gestellt werden. Im Verfahren von UM erfolgt die Antragstellung schriftlich, 
weil der Minderjährige in einer Jugendhilfeeinrichtung untergebracht ist (§ 14 Abs. 2 Nr. 
2 AsylVfG). Wenn er nicht zum Wohnen in einer Aufnahmeeinrichtung für Erwachsene 
verpflichtet ist, besteht die Möglichkeit einer schriftlichen Antragstellung. Die Asylantrag-
stellung von Minderjährigen erfolgt durch den gesetzlichen Vertreter, bei UM ist dies der 
Vormund. Sofern der Antragsteller 16 oder 17 Jahre alt ist, kann er auch persönlich, ohne 
einen Vormund, in der zuständigen Außenstelle seinen Antrag stellen.  

Der Prüfungszuständigkeit des Bundesamtes bezieht sich darauf, ob tatsächlich Flücht-
lingsschutz zu gewähren ist, ob subsidiärer Schutz zu gewähren ist oder ob der Betreffen-
de Asyl bekommt. Außerdem prüfen wir von Amts wegen, ob nationale Abschiebeverbo-
te vorliegen (Abbildung 3).  

Der Flüchtlingsschutz ist im Grunde nach dem § 3 AsylVfG die Mutternorm. Diese deckt 
sehr viel ab. Es ist noch nicht in der Öffentlichkeit angekommen, dass das Asylrecht nach 
dem Grundgesetz nicht so viele rechtliche Optionen und keinen so umfassenden Schutz 
bietet wie der Flüchtlingsschutz. 
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Abbildung 3              © Ursula Gräfin Praschma 

Viele regen sich darüber auf, dass nur 2 Prozent überhaupt Asyl erhalten. Das verstellt 
jedoch den Blick darauf, dass der Flüchtlingsschutz umfassenderen Schutz gewährt als 
das Grundgesetz. Im Grundgesetz ist nur die staatliche Verfolgung erfasst, d. h. wenn die 
Verfolgung des Menschen, der zu uns geflohen ist, von Seiten des Staates ausgeht. In der 
Realität geht die Verfolgung aber häufig von Dritten aus. Das wurde bereits in das Zu-
wanderungsgesetz aufgenommen. Sie haben sicher die Bilder von der schrecklichen Ver-
folgung der Yeziden im Sinjar-Gebirge gesehen. Der „Islamische Staat (IS)“ hat gezielt 
Jagd auf die Religionsgemeinschaft der Yeziden gemacht. Daher geht hier die Gefahr von 
Dritten aus. So etwas geschieht in vielen Ländern. Daher bestand in diesem Zusammen-
hang eine große Rechtslücke, bis der Tatbestand eingeführt worden ist, dass die Verfol-
gung auch von anderen Akteuren ausgehen kann als dem Staat. Das umfasst der Flücht-
lingsschutz. Der subsidiäre Schutz ist ein Auffangschutz, der in weiten Teilen dieselbe 
Rechtsfolge hat. Die nationalen Abschiebeverbote sind nicht europäisch geregelt.  

Der Ablauf der Asylantragstellung sieht folgende Schritte vor: 

Nach Eingang des schriftlichen Asylantrags wird bei uns eine elektronische Verfahrensak-
te angelegt. Es erfolgt ein Datenabgleich im AZR, ob der Antragsteller schon einmal bei 
uns war. Das kommt relativ häufig vor. Wir haben es vielfach mit Folgeverfahren zu tun. 
Nach § 24 Abs. 1 S. 2 AsylVfG wird der Antragsteller in einer Sprache, deren Kenntnis 
vorausgesetzt werden kann, über den Ablauf des Asylverfahrens sowie seine Rechte und 
Pflichten im Verfahren belehrt.  

Die Ausstellung einer Aufenthaltsgestattung erfolgt in der Regel durch das Bundesamt und 
zwar nach der Antragstellung. Die Aufenthaltsgestattung ist der vorläufige Aufenthaltstitel, 
mit dem sich die betreffende Person überall ausweisen kann. Gemäß § 63 Abs. 3 AsylVfG 
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ist die Aufenthaltsgestattung jedoch von der Ausländerbehörde des Landes auszustellen, 
wenn der Antragsteller nicht verpflichtet ist, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. 

Der nächste Schritt ist die Ladung zu einem persönlichen Termin für die erkennungs-
dienstliche Behandlung (ED-Behandlung) und die Klärung von Fragen zum Thema „Fami-
lienzusammenführung“ im Rahmen der Dublin III-VO. Es ist aber auch möglich, diese 
beiden Punkte während des Anhörungstermins vorzusehen (vor oder nach der Anhörung 
– dies kommt auf die Außenstelle an). Die erkennungsdienstliche Behandlung wird bei 
allen Jugendlichen ab 14 Jahren regelmäßig durchgeführt. Die Fingerabdrücke werden 
von uns an das Bundeskriminalamt weitergegeben und an „EURODAC“, eine europäi-
sche Datenbank zur Speicherung von Fingerabdrücken, weitergeleitet. Dadurch ist er-
kennbar, ob der Betreffende schon einmal in einem europäischen Land registriert worden 
ist, wobei sich das auch auf Norwegen, die Schweiz, Island und Lichtenstein bezieht. Ein 
Datenabgleich erfolgt außerdem mit AFIS (national: Automatisiertes-Finger-abdruck-
Identifizierungs-System) und VIS (Visa-Informations-System/hier: Schengen-Visa).  

Die Dublin-Prüfung wird mit dem Ziel der Familienzusammenführung durchgeführt. Das 
Zuständigkeitsbestimmungsverfahren nach der Dublin-III-VO ist seit dem 01.01.2014 
unmittelbares europäisches Recht in allen Mitgliedstaaten. An dieser Verordnung kann 
der deutsche Gesetzgeber nichts ändern. Das wird häufig kritisiert. Diese Verordnung gilt 
für Drittstaatsangehörige und Staatenlose, die einen Antrag auf internationalen Schutz 
gestellt haben. 

Nach diesem Zuständigkeitsbestimmungsverfahren ist für UM der Mitgliedstaat zuständig, 
in dem der Antrag zuletzt gestellt wurde. Das hat der Europäische Gerichtshof ausgelegt, 
weil sich dahinter eine Streitfrage verborgen hat. Früher war es üblich, dass auch UM im 
Rahmen der Dublin-VO in andere Mitgliedstaaten rücküberstellt worden sind. Das ist nun 
seit der Entscheidung vom 06.06.2013 nicht mehr erlaubt. Wenn ein UM in Deutschland 
aufgegriffen wird und hier einen Antrag stellt, kann er in der Regel auch in Deutschland 
bleiben. Eine Ausnahme kommt nur dann in Betracht, wenn ein naher Verwandter in 
einem anderen Mitgliedstaat lebt und somit eine Familienzusammenführung in diesen 
Mitgliedstaat möglich ist (Art. 8 Dublin-III-VO). Allerdings gibt es Bestrebungen einiger 
Staaten, unter besonderen Umständen doch zu der alten Rechtslage zurückzukehren und 
auch UM in andere Mitgliedsstaaten zurückzuschicken. Das Bundesamt hat sich sehr 
deutlich gegen diese Option ausgesprochen. Es verbietet sich unserer Auffassung nach, 
UM einer derartigen Prozedur auszusetzen.   

Wenn eine Familienzusammenführung stattfindet, wird kein Asylverfahren durchgeführt 
(Abbildung 4). Die Überstellung zur Familienzusammenführung wird mit dem Mitglied-
staat geklärt und vollzogen. 
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     Abbildung 4         © Ursula Gräfin Praschma 

Ist keine Familienzusammenführung möglich, führt die Antragstellung zum Asylverfahren 
mit Anhörung und Entscheidung (Abbildung 5): 

 
    Abbildung 5           © Ursula Gräfin Praschma 

Aufgrund des Anstiegs der Anträge ist die Verfahrensdauer im Moment zu lang. An die 
5.000 Verfahren von UM sind noch nicht abgeschlossen. Die Bearbeitung dieser Anträge 
hat zwar eine hohe Priorität, kann aber unter Berücksichtigung ebenfalls vorrangig zu 
bearbeitender Fallkonstellationen und der begrenzten Personalressourcen aktuell nicht in 
der von uns angestrebten Zeitspanne erfolgen.  
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3.3 Anhörung und Entscheidung 

Die Anhörung findet im unmittelbaren Zusammenhang mit der Antragstellung durch ei-
nen Entscheider statt. Es handelt sich in diesem Fall um besonders geschulte Mitarbeiter 
des Bundesamtes, sogenannte Sonderbeauftragte. Sie verfügen über spezielle rechtliche, 
kulturelle und psychologische Kenntnisse und werden seit 1996 flächendeckend zur An-
hörung vulnerabler Personengruppen eingesetzt.  

Es gibt auch Sonderbeauftragte für geschlechtsspezifisch Verfolgte, für Folteropfer und 
Traumatisierte sowie für Opfer von Menschenhandel. Es hat sich aus unserer Sicht in der 
Praxis sehr ausgezahlt, dass wir solche Sonderbeauftragten mit Verbindung zu allen Ver-
fahrensbeteiligten und den Fachstellen haben. Die Sonderbeauftragten für UM agieren 
vor allem in den Außenstellen, wo eine besondere Konzentration von UM besteht: in 
Düsseldorf, München, Gießen, Hamburg, Berlin. Die Schwerpunkte liegen insbesondere 
in den großen Städten. Sollte demnächst eine bundesweite Verteilung erfolgen, wird auch 
das Bundesamt gefordert sein, zusätzliche Expertise in den Außenstellen aufzubauen, die 
bisher noch nicht mit der Bearbeitung derartiger Verfahren betraut waren.  

Die Anhörungen im Bundesamt sind nicht öffentlich und sollen in der Begleitung des 
gesetzlichen Vertreters – des Vormundes/Betreuers oder sonstigen Verfahrensbevollmäch-
tigten – durchgeführt werden, damit der Jugendliche nicht allein und ohne Beistand eine 
solche Situation meistern muss. Außerdem nimmt ein Dolmetscher teil. Im Zusammen-
hang mit der Anhörung und auch in Anwesenheit der Beteiligten wird das Protokoll vom 
Entscheider fixiert. Der Dolmetscher übersetzt das Protokoll, das dann ausgehändigt wer-
den soll. Das gelingt nicht immer, in diesem Fall wird es zugesandt. Auf jeden Fall be-
steht die Möglichkeit, Missverständnisse, die vielleicht während der Anhörung aufgetre-
ten sind, später noch zu korrigieren.  

Die Entscheidung über den Asylantrag erfolgt durch das Bundesamt nach umfassender 
Sachverhaltsaufklärung und fundierter Einzelfallprüfung. Es ergeht ein schriftlicher Be-
scheid mit Rechtsbehelfsbelehrung an den Antragsteller in seiner Sprache. Auch das ist 
eine wesentliche Vorgabe der Verfahrensrichtlinie der EU.  

Die Prüfung bei der Entscheidung wird in der Reihenfolge durchgeführt, wie in Abbildung 
6 dargestellt.  

Der Flüchtlingsschutz ist der umfassendste Schutz, der gewährt werden kann. Beim 
Flüchtlingsschutz geht es vor allem darum, welche Verfolgungsgründe vorliegen. Die 
Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft erfolgt gemäß § 3 Abs. 1 AsylVfG. 

Ein Ausländer ist Flüchtling (im Sinne der Genfer Konvention), wenn er sich 

1. aus begründeter Furcht vor Verfolgung wegen seiner Rasse, Religion, Nationalität, 
politischen Überzeugung oder  Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe 

2. außerhalb des Landes (Herkunftslandes) befindet, dessen Staatsangehörigkeit er be-
sitzt und dessen Schutz er nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser 
Furcht nicht in Anspruch nehmen will. 
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           Abbildung 6              © Ursula Gräfin Praschma 

Heute wird allerdings nicht mehr von „Rasse“, sondern von „Ethnie“ gesprochen. Ich 
schließe auch nicht aus, dass bei den UM bestimmte soziale Gruppen vorkommen kön-
nen, zum Beispiel die der Straßenkinder, die zu bestimmten Handlungen gezwungen 
werden, Kinder, die man zum Betteln zwingt, oder die Gruppe der homosexuell orientier-
ten Jugendlichen – das heißt eine Gruppe, die sich erkennbar durch ein besonderes 
Merkmal abhebt, daran aber nichts ändern kann und als eine solche Gruppe Opfer von 
Verfolgung wird. Es muss eine Verfolgungshandlung vorliegen, die einen Eingriff in die 
unveräußerlichen Rechte darstellt. Hinzukommen muss, dass der Betroffene den Schutz 
seines Heimatlandes nicht in Anspruch nehmen kann, entweder weil der Staat selber der 
Verfolgungsakteur ist oder weil der Staat kein funktionierendes Justizsystem hat bzw. gar 
nicht gewillt ist, einzuschreiten. Ein klassisches Beispiel ist die Homosexualität. In vielen 
Ländern Afrikas ist Homosexualität ein Straftatbestand. Wenn Übergriffe von Dritten auf 
diese Gruppe erfolgen, schreitet der Staat nicht ein oder setzt die Verfolgung des Opfers 
selbst verschärft fort.  

Im Unterschied zum Flüchtlingsschutz geht es beim Asylrecht nach dem Grundgesetz 
allein um die Verfolgung durch den Staat des Antragstellers. Artikel Abs. 1 GG formuliert 
allgemein: „Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.“  

Subsidiärer Schutz ist ein „auffangender Schutz“ gemäß § 4 Abs. 1 AsylVfG in Überein-
stimmung mit der Qualifikationsrichtlinie der EU. Ein Ausländer ist demnach subsidiär 
Schutzberechtigter, wenn ihm in seinem Herkunftsland ein ernsthafter Schaden droht. 
„Ernsthafter Schaden“ bedeutet: 

 Verhängung oder Vollstreckung der Todesstrafe, 

 Folter oder unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung oder 

 ernsthafte individuelle Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit im Rahmen 
eines internationalen oder innerstaatlichen bewaffneten Konflikts. 
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Letzterer Fall tritt auf bei Personen, die sich in solchen Konflikten immer dort aufhalten, 
wo es besonders gefährlich ist, weil sie Arzt oder Sanitäter sind, oder die gefährdet sind, 
weil sich die Lage durch einen Bürgerkrieg dermaßen verdichtet hat, sodass jeder, der 
sich in dem betreffenden Gebiet aufhält, in die Gefahr der Verletzung oder Tötung gera-
ten kann. Im Unterschied zum Flüchtlingsschutz fehlen besondere Verfolgungsgründe. 
Der Betroffene wird zum Opfer, weil er sich einfach am falschen Ort aufhält.  

Die Abschiebeverbote sind national geregelt. Ein Ausländer darf nicht abgeschoben wer-
den,  

 soweit sich aus der Anwendung der EMRK ergibt, dass die Abschiebung unzulässig 
ist (§ 60 Abs. 5 AufenthG), z. B. mangelndes Existenzminimum bei UM ohne Fami-
lie im Heimatland, oder 

 wenn im Zielstaat eine erhebliche konkrete Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit be-
steht (§ 60 Abs. 7 AufenthG), z. B. erhebliche Verschlechterung einer Erkrankung. 

Bei einem jungen Mann aus Afghanistan könnte man zum Beispiel eine interne Fluchtal-
ternative prüfen, ob er sich nicht auch in Kabul niederlassen könnte, wenn er woanders 
verfolgt worden ist. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts müsste 
aber die Möglichkeit bestehen, dass er sich dort ein Existenzminimum aufbauen kann. 
Kann er das nicht, wäre das ein klassischer Fall, bei dem wir ein nationales Abschiebe-
verbot aussprechen würden, auch wenn sonst keine anderen Verfolgungsgründe vorlä-
gen. 

Ein weiterer klassischer Fall für ein Abschiebeverbot ist das Auftreten einer Erkrankung, 
die so gefährlich ist, dass sie sich unmittelbar verschlechtert, wenn der Betroffene in sein 
Heimatland zurückkehren müsste, weil dort keine Behandlung möglich oder aus finanzi-
ellen oder sonstigen Gründen nicht zugänglich ist. Gerade im Zuge der Zuwanderung aus 
den Balkanstaaten weisen viele Personen erhebliche gesundheitliche Beeinträchtigungen 
auf, die in ihren Heimatländern entweder nicht behandelbar sind oder deren Behandlung 
den betroffenen Personen aufgrund ihrer sozialen Situation nicht zugänglich ist.  

Der Unterschied zu subsidiärem Schutz besteht darin, dass es keinen Verfolgungsakteur 
im engeren Sinne gibt. In den Fällen des mangelnden Existenzminimums oder der Erkran-
kung kann man keinen unmittelbar Verantwortlichen feststellen.  

Gegen eine ablehnende Entscheidung des Bundesamtes kann um Rechtsschutz vor dem 
zuständigen Verwaltungsgericht nachgesucht werden (Klageverfahren). Wird die Ent-
scheidung des Bundesamtes bestands- bzw. rechtskräftig,  erfolgt die Ausreise bzw. Ab-
schiebung des Antragstellers. Bei einer positiven Entscheidung ist der Aufenthalt des An-
tragstellers gesichert.  

Die vorliegenden Zahlen zu den Erstantragstellern der UM sind bereits genannt worden 
(Abbildung 7):  
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          Abbildung 7       © Ursula Gräfin Praschma 

Anhand der Grafik ist der Anstieg der Zahlen in den letzten Jahren sehr deutlich zu er-
kennen. Knapp 1.550 Erstanträge wurden von UM in den ersten drei Monaten des Jahres 
2015 gestellt. Die exakten Zahlen der Inobhutnahmen für das Jahr 2014 liegen dem Bun-
desamt noch nicht vor. Aber bereits im Jahr 2013 wurde sehr deutlich, dass von den 
6.500 Inobhutnahmen lediglich 37 Prozent im Asylverfahren waren. Ich nehme an, dass 
sich dieser Trend im Jahr 2014 noch stärker fortgesetzt hat.  

Die Übersicht „Entscheidungen bei UM“ (Abbildung 8) zeigt, dass wir mit der Bearbei-
tung nicht nachkommen. Im Jahr 2012 wurden etwa 2.100 Anträge gestellt und nur rund 
1.000 Entscheidungen getroffen. Ähnlich sieht es im Jahr 2013 aus, wo immerhin etwas 
über 1.000 Entscheidungen getroffen wurden. Auch 2014 haben wir zwar mehr Entschei-
dungen getroffen, aber sie reichen an die Zahl der Anträge nicht heran. In den ersten drei 
Monaten des Jahres 2015 konnten rd. 400 Entscheidungen herbeigeführt werden.  

Allerdings ist aus unserer Sicht eine positive Entwicklung zu erkennen. Die Gesamt-
schutzquote, d. h. die Zahl der Schutzgewährung insgesamt, hat deutlich zugenommen. 
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    Abbildung 8          © Ursula Gräfin Praschma 

Der Grund für die Erhöhung der Schutzquote liegt vor allem in der Zusammensetzung der 
Herkunftsländer, aus denen die UM kommen (Abbildung 9).  

 
    Abbildung 9          © Ursula Gräfin Praschma 

Sie kennen die Situation in diesen Ländern aus den Medien; Frau Rieger (UNHCR) ist in 
ihrem Vortrag bereits darauf eingegangen. Afghanistan, Syrien und Irak sind weitgehend 
bekannt. In Eritrea gibt es den Nationaldienst und in Somalia sind Übergriffe durch die al-
Shabaab-Milizen an der Tagesordnung, die mit al-Qaida und dem IS zusammenarbeiten. 
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Die irakische Bevölkerung leidet unter derselben Geißel. Wir gehen davon aus, dass in 
den letzten Jahren, gesteuert durch Vormünder, Betreuer und Ergänzungspfleger, vor al-
lem in solchen Fällen ein Asylantrag gestellt worden ist, bei denen mit hoher Wahr-
scheinlichkeit von einer Schutzgewährung auszugehen ist.  

Ich vermute, dass unter Berücksichtigung der Gesamtzahl der Inobhutnahmen durchaus 
ein höherer Schutzbedarf für UM besteht. Die verschiedenen Schutzgründe habe ich 
auch aus diesem Grund so ausführlich geschildert, damit Sie Ihrerseits darauf achten 
können, an welcher Stelle noch Handlungsbedarf besteht. Kinder und Jugendliche, die 
den Schutz des Asylrechts bekommen können, stehen viel besser da, als wenn sie nur 
eine Duldung erhalten. Der Schutz des Asylrechts reicht außerdem über das Erreichen 
der Volljährigkeit hinaus. Das heißt, wenn Sie den Eindruck haben, dass Betroffene tat-
sächlich im Heimatland Verfolgung erlebt haben und hinreichende Schutzgründe vorlie-
gen, zögern Sie nicht, Asylanträge zu stellen. Das ist sehr wichtig, denn mit dem Schutz-
status hat der Jugendliche bzw. der junge Erwachsene viel bessere Möglichkeiten.  

4. Aufenthalt von „Unbegleiteten Minderjährigen“ 

4.1 Aufenthalt aufgrund des Asylverfahrens 

Bekommt der Jugendliche die Asylberechtigung, hat er Anspruch auf eine Aufenthaltser-
laubnis für die Dauer von drei Jahren (Abbildung 10). Sind diese drei Jahre abgelaufen, ist 
zu prüfen, ob die Voraussetzungen für einen Widerruf vorliegen oder nicht.  

 
   Abbildung 10           © Ursula Gräfin Praschma 

In 97 Prozent der UM-Fälle erfolgt kein Widerruf, sodass zeitnah eine unbefristete Nie-
derlassungserlaubnis erteilt werden kann.  
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Der subsidiäre Schutz zieht eine gesonderte Rechtsfolge nach sich. Die Aufenthaltser-
laubnis gilt für ein Jahr. Diese kann jedoch auf zwei Jahre verlängert werden und spätes-
tens nach sieben Jahren ist eine Niederlassungserlaubnis möglich. Eine Aufenthaltser-
laubnis von mindes tens  einem Jahr wird bei Vorliegen eines nationalen Abschiebungs-
verbotes erteilt. Bei einem Aufenthalt von mindestens einem Jahr besteht ein Anspruch 
auf Teilnahme an einem Integrationskurs. Daher hat man die Dauer der Aufenthaltser-
laubnis hier so festgelegt. Auch in diesem Fall ist nach sieben Jahren eine unbefristete 
Niederlassungserlaubnis möglich. 

Eine Ablehnung schließt eine Aufenthaltserlaubnis aus, sie führt gegebenenfalls über eine 
kurzfristige Duldung entweder in die Rückführung oder, wenn aus bestimmten tatsächli-
chen oder rechtlichen Gründen eine Rückführung nicht möglich ist, zu einem Bleibe-
recht. Das Gesetz zum Bleiberecht steht zurzeit in der Diskussion. Dabei wird ein stich-
tagsunabhängiges Bleiberecht ins Auge gefasst. Das Gesetz ist sehr umstritten, weil es auf 
der anderen Seite auch erweiterte Möglichkeiten zur Beendigung des Aufenthaltes bein-
haltet. Das muss in der Politik noch ausgehandelt werden. Die Ablehnung führt in der 
Regel zur freiwilligen Ausreise oder zur Abschiebung durch die Ausländerbehörde. 

4.2 Aufenthalt außerhalb des Asylverfahrens 

Der § 58 Abs. 1a i.V.m. § 60a Abs. 2 AufenthG regelt die Duldung. Das ist eine wichtige 
Norm für die Jugendlichen, die nicht in das Asylverfahren gehen. Sie haben ein Schutz-
recht aus dem Europarecht. Danach ist eine Rückführung in das Heimatland nur möglich, 
wenn es dort unter sehr engen Voraussetzungen empfangsbereite, aufnahmebereite An-
gehörige gibt. Dieses Recht wirkt wie eine Rückführungssperre bis zur Volljährigkeit. Das 
heißt, wenn die betreffenden Jugendlichen den Schutz des Asylrechtes oder einen der 
Nebenformen – subsidiärer Schutz oder nationales Abschiebeverbot – nicht haben, endet 
mit dem Erreichen der Volljährigkeit der Rückführungsschutz und alles ist wieder offen. 
Daher bemüht man sich an der Stelle, eine bereits begonnene Ausbildung abzuschließen, 
bevor der Aufenthalt beendet wird.  

Der Aufenthalt wegen rechtlicher oder tatsächlicher Ausreisehindernisse wird durch 
§ 25 Abs. 5 S. 1 AufenthG bestimmt. Diese Regelung beinhaltet die Möglichkeit, nach 18 
Monaten eine Aufenthaltserlaubnis zu bekommen. Außerdem gibt es mit dem § 25a Abs. 
1 AufenthG eine gesonderte Aufenthaltsgewährung für Jugendliche, die sich gut inte-
griert haben.  

Ein vorübergehender Aufenthalt aus humanitären oder persönlichen Gründen ist durch 
die Bestimmungen des § 25 Abs. 4 AufenthG möglich. Eine Untervariante dieser Rege-
lung richtet sich an Opfer des Menschenhandels.   

Der § 23a AufenthG regelt die Aufenthaltsgewährung in Härtefällen. Diese werden 
durch die Härtefallkommissionen geprüft. Diese können auch noch einmal hilfreich sein, 
wenn sonst nichts zum Erfolg geführt hat. 

Alle Aufenthaltsrechte außerhalb des Asylverfahrens werden durch die Ausländerbehörde 
gewährt. Daher müssen Sie sich mit solchen Anliegen an die Ausländerbehörde wenden, 
sie sind nicht Angelegenheit des Bundesamtes.  
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Weitere Informationen finden Sie unter www.bamf.de. Ich möchte besonders auf zwei 
Angebote verweisen: Finanziert durch die EU haben wir einen 17 Minuten langen „Er-
klärfilm“ gedreht und auf unsere Homepage gestellt. Hier wird der Ablauf des Asylverfah-
rens übersichtlich im Film dargestellt. Dieser ist für Asylbewerber gedacht, hilft aber auch 
allen anderen, die sich einen Überblick über das Verfahren verschaffen wollen. Diesen 
Film kann man auch in Form einer DVD beim Bundesamt anfordern. Die Erklärungen 
sind in deutscher Sprache verfasst sowie in 23 anderen Sprachen. In der Regel findet man 
eine Sprache, die die Antragsteller verstehen. 

Die von unserer Forschungsabteilung erstellte Studie „UM in Deutschland“, in der alle 
wesentlichen Aspekte zum Thema zusammengefasst sind, steht ebenfalls auf unserer 
Homepage zum Download bereit.    

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

 

http://www.bamf.de/
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Die Verantwortung der Kinder- und Jugendhilfe für  

unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 

Podiumsdiskussion 

DR. ANDREAS DEXHEIMER 
Geschäftsstellenleiter, Diakonie - Jugendhilfe Oberbayern, München 

MIRKO ENGEL  
Gesamtkoordination für den Bereich der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge  
im Jugendamt des Regionalverbandes Saarbrücken 

LUCAS-JOHANNES HERZOG  
Vorstandsmitglied, Internationale Gesellschaft für erzieherische Hilfen e. V. (IGFH),  
Leiter der Abteilung Erziehungshilfen im Jugendamt Stuttgart 

CAROLIN KRAUSE  
Leiterin des Amtes für Kinder, Jugendliche und Familien, Köln 

JOHANNES HORN 
Leiter des Jugendamtes Düsseldorf und Vorsitzender der Konferenz der Leiter/innen  
der Großstadtjugendämter des Deutschen Städtetages 

Johannes Horn: Diese Expertenrunde möchte ich gern ins Plenum öffnen, damit auch Sie 
aus Ihrem Erfahrungsschatz berichten können. Als Düsseldorfer Jugendamtsleiter möchte 
ich die erste Frage an die Kölner Jugendamtskollegin richten: Ihr habt über 600 unbeglei-
tete minderjährige Flüchtlinge und wie in allen großen Städten, insbesondere in acht 
Städten in Nordrhein-Westfalen, müsst ihr über Zuströme nachdenken, die strategisch so 
nicht kalkulierbar waren. Wie habt ihr euch diesem Thema gestellt und wo lagen die 
größten Probleme in Köln? 

Carolin Krause: Im Jahr 2014 sind 450 Kinder und Jugendliche neu in Köln als unbeglei-
tete minderjährige Flüchtlinge angekommen und dem Jugendamt übergeben worden. Das 
bedeutete für uns eine Fallzahlsteigerung von 125 Prozent und der Trend wird sich bis 
zur möglichen Verteilung weiter fortsetzen. Von den unbegleiteten Minderjährigen ka-
men 50 aus Afghanistan, 50 aus Algerien, 100 aus Eritrea, etwa 100 aus Marokko und der 
Rest verteilt sich auf andere Länder. Von diesen Jugendlichen wurden von uns 24 als Er-
wachsene eingestuft und gar nicht erst in Obhut genommen. 92 Jugendliche wurden vo-
rübergehend in Obhut genommen, weil bei ihnen das Alter, teilweise aber auch die Zu-
ständigkeit zweifelhaft war. Von denen, die wir schließlich in Obhut genommen haben, 
sind 334 entweder in eine Schutzstelle oder sofort in ein Clearingverfahren gegangen. 60 
Prozent von diesen Kindern und Jugendlichen brachten wir im letzten Jahr außerhalb 
Kölns unter, weil die Plätze, die uns über die Jahre hinweg zur Verfügung standen, nicht 
mehr ausreichten. Die allermeisten Plätze lagen in Nordrhein-Westfalen und einige in 
Rheinland-Pfalz. Es gab einzelne Fälle, in denen die Jugendlichen in Brandenburg unter-
gebracht worden waren, weil wir einfach nicht mehr wussten, wohin wir sie schicken 
sollten. Ich wurde mitunter nachts im Urlaub angerufen, weil ein Mitarbeiter des nächtli-
chen Krisendienstes von der Polizei unter Druck gesetzt worden war und nicht mehr 
wusste, wo er den Jugendlichen unterbringen könnte.  
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Die meisten unbegleiteten Minderjährigen bei uns sind im Alter zwischen 15 und 17 Jah-
ren. Es kommen aber auch immer wieder Kinder, sodass wir jetzt ein spezielles Angebot 
für Kinder einrichten werden.  

Wir merkten bald, dass unser Personal im Jugendamt völlig überlastet war. Glücklicher-
weise wurden uns vier Stellen zusätzlich bewilligt. Damit verfügen wir nun über neun 
volle Stellen im Bereich UMF. Außerdem stellte sich die räumliche Situation in unseren 
Büroräumen als katastrophal heraus. Die Jugendlichen, von denen ein Viertel krank war, 
zum Teil ernsthaft krank, saßen draußen auf dem Flur. Wir hatten keine Möglichkeit, ir-
gendwo eine Liege aufzustellen oder in der Küche etwas zu essen zuzubereiten. Zurzeit 
sind wir dabei, einen gesonderten Trakt umzubauen, die Büros der Mitarbeiter unter hy-
gienischen Gesichtspunkten anders zu gestalten – mit anderem Boden und anderen Mö-
beln –, auch die Reinigungsfrequenz extrem zu erhöhen und den Bereich für die Jugend-
lichen so zu verbessern, dass diese nicht mehr mit allen anderen stundenlang auf dem 
Flur sitzen müssen.  

Die Zahl der Clearingplätze wurde erweitert. Zurzeit verfügen wir über 56 in Köln und 
Umgebung. Außerdem haben wir den Bereich der Amtsvormundschaft in hohem Maße 
aufstocken müssen, sowohl bei den Amtsvormündern als auch in Form eines Projekts mit 
Ehrenamtlichen. Dabei werden ehrenamtliche Vormünder entsprechend geschult und auf 
ihre Aufgabe vorbereitet. Auch bei den Vereinsvormündern stehen uns Spezialisten für 
unbegleitete Minderjährige zur Verfügung. Wir planen für die Jahre 2016/17 80 bis 100 
Plätze für Anschlussmaßnahmen und eröffnen demnächst in Frechen, in der unmittelba-
ren Nähe von Köln, neue Räumlichkeiten.  

Das erste Problem liegt in der Frage, wie man Jugendliche überhaupt in Obhut bekommt 
– vor allem nachts –, wenn in Köln und Umgebung alles belegt ist. Auch innerhalb mei-
nes Amtes werden Vorschläge geäußert wie: „Reichen nicht erst einmal irgendwelche 
Räume mit Matratzen, etwas zu essen und einem Sicherheitsdienst – und dann sehen wir 
weiter?“ Das aber ist keine Option, denn wir nehmen die Jugendlichen schließlich in 
Obhut.  

Wenn die Jugendlichen in Obhut genommen worden sind, besteht die zweite Hürde da-
rin, eine Anschlussmaßnahme zu finden. Weil wir bisher zu wenige anbieten können, 
gehen die Jugendlichen nicht aus dem Clearingverfahren heraus und der nächste Stau 
entsteht.  

Der dritte Stau ergibt sich, wenn die Jugendlichen 18 Jahre alt werden, weil uns in Köln – 
wie auch in anderen Städten – die Wohnungen fehlen. Es existiert einfach kein Wohn-
raum für junge erwachsene Flüchtlinge. Unter diesen Bedingungen ist es sehr schwer für 
sie, eine Ausbildung zu absolvieren und den Anschluss in einer Großstadt wie Köln zu 
finden. Dabei stehen wir in Konkurrenz zu allen anderen Flüchtlingsunterkünften und vor 
der generellen Wohnungsnot – wobei unsere Klientel nicht am Anfang der Wohnungs-
bewerberkette steht. Für dieses Problem sehe ich im Moment noch gar keine Lösung.  

Gerade nach dem eben gehörten Vortrag möchte ich noch einmal die fehlende Sicherheit 
für die Jugendlichen hervorheben. Von den drei Jugendlichen, die uns hier ihre Ge-
schichte erzählten, erhält vielleicht der eine höchstens ein Abschiebeverbot, das Mäd-
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chen aus Vietnam hat, wenn überhaupt, nur eine sehr geringe Chance hier zu bleiben, 
obwohl sie gerade ihr Abitur ablegt und fast fließend Deutsch spricht und mit Sicherheit 
eine Bereicherung für unsere Republik wäre. Die unbegleiteten Minderjährigen, die oh-
nehin mit vielen Problemen belastet sind, wissen über Jahre hinweg nicht sicher, ob sie, 
wenn sie sich anstrengen, auch hier bleiben können, ein Dach über den Kopf und nach 
ihrer Ausbildung einen Anschluss bekommen können. Das ist eines der größten Proble-
me, die gelöst werden müssen, denn wir stecken – wenn man es rein wirtschaftlich be-
trachtet – viel Energie in diese Jugendlichen und keiner von uns weiß, ob sie am Ende 
tatsächlich weiterhin in Deutschland bleiben und uns zur Verfügung stehen. Ich denke, 
wir brauchen sie alle. Bei einem Blick auf den demografischen Wandel in Deutschland 
dürften wir eigentlich nicht zögern.   

Johannes Horn: Aus der Konferenz der Großstadtjugendämter weiß ich, dass das kein 
Einzelfall in den Großstädten ist. Aus dem Regionalverband Saarbrücken hören wir, dass 
sehr viele Personen im Grenzverkehr unterwegs sind und auch die Stadt Saarbrücken mit 
den gegenwärtigen Größenordnungen große Probleme hat. Können Sie uns Ihre Situation 
schildern? 

Mirko Engel: Der Regionalverband Saarbrücken ist ein Landkreis, der die Landeshaupt-
stadt Saarbrücken und ländliche Umlandgemeinden umfasst. Darin lebt ungefähr ein 
Drittel der Einwohner von Köln. Der Landkreis liegt an der Grenze zu Frankreich sowie 
an einer ICE-Strecke, die von Paris nach Frankfurt führt. Dadurch kamen wir seit Oktober 
2010, d. h. seitdem keine 16- und 17-Jährigen mehr in die Landesaufnahmestelle aufge-
nommen werden dürfen, auf rund 1.000 Inobhutnahmen.  

Aktuell sind 70 Inobhutnahmeplätze und 280 Plätze für Anschlusshilfen, d. h. Wohn-
gruppen, Wohngemeinschaften, intensivpädagogische Einzelbetreuung sowie betreutes 
Wohnen, belegt. Das ist natürlich nicht immer reibungslos verlaufen, weil die Zahlen 
sehr plötzlich und sehr rasant angestiegen sind. Wir haben uns zunächst mit vielen Provi-
sorien beholfen. Ein Clearinghaus betreiben wir zurzeit sogar ohne Betriebserlaubnis, 
weil wir von Seiten des Landes keine große Unterstützung erfahren. Wir mussten sogar 
für zwei/drei Wochen in eine Turnhalle ausweichen, wir belegten Jugendherbergen und 
Hotels und hatten für die Erstaufnahme Gastfamilien gesucht. Die Jugendlichen sind im 
gesamten Saarland untergebracht. Inzwischen haben wir eine Ausbaukapazität erreicht, 
die man durchaus als beachtlich bezeichnen kann, die durch die Umverteilung mittelfris-
tig wieder zurückgefahren werden muss, weil das Saarland durch die Situation im Regio-
nalverband deutlich über der zu erfüllenden Quote steht. Wo andere Länder aufstocken 
müssen, müssen wir zurückfahren. Das wird von vielen als absurd angesehen.  

Johannes Horn: Das ist genau das Problem. Die einen müssen aufbauen und die anderen 
verfügen über eine entsprechende Infrastruktur und müssen abbauen. Trotzdem muss 
man die realen Belastungen real einschätzen, denen man letztlich ausgesetzt ist. Daher 
ist die Verteilung aus meiner Sicht durchaus eine sinnvolle Lösung. Trotzdem sollte man 
Strukturen, die vorhanden sind und die gut funktionieren, nicht wieder einstellen.  

Häufig brauchen wir in der öffentlichen Jugendhilfe die Unterstützung der freien Träger. 
Herr Dr. Dexheimer, in Bezug auf München sprechen wir über Größenordnungen von 
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2.000 Flüchtlingen und mehr. Das nimmt im Moment Dimensionen an, die die Frage 
aufdrängen, was überhaupt fachlich-inhaltlich noch vertretbar ist und wo die Grenzen 
liegen. Geben Sie uns bitte ein paar Einblicke in Ihre Arbeit in München.  

Dr. Andreas Dexheimer: Die Dramaturgie passt. Köln ist hoch belastet, kommt aber noch 
recht gut zurecht. Das Saarland ist an der Grenze der Überlastung, München befindet 
sich bereits jenseits dieser Grenze. Im vergangenen Jahr wurden knapp 3.000 unbegleite-
te minderjährige Flüchtlinge in Obhut genommen. Momentan haben wir knapp 1.000 
Plätze in den Inobhutnahmeeinrichtungen und weitere 1.000 Plätze in den Anschlusshil-
fen. Diese Plätze reichen bei Weitem nicht. Allein im ersten Quartal haben wir keine 
Zunahme von 50 Prozent, sondern eine Verdreifachung im Vergleich zum Vorjahr zu 
verzeichnen. Daher war ich etwas erstaunt über die Zahlen vom BAMF. Das heißt, wir 
nahmen zwischen Januar und März im letzten Jahr ungefähr 200 unbegleitete Minderjäh-
rige in Obhut und sind in diesem Jahr bereits bei über 600 – mit einer deutlich steigenden 
Tendenz. Jetzt im April ist es trotz allem vergleichsweise ruhig. Die 1.000 Plätze für die 
Inobhutnahme reichen aus. Wir wissen aber, dass sie im Sommer in keiner Form mehr 
genügen werden. Wir wissen, dass wir im Sommer weder in Bezug auf die Betten und auf 
die Häuser noch auf die Anzahl und Qualität der Fachkräfte in irgendeiner Form eine 
Chance haben werden, eine kindgerechte Betreuung in der Inobhutnahme durchzufüh-
ren.  

Das betone ich bewusst in dieser Schärfe. Wenn sich die Situation so weiterentwickelt 
wie im letzten Jahr, d. h. wenn sich der jahreszeitliche Verlauf ähnlich darstellt, werden 
wir in München in dem Dilemma stehen, auf der einen Seite in Obhut nehmen zu müs-
sen – seitens des Stadtjugendamtes – und seitens der freien Träger die Betreuung sicher-
stellen zu müssen und auf der anderen Seite zu wissen, dass in dieser Inobhutnahme der 
Schutz nicht ausreichend gewährleistet ist. Dieses Dilemmas hat sich erfreulicherweise 
der Bundesgesetzgeber mittlerweile angenommen. Eine Lösung ist für das nächste Jahr 
avisiert. Die Zeichen stehen im Augenblick nicht schlecht, dass dieses Gesetz tatsächlich 
Realität wird. Es wird allerdings für 2015 keine Entlastung bringen. Wir rechnen in die-
sem Jahr mit bis zu 7.000 Inobhutnahmen und wir wissen, dass wir aus dem Dilemma 
gegenwärtig nicht herauskommen. Der Freistaat Bayern bietet umfangreiche Unterstüt-
zung. Wir vermitteln pro Kalendermonat zwischen 200 und 280 Jugendliche in An-
schlusshilfen im gesamten Land Bayern. Das genügt aber nicht, sondern fängt lediglich 
die gegenwärtigen Zugänge auf.  

Die freien Träger, die in diesem Bereich mit den 1.000 Inobhutnahmeplätzen beschäftigt 
sind, haben im letzten Jahr 200 neue Fachkräfte-Vollzeitstellen geschaffen und besetzt. 
Wir finden aktuell keine nennenswerte Zahl von Fachkräften in der Landeshauptstadt 
München mehr. Wer von außen als Fachkraft nach München kommen möchte, stolpert 
über dasselbe Problem, das Frau Krause mit dem „Ende der Versorgungskette“ angespro-
chen hat, der wird mit Sicherheit erst einmal keine Wohnung finden. Dadurch kann man 
sich sehr solidarisch mit den jungen Flüchtlingen fühlen, denn diese finden am Ende der 
Jugendhilfemaßnahme auch keine Wohnung.  

Im Hinblick auf die Ausweitung von Kapazitäten sind wir an der absoluten Grenze. In der 
Perspektive zum Sommer/Herbst gehen wir davon aus, dass wir den momentanen Be-
treuungsschlüssel von 1:4 bis 1:5, den wir in dieser Form der Inobhutnahme haben, nicht 
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halten können und eher eine Fachkraft 10 bis 12 Jugendliche im Rahmen der Inobhut-
nahme zu betreuen hat, weil es keine vernünftige Alternative gibt.  

Die Auswirkungen sind dramatisch. Wir erwarten nicht mit Sorge, dass wir die vorhande-
nen Strukturen im nächsten Jahr wieder zurückbauen müssen. Wir tun das im Gegenteil 
sehr gern, weil der Rückbau in erster Linie heißt, wieder zumindest ansatzweise in die 
Nähe von Inobhutnahme- bzw. Jugendhilfestandards zu gelangen. Dass wir unsere Fach-
kräfte bei den freien Trägern nicht mehr adäquat beschäftigen und finanzieren können, 
macht uns im Augenblick wahrlich keine Sorgen. Die Problematik liegt eher darin, genü-
gend Leute zu finden und irgendwann wieder eine kindgerechte Inobhutnahme anbieten 
zu können. Denn genau das tun wir im Augenblick schlichtweg nicht.  

Das möchte ich anhand eines Bildes darstellen: Oktoberfest in München. Hotelzimmer 
gibt es nicht. Die Bayernkaserne ist in der Presse wohl bekannt. Ich spreche dabei von 
dem Trakt für die Jugendlichen mit 130 regulären Plätzen. Diese 130 Plätze waren mit 
270 jungen Menschen belegt. In dem vormaligen Speisesaal, in dem etwa 100 Kids essen 
konnten, standen 80 Doppelstockbetten. Das sah eher nach Libanon aus und hatte mit 
Mitteleuropa, geschweige denn mit dem reichen München wahrlich nichts mehr zu tun. 
Wir sind sehr dankbar über diese Gesetzesinitiative, auch wenn wir wissen, dass sie uns 
in diesem Jahr nicht helfen wird. Wir wissen, dass wir – das Jugendamt und die beteilig-
ten freien Träger gemeinsam – in diesem Jahr ganz strukturell zwar in Obhut nehmen 
werden, aber auch nicht ansatzweise die Leistung erbringen, die zur Sicherung des Kin-
deswohls nötig wäre.  

Johannes Horn: Dieser Sachstandsbericht aus München deutet genau darauf hin, an wel-
cher Stelle wir uns beraten müssen. Es herrscht ein großer Unterschied zwischen „Wol-
len“ und „Können“. Wir wollen die jungen Menschen adäquat betreuen, verfügen aber 
nicht mehr über die notwendigen Rahmenbedingungen. 

In Stuttgart ist in der Regel ein hoher Jugendhilfestandard angesagt. Herr Herzog, wie 
sieht es damit in Bezug auf die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge bei Ihnen aus? 

Lucas-Johannes Herzog: Wir haben nun ein ausführliches Bild davon bekommen, wie 
sich die Situation in einigen Regionen Deutschlands darstellt. Ich möchte eigentlich nicht 
auf die Situation in Stuttgart eingehen, sondern ein wenig von dieser alarmistischen 
Stimmung wegkommen. Es ist wohl unwidersprochen, dass es Regionen in Deutschland 
gibt, in denen unter der Anzahl der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge keine gute 
Jugendhilfe mehr geleistet werden kann. Trotzdem ist das nicht das ganze Bild. Im Ge-
gensatz zu anderen Teilnehmern glaube ich, dass durch die Verteilung, die im neuen 
Bundesgesetz vorgenommen werden soll, die Probleme nicht gelöst sind. Ich sehe die 
Gefahr eines Zweiklassensystems von Inobhutnahmen. Das müssen wir dringend verhin-
dern. Die Jugendämter, die durch steigende Zahlen besonders herausgefordert sind – zu 
denen auch das Jugendamt Stuttgart gehört –, müssen auf jeden Fall weiterhin in Obhut 
nehmen. Das ergibt sich aus dem Selbstverständnis aller Jugendämter. Daher verstehe ich 
nicht, dass es irgendwo um Platzrückbau gehen wird.  
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Vor ein paar Wochen hatte Michael Stenger in Stuttgart eine sehr bedenkenswerte Be-
merkung gemacht: „Warum redet die Jugendhilfe sehr schnell, innerhalb von wenigen 
Wochen nach dem Vorstoß der Ministerpräsidenten, von der Verteilung von Menschen 
und nicht erst von der Verteilung von Geld und Ressourcen?“ Wir wissen schon lange, 
dass die Jugendhilfe in Deutschland sehr disparat und sehr unterschiedlich gut aufgestellt 
und auch unterschiedlich stark belastet ist. Das hat sehr viele Faktoren und nicht erst et-
was mit den unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen zu tun, sondern im Wesentlichen 
mit sozialstrukturellen Belastungen. Wir sprechen aber nicht über den Ausgleich von 
Ressourcen und den Aufbau von Strukturen, sondern sehr schnell – aus meiner Sicht zu 
schnell – über die Verteilung von Menschen.  

Mein Ziel in Stuttgart ist es, viel stärker mit umliegenden Landkreisen ins Gespräch zu 
kommen. Dazu brauchen wir keine bundesgesetzliche Änderung. Ich möchte eigentlich 
keinen der 250 unbegleiteten Minderjährigen, die wir zurzeit betreuen, hergeben, weil 
die Arbeit mit ihnen auch großen Spaß macht.  

Johannes Horn: Ich habe nicht umsonst Stuttgart im Zusammenhang mit dem Thema 
„Qualität“ genannt. Es ist genau die Frage, ob wir das Thema nur unter dem Blickwinkel 
von Belastungen sehen oder ob wir auch Chancen erkennen, die sich aus der Politik er-
geben, die wir gemeinsam auf den Weg bringen können. In Düsseldorf habe ich deutlich 
dafür plädiert, unser Thema unter dem Aspekt der Wirtschaftsförderung zu sehen. Wir 
haben eine hohe Anzahl von freien Ausbildungsplätzen, die wir nicht belegen können. Es 
stellt sich daher die Frage, warum eine reiche Stadt wie Düsseldorf nicht mehr unbeglei-
tete minderjährige Flüchtlinge aufnimmt. Das muss man einfach aushalten und muss 
auch sehen, an welcher Stelle man in einen Ausgleich gehen kann. Wenn man über den 
Erfahrungsschatz und das Fachpersonal verfügt, muss man das auch nutzen und nicht 
gleich die UMF verteilen. Ich gebe Ihnen völlig recht. Die Einbeziehung der Region ist 
eine mögliche Option.  

Ich gehe noch einmal nach München zurück und möchte dabei die Qualitätsentwicklung 
ansprechen, denn einerseits wünschen Sie sich eine Verteilung, andererseits auch eine 
Willkommenskultur. Wo sehen Sie Ansätze dafür, die Wohnungs- und Aufenthaltspolitik 
in den Städten verändern zu können?   

Dr. Andreas Dexheimer: Wenn wir in München ebenso viele unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge hätten, wie wir heute Fachkräfte in diesem Bereich beschäftigen, wäre das 
auch kein Problem für uns. So gesehen sind 250 in Stuttgart tragbar. Es würde uns nichts 
helfen, wenn wir mehr Geld bekämen, selbst wenn der Bund versprechen würde, alle 
Kosten zu übernehmen. Wir können keine unbegrenzte Anzahl von neu ankommenden 
UMF auch nur ansatzweise adäquat betreuen. Das kann keine Stadt. Wir reden hier von 
sehr hohen Zahlen: 3.000 im letzten Jahr und 7.000 in der Prognose für dieses Jahr. Das 
hat tatsächlich nichts mehr mit vernünftiger Jugendhilfe zu tun. Wir brauchen statt mehr 
Geld eine vernünftige Größenordnung und die Zweiteilung, die der Bundesgesetzgeber 
jetzt vorsieht: ein kleiner Teil einer dauerhaften Inobhutnahme, ein vernünftiges Clea-
ringverfahren. Dafür haben wir in München ungefähr 15 Schutzstellen, die spezialisiert 
sind, mit einem vernünftigen Betreuungsschlüssel, mit einer ausreichenden Anzahl von 
Betten pro Haus, ein gutes Clearing in zwei bis drei Monaten durchzuführen, bei dem am 
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Ende nicht nur der Jugendhilfebedarf feststeht, sondern auch eine Aussage darüber getrof-
fen werden kann, wie ein Bildungsweg aussehen kann und welche Bildungsangebote 
gebraucht werden. Nicht alle brauchen das Gleiche. Wir haben ein sehr divergierendes 
Bild, bei dem gleichzeitig abgeklärt ist, was für eine medizinische und/oder psychothera-
peutische Hilfe benötigt wird. Die Ressourcen dafür stehen in München zur Verfügung – 
für eine vernünftige Anzahl von Jugendlichen, jedoch nicht unbegrenzt.  

Dabei spielt das Netzwerk zwischen der qualifizierten und zumindest zum Teil auch spe-
zialisierten Jugendhilfe, einem guten Clearingverfahren und einem weiten Feld von Bil-
dungsangeboten, auch außerschulischen, spezialisierten Alphabetisierungsmöglichkeiten, 
Möglichkeiten des schnellen Einstiegs in die Regelschullaufbahn eine wesentliche Rolle. 
Wir haben es oft mit sehr bildungsaffinen Kindern und Jugendlichen zu tun, die drei Mo-
nate lang in einem Crashkurs Deutsch lernen, ein Jahr lang die Hauptschule besuchen 
und danach mit einem sehr guten, qualifizierenden Hauptschul- oder Mittelschulab-
schluss brillieren. Auf der anderen Seite brauchen wir ebenso Angebote im Förderschul-
bereich, wo wir ganz andere Probleme zu bewältigen haben. Wir brauchen Schule und 
das Gesundheitssystem im weiten Maße. Auf diese Bereiche kommt es im Wesentlichen 
an. Außerdem brauchen wir eine Möglichkeit für die Kids, sich zu integrieren. Damit 
meine ich vor allem Einrichtungen und Anlaufstellen, in denen sie andere Menschen aus 
dem gleichen Kulturkreis treffen können. Wir brauchen Kulturvereine, Moscheen, afgha-
nische, syrische oder eritreische Einkaufsmöglichkeiten. All das ist in einer guten Vernet-
zung vorhanden. Wir verfügen in dieser Hinsicht über eine gute Infrastruktur. Allerdings 
kann ich keine 3.000 neu aufgenommenen UMF bedienen und erst recht keine 7.000.  

Johannes Horn: Ich würde gern noch einmal auf das notwendige Bildungsangebot einge-
hen. Herr Engel, Sie sagten, Sie seien recht gut aufgestellt und hätten die entsprechenden 
Vernetzungen. Wie sieht das konkret bei Ihnen in Bezug auf das Bildungs- und Gesund-
heitswesen aus? Welche Vereinbarungen bestehen zwischen den Systemen im Regional-
verband Saarbrücken?  

Mirko Engel: Wir haben im Oktober 2010 als Richtlinienkompetenzentscheidung der 
Fachdienstleitung festgelegt, dass das Primat der Jugendhilfe gilt. Wir finanzieren über 
Zusatzleistungen der Jugendhilfe Sprachkurse und Alphabetisierungskurse. Bei uns im 
Clearinghaus wird ab dem zweiten und dritten Tag, wenn die dringendsten Bedürfnisse 
der Jugendlichen nach einer Dusche, nach Ausschlafen und Sattessen gestillt worden 
sind, ein Sprachkurs angeboten. Ein Clearinghaus hat mittlerweile eine eigene Regelbe-
schulung vom ersten Tag an in örtlichen Schulen im Programm. In Absprache mit dem 
Bildungsministerium richteten wir sogenannte BVJ-Produktionsklassen für UMF mit einem 
eigenen Curriculum für die berufsschulpflichtigen Schüler ein. In Absprache mit dem 
Jobcenter bauen wir eine sogenannte Förderkette UMF auf. Das heißt, eine speziell quali-
fizierte Migrationsbeauftragte des Jobcenters ist bereits am Clearingprozess im Clearing-
haus beteiligt und begleitet den Jugendlichen durch die gesamte Jugendhilfe, um ihm 
dann nach Beendigung der Jugendhilfemaßnahmen bestimmte Fördermaßnahmen des 
Jobcenters anzubieten.  

Ich teile Ihre Einschätzung, dass das durchaus eine Art der Wirtschaftsförderung darstellt. 
Es kommt viel Geld durch die Länder ins Saarland. Wir haben im letzten Jahr 13,4 Milli-
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onen Euro ausgegeben. Dafür sind Arbeitsplätze geschaffen worden, Häuser gekauft und 
Wohnungen angemietet worden. Gleichwohl muss ich zugeben, hätte ich mit den Zahlen 
zu tun, von denen aus München berichtet wird, wüsste ich nicht, wie man in dieser Si-
tuation gegenwärtig zu einer anderen Einschätzung kommen kann als Herr Dr. Dexhei-
mer. Vor allem die Jugendhilfe hat einen Kraftakt vollführt, das hat insgesamt eine wohl-
wollende Aufnahme gefunden. Die freien Träger, vor allem das Diakonische Werk an der 
Saar, haben uns massiv unterstützt und die Betreuung von UMF als Kernthema ange-
nommen. Wir sind gerade auch im Bildungsbereich wirklich sehr gut aufgestellt und ver-
fügen über aufnahmebereite Schulen. In Verbindung mit dem Flüchtlingsthema insgesamt 
stellte das Bildungsministerium auch im finanzschwachen Saarland Sprachförderkräfte 
zusätzlich ein. Die Zahl der Willkommensklassen an den Schulen wächst.  

Parallel dazu haben wir mit unserer Kinder- und Jugendpsychiatrie eine sehr gute Zu-
sammenarbeit. Die kreative und aktive Chefärztin hat zusätzlich eine Traumatherapeuti-
sche Station an ihrer Klinik eröffnet, insbesondere für minderjährige Migranten. Insoweit 
kann man die Jugendhilfe-, Schul- und Gesundheitsbereiche als Gesamtpaket für UMF 
bezeichnen. 

Noch eine Bemerkung zu den Ausführungen von Herrn Herzog. Viele Erzieher signalisie-
ren, dass sie wieder Spaß an ihrer Arbeit haben. Das ist ein wichtiger Aspekt. Ich würde 
die unbegleiteten Minderjährigen am liebsten auch nicht hergeben. Die pädagogischen 
Kräfte, die mit den jungen Menschen arbeiten, haben in der Regel viel Freude an ihrer 
Arbeit, denn sie haben mit einer dankbaren Klientel der Jugendhilfe zu tun. Daraus ergibt 
sich auch die Möglichkeit, durch entsprechende Ausbildung aus den Reihen dieser jun-
gen Menschen den Fachkräftemarkt zu bereichern.  

Johannes Horn: Herr Herzog, wir haben Inobhutnahmen, Clearingverfahren und An-
schlusshilfen. Wo sehen Sie im Augenblick besondere Maßnahmen im Bereich der An-
schlusshilfen, die im Hinblick auf neue Anforderungen, die durch die Vielzahl der Men-
schen, die auf uns zukommt, neu gestaltet werden müssen? 

Lucas-Johannes Herzog: Ich bin nicht sicher, ob wirklich neue Maßnahmen von An-
schlusshilfen benötigt werden. Ich sehe eine Entwicklung, die mich bedenklich stimmt, 
nämlich hin zu reinen UMF-Einrichtungen. Wir hatten in Stuttgart – wie in den anderen 
Städten wahrscheinlich auch – stets das Konzept von integrierten Hilfen in ganz norma-
len Regeleinrichtungen mit einem guten Mischungsverhältnis. Es zeichnet sich eine Ent-
wicklung in den besonders belasteten Städten und Kommunen ab, dass dies nicht mehr 
möglich ist. Ich stelle selbstverständlich nicht in Abrede, dass es in einigen Städten und 
Regionen echten und dringenden Handlungsbedarf gibt. Trotzdem müssen wir uns alle 
gemeinsam bemühen, aus einer alarmistischen Stimmung herauszukommen, einer Stim-
mung, die so große Unterschiede zwischen den Zielgruppen macht. Wir haben besonde-
re Bedarfe und Themen in Bezug auf die UMF. In allen Gesprächen mit Trägern, die neu 
in die Arbeit mit UMF einsteigen, erlebe ich eine große Unsicherheit. Es wird gefragt, was 
sie für Konzepte benötigen und welche neuen Aufgaben auf sie zukommen und ob sie 
das überhaupt schaffen. Das macht mich oft fassungslos. Eine gut aufgestellte Jugendhilfe 
ist doch wohl in der Lage, ohne besondere Konzepte mit jungen Menschen zu arbeiten, 
woher sie auch kommen. Sie brauchen keine Traumaspezialisten, wenn Sie sich darauf 
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verlassen können, dass Sie entweder Rechtsbeistände oder Vormünder haben. In Stuttgart 
haben wir zum Glück die Vereinsvormundschaft für die UMF mit einer guten Tradition, 
von der wir wissen, dass sich die Vereinsvormünder auch in ausländerrechtlichen Fragen 
auskennen und eine gute Unterstützung für die jungen Menschen sind. Nicht alle Ju-
gendhilfekräfte müssen über alles Bescheid wissen.  

Es geht mir darum, diesen Hype zu unterbrechen und die Angst zu nehmen, dass wir es 
mit besonderen Jugendlichen zu tun haben. Es sind junge Menschen in der Pubertät, die 
vor allem Begleitung, Sicherheit und Schutz sowie eine Perspektive brauchen. Sie brau-
chen jemanden, der sie annimmt, so, wie sie sind, der zuhören und beobachten kann, 
der Fragen stellt und bei dem nicht sofort das Bild im Kopf vom typischen islamischen 
oder afrikanischen Jugendlichen feststeht. Wir kennen diese Stereotypen und sind in der 
Jugendhilfe nicht gefeit davon. Darum müssen wir uns jeden Tag wieder selbst dazu er-
mahnen, diese nicht automatisch aufzurufen. Darin insistiere ich einfach, weil meine 
Erfahrung zeigt, dass es nicht nur um die Handlungsfähigkeit in Bezug auf Ressourcen 
und Belastung, sondern um die Handlungsfähigkeit auf der fachlichen Ebene geht. Diese 
droht manchmal bei der Diskussion, wie sie mitunter abläuft, unter die Räder zu kom-
men.  

Ich räume ein, dass wir in Stuttgart trotz massiv gestiegener Zahlen noch weit von Mün-
chen entfernt sind. Trotzdem halte ich es für eine Illusion zu glauben, dass wir, wenn wir 
ein Bundesgesetz ändern und auch zum Teil sinnvolle Verteilungsstrukturen einführen, in 
einer Übergangsfrist von sechs Monaten eine tragfähige Lösung schaffen. Wir haben in 
Stuttgart seit Anfang der 1990er-Jahre unbegleitete minderjährige Flüchtlinge mit perma-
nent steigender Tendenz. Seit 2005 ist die Zahl relativ stark angestiegen, wie bei allen 
anderen auch. Vor allem seit 2013 und noch einmal seit der zweiten Jahreshälfte 2014 
haben wir einen massiven Anstieg erlebt. Vielleicht bin ich aber ein wenig gelassener, 
weil wir auf jahrelange Entwicklungsarbeit und Erfahrung, auf aufgebaute Strukturen – 
immer angepasst an die Zahlen – unter Einbeziehung des Schulsystems, mit dem Auslän-
deramt, mit Vernetzungs-Arbeitsgruppen zurückgreifen konnten. Wir führen seit Jahren 
jährlich einen Fachtag für die gesamte Szene zum Thema UMF durch, und zwar lange 
bevor die Zahlen in der massiven Weise angestiegen sind. Das hilft uns jetzt sehr.  

Ich erlebe oft so eine gewisse Schockstarre in der Jugendhilfe, sodass sich gerade wenig 
entwickelt, weil alle auf das Gesetz warten. Ich rate dazu, die Zeit jetzt vor Ort zu nut-
zen, unabhängig davon, was das Gesetz im Einzelnen formuliert. Solche Tagungen wie 
diese sind zum fachlichen Austausch sehr wichtig. Aber ebenso wichtig ist es, vor Ort die 
Akteure an einen Tisch zu bekommen und gemeinsam zu überlegen, wie wir – wie viele 
unbegleitete Minderjährige auch immer aufgenommen werden – gute, vernetzte Struktu-
ren aufbauen. Kooperationen, Gemeinwesenorientierung und Aufbau von Netzwerken 
liegen eigentlich in der Tradition der Jugendhilfe. Wir können diese Ansätze stärken, um 
alle Akteure ins Boot zu bekommen. Dazu gehören die Gesundheitshilfe, das Bildungs-
system, aber auch die Ausländerbehörden, das Amt für Wohnungswesen und die gesamte 
kommunale Struktur. Das ist mein dringender Appell, weil ich schon an vielen Orten der 
Republik dieses ängstliche Abwarten erlebt habe, auch in meinem Jugendamt wurde ge-
fragt, was wir dann noch leisten müssten, worauf meine Antwort lautet: Genauso weiter-
arbeiten wie bisher! Wir dürfen nicht lockerlassen und können nicht auf irgendein Gesetz 
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warten, sondern wir müssen mit der gegebenen Situation so kreativ und positiv wie mög-
lich unsere Arbeit gestalten.    

Johannes Horn: Carolin Krause, wie geht ihr in Köln die Integration von UMF an? 

Carolin Krause: Auch wir stehen auf dem Standpunkt, auf keinen Fall Spezialreinrichtun-
gen aufzubauen. Wir schaffen es mit unserer Zugangszahl gerade noch, unbegleitete 
Minderjährige in die normalen Angebote zu integrieren. Insofern stimme ich Ihnen, Herr 
Herzog, völlig zu. Aber wenn es so weiter geht wie in München, ist das nicht mehr mög-
lich. Meiner Meinung nach widerspricht es sich nicht. Sie haben die richtigen Ansätze 
genannt. Aber ich habe mir die Situation in München angeschaut. Ich hätte mit meiner 
Kollegin dort nicht tauschen wollen. Es hat mich tagelang beschäftigt, wie allein man ein 
Jugendamt und die Träger in München mit dieser Aufgabe gelassen hat. Mir fällt im Mo-
ment keine andere Lösung ein als eine grundsätzliche Möglichkeit der Verteilung, wobei 
man über Details des neuen Gesetzes und der Verfahren noch diskutieren müsste. Es geht 
dabei m. E. nicht darum, Geld zu verteilen. Um wieder eine jugendhilfegerechte Arbeit 
im Sinne der Jugendlichen zu leisten, fällt mir tatsächlich nichts anderes ein. Soweit wie 
in München möchte ich in Köln nicht kommen.  

Teilnehmerin: Ich sehe es spontan auch nicht als Widerspruch. Man kann sicher nicht 
bestreiten, dass die Städte München und auch Bremen in einer Situation stecken, die sie 
selbst nicht mehr lösen können, auch nicht, wenn sie mehr Geld bekommen. Die Frage 
ist, ob das ein Grund wäre, ein bundesweites gesetzliches Verteilungsverfahren einzufüh-
ren, denn es gibt einige wenige Brennpunkte in der Bundesrepublik, in denen es so 
schwierig aussieht wie in München und Bremen. Allerdings ist das Verteilungsverfahren 
bereits längst besprochen und wir werden um dieses Verfahren nicht mehr herumkom-
men. Es wird einige erhebliche Widersprüche mit sich bringen. Viele haben sich bereits 
dahingehend geäußert, dass man das Clearing innerhalb von vier Wochen nicht schaffen 
wird. Aber ich sage euch: Man wird es schaffen, weil die Jugendämter, die die Kinder 
und Jugendlichen weiter verteilen wollen, einen Tag vor Ablauf dieser Frist die Kinder 
auch weiterschieben. Somit wird möglicherweise ein ordentliches Clearing an einigen 
Orten nicht mehr stattfinden. Das heißt aber auch, dass die Kinder und Jugendlichen 
möglicherweise an Stellen verwiesen werden, wo sie nicht hinsollten. Zum Beispiel wird 
man in der kurzen Zeit nicht herausfinden, ob sie einen Bruder in Köln oder in München 
haben.  

Das dringendste Problem sehe ich darin, dass sehr viel über Verteilung geredet wurde 
und sehr wenig über den Aufbau von Strukturen, wo eigentlich der größte Diskussions-
bedarf besteht. Es stimmt vielleicht, dass die Jugendhilfe mit allen afrikanischen und asia-
tischen Jugendlichen arbeiten kann, aber man braucht eine Menge an Infrastruktur, um 
die Jugendlichen aufzunehmen. Dazu gibt es m. E. äußerst wenige Ideen, wie diese Struk-
tur aufgebaut werden und funktionieren kann. Vor Kurzem sah ich ein Schreiben an die 
Jugendämter in Baden-Württemberg, in dem konstatiert wird, dass in Zukunft die Jugend-
lichen bereits vor Inkrafttreten des bundesweiten Verteilungsgesetzes innerhalb von Ba-
den-Württemberg verteilt würden, denn jede Kommune hätte die Möglichkeit, jederzeit 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge aufzunehmen. Das aber kann ich nicht glauben.  
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Lucas-Johannes Herzog: Tatsächlich gibt es seit dem letzten Herbst durch eine Änderung 
der Durchführungsverordnung eine landesweite Verteilungsmöglichkeit in Baden-
Württemberg für alle unbegleiteten Minderjährigen, die Asyl beantragt haben. Das betrifft 
demnach nur eine Minderheit, in Stuttgart ein Drittel der UMF und auch landesweit 
höchstens ein Drittel aller UMF. Die Entscheidung darüber, ob sie Asyl beantragen, fällt 
nicht in den ersten Tagen oder Wochen. Nach meinem Wissensstand funktioniert diese 
seit einem halben Jahr geltende Verteilung dieser Personengruppe nicht. Und ich gebe 
Ihnen recht; von den 44 Baden-Württemberger Jugendämtern hat ein großer Teil noch nie 
einen unbegleiteten minderjährigen Flüchtling gesehen. Natürlich müssten diese sich 
spätestens jetzt darüber Gedanken machen und sich erfahrene Fachleute einladen, um 
gemeinsam zu überlegen, was sie brauchen und wie sie entsprechende Strukturen auf-
bauen. Man braucht zum Beispiel Dolmetscher und erfahrene Amtsvormünder oder Ver-
einsvormundschaften. Das sind Besonderheiten, die eher in der Struktur liegen, aber nicht 
in der Pädagogik.  

Teilnehmerin: Das ist ein guter Vorschlag, dass die Kommunen sich vor Ort vernetzen. 
Aber sie können nicht allein gelassen werden mit dem Problem, Strukturen aufzubauen. 
Es wäre sehr schade, wenn nur die Verteilungsdebatte auf der Bundesebene geführt wird, 
aber nicht die Debatte über den Aufbau von Strukturen.  

Lucas-Johannes Herzog: Sie sind auch nicht allein. Sie haben viele potente freie Träger. 
Auch in Baden-Württemberg ist die Wohlfahrtspflege gut ausgebaut. Die Kommunen 
stehen nicht allein. Außerdem wurden andere Partner genannt, die dringend ins Boot 
geholt werden müssen, auch im Aufbau von guter, vernetzter Arbeit. Es ist nicht die Rede 
davon, dass die Jugendämter das allein bewerkstelligen sollen.  

Hans Artschwager, Waldhaus Jugendhilfe gGmbH, Hildrizhausen: In unserem Landkreis 
wird es noch sehr defensiv gehandhabt. Sämtliche stationären Plätze sind voll besetzt. 
Wir bekommen auf jeden Platz jeweils vier bis fünf Anfragen und haben durch die Quo-
ten mittlerweile eine gesunde Mischung. Ich sitze mit im Kreistag, in dem für die Asylbe-
werber insgesamt Unmengen an Möglichkeiten und Plätzen erarbeitet werden. Mir fehlt 
an dieser Diskussion, dass in der Jugendhilfe kaum irgendwelche Plätze nachgeführt wer-
den. Wir haben uns vor zehn Jahren aus dem Investitionskostenbeitrag des Landes verab-
schiedet und seitdem gibt es dort gar nichts mehr. Ich denke, dass die Arbeit der Jugend-
ämter mit ihrer ganz normalen Klientel, gekoppelt mit dem, was jetzt von außen noch 
dazukommt, fast nicht mehr zu bewältigen ist, wenn nicht tatsächlich Strukturen aufge-
baut werden. Das muss wirklich dringend angegangen werden. Ich diskutiere seit Sep-
tember letzten Jahres im Kreistag darüber, aber das wird kaum erhört.  

Johannes Horn: In Düsseldorf wurde ein Runder Tisch zum Thema „Flüchtlinge“ gegrün-
det, der selbstverständlich die unbegleiteten Minderjährigen einschließt, getragen vom 
Oberbürgermeister. Es finden regelmäßig Tagungen statt. Die Sitzungsprotokolle sind 
öffentlich im Internet nachzulesen. Das Thema ist in Düsseldorf ein gesamtgesellschaftli-
ches Problem geworden und wir müssen alle miteinander darüber kommunizieren. Wir 
erleben momentan eine Intensivierung der Zusammenarbeit mit den freien Trägern, um 
weitere Optionen zu schaffen. Insofern gebe ich Ihnen recht. Man muss das Thema hoch 
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anhängen, sonst wird es nicht weitergetragen. „Wollen“ ist das eine Thema, „Können“ 
das andere.  

Brigitte Drews, Fachbereich Kinder, Jugend und Schule der Stadt Aachen: Aachen hat ca. 
250.000 Einwohner. Wir haben im Jahr 2013 560 junge Menschen begleitet, im vergan-
genen Jahr waren es 787 Inobhutnahmen und im ersten Quartal dieses Jahres schon über 
550 Minderjährige in der Betreuung. Diese Zahl ist im Zusammenhang mit der relativ 
geringen Größe unserer Stadt zu betrachten.  

An der gesamten Debatte schreckt mich auf der einen Seite auch die Verteilungsthematik, 
weil ich sehe, wie wir und vor allem auch meine Kolleginnen und Kollegen in Kooperati-
on mit den freien Trägern in Aachen und Umgebung es schaffen, die jungen Menschen 
zu versorgen. Auch wir haben natürlich das Problem, dass die Minderjährigen in Hotels 
untergebracht werden mussten. Wir haben in Aachen aber auch über 170 neue Heim-
plätze/Clearingplätze geschaffen. Wir freuen uns über jeden Träger und über jedes Ju-
gendamt bzw. jede Kommune, die bereits heute zwei oder drei junge Menschen auf-
nimmt, damit genau die Integration gelingt, über die Sie, Herr Herzog, eben sprachen. 
Das heißt, dass wir über Strukturen verfügen, die wir nutzen können und sollten. Ich bin 
an der Stelle wirklich dankbar, dass wir das in Aachen tun. Ich hoffe auch, dass es nach 
den vier besagten Wochen nicht zu Abgaben oder Vergaben von jungen Menschen an 
Jugendämtern kommt, denn es handelt sich nicht um Pakete im DHL-Dienst, sondern um 
junge Menschen. Auch schreckt es mich daran zu denken, den einen oder anderen in 
Bereiche abgeben zu müssen, die bis dato noch sehr große Probleme mit Flüchtlingen 
haben. 

Dr. Andreas Dexheimer: Man muss aufpassen, dass man mit dem, was der Bundesge-
setzgeber momentan vorbereitet, nicht alles in einen Sack schmeißt und kräftig draufhaut. 
Die Idee der Einführung eines § 42a im SGB VIII, des Rechtsinstruments einer vorläufigen 
Inobhutnahme, bedeutet nicht, dass ein anständiges Clearingverfahren auf wenige Wo-
chen eingedampft wird. Das ist nicht Sinn der Sache. § 42a wird aussagen, wenn es denn 
so verabschiedet wird, dass eine vorläufige Inobhutnahme abklären soll, ob jemand 
grundsätzlich verteilfähig ist oder ob irgendwelche im Kindeswohl begründeten Aspekte 
vorliegen, die ein Verbleiben am Ort sinnvoll erscheinen lassen. Erst dann wird eine Ver-
legung initiiert und es beginnt auch erst dann das eigentliche Clearing und das, was wir 
als ganz normale Inobhutnahme nach § 42 SGB VIII kennen. Das sind zwei unterschied-
liche Normen. Es wird etwas vorg esc ha l t e t  und bedeutet nicht das Eindampfen eines 
normalen Clearingprozesses.  

Umso wichtiger ist es zu betonen, dass man das nicht stante pede aus dem luftleeren 
Raum bewerkstelligen kann. Kids sind auch keine Pakete, die ich staple, auch keine Wa-
re, die ich irgendwo lagern kann, auch nicht in Hotels, sondern Kids sind junge Men-
schen, die im Rahmen von Jugendhilfe nach normalen Standards der Inobhutnahme zu 
betreuen sind. Das heißt, man braucht die Objekte, Fachpersonal, Mitarbeitende, die in 
der Lage sind, ein Clearing durchzuführen, man braucht die entsprechenden Bildungsein-
richtungen, die Dolmetscher, man braucht soziokulturelle Anbindungen, Sportvereine 
und irgendwann Ausbildungsmöglichkeiten und am Ende auch Wohnungen. Wir haben 
die Schutzquoten vorhin gesehen. Es deutet alles darauf hin, dass ein großer Teil der jun-
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gen Menschen, die momentan zu uns kommen, auch hier bleiben werden. Dazu gehört 
nicht nur ein gesicherter Aufenthalt, sondern neben der Ausbildung auch eine vernünftige 
Wohnsituation. Das können wir nur dezentral schaffen. Deswegen führen wir solche 
Fachveranstaltungen wie heute durch, um eine Basis herzustellen, damit es ein wenig 
mehr in die Breite gehen kann.  

Michael Stenger, SchlaU-Schule München: Nach meiner Wahrnehmung haben wir es 
hier mit einer Zweiklassengesellschaft zu tun. Für die einen ist das Kindeswohl das non 
plus ultra und die anderen neigen ein bisschen aus der Situation heraus, dass in ihrer 
Kommune so eine unglaubliche Chaossituation herrscht, eher dazu, darauf zu verweisen, 
dass die Zahlen zu hoch sind. Ich glaube nicht, dass es sinnvoll ist, in dieser Richtung zu 
stark vorzugehen. Ich will auch nicht auf den Sack draufhauen, den der Bundesgesetzge-
ber offensichtlich schon geschnürt hat. Ich nehme mir allerdings das Recht, ihn aufzuma-
chen und zu bemerken, dass es muffelt. Es gibt einige Dinge darin, die ich für unmöglich 
halte.  

Wir hören Beispiele aus Aachen, Saarbrücken und Stuttgart und ich weiß genau, dass es 
auch in Köln und München hervorragende Ansätze gibt. Wir müssen dazu übergehen, 
dass wir nicht verteilen um des Verteilens Willens, sondern dass peu á peu, aber mög-
lichst schnell Kompetenzzentren aufgebaut werden. Dabei geht es auch um die Geldver-
teilung, denn viele Kämmerer in etlichen Kommunen verweisen auf knappe Kassen. Wir 
müssen also auch Gelder verteilen, nämlich von den Kommunen, die für die Aufnahme 
von unbegleiteten Minderjährigen nicht in Frage kommen. Denn auch diese haben eine 
Verpflichtung.  

Ich war bei der Weinheimer Initiative und habe dort gespürt, dass die Leute ansprechbar 
sind und der Meinung sind, dass das Kindeswohl an erster Stelle stehen muss. Deswegen 
halte ich diesen Gesetzentwurf, so wie er im Augenblick ist, für noch nicht vertretbar. 
Darum möchte ich an diesem Sack ein bisschen rütteln.  

Es werden zurzeit weitere Gesetzentwürfe erarbeitet. Frau Praschma hat uns heute ein-
drucksvoll vorgeführt, dass das mit den Entscheidungen nicht so schnell gehen kann. Bis 
2016 redet man nicht mit denen, die jetzt da sind. Dann werden beispielsweise meine 
Schüler bestraft, die zu fleißig, schnell und schlau sind, die erst nach vier Jahren Bafög 
erhalten können. Die Gestatteten, die bereits im Asylverfahren sind, sollen auch in Zu-
kunft nicht nach 15 Monaten Bafög oder BAB erhalten können, sondern sie bekommen es 
nach wie vor erst nach vier Jahren. Es sind einige Gesetze in der Pipeline, bei denen ich 
unbedingt dafür plädiere, genau hinzuschauen und die Experten in den Jugendämtern 
und bei den freien Trägern zu fragen, die an der Basis arbeiten. Ich habe nicht das Ge-
fühl, dass das passiert. Darum richtet sich mein dringender Appell an die Bundesregie-
rung, nicht nur Sonntagsreden zu halten und nicht nur Seenothilfe zu leisten, wenn be-
reits Tausende untergegangen sind, sondern jetzt zu handeln.  

Johannes Horn: Darum sitzen wir heute zusammen, um miteinander zu untersuchen, an 
welcher Stelle wir genauer hinschauen müssen, und noch einmal unsere fachliche Mei-
nung rüberzubringen. Es zeichnet sich ein deutlicher Gesprächsbedarf in Richtung des 
Bundesministeriums ab.  
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Carolin Krause: Sie meinten, dass wir vielleicht nicht nur das Kindeswohl im Blick haben. 
Dem muss ich absolut widersprechen. Ich möchte aber noch einmal den Aspekt in den 
Raum werfen, dass bereits Kompetenzzentren im Saarland existieren und das Jugendamt 
Aachen Kompetenzzentrum werden möchte. Wenn man sich den aktuellen Gesetzent-
wurf ansieht, dem ich auch nicht hundertprozentig zustimme, spricht doch nichts dage-
gen, so weiter zu arbeiten wie bisher. Es ist ja nicht verboten, weiterhin die Jugendlichen 
in der Form und in der Größenordnung aufzunehmen und weiterhin mit den Trägern 
zusammenzuarbeiten. Es ist doch wunderbar, wenn das weiterhin so funktioniert. Aller-
dings ist in München und Köln der Raum knapp und unbezahlbar geworden und wir fin-
den einfach keine Häuser. In München kommt noch das Personalproblem hinzu. Wir 
bekommen keine Unterstützung, sondern man schließt einfach wie bisher die Augen und 
überlässt alles dem Zufall. Das ist der Umstand, der dagegen spricht. Ansonsten stimme 
ich Ihnen zu. 

Ulrike Schwarz, Bundesfachverband Unbegleitete Minderjährige Flüchtlinge e. V., Berlin: 
Das meiste ist bereits gesagt worden. Ich sehe das auch sehr kritisch. Eine Bemerkung zur 
Verteilungsdebatte und zum Kindeswohl: Es gibt ganz unbestritten überlastete Kommu-
nen. Aber wenn Jugendliche weiterverteilt werden und man gleichzeitig eine kindes-
wohlorientierte Versorgung sichern will, muss auch die Verteilung an sich am Kindes-
wohl orientiert sein. Man kann nicht einfach unter dem Motto „Kindeswohl“ jemanden in 
ein anderes Bundesland schicken, in dem keine entsprechende Struktur existiert, keine 
Kommune geeignet und vorbereitet ist und im Augenblick wenig finanzielle Ressourcen 
vorhanden sind – trotz der Königsteiner Schlüsselaufteilung. Das muss mitgedacht wer-
den. Es stellt sich die Frage, ob das Bundesgesetz das leisten kann oder nicht.  

Johannes Horn: Das ist wiederum eine Frage des „Wollens“ der Länder. In dieser Hin-
sicht muss man etwas mehr intervenieren. Vielen Dank für den Hinweis. 

Ich darf mich ganz herzlich für die angeregte Diskussion bedanken. 
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Aktueller Stand der gesetzlichen (Neu)Regelungen. 

Podiumsdiskussion über die Umsetzung in Politik + Praxis. 

Wie stelle ich mich auf die aktuelle Situation ein in Hamburg, 

Berlin, Dresden und … 

DR. HELMUT HINZE 
Leiter, Jugendhaus Berlin-Friedrichshain 

JOHANNES HORN 
Leiter des Jugendamtes Düsseldorf 

MIRIAM PILZ 
Leiterin der Abteilung Besondere Soziale Dienste, Jugendamt Dresden 

ULRIKE SCHWARZ 
Bundesfachverband Unbegleitete Minderjährige Flüchtlinge e. V. (BUMF), Berlin 

DR. HERBERT WIEDERMANN 
Abteilungsleiter, Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration, Hamburg 

REGINA OFFER 
Hauptreferentin, Deutscher Städtetag, Berlin 

Regina Offer: Die Thematik der Diskussionsrunde werden wir flexibel ein wenig abän-
dern müssen, da wir den Gesetzentwurf noch nicht kennen. Der gestrige Tag war ein sehr 
intensiver und bewegender Tag und es hat sich gezeigt, dass auch aus Ihren Reihen viele 
Fragen im Raum stehen. Die Themen, die durch die Eckpunkte des Gesetzes auf der 
Hand liegen, aber auch die Stellungnahmen, die bereits ergangen sind, zum Beispiel 
durch die Kinderkommission des Deutschen Bundestages, bieten uns sehr viel Stoff zur 
Diskussion.  

Aus den gestrigen Debatten möchte ich einige Gedanken und Fragen in die heutige Dis-
kussion hineingeben: Wir haben es auf Seiten der Jugendhilfe mit hoch engagierten Kol-
leginnen und Kollegen zu tun, gerade bei diesem Thema, das auch eine starke menschli-
che Komponente beinhaltet. Wir sprechen dieses Thema vor dem Hintergrund an, dass 
einige Städte und Gemeinden an eine Grenze der Überforderung stoßen. Es geht wohl 
niemandem darum, bürokratisch oder aus finanziellen Aspekten junge Menschen umzu-
verteilen, sondern wir stehen wirklich an einigen Stellen an dem Punkt, an dem es 
schwierig wird, die kind- und jugendgerechten Standards einzuhalten. Man muss sich vor 
Augen führen, dass es nun leider nicht gelingen würde, auf freiwilliger Basis diese an-
spruchsvolle Aufgabe zu erfüllen – auch vor dem Hintergrund generell steigender Ausga-
ben der Hilfen zur Erziehung und neuer Aufgaben der Jugendhilfe, wie dem quantitativen 
und qualitativen Ausbau der Kindertagesbetreuung und der Realisierung der Inklusion. 
Das ist der Grund dafür, dass wir an der Stelle eine Diskussion um eine gesetzliche Neu-
regelung führen. Dabei geht es natürlich auch um die Frage der Verantwortung. Wer steht 
in der Verantwortung? Gibt es eine gesamtgesellschaftliche Verantwortung? Müssten wir 
gemeinsame fachliche Standards entwickeln? Und wie müsste das Ganze finanziert wer-
den? Schließlich darf man die finanzielle Frage bei der Umsetzung der Anforderungen 
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nicht außer Acht lassen. Kann man sich spezielle Traumatherapien, finanziert über das 
SGB VIII, leisten? Das ist eine Finanzierungsfrage auf kommunaler Ebene. 

Ich möchte gern an dieser Stelle ein Theaterstück von Wajdi Mouawad, mit dem Titel 
„Verbrennungen“ erwähnen. Hier wird die Geschichte einer Flucht aus dem Libanon 
erzählt. Wenn man das einmal hört, weiß man, was jemand erleben kann, der über ein 
Jahr auf der Flucht ist. Besonders ein Zitat ist mir im Gedächtnis geblieben, das ich gern 
vortragen möchte – auch in Erinnerung an den gestrigen eindrücklichen und bewegenden 
Auftritt der drei Jugendlichen: „Die Kindheit ist ein Messer in der Kehle, man zieht es so 
leicht nicht heraus.“ Die eigenen Kindheitserinnerungen prägen einen das ganze Leben 
lang. Das ist auch der Grund, warum es uns so berührt, was aus den jungen Menschen 
wird, die so schreckliche Erfahrungen machen. Wie können wir ihnen gerecht werden 
und ihnen eine gute Zukunft geben?  

Soweit meine Einladung zur Diskussion. Ich wende mich gern zunächst an Herrn Dr. 
Hinze mit der Bitte, aus seiner Arbeit zu berichten, denn Sie haben Erfahrungen mit den 
Jugendlichen, um die es hier geht, auch mit traumatisierten Jugendlichen.  

Dr. Helmut Hinze: Berlin hat im Rahmen der Jugendhilfe in den letzten Jahren aus unse-
rer Sicht sehr gute Standards entwickelt. Im Berliner Rahmenvertrag für Hilfen in Einrich-
tungen und durch Dienste der Kinder- und Jugendhilfe sind die Qualitätsmerkmale für 
Hilfen festgeschrieben, auf deren Grundlage die freien Träger mit den öffentlichen Trä-
gern und der Senatsverwaltung die Leistungsangebote vereinbaren. Berlin hat außerdem 
in den letzten Jahren einen qualitativen Sprung in Bezug auf das Clearingverfahren voll-
führt. Leider ist ein wichtiges Objekt weggefallen und wir hoffen, dass schnell ein Ersatz 
geschaffen wird. Für uns als Nachfolgeeinrichtung ist ein ordentlich geführtes Clearing-
verfahren sehr wichtig, um passende Leistungen anbieten zu können. Wir haben außer-
dem in Berlin in den letzten zwei bis drei Jahren eine sehr positive Entwicklung im schu-
lischen Sektor zu verzeichnen. Wir partizipieren von den einreisenden Familien und von 
den Angeboten, die unterbreitet werden müssen. Wir erhalten für unsere Jungen und 
Mädchen recht schnell Willkommensklassen. Inzwischen öffnen sich auch die Oberstu-
fenzentren, sodass wir optimistisch sind, die Bildung als wichtige Grundlage unserer Ar-
beit absichern zu können.  

Wir selbst sind ein Projektverbund, der Ende 1996 gegründet worden ist und mehrere 
Gruppenangebote und Individualangebote vorhält. Gruppenangebote reichen in der Be-
treuung mit zunehmender Verselbstständigung vom Regelangebot über betreuungsfreie 
Zeiten bis zu Wohngemeinschaften und Mutter-Kind-Einrichtungen. Aktuell bricht uns 
jedoch ein ganzes Projekt weg, und zwar das Betreute Einzelwohnen, bei dem wir noch 
vor einigen Jahren die Chance hatten, Wohnraum anzumieten – mit dem Ziel, dass die 
jungen Leute den Wohnraum später mit eigenverantwortlicher Lebensführung überneh-
men können. Das hat große Auswirkungen auf die praktische Arbeit und ist in hohem 
Maße eine Frage der Motivation. Wir motivieren die jungen Menschen dazu, erst einmal 
etwas zu lernen und eine berufliche Perspektive in die Hand zu nehmen. Das Land Berlin 
ist vor die Frage gestellt, wie die Verantwortlichen es schaffen, Nachfolgeeinrichtungen 
für junge Erwachsene am Ende der Jugendhilfe zur Verfügung zu stellen, damit sie den 
eingeleiteten schulischen oder beruflichen Weg motiviert weitergehen können. Wir ge-
ben ihnen eine Reihe von Handwerkszeug in die Hand und vermitteln ihnen die Perspek-
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tive, dass sie jederzeit weitersuchen, sich auf dem Arbeitsmarkt umschauen und mit 
Freunden Wohngemeinschaften bilden können. Das ist ein eingeübter Standard im Land 
Berlin gewesen, aber mit der neuen Situation stehen wir vor einem recht schwierigen 
Problem.  

Wir haben eine Reihe von ganz simplen Tagesabläufen, wobei wir durch rechtliche Ver-
fahren, die noch im Fluss sind, zum Teil gehemmt werden. Durch eine Vielzahl unter-
schiedlicher Rechtspositionen der Beteiligten in den familiengerichtlichen Verfahren ist es 
dazu gekommen, dass wir sehr viele junge Menschen als Nachfolgeeinrichtung in Obhut 
nehmen. Das Landesjugendamt nimmt in Obhut, dem schließt sich die Clearingphase an 
und danach werden die jungen Menschen nach einem in Berlin bereits existierenden 
Quotenschlüssel auf die zuständigen Bezirke verteilt. Die Bezirke suchen geeignete An-
schlussmaßnahmen und würden die jungen Menschen gern nach § 27 oder § 34 SGB VIII 
unterbringen. Da aber kein gesetzlicher Vertreter vorhanden ist, erfolgt die Unterbringung 
häufig noch in Form einer Inobhutnahme.  

Die anhängenden familiengerichtlichen Verfahren konzentrieren sich auf zwei wesentli-
che Punkte. Zum einen: Kann davon ausgegangen werden, dass der junge Mensch tat-
sächlich minderjährig ist? Werden alle notwendigen Mittel eingesetzt, um das festzustel-
len? Das ist ein Damoklesschwert für die jungen Leute, die in der Jugendhilfe längere Zeit 
betreut werden. Zum anderen treibt es inzwischen immer mehr Blüten, dass die Famili-
engerichte feststellen müssen, ob es ein Ruhen der elterlichen Sorge gibt. Kann ein Junge 
oder ein Mädchen die Eltern irgendwo telefonisch erreichen, könnten die Eltern theore-
tisch die elterliche Sorge vom Heimatland aus fortführen. Eine Vollmacht wäre auch gut 
und vielleicht noch eine Person des Vertrauens, der man das zumuten könnte. Was be-
deutet das für die praktische Arbeit? Wir haben im Moment in Berlin Probleme mit Ma-
sern als eine Infektionskrankheit und müssen versuchen, die Masernimpfung durchzufüh-
ren. So lange sich die Jugendlichen in der Inobhutnahmestelle und im Clearingverfahren 
befinden, ist das kein Problem, da die Zustimmung der Senatsverwaltung vorliegt, wichti-
ge gesundheitliche Dinge zu erledigen. Geht die Verantwortung für die Inobhutnahme 
auf ein Bezirksjugendamt über, bestehen unterschiedliche Rechtspositionen in der Ausle-
gung des § 42 SGB VIII im Hinblick darauf, was das Jugendamt darf und was nicht. 
Manchmal rufen wir die Familiengerichte an und bitten um Entscheidungen in bestimm-
ten gesundheitlichen Bereichen. Die Gerichte vertreten in der Regel die Ansicht, dass die 
Interpretation des § 42 ausreicht, um eine Impfung oder eine einfache OP durchzuführen. 
Das zieht sich lange hin und ist ein sehr unbefriedigender Zustand, der die praktische 
Arbeit erschwert. Ein Jugendlicher beschwert sich darüber bei seinem Erzieher, warum 
der eine zum Arzt gehen und eine bestimmte Behandlung bekommen darf und er nicht. 
Dabei geht es natürlich nicht um lebenserhaltene Maßnahmen, die stehen außer Frage.  

Regina Offer: Frau Schwarz, Sie kennen wie wir den Gesetzentwurf nicht, lediglich die 
Eckpunkte. Sie haben natürlich auch Erwartungen an den Gesetzentwurf. Herr Hinze hat 
eben schon das Thema der Standards erwähnt. Was wäre aus Sicht des Bundesverbandes 
Unbegleitete Minderjährige Flüchtlinge zwingend zu regeln bzw. was sind Ihre wichtigs-
ten Erwartungen?  
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Ulrike Schwarz: Wir haben den Gesetzentwurf auch noch nicht gesehen, wir kennen nur 
die letzte Powerpoint, Stand April 2015. Unser Problem mit diesem Gesetzentwurf – und 
damit verbindet sich eine Forderung an den Bund – ist, dass es im Augenblick danach 
aussieht, dass das Gesetz eine Verteilung vorsieht, die faktisch eine Weiterverteilung von 
Kindeswohlgefährdung ist. Es fehlt an bundeseinheitlichen Standards, man findet keinen 
einzigen Satz zu den Kosten, es werden viele Forderungen an die Erstaufnahme-
Jugendämter gestellt, was zu tun ist, bevor weiterverteilt wird, es gibt überhaupt keine 
Ansage zur Schaffung von Strukturen, die deutlich machen, wie eine Struktur zwingend 
beschaffen sein muss. Es ist überhaupt nicht nachvollziehbar, ob es einen Kontrollme-
chanismus gibt, wenn das Verfahren nicht so funktioniert, wie es das Gesetz vorsieht. Es 
ist nicht vorgesehen, ob man sich beschweren kann oder andere Maßnahmen treffen 
kann. Uns fehlen außerdem in dem, was wir bisher vom Gesetzentwurf kennen, Aussa-
gen zu einer Aufnahmekonzeptentwicklung, dass man sich bundesweit darüber verstän-
digt, wie ein Aufnahmekonzept bundesweit aussehen soll und wie die Strukturen sein 
müssen, damit jeder Jugendliche entsprechend untergebracht ist und kein Jugendamt das 
Gefühl hat, überfordert zu sein.    

Regina Offer: Herr Horn, Sie möchte ich zum Thema Kosten ansprechen. Natürlich ist es 
auch eine Finanzierungsfrage, denn die Kommunen stehen ohnehin mit dem Bereich der 
Kinder- und Jugendhilfe oft mit dem Rücken an der Wand und haben Schwierigkeiten, 
alle ihre Aufgaben zu finanzieren. Wir haben bisher keine verbindlichen Aussagen dar-
über, wie die Kommunen unterstützt werden sollen. Würden Sie sich wünschen, dass 
bereits im Bundesgesetz dazu Vorgaben gemacht werden? 

Johannes Horn: Aus Sicht meines Kämmerers kann ich das mit Sicherheit bejahen. Wer 
bereit ist aufzunehmen, muss im Augenblick auch investieren. Das muss man klar sehen. 
Wenn man Standards erhöhen will, bedeutet das, dass man mehr Personal braucht und 
damit mehr Geld ausgeben muss. Wir haben nicht nur darüber nachzudenken, wie wir 
aufnehmen und wie wir es schaffen, eine gute Rechtsposition für die Jugendlichen zu 
bekommen, sondern wir müssen außerdem danach schauen, wie das anschließende sta-
tionäre oder ambulante Clearing sinnvoll gestaltet wird und wie wir die Genderfrage be-
rücksichtigen. Wenn wir das qualifiziert angehen wollen, müssen wir überlegen, welche 
Anschlusshilfen wir haben oder aufbauen müssen.  

Ich habe in Düsseldorf mit den freien Trägern einen Runden Tisch gegründet, an dem wir 
all diese Fragen gemeinsam erörterten. Dabei stellten wir fest, dass ein Mitarbeiter im 
Jugendamt, der die Einschätzungen im Hinblick auf die weiteren Maßnahmen vornehmen 
muss, nicht mehr als 50 Fälle bearbeiten kann. Das bedeutete, dass ich weitere drei Stel-
len dafür einrichten musste. Wenn wir schließlich darauf verweisen, dass wir Wohnun-
gen für die Verselbstständigung der Jugendlichen benötigen, ist das in Düsseldorf schwie-
rig. Auch in dieser Richtung sind Überlegungen nötig, ob im Rahmen des sozialen Woh-
nungsbaus Verpflichtungen entstehen, auch diesen jungen Menschen Wohnungen zur 
Verfügung zu stellen.  

Sie merken, das sind Rahmenbedingungen, die ins Geld gehen. In Düsseldorf betreuen 
wir 200 unbegleitete minderjährige Flüchtlinge und haben eine Option für bis zu 250 
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geschaffen. Aber: Das kostet Geld. Das muss man klar und deutlich sagen und deshalb 
wird unbedingt über Ausgleichsmöglichkeiten zu sprechen sein.  

Regina Offer: Frau Pilz, Dresden ist bis jetzt noch nicht so stark frequentiert. Aber durch 
die Überlegungen, die im Raum stehen, müssen sich natürlich auch Städte, die bisher 
noch weniger unbegleitete Minderjährige aufgenommen haben, darauf einstellen, dass 
die Zahl steigt, sowohl die der Flüchtlinge generell als auch die der unbegleiteten Min-
derjährigen. Wie sehen Sie das im Hinblick auf den Aufbau von Strukturen? Die Stadt hat 
momentan sehr viel Arbeit damit, dass Dresden in der Öffentlichkeit nicht per se als aus-
länderfeindliche Stadt erscheint, weil die „PEGIDA“-Demonstrationen bei Ihnen stattfin-
den. Wie gehen Sie damit um und wie können Sie dafür werben, die notwendigen Struk-
turen aufzubauen und sich als weltoffene Stadt zu zeigen?  

Miriam Pilz: Dresden steht tatsächlich ganz am Anfang. Im Jahr 2014 nahmen wir 27 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge auf, 2013 waren es 28. Wir haben über unsere 
Regelinstrumente, den ganz normalen Kinder- und Jugendnotdienst, die Inobhutnahmen 
durchgeführt und diese Kinder und Jugendlichen in bestehende Angebote integriert. Die 
Berichterstattung der Medien zum Thema „PEGIDA“ ist sehr einseitig. Ich bin seit 2014 
Leiterin des Besonderen Sozialen Dienstes und erlebe großes Engagement für die Flücht-
lingsfamilien in der Stadt. Ich habe am „Runden Tisch Asyl“ teilgenommen und mich mit 
den Ehrenamtsstrukturen befasst, die vor Ort vorhanden sind. Das sind Menschen, die 
wirklich sehr engagiert sind. Auf der anderen Seite besteht „PEGIDA“ nicht nur aus Dres-
dnern, sondern auch aus Zugereisten. Es wird eine breite Diskussion darüber geführt.  

Wir als Jugendamt möchten von den Erfahrungen der Jugendämter profitieren, die schon 
länger mit unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen arbeiten. Ich selbst habe mir in der 
Stadt Frankfurt am Main die Strukturen angesehen. Dresden steht mit Erfahrungen in der 
Flüchtlingsarbeit eher am Anfang. So gibt es in der Verwaltung fast keine Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter, die wir als Übersetzer für die benötigten Sprachen heranziehen 
könnten. Wir haben einen professonalisierten Dolmetscherdienst mit begrenzter Kapazi-
tät. Einige Schulen richten momentan zusätzliche Klassen ein, stoßen aber damit auch an 
ihre Grenzen. Das Gesundheitsamt signalisiert ebenfalls, dass es mit der medizinischen 
Betreuung der Flüchtlinge an seine Grenzen kommt. Ich spreche nicht nur von unbeglei-
teten Minderjährigen, sondern allgemein über die Asylthematik.  

Wir müssen Strukturen schaffen, dafür sind allerdings die erforderlichen Finanzen zur 
Verfügung zu stellen. Wir machen uns im Jugendamt Gedanken darüber, wie wir genü-
gend Stellen für Vormünder finanzieren können und wie wir beispielsweise die Abrech-
nungen schaffen. Die Ausgaben steigen generell in der Jugendhilfe. Wir können den 
Overhead nicht wegdiskutieren, der muss vorhanden sein, um so eine Aufgabe zu bewäl-
tigen. Wir brauchen mehr interkulturell ausgebildete ASD-Mitarbeiter/innen, die im Rah-
men des Clearings mitwirken können. Dabei wird auch über Verteilungsschlüssel und 
Zumutbarkeitsgrenzen zu sprechen sein. Ich wünsche mir, dass diese Themen nicht au-
ßer Acht gelassen werden. Wenn man über Bereitschaft spricht, glaube ich, dass viele  
Dresdener bereit sind, sich zu engagieren – trotz „PEGIDA“. Aber man braucht bestimmte 
Rahmenbedingungen dafür. Und ich wünsche mir, dass bei Länderregelungen schon be-
währte, gut funktionierende Strukturen Berücksichtigung finden.   
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Regina Offer: Herr Dr. Wiedermann, Sie haben vielleicht von uns allen die besten 
Kenntnisse zu dem, was Bund und Länder schon im Vorfeld verhandelt und besprochen 
haben. Gibt es Überlegungen dahingehend, dass man bundesweite Standards einrichtet? 
Sieht der Bund sich in der Mitverantwortung und ist auch bereit, in die Umsetzung zu 
investieren? Wie ist Ihre Position dazu? Hamburg hat sich sehr stark engagiert, weil Ham-
burg auch einen starken Zuzug erlebt, und hat dieses Thema daher auch eindringlich in 
die bundespolitische Diskussion gebracht. Können Sie uns davon etwas berichten?  

Dr. Herbert Wiedermann: Der Zuzug der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge und 
der Flüchtlinge generell ist d ie  sozialpolitische Herausforderung für die nächsten Jahre, 
die alles dominieren wird. Das muss man deshalb so betonen, weil gewisse Verharmlo-
sungen zu beobachten sind. Es wird gesagt, dass das Geld dafür vorhanden ist. Natürlich 
stellen wir das Geld zur Verfügung, aber hat irgendjemand gehört, dass in den Kommu-
nen der Konsolidierungskurs zurückgenommen oder für die Länder die Schuldenbremse 
aufgehoben wird? Meine langjährige Verwaltungserfahrung sagt mir, dass diese Kosten zu 
bezahlen sind, und ich erwarte in den nächsten Jahren sehr harte Verteilungskämpfe auf 
allen Ebenen: in den Kommunen, zwischen Bund und Ländern, aber auch zwischen dem 
Bund und der Europäischen Union. Das so zu steuern, dass solche Leute wie „PEGIDA“ 
daraus keinen Profit ziehen, wird zur Kunst guten Regierens gehören. Ich habe in dieser 
Hinsicht durchaus Sorgen, wenn man sich ansieht, wie die „Front National“ in Frankreich 
oder die „UKIP“ in England daraus politisches Kapital ziehen. So etwas ist hier auch mög-
lich. Insofern muss man das total ernsthaft sehen und man muss sich auf diese Vertei-
lungskämpfe jetzt einstellen.  

Integration in unsere Kommunen ist nicht leicht, weder für den Flüchtling noch für uns. 
Was wir gerade tun, ist nichts weiter als Erstversorgung. Das sind Notfallmaßnahmen. 
Das Ziel muss sein, eine nachhaltige Integration dieser jungen Flüchtlinge sicherzustel-
len. Das ist etwas vollständig anderes als die Frage der Umverteilung, die einfach nur 
eine weitere Notmaßnahme darstellt. Man muss selbstkritisch konstatieren: Dass diese 
Notmaßnahme überhaupt nötig ist, hat u. a. etwas damit zu tun, dass es eine Solidarität 
in der Jugendhilfe nicht gibt. Gäbe es diese Solidarität, hätten wir einen Lösungsmecha-
nismus innerhalb der Jugendhilfe und damit untereinander gesucht. Den gibt es aber 
nicht. Und so haben die Ministerpräsidenten und die Kanzlerin aus „10.000 Meter Höhe“ 
die notwendigen Maßnahmen selbst in die Hand genommen. Ich finde, da sah die Kin-
der- und Jugendhilfe nicht besonders gut aus.  

Es ist zu erwarten, dass alle ihre Taschen zuhalten. Das merkt man auch in den Verhand-
lungen mit dem Bund. Eigentlich bräuchte man ein integriertes fachliches und finanziel-
les Gesamtkonzept zur Lösung der Zuwanderung. Ich erlebe es aber, dass der Bund sich 
zunehmend nur auf seine eigenen Angelegenheiten konzentriert, die Länder sollen ihre 
Länderangelegenheiten regeln und die Kommunen sollen sehen, wie sie klarkommen. 
Die größte Herausforderung liegt darin, dass von „Oben“ (Europa, Bund) größere Geld-
mengen zu den Ländern und Kommunen fließen müssen. Das wird noch eine harte Aus-
einandersetzung!  

Ulrike Schwarz: Wir diskutieren im Augenblick über die Jugendhilfe an sich, die seit Jah-
ren mit immer neuen Gesetzen konfrontiert wird, mit neuen Regelungen, mit der Großen 
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Lösung usw. Wir reden aber kaum über die Personen, um die es geht, nämlich die Kinder 
und Jugendlichen. Und das bereitet uns Sorgen. Im Fokus sollte nicht die Jugendhilfe ste-
hen, sondern die Jugendlichen. Deswegen brauchen wir wirklich Standards und Konzep-
te. Kosten und Finanzen sind wichtig, aber wir sollten uns immer darauf besinnen, dass 
der Fokus der Diskussion auf die Jugendlichen und deren Versorgung gerichtet sein muss.  

Regina Offer: Sie haben natürlich recht, es geht eigentlich um die Jugendlichen. Sie sind 
nicht nur Objekte des Verfahrens. Die Schwierigkeit besteht aber darin, dass die staatli-
chen Stellen entsprechende Überlegungen anstellen müssen.  

Sie alle sind natürlich aufgefordert, Ihre Meinungen und Fragen zu äußern. 

Michael Stenger: Ich gebe Ihnen recht, Herr Wiedermann. Ich glaube, dass man diese 
Dinge auch so steuern kann, dass sie nicht den Rechtsradikalen in die Hände spielen, 
wenn wir das Ganze einfach ex positivo angehen und wirklich die Fähigkeiten und die 
Möglichkeiten, die unglaublichen Bereicherungsmöglichkeiten unserer Gesellschaft 
durch die Flüchtlinge mehr nach außen tragen. Ich werde nachher über unsere Schule in 
München sprechen und genau dazu Stellung beziehen. Ich glaube, das ist ein Ansatz, der 
dieser anderen Seite den Wind aus den Segeln nimmt. Das halte ich für sehr zentral. Es 
gibt ein Argument, das allerdings nicht mein erstes Argument ist, nämlich den demografi-
schen Wandel und seinen „Abteilungsleiter“ Fachkräftemangel. Dieses Argument zieht 
sehr wohl in der breiten Gesellschaft. Uns selbst geht es natürlich um die Jugendlichen 
und um die menschliche Seite. Aber auch dieses andere Argument bereitet uns in der 
breiten Gesellschaft den Weg. Ich möchte einfach dafür plädieren, das Ganze positiver 
anzugehen. Gleichzeitig wollte ich aber sagen, dass Sie nicht Unrecht haben.  

Dr. Herbert Wiedermann: Ich stimme Ihnen zu. Wir haben 1.400 junge Flüchtlinge in 
der Stadt und wir sind froh über sie. Das sind tolle junge Menschen. Einem 17-jährigen 
Flüchtling aus dem Irak in Hamburg wurde z. B. von unseren Fachkräften bescheinigt, 
dass er noch lange nicht ausbildungsreif wäre. Aber er hat seinen eigenen Weg gesucht: 
Er hat eine Lehre bei einem Segelmacher angefangen und der Unternehmer, der ihn ge-
nommen hat, ist nach eigener Aussage glücklich mit ihm. Solche Erfolgsgeschichten gibt 
es viele und daher kann ich tatsächlich froh sein, dass es sie gibt. Andererseits bin ich 
aber noch nicht so richtig froh darüber, wie lange viele Kinder brauchen, bis sie in die 
Schule kommen, mit welchen mageren Angeboten sie den  Nachmittag in der Schule 
verbringen müssen, wie sich die Jugendverbände um diese Flüchtlinge kümmern, wie 
ihre Übergänge in Ausbildung/Beruf wirklich ablaufen. Da wird viel getan;  es gibt aber 
noch sehr viel zu tun und meines Erachtens sind wir in vielen Städten noch nicht ausrei-
chend aufgestellt. In diese Richtung müssen wir intensiver denken: Wie sichern wir die 
nachhaltige Integration dieser jungen Menschen, die ein hohes Potenzial mitbringen? Wir 
wollen sie, bitteschön, nicht frustrieren.     

Regina Offer: Herr Horn, gestern ist es angeklungen, dass das bürokratische Verfahren 
der Umverteilung selbst maximal einen Monat nach der Inobhutnahme erfolgt sein muss. 
Dazu wurden Stimmen laut, die meinten, dass so wahrscheinlich niemand umverteilt 
wird, weil das nicht zu schaffen ist. Können Sie noch einmal aus der Praxis berichten, 
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wie die Clearingverfahren etc. laufen, was sich ändern müsste und welcher Aufwand 
eventuell betrieben werden müsste, um das zu bewerkstelligen?   

Johannes Horn: Zunächst möchte ich auf einen anderen Aspekt eingehen. Die jungen 
Leute, die zu uns kommen, haben in der Regel ein Ziel. Wenn wir die Jugendlichen auf-
genommen haben, ist eine Vielzahl von ihnen am nächsten Tag wieder weg, weil sie gar 
nicht in Düsseldorf bleiben wollen. Auch das ist zu berücksichtigen.   

Ebenso sind die Wünsche der Jugendlichen zu beachten – ob sie schulische oder berufli-
che Ziele äußern oder erst einmal zur Ruhe kommen und zu sich selbst finden möchten. 
Um das herauszufinden, sind differenzierte Clearingverfahren durchzuführen. Nicht jeder 
Jugendliche braucht beispielsweise eine Traumatherapie. Mit dem Psychosozialen Zent-
rum in Düsseldorf haben wir dieses Thema gemeinsam erarbeitet. Es ist ganz klar: Erst 
muss man zur Ruhe kommen und wirklich angekommen sein, um dann erst in das Thema 
„Trauma“ behutsam einzusteigen. Es dauerte lange, bis wir diesen Weg gefunden haben. 
Die Frist von vier Wochen reicht für ein differenziertes Verfahren nicht aus, um herauszu-
finden, was das Sinnvollste für einen Jugendlichen ist. Die Praxis wird klare Signale set-
zen, dass das so nicht funktioniert.  

Wenn wir über Standards sprechen, müssen wir uns die Frage stellen, was denn eigent-
lich qualifizierte Hilfeplanverfahren in diesem Bereich auszeichnet. Ich richte die Forde-
rung an unsere eigene Adresse, dass wir uns sehr anstrengen müssen, um uns nicht im-
mer dieselben Worte einfallen zu lassen, die in jedem Hilfeplan stehen, sondern genauer 
hinzuschauen, was der oder die Jugendliche wirklich braucht. Dazu müssen die Fach-
kräfte mitunter andere Professionen heranziehen, um zu entscheiden, in welche Richtung 
es gehen kann, beispielsweise die Bereiche Schule und Berufsorientierung. Bei der Frage 
nach dem Verteilungsschlüssel ist das Thema der Partizipation mit zu berücksichtigen.  

Miriam Pilz: Mit 18 Jahren sind die Maßnahmen der Jugendhilfe nicht grundsätzlich be-
endet, besonders, wenn wir die Jugendlichen im Alter von 17 Jahren in Obhut nehmen. 
Darum möchte ich das Thema der Altersgrenze aufgreifen und fragen, wie wir damit um-
gehen. Wir sprechen darüber, was Jugendhilfe alles leisten kann. Die Rahmenbedingun-
gen, die nicht mitdiskutiert werden, sind die Bereiche SGB V (der gesamte Gesundheits-
bereich), SGB II und III (Berufsberatung- und Orientierung, Kontakt zu Arbeitgebern), die 
Wohnraumproblematik im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus (auch die Jugendhilfe 
hat ihre Grenzen im Bereich der Unterbringung), die Sicherung des Aufenthalts in der 
Perspektive usw. Das macht es schwierig. Die Jugendlichen, die hier ankommen, sind oft 
bereits 17 Jahre alt und stehen vielleicht kurz vor ihrem 18. Geburtstag. Im schlimmsten 
Fall wird die Inobhutnahme sofort beendet, weil die Volljährigkeit erreicht ist, und die 
Jugendlichen gehen in das normale Asylverfahren über, das vom Sozialamt verantwortet 
wird.  

Regina Offer: Dazu möchte ich gern Herrn Dr. Hinze zu Wort kommen lassen. Wir ha-
ben es gestern auch erlebt, als die drei Jugendlichen hier aufgetreten sind. Zwei waren 17 
Jahre alt und ein Mädchen war bereits 19 Jahre alt. Wir haben die Ohnmacht und die 
Verunsicherung erlebt, wie es für sie persönlich weitergehen soll – in dieser Situation, 
ohne die Familie und ohne Kontakt zur Familie einen Platz in der Gesellschaft finden zu 
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müssen. Was sind Ihre Erfahrungen in Bezug auf den Umgang mit der Altersgrenze? Was 
halten Sie fachlich für sinnvoll? 

Dr. Helmut Hinze: Unsere Erfahrungen erstrecken sich in der Unterbringung und Betreu-
ung von Kindern. Dabei sind ganz andere Standards zu setzen als bei Jugendlichen. Für 
mich stellt sich die Frage, inwieweit Kinder überhaupt in diesen Verteilungsprozess gehö-
ren oder ob es dort eine Altersfestlegung gibt. Kinder sind in der Regel in irgendeiner 
Weise sozial angebunden. Es existiert vielleicht ein Onkel oder eine Tante, vielleicht hat 
auch jemand aus der Familie einen Bekannten, der bereits in Berlin lebt und den Auftrag 
von der Familie hat, sich um das Kind zu kümmern.  

Die Jugendlichen sind zum Teil recht verschlossen und misstrauisch. Sie haben bisher 
überall nur Befragungen und Kontrollen über sich ergehen lassen. Sie haben Angst, etwas 
Falsches zu sagen, was sich negativ auswirkt. Das macht es recht schwierig, etwas zu 
erfahren, was für die Entwicklung einer Perspektive wichtig wäre. Daher kann man den 
Kolleg/innen im Clearing nur höchste Anerkennung zollen, wenn sie es in der Zeit des 
Clearings schaffen, dass die Jugendlichen sich öffnen und ein aussagekräftiger Anamne-
sebogen erstellt werden kann. Man sollte auch genau unterscheiden, aus welchem Land 
der oder die Jugendliche kommt.  

Viele, die es geschafft haben, nach Deutschland zu kommen, haben ein ganz konkretes 
Ziel vor Augen. Wer nach Berlin kommen möchte, will auch in der Regel in Berlin blei-
ben. Berlin ist gerade für Jugendliche ein Anziehungspunkt. Diese jungen Leute, die hier 
integriert werden, zur Schule gehen, sich ausbilden lassen, haben zum Teil, wenn sie aus 
bestimmten Ländern kommen, einen Auftrag. Sie kommen nicht nur zum Lernen hierher, 
sondern wir erleben insbesondere mit den syrischen Flüchtlingen Folgendes: Es hat sich 
herumgesprochen, dass man den Flüchtlingsstatus erlangen kann. Wenn ein Minderjähri-
ger den Flüchtlingsstatus und eine Aufenthaltserlaubnis hat, kann er die Eltern nachholen. 
Die jungen Leute konfrontieren ihre Erzieher/innen damit, dass das so in den Papieren 
steht. Sie kommen mit diesem Auftrag hierher. Mitunter drängen noch Verwandte in der 
Großfamilie den Jugendlichen dazu, endlich einen Asylantrag zu stellen, auch wenn er 
erst 14 Jahre alt ist und noch keinen Antrag stellen kann. Im Moment haben wir noch die 
Verfahrensfähigkeit mit 16 Jahren. Die meisten freuen sich darüber, dass sie nun allein 
entscheiden können und keinen Vormund dafür brauchen. Sie haben nicht mehr viel 
Zeit, weil sie in zwei Jahren volljährig sind. Das sind ganz simple, praktische Überlegun-
gen und Vorgänge bei den jungen Flüchtlingen und sie wenden sich damit auch an ihre 
Erzieher/innen und Sozialarbeiter/innen, ihnen bei der Verwirklichung ihres Auftrags be-
hilflich zu sein.  

Diese jungen Menschen bringen zum Teil nicht nur eine einmalige Fluchterfahrung mit, 
sondern mehrmalige. Die Familien aus Syrien, die in den Libanon geflohen sind, verlas-
sen ihren Fluchtort, wenn das Geld dort aufgebraucht ist, und kehren zurück in ihre Hei-
mat. Ihr Kind schicken sie nach Europa und dann ist das Kind hier in Deutschland, die 
Mutter ist vielleicht noch im Libanon, der Vater wiederum in Syrien. Der Antrag auf Fa-
milienzusammenführung wird gestellt, aber es gibt keine deutsche Vertretung in den be-
treffenden Regionen, um den Vorgang zu bearbeiten – aber der Junge oder das Mädchen 
will den Auftrag der Familie ausführen.  
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Daher rate ich dringend dazu, genau auf den Einzelfall zu schauen. Sonst packen wir das 
nicht. Wenn wir von einer großen Paketlösung ausgehen, kann das nicht funktionieren. 

Ulrike Schwarz: Berlin hat die Besonderheit, dass dort kaum Vormünder bestellt werden, 
was europarechtswidrig ist. Es ist bereits angesprochen worden: Wir brauchen ein Ge-
samtkonzept. Es kommt ja nicht nur das Umverteilungsgesetz, sondern wir stehen vor der 
zweiten Stufe der Vormundschaftsrechtsreform, die bis 2017 läuft, eine Verschärfung im 
Bereich von Menschenhandel und Strafbarkeit von Schleusern erfolgt auch in diesem 
Sommer. Wir plädieren für ein Gesamtkonzept, ein Aufnahmekonzept, dass dies alles 
beinhaltet. Stattdessen wird jetzt an einzelnen Gesetzen gearbeitet. Das Verteilungsge-
setz, so wie wir es im Augenblick kennen, steht relativ allein. Wenn Herr Horn ankün-
digt, dass wir in der Praxis Signale setzen werden, kann ich nur darauf antworten: Das 
widerspricht dem individuellen Ansatz der Jugendhilfe und ich möchte eigentlich keine 
Signale mit Jugendlichen gesetzt haben, die durch dieses Verfahren laufen müssen, wenn 
keine Strukturen bestehen.  

Dr. Herbert Wiedermann: Ich möchte einmal durchbuchstabieren, was man j e t z t  tun 
muss, wenn das neue Gesetz kommt.  

1. Sie müssen jetzt beginnen, Erstversorgungsplätze aufzubauen. Das ist sehr aufwändig, 
denn daran hängt u. a. das Baurecht. Man muss Investoren und Plätze finden, in Anwoh-
nerversammlungen erklären, dass an dieser Stelle ein Haus für Flüchtlinge gebaut werden 
soll, usw.  

2. Ich empfehle Ihnen dringend, vor allem Ihnen in den größeren Städten, die Amtsvor-
mundschaft für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge zu zentralisieren und die Vormün-
der speziell auszubilden. Auch das ist jetzt in Angriff zu nehmen.  

3. Zu den Gesundheitsuntersuchungen gibt es einen bundesweiten Standard, der von 
einem Zeitrahmen von sieben Tagen nach Ankunft ausgeht. Das kommunale Gesund-
heitsamt wäre innerhalb kürzester Zeit am Limit. Darum müssen Sie jetzt Vorbereitungen 
treffen und Ärzte finden, die diese Gesundheitsuntersuchungen durchführen.  

4. Sie müssen mit der Schule reden, denn für jeden dieser Flüchtlinge muss es eine Bil-
dungsdiagnostik geben. Die Schulplatzvergabe ist zu regeln. Wir brauchen möglicher-
weise so etwas wie Produktionsschulen. Die „Berufsschulpflicht“ ist deutlich zu verlän-
gern. 

5. Außerdem müssen Sie sich Gedanken über die Folgeunterbringung machen. Frau Pilz 
hat das schon richtig gesagt: Unser System ist jugendhilfefixiert, wir tun viel für den jun-
gen Flüchtling – bis zu seinem 18. Lebensjahr. Statt die Nachhaltigkeit der intensiven und 
extrem teureren Hilfen zu sichern, werden die Hilfen zum Stichtag der Volljährigkeit in 
der Regel eingestellt. Das ist doch irre! In Skandinavien wird es folgendermaßen gehand-
habt: Mit jedem Flüchtling wird eine Eingliederungsvereinbarung abgeschlossen. Diese 
beginnt mit 16 oder 17 Jahren und endet mit 24/25 Jahren. Der junge Mensch bekommt 
sein Geld und die Beratungsleistungen entsprechend der Vereinbarung. Auch die Pflich-
ten sind genau geregelt. Er muss schwedisch lernen und eine Ausbildung oder ein Studi-
um absolvieren. Das ist alles in der Vereinbarung festgelegt. Es gibt eine Zeitperspektive 
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zur Integration, die sich über fünf oder sechs Jahre erstreckt. In Deutschland glaubt man, 
dass die Integration eines Flüchtlings in der Regel innerhalb eines Zeitraums von zwei 
Jahren erreicht werden kann. Das ist eine unrealistische Annahme. 

6. Für die psychiatrische Versorgung der Jugendlichen sind Kontakte zu den Leitungen 
der kinder- und jugendpsychiatrischen Einrichtungen zu knüpfen und deutlich zu ma-
chen, dass Sie in dieser Hinsicht auf deren Unterstützung angewiesen sind. Dafür ist 
ebenfalls eine gewisse Zeit nötig.  

7. Aus eigener bitterer Erfahrung möchte ich noch einen abschließenden Hinweis geben. 
Wir haben über 1.400 minderjährige Flüchtlinge, aber davon sind etwa 50 hochgradig 
kriminell. Diese vergleichsweise wenigen Jugendlichen prägen aber zeitweise das Bild im 
öffentlichen Diskurs und nehmen gefühlt einen hohen Prozentsatz der Arbeitskraft ein. 
Ich kann Ihnen daher nur dringend raten, diese Kids möglichst frühzeitig zu identifizieren 
und individuelle Hilfepläne für sie zu erarbeiten. Sie einfach im normalen Verfahren mit-
laufen zu lassen, kann gefährlich werden und die Prozesse werden sich dahin entwi-
ckeln, wo Bremen zurzeit steht. Dann steht schnell die Frage der geschlossenen Unter-
bringung in irgendwelchen alten Jugendgefängnissen auf der Tagesordnung. Darauf muss 
man sich vorbereiten. 

8. Meiner Meinung nach beziehen wir die Zivilgesellschaft noch viel zu wenig in dieses 
Feld ein. Ich sehe eine große Bereitschaft der Bevölkerung zu helfen, aber ich sehe zu 
wenig Organisation durch die öffentlichen Jugendhilfeträger, diese Bereitschaft zu nut-
zen. In Bezug auf die Frage, wie man das organisiert und die Ehrenamtlichen, die Lust 
haben zu helfen, vernünftig einbezieht, stehen wir noch am Anfang.   

Regina Offer: Das ist auch aus meiner Sicht ein wichtiges Thema. Gestern im persönli-
chen Gespräch mit den Jugendlichen nach ihrem Auftritt hier wurde die Unsicherheit in 
der Hinsicht, was hier eigentlich mit ihnen passiert, und auch die Sinnfrage sehr deutlich. 
Eine Willkommenskultur halte ich für ebenso wichtig wie eine verbindliche Aussage, die 
dieses Ohnmachtsgefühl ein wenig auffangen kann. Insofern waren die Eingliederungs-
vereinbarungen, die den Jugendlichen einen Weg zeigen und eine gewisse Sicherheit 
geben, ein interessanter Hinweis. 

Herr Horn, Herr Dr. Wiedermann hat gerade aufgezählt, was man alles aufbauen muss. 
Nun stehen Sie zwar in Düsseldorf nicht am Anfang des Weges, aber Sie wissen, dass 
noch mehr Aufnahmen auf Sie zukommen werden. Düsseldorf ist im Vergleich eine recht 
wohlhabende Stadt. Wie sehen Sie bei sich die Chancen, die genannten Strukturen in 
relativ kurzer Zeit aufzubauen?  

Johannes Horn: Wir als Jugendhilfe nutzen das Thema der Flüchtlinge generell. An unse-
rem Runden Tisch kann man die wichtigen Themenstellungen platzieren. Im Augenblick 
ist der Wille dazu vorhanden. Wenn wir an Runden Tischen mit 70 oder 80 Vertretern 
von verschiedenen Institutionen, von Arbeitgeberverbänden, Wohlfahrtsverbänden bis 
hin zu Wohnungsbaugesellschaften das Thema aufgreifen, verfügen wir damit über eine 
sehr gute Plattform.  
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Trotzdem ist die Frage zu stellen, wie viele Kulturen, die die Jugendlichen mitbringen, wir 
an welcher Stelle synergetisch zusammenfassen müssen. Wir haben Kulturmittler, haben 
aber auch festgestellt, dass wir nicht alle Sprachen selber belegen können. Wir sind auf 
die Staatsanwaltschaft zugegangen, die uns an die Familiengerichte verwiesen hat. Die 
Familiengerichte haben Übersetzer, Experten für jede Sprache, die sie uns zur Verfügung 
stellen können, damit sie uns bei unserer Arbeit helfen. So haben wir den Strang der Jus-
tiz genutzt, ohne das dem Jugendlichen näher zu bringen. Wir suchen nach Personen, die 
uns helfen können zu erfahren, was der Jugendliche weiß, was er wissen möchte und in 
welche Richtung es gehen soll.  

Ein weiteres wichtiges Thema für die Jugendhilfe ist die Vernetzung. Wie Herr Dr. Wie-
dermann bereits sagte: Es geht nicht nur darum, die Notsituation des Ankommens zu be-
wältigen, sondern darum, wie wir den Jugendlichen im Rahmen der Integration weiter 
begleiten. Wenn ich Notplätze in einer Einrichtung der Erstversorgung schaffe, muss ich 
die verschiedenen Kulturen berücksichtigen. Man kann nicht alle willkürlich zusammen-
legen. Sonst gibt es kulturelle Auseinandersetzungen innerhalb der Gruppen. Daher ka-
men wir zu dem Schluss, dass wir das nicht allein schaffen können, indem wir lediglich 
eine große neue Einrichtung eröffnen, in der wir alle unterbringen. Die bessere Lösung 
bestand in der Schaffung von kleineren, dezentralen Unterbringungsmöglichkeiten in 
allen Stadtteilen von Düsseldorf, um damit die Infrastruktur dieser Stadtteile zu nutzen: 
die Bildungsangebote, Ausbildungsangebote, Jugendfreizeiteinrichtungen usw. Dazu ge-
hören auch Ferienmaßnahmen. Diese Themenstellungen haben wir in das große Thema 
der Inklusion einbezogen.  

Noch ein Hinweis: Wir beenden die Jugendhilfe nicht, wenn der Jugendliche 18 Jahre alt 
geworden ist. 50 Prozent unserer Inobhutnahmefälle sind über das 18. Lebensjahr hinaus 
gesichert. Ich habe einen Jugendlichen auch noch mit 22/23 Jahren in der Jugendhilfe 
gelassen, weil er es individuell nötig hatte. Das meinte ich mit meiner Forderung, genau-
er hinzuschauen. Wir können nicht alle über einen Kamm scheren und die Altersgrenze 
für alle gleich setzen, sondern müssen individuelle Entwicklungslinien von jungen Men-
schen noch stärker als bisher berücksichtigen. Das wird mit Schlüsselzahlen von 1:50, 
1:70 oder 1:80 in den Hilfen zur Erziehung nicht mehr funktionieren. Daher plädiere ich 
noch einmal dafür, Standards in Bezug auf die Zumutbarkeitsgrenzen für Vormünder, den 
Fachkräften im Sozialdienst oder in der Inobhutnahme usw. zu setzen. Es muss dringend 
in Fachlichkeit investiert werden.  

Regina Offer: Frau Pilz, sie hatten erwähnt, dass es ehrenamtliches Engagement in Dres-
den gibt. Sicher ist schon der Aufbau von Strukturen, wie sie hier aufgelistet wurden, für 
die Stadt nicht leicht. Können Sie das innerhalb der Stadtverwaltung leisten? Können Sie 
tatsächlich auf die Zivilgesellschaft so zurückgreifen, dass Sie ähnlich unterstützt werden 
wie Herr Horn mit dem Runden Tisch in Düsseldorf, der alle wichtigen Bereiche wie 
z. B. Wohnungsbauunternehmen vereinigt?  

Miriam Pilz: Für Dresden ist es nicht neu, dass Flüchtlinge in die Stadt kommen. Die un-
begleiteten Minderjährigen sind nur ein Teil davon. Das heißt, in den vergangenen zwei 
bis drei Jahren wurde sehr intensiv mit Ehrenamt und an Strukturen gearbeitet. Es wurde 
ein „Runder Tisch Asyl“ gegründet, es wurden viele Institutionen mit ihren Angeboten 
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eingebunden. Jedoch bereitet die passgenaue Zusammenführung und Organisation noch 
Schwierigkeiten. Verschiedene Träger in den einzelnen Stadtgebieten haben regionalver-
antwortliche Büros eröffnet, in denen die Bevölkerung Auskünfte bekommen kann und 
Angebote und Bedarfe zusammengeführt werden. Diese vorhandenen Strukturen werden 
wir natürlich für die Jugendhilfe nutzen. Ein weiteres Problem ist der inzwischen knappe 
Wohnraum in Dresden. Es mussten Unterbringungsmöglichkeiten neu gebaut werden, 
weil einfach keine Immobilien für die Flüchtlingsfamilien gefunden wurden. Das heißt, 
die Jugendhilfe kann nur sehr schwer benötigten Wohnraum, beispielweise für die Ver-
selbstständigung der Jugendlichen, nutzen. Zu dieser Thematik braucht es eine Positionie-
rung der Stadtspitze.  

Ich muss immer wieder darauf hinweisen, dass es auch um dringend benötigte finanzielle 
Mittel geht. Diese Aufgaben sind nicht ohne zusätzliches Personal und klare Entschei-
dungen zum Verteilungsschlüssel zu bewältigen. Auch deswegen muss über Standards 
und über eine Vereinheitlichung in der Bundesrepublik gesprochen werden. Es darf nicht 
sein, dass ein Flüchtling, der im Bundesland X lebt, bessere Voraussetzungen bekommt 
als der im Bundesland Y, weil das eine Bundesland von vornherein besser ausgestattet 
und organisiert ist. Wir müssen gleiche Chancen schaffen und die erforderlichen Struktu-
ren aufbauen.   

Regina Offer: Gibt es Fragen und Statements von den Teilnehmenden? 

Sebastian Ludwig, Diakonie Bundesverband, Berlin: Ich bin weniger mit Jugendhilfe als 
mit Flüchtlingshilfe befasst. Flüchtlingsfamilien und erwachsene Flüchtlinge werden be-
reits umverteilt. Dabei erweist sich bundesweit in den Kommunen der Kapazitätsausbau 
angesichts des schnellen Zuwachses innerhalb kurzer Zeit als sehr schwierig. Daher muss 
ich die Hoffnungen, die an die zukünftige Umverteilung der unbegleiteten Minderjähri-
gen geknüpft sind, ein wenig dämpfen.  

Ich habe zwei Verfahrensfragen. Mit der Frist von einem Monat bis zur Weiterverteilung 
ist verbunden, dass das Clearingverfahren auseinandergezogen wird. Das heißt, wenn 
man sich die Eckpunkte des Gesetzentwurfs ansieht, wird in dieser Zeit nur oberflächlich 
geprüft, ob offensichtlich eine ansteckende Krankheit vorliegt. In diesem Fall kann nicht 
umverteilt werden. Bei der Möglichkeit der Familienzusammenführung geht es nicht da-
rum, lange zu prüfen, ob irgendwo Familienangehörige wohnen. Wir haben uns seit lan-
gem dafür eingesetzt, dass zum Zwecke der Familienzusammenführung umverteilt wer-
den kann, und zwar aus Gründen des Kindeswohls, nicht aus Gründen der Lastenvertei-
lung. Ein UMF, der in Deutschland ankommt und dessen Eltern sich in der Türkei aufhal-
ten, hat keine Chance, die Eltern nachzuholen, es sei denn, er wird im Asylverfahren an-
erkannt. Ein Eritreer wartet vielleicht mehrere Monate oder auch über ein Jahr auf seine 
Anerkennung. Dann hat er die Chance, seine Eltern nachzuholen, wenn die Botschaft 
denn ausreichend besetzt ist.  

Wenn man einerseits diese Frist von einem Monat und andererseits das Auseinanderzie-
hen des Clearingverfahrens betrachtet, möchte ich gern wissen, was vor der Umvertei-
lung geprüft werden muss und was weitergegeben wird. Befürchten Sie an dieser Stelle 
nicht den Verlust von Informationen?  
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Welche Rolle spielt die Prüfung des Kindeswohls bei der Umverteilung? Wenn man nur 
die Kindeswohlgefährdung sieht und nicht prüft, was im Sinne des Kindeswohls – ein-
schließlich Bildungs- und Ausbildungsangeboten – an dem Aufnahmeort oder Zuwei-
sungsort zur Verfügung steht, wird wahrscheinlich sehr selten eine Kindeswohlgefähr-
dung im Sinne der Gefährdungsanalyse festgestellt. Wie ist das Kindeswohl per Definition 
einzuschätzen? Ist damit gemeint, es auf die Gefährdung zu reduzieren?  

Teilnehmer: Seit gestern höre ich mir die Debatten und Vorträge über die Gesetzesent-
würfe an. Dabei muss ich daran denken, dass ich mit 11 oder 12 Jahren aus der Türkei 
nach Deutschland kam und gleich als junger Mensch mit Ausländerrecht und Ausländer-
gesetzen konfrontiert wurde. Auch damals wurde schon ständig über das Thema Integra-
tion gesprochen. Aber immer anders behandelt zu werden, hat mich damals sehr be-
schäftigt. Das war keine Gleichberechtigung.  

Ich kann die Probleme einzelner Kommunen durchaus verstehen und nachvollziehen. 
Hier wird demnächst ein Gesetz für Kinder beschlossen. Der Bund beschließt es, die 
Länder sollen es umsetzen und die Situation der Kommunen kennen wir. Ich gebe Frau 
Schwarz recht, die sagt, dass es Aufnahmekonzepte geben muss, die einheitlich gelten – 
wenn dieses Gesetz überhaupt kommt. Ich habe von keinem Bundesfachverband oder 
auch von keinem Jugendhilfeträger gehört, dass sie das Gesetz an sich kritisch sehen oder 
auch etwas dagegen unternommen haben. Wenn Herr Dr. Wiedermann von einer sozial-
politischen Herausforderung spricht, gehört es meiner Meinung nach dazu, dass man sich 
auf der kommunalen Ebene, auf der Länder- und Bundesebene gegen Gesetze, die nicht 
zur Integration beitragen können, ausspricht.  

Im Zusammenhang mit der Schule schaffen wir Parallelgesellschaften. Unbegleitete min-
derjährige Flüchtlinge werden aufgenommen, kommen in Sprachförderklassen und bis sie 
dort fertig sind, sind sie 18 und werden aus der Jugendhilfe „entlassen“ – wenn auch 
nicht immer. Aber wenn man fragen würde, wie viele Einzelfälle es bei unbegleiteten 
minderjährigen Flüchtlingen tatsächlich gibt, die über den 18. Geburtstag hinweg weiter-
hin betreut werden, sind das relativ wenige im Vergleich zu den anderen. Das kann man 
aus den Biografien der jungen Menschen heraushören.   

Wir brauchen eine Bundesarbeitsgemeinschaft für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, 
der nicht nur der öffentliche Träger, sondern auch die freien Träger angehören, um ge-
meinsam ein Aufnahmekonzept und dazu Kontrollmechanismen, die Klärung der Finan-
zen, Clearing, Anschlusshilfen zu diskutieren und zu erarbeiten.   

Regina Offer: Möchte jemand auf dem Podium auf die Frage des Auseinanderziehens des 
Clearingverfahrens eingehen? 

Miriam Pilz: Ich saß gestern in der Arbeitsgruppe 1 („Inobhutnahme, Clearing und Alters-
feststellung“) und habe mir die gleiche Frage gestellt: Was kann überhaupt in den vier 
Wochen in den Großstädten, in denen die UMF aufgegriffen werden, geklärt werden? In 
diesem kurzen Zeitraum kann wirklich nur untersucht werden, ob eine Gefährdung vor-
liegt und ob der Jugendliche so beeinträchtigt ist, dass man ihn nicht weiterverteilen 
kann.  
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Dieses Erstclearing betrifft vor allem die Städte, die jetzt schon belastet sind. Dresden 
wird eine Stadt sein, in die die UMF nach der Verteilung ankommen. Ich stehe vor der 
Frage, wie  eine gute Struktur für die Kinder und Jugendlichen aussieht. Am Anfang hatte 
ich die Überlegung, dass die UMF irgendwo aufgegriffen werden, nach Dresden ge-
schickt werden, in Dresden wieder in eine Einrichtung zum Clearing kommen und dann 
irgendwann wird ein Ort gefunden, an dem sie letztlich ankommen sollen. Wenn man 
dieses Verfahren aus Sicht des Kindeswohls betrachtet, kann man das nicht gerade als 
optimal bezeichnen. Andererseits müssen wir genau wissen, wo die Bedarfe der Kinder 
und Jugendlichen liegen, um passgenaue Angebote zu entwickeln. Diese Antworten wer-
den sicher nicht am Anfang gegeben, wenn der Jugendliche begleitet zu uns gebracht 
wird. Niemand wird nach so kurzer Zeit über diese Bedarfe Bescheid wissen und passge-
naue Maßnahmen veranlassen können.  

Die Frage, was in diesem Vorclearing passiert und welche Informationen an die nächste 
Aufnahmeeinrichtung übermittelt werden, ist für mich auch noch nicht beantwortet. 
Dresden wird wahrscheinlich von mehreren Bundesländern UMF zugeteilt bekommen. 
Schon aus diesem Grund sind auch dazu einheitliche Standards bzw. Regelungen über 
Bundesländergrenzen hinweg notwendig. Mit jedem Land oder jeder Kommune einzeln 
die Regelungen auszuhandeln, wäre kontraproduktiv und würde einen sehr großen Auf-
wand mit sich bringen. Bundesweit einheitliche Standards sichern Transparenz und Qua-
lität bei diesem brisanten Thema.  

Johannes Horn: Das Thema der Umverteilung wurde aufgegriffen und behandelt, weil 
einige Kommunen signalisierten, sie hätten zu viele UMF und andere hätten zu wenig. 
Jetzt wird nach einem Filter gesucht, um die Verteilung zu optimieren. Jeder soll gleich-
mäßig, entsprechend seiner Königsteiner Schlüsselzahl, belastet werden. Dieser Vertei-
lung sollen bestimmte Parameter zugrunde gelegt werden. Eine Kindeswohlgefährdung ist 
aus Jugendhilfesicht ein gravierender Parameter – bestimmt durch das Wächteramt und 
das Grundgesetz. Diese muss man in Betracht ziehen. Wie man diese Gefährdungssitua-
tion beurteilen will, steht nirgendwo und wird wohl ganz individuell gehandhabt. Es ge-
nügt offensichtlich, den Gefährdungskatalog abzuarbeiten, und wenn sich anhand dieses 
Katalogs keine Kindeswohlgefährdung ergibt, ist eine Verteilung möglich. So einfach war 
es, um auf Zahlen zu kommen, sodass die einen abgeben und die anderen aufnehmen. 
Wir diskutieren humanitäre und jugendpolitische Fragen und überlegen, wie wir im Zu-
sammenhang mit UMF unser SGB VIII umsetzen können, aber das sind keine Fragen, die 
im Gesetz eine Rolle spielen. Es war einfach eine Frage des Mengengerüstes, weil einige 
Länder und Kommunen überlastet sind. Die einen müssen nun aufbauen und die anderen 
sollen entlastet werden. Eine Entlastungsmöglichkeit könnte sich bereits ergeben, wenn 
wir auf Solidarität in den umliegenden Gemeinden treffen. Ich spreche beispielsweise 
jede Woche mit meinem Dortmunder Kollegen darüber, wie wir uns gegenseitig unter-
stützen können. Auf dieser Ebene können Gespräche ablaufen und ein Ausgleich geschaf-
fen werden.  

Regina Offer: Herr Dr. Wiedermann, es wurde eben die Frage angesprochen, ob bei der 
Kindeswohlprüfung wirklich nur eine konkrete Gefährdung berücksichtigt wird oder ob 
nicht auch die Integrationschancen, die ein Jugendlicher hat, in diese Prüfung hineinge-
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hören würden. Sie hatten diesen Aspekt ebenfalls bereits erwähnt und daher denke ich, 
dass das auch aus Ihrer Sicht ein wesentlicher Punkt und eine wesentliche Motivation ist.   

Dr. Herbert Wiedermann: Meines Erachtens wird es keine zwei Clearingverfahren geben. 
Bei der geplanten vorläufigen Inobhutnahme werden nur die genannten Kriterien kurso-
risch abgeprüft und das geht relativ zügig vonstatten. Das eigentliche Clearingverfahren 
mit der vertieften Prüfung wird im Zuweisungs-Jugendamt durchgeführt. Das ist strikt aus-
einanderzuhalten.  

Ich bin mir sehr sicher, dass wir das nicht schematisch machen werden. Es geht nicht nur 
um Fragen der Kindeswohlgefährdung oder der von ansteckenden Krankheiten oder der 
Familienzusammenführung. Es geht auch um die Frage, ob dieser konkrete Jugendliche 
zum Beispiel in Hamburg eine langfristige Integrationschance hat. Und wenn er die hat, 
dann wird er in Hamburg bleiben. Wir sind froh über jeden, den wir halten können. Die 
große Anzahl an jungen Flüchtlingen stellt eine große Herausforderung für Hamburg dar. 
Dennoch wird nicht die Situation eintreten, dass wir eine weiße Fahne hissen. Seien Sie 
sicher: Hamburg wird die Zuwanderung, auch die von unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlingen, bewältigen. Hamburg ist und bleibt eine Welcoming City. 

Regina Offer: Frau Schwarz, Sie hatten sich auch angesprochen gefühlt, vor allem mit 
dem letzten Beitrag zum Gesamtkonzept zur Aufnahme. 

Ulrike Schwarz: Mich fasziniert gerade, dass wir alle hier relativ ähnliche Ansichten zu 
diesem Thema vertreten. Wir brauchen bundeseinheitliche Standards und ein Aufnahme-
konzept. Wir haben zudem die Veranlassung der Vormundschaft nach sieben Tagen. Das 
heißt, die muss während der vorläufigen Inobhutnahme einsetzen. Im Augenblick klingt 
es für mich so, dass bei einer zukünftig bundesweiten Verteilung irgendwann die zweite 
Reihe der Jugendämter genauso überlastet ist wie jetzt die Jugendämter, die weitervertei-
len, weil anscheinend die Strukturen in der Form noch nicht vorhanden sind. Insofern 
plädieren wir weiter zuerst für ein Aufnahmekonzept, bevor wir in zwei Jahren das glei-
che Problem haben, weil dann im Rahmen einer möglichen Verteilung die Jugendämter 
überlastet sind, die schlichtweg nicht vorbereitet waren und ohne entsprechende Struktur 
versuchen, die Aufgabe zu bewältigen.  

Regina Offer: Wenn man die Fachleute zu bundeseinheitlichen Standards fragt, ist jedem 
klar, wessen es bedarf, um eine ordentliche Perspektive aufzuzeigen. Das Spannungsver-
hältnis besteht ja in der Frage, wer das bezahlen soll. Dieses Thema wurde bereits ange-
sprochen. Wir sind gespannt darauf, was uns Bund und Länder in dieser Hinsicht für 
Antworten geben, denn die Aufgaben sind nur mit entsprechenden Mitteln zu erfüllen. 
Die Finanzausstattung der Kommunen ist bundesweit nun einmal nicht einheitlich.  

Herr Dr. Hinze, ich möchte auch Ihnen die Gelegenheit geben, sich zum Thema „Ge-
samtkonzept zur Aufnahme und Integration“ zu äußern. 

Dr. Helmut Hinze: Dass in dieser Hinsicht etwas getan werden muss, ist wohl allen be-
wusst. Im Augenblick fabulieren wir jedoch eine wenig ins Blaue. Keiner weiß genau, 
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was im Gesetz stehen wird und nach welchen einfachen, praktischen Kriterien die Vertei-
lung stattfinden wird. Wir können unsere Standards, die wir gern haben möchten, nen-
nen. Ansonsten wird es sicher in der Hoheit der Länder liegen, welche Standards sie an 
die Unterbringungsmöglichkeiten und an die Betreuung der jungen Menschen stellen 
werden.  

Spannend ist natürlich bei dieser Verteilungsproblematik, dass die jungen Leute ihren 
eigenen Kopf und eigene Ziele haben werden. Wenn sie aufgefordert werden, ihre Sa-
chen zu packen und in ein anderes Bundesland zu fahren, obwohl sie ganz woandershin 
wollten, wird das eine ganz einfache, praktische Frage werden, wie ich diese jungen Leu-
te motivieren kann, diese Angebote auch anzunehmen und sich tatsächlich zu dem Be-
stimmungsort zu begeben, auch wenn sie mit anderen Vorstellungen zu uns gekommen 
sind. Das wird interessant werden. 

Wenn das alles geklärt ist, steht vor uns als freie Träger die nächste entscheidende Frage: 
Welche Angebote werden von uns eigentlich ganz konkret gebraucht? Oder übernehmen 
die Länder die eigene Ausgestaltung der stationären Jugendhilfen? Die Angebote, die vor-
gehalten und geschaffen werden müssen, wird doch jetzt keiner ins Blaue hinein in der 
Fläche aufstellen. Darum werden diese Schritte auf die freien Träger zukommen. Die 
freien Träger müssen entsprechend der gesetzlichen Vorgaben, der Rahmenrichtlinien 
und der Qualitätsmerkmale ihre Angebote unterbreiten, damit diese von den öffentlichen 
Trägern den dann in einer bestimmten Größenordnung auf die Region zukommenden 
Jugendlichen genau passgerecht angeboten werden. Das wird eine zeitnahe Herausforde-
rung sein. Kein freier Träger kann etwas auf blauen Dunst hin vorhalten. Das sind rein 
organisatorische Dinge, die dann auf uns zukommen. Heute steht die Frage: Was erwar-
ten wir von der neuen gesetzlichen Regelung? Wir wissen nicht, vor welchen Anforde-
rungen unsere freien Träger in einem Jahr oder in zwei Jahren ganz konkret im Land Ber-
lin stehen.  

Regina Offer: Aus juristischer Sicht wird man wohl sagen müssen: Bisher hat der Bund 
nicht deutlich gemacht, dass er Standards setzen will – mit der entsprechenden Bundesfi-
nanzierung dahinter. Insofern haben Sie recht. Es ist im Moment ein wenig ins Blaue hin-
ein diskutiert.  

Katrin Löffelhardt, Diakonie Wuppertal: Mir ist während der Diskussion aufgefallen, dass 
überwiegend davon gesprochen wird, dass die Jugendhilfe mit dem 18. Lebensjahr endet. 
Die Jugendhilfe geht nach dem Jugendhilfegesetz bis zum 27. Lebensjahr. Es gibt die Hil-
fe für junge Volljährige, also Möglichkeiten, über das 18. Lebensjahr hinaus Hilfe zu ge-
währen.  

Die Problematik der Aufnahme und Versorgung von Flüchtlingen ist kein neues Thema. 
Es gibt bereits bestehende Strukturen und ich möchte dazu ermutigen, zu schauen, wel-
che Akteure zu diesem Thema in den jeweiligen Kommunen bereits tätig sind. Die Ju-
gendhilfe müsste sich mehr Kooperationspartner suchen. Mein Appell wäre, so weit wie 
möglich Kooperationen aufzubauen, denn wenn wir jetzt alle nur auf das Gesetz warten 
und nichts unternehmen, wäre das die absolut falscheste Reaktion.      
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Dr. Helmut Hinze: Wenn wir nicht täglich unsere praktische Arbeit in der Jugendhilfe 
machen würden, so wie der Kollege aus Stuttgart das gestern zu Recht angemerkt hat, 
würde jetzt gar keiner mehr etwas für die Jugendlichen tun und die würden irgendwo im 
Park campieren. Die Jugendhilfe geht weiter, auch bei den freien Trägern: die Unterbrin-
gung, die Betreuung, die Beschulung, die Zielorientierung etc. Daran wird in den meisten 
Ländern gearbeitet. Die Frage steht für alle: Was passiert, wenn es in die Ebene reingeht, 
wo noch keine Erfahrungen und noch keine Strukturen vorhanden sind? Dazu sind richti-
ge und wichtige Hinweise gegeben worden, aber die praktische Jugendhilfe an sich läuft 
im Moment mit denen, die schon da sind. Diese brauchen jetzt die Jugendhilfe und die 
ist z. B. in Berlin relativ intensiv ausgestaltet.  

Teilnehmerin: Ich bin Mitarbeiterin eines Jugendamtes in Hessen. Auch in Hessen sind 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge kein neues Phänomen, sondern wir arbeiten seit 
über 20 Jahren mit dieser Zielgruppe und haben damit langjährige Erfahrungen im kom-
petenten Umgang mit ihnen. Im gesamten Bundesland kamen im letzten Jahr ungefähr 
2.000 unbegleitete minderjährige Flüchtlinge an. Es gibt zwei Clearingstellen. Es wird ein 
einheitliches Clearingverfahren nach fachlichen Standards durchgeführt. Es existiert in-
zwischen eine sehr differenzierte Jugendhilfestruktur mit Anschlusseinrichtungen. Es hatte 
natürlich Zeit gebraucht, diese differenzierte Struktur aufzubauen, aber vor allem brauch-
ten wir Unterstützung durch das Land. In Hessen werden die Kommunen, die einzelnen 
Jugendämter und die Clearingstellen personell, finanziell und fachlich vom Sozialministe-
rium unterstützt. Gerade die fachliche Unterstützung ist ein wesentlicher Gelingensfaktor. 
Uns ist es bisher gut gelungen, Clearingverfahren nach guten fachlichen Standards durch-
zuführen, indem wir den Einzelfall und die individuellen Bedarfe betrachten und Metho-
den der Diagnostik im Einzelfall einsetzen. Sie haben die Anforderungen an ein fachlich 
qualifiziertes Clearingverfahren genannt. Die kennen wir auch. Aber diese können wir 
nicht erreichen, wenn wir jetzt die Jugendlichen nach einem rein mathematischen 
Schlüssel in die Fläche verteilen.  

In Deutschland existieren ungefähr 600 Jugendämter. Dass alle 600 Jugendämter tatsäch-
lich ein fachlich qualifiziertes Clearingverfahren durchführen, ist nicht vorstellbar. Ich 
kann nur noch einmal bestätigen, was Frau Schwarz sagte. Wir brauchen verbindliche 
Standards. Denken Sie nur daran, wie lange es gedauert hat, bis die Änderungen im SGB 
VIII durch das KICK im Jahr 2005 in den einzelnen Ländern umgesetzt wurde, bis überall 
bekannt wurde, dass man Jugendliche bis zum 18. Lebensjahr in Obhut nimmt und nicht 
nur bis zum 16. Wir werden auf eine Umsetzungsproblematik stoßen. Außer fachlichen 
Standards brauchen wir regionale Schwerpunkte, wo die Fachlichkeit und das Know-
How bereits vorhanden sind. Warum sollten wir das nicht nutzen? Wir brauchen weiter-
hin eine übergeordnete Koordinierung durch Landesjugendämter und durch die Famili-
enministerien. Die Frage ist, inwieweit der Bund noch Unterstützung leisten kann. Und 
wir brauchen Zeit! Wir brauchen Zeit für die Aufbauarbeit. Das kann ich aus Erfahrung 
aus einem kleinen Jugendamt berichten, da wir innerhalb der letzten zweieinhalb Jahre 
vier neue Einrichtungen geschaffen, dafür Träger gefunden, die notwendigen Vorberei-
tungen getroffen und die entsprechenden Vereinbarungen geschlossen haben.   

Johannes Horn: In der Konferenz der Großstadtjugendämter wurde über dieses Thema 
inzwischen zweimal diskutiert. Auch die Situation in Hessen wurde dabei betrachtet. Wir 
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stellten fest, dass wir über gute Zentren verfügen, die sehr gut arbeiten und auf gut aufei-
nander abgestimmte Systeme zurückgreifen. Jetzt aber beginnt etwas Neues. Es beginnt 
ein Verteilungsprozess. Diejenigen, die bisher punktuell betroffen waren, haben einen zu 
hohen Anstieg der Zugangszahlen zu verzeichnen. Einige davon können der Aufgabe 
einer qualifizierten Aufnahme nicht mehr gerecht werden und signalisieren das auch. Sie 
fragen, warum wir nicht mehr in die Breite gehen. Wenn wir in die Breite gehen, werden 
wir mit der Sorge der Jugendämter konfrontiert, die bisher nicht als solche Zentren fun-
gierten, weil sie nicht wissen, wie sie neue Strukturen aufbauen sollen. Das wurde zum 
Beispiel von Herrn Lippmann aus Dresden angezeigt. Wir diskutieren deshalb darüber, 
welchen Standard alle Jugendämter erbringen müssen, die mit dem Thema bisher noch 
nichts zu tun hatten. In Nordrhein-Westfalen wird im Städtetag sogar darüber debattiert, 
dass kleine Jugendämter sich dieses Themas unbedingt annehmen wollen, selbst kreisan-
gehörige Jugendämter, weil wir ein entsprechendes System haben. Sie wissen aber nicht, 
wie sie es anpacken sollen. Daher ist ein Wissenstransfer notwendig. Es kann nicht sein, 
dass jedes der 600 Jugendämter unterschiedlich arbeitet.  

In den Ländern existieren Zentren, die untereinander relativ gut abgestimmt sind. Das 
sind aber lediglich Verabredungen der Zentren, die bis jetzt mit dem Thema zu tun ha-
ben. In der Breite haben wir diese Standards nicht. Das ist das Problem, das Frau Schwarz 
richtig anzeigt: Wenn wir solche verantwortungsvollen Aufgaben an Dritte in einem Ver-
teilungsmodus übertragen, dann muss jedem klar sein, was bei diesem Dritten zu leisten 
ist, um die Wirkungsorientierung auf die Jugendlichen herzustellen. Darin stimme ich 
Ihnen zu: Wir sind gut aufgestellt, aber die, die jetzt neu in das Feld kommen wollen 
bzw. müssen, müssen darauf auch vorbereitet und ausgerichtet werden.  

Dr. Herbert Wiedermann: Das gehört mit zu den Verrücktheiten dieses Systems: Es wird 
gesagt, dass wir ein neues System zur Integration der unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlinge brauchen. Allerdings muss mit bedacht werden, wie man dieses System im-
plementiert. Wenn 600 Jugendämter in diesem System arbeiten sollen, brauchen sie eine 
Struktur. Nun erlebe ich, dass der Bund lobenswerterweise ein millionenschweres Pro-
gramm „Willkommenskultur“ mit einer Stiftung auflegt, sowie Regionalgruppen bildet, 
um die Jugendämter mit den notwendigen Informationen zu versorgen. Dabei wäre es 
wünschenswert, wenn die neuen Regionalstellen die enge Kooperation mit den Landes-
jugendämtern suchen, welche die lokalen Situationen in ihren Ländern gut überblicken. 
Unter keinen Umständen darf eine Parallelstruktur aufgebaut werden.  

Ewa Dawid, Jugendamt Dortmund: Ich habe eine Frage zum Thema „Alterseinschät-
zungsverfahren“. Wir sprechen über Betreuungsfälle und Inobhutnahmen, aber die An-
zahl der Vorsprachen mit den Betreuungsfällen ist unterschiedlich. Mich interessiert, wie 
die anderen Großstädte damit umgehen.  

Johannes Horn: Bei uns in Düsseldorf herrscht das Vier-Augen-Prinzip. Das muss auch so 
sein, um irgendwelche Korruptionsverdächtigungen von vornherein auszuschließen. Sind 
sich die beiden Jugendamtsvertreter, die die Einschätzung vornehmen, nicht einig, muss 
noch eine dritte Person herangezogen werden. Schließlich muss ein Bescheid erteilt wer-
den. Wenn ich jemanden als volljährig einschätze, muss genau dokumentiert werden, an 
welchen Kriterien diese Einschätzung festgemacht wurde. Dem jungen Menschen ist der 
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Bescheid zuzustellen, damit er eventuell dagegen klagen kann. Das ist ein eindeutiges 
Rechtsprinzip. Insofern ist das Vier-Augen-Prinzip unter Hinzuziehung einer dritten Per-
son, wenn es nötig ist, eine Möglichkeit, die Einschätzung vorzunehmen. Sicher ist das 
nicht des Pudels Kern. Es sind auch Untersuchungen durch die Universität Düsseldorf 
möglich. Wir haben aus Hannover und anderen Großstädten gehört, dass sie dafür 900 
Euro gern investieren, um Klarheit zu erhalten, obwohl man auch nach einer medizini-
schen Untersuchung keine hundertprozentige Sicherheit hat. Daher muss man einen 
pragmatischen Weg wählen.   

Ewa Dawid: Das wird in Dortmund ebenso gehandhabt. Wenn nun die Jugendlichen als 
volljährig eingeschätzt werden bzw. die Minderjährigkeit nicht bestätigt wird, wird das an 
die zentrale Ausländerbehörde weitergeleitet? Wir haben in Dortmund erfahren, dass ein 
regelrechtes Jugendamts-Hopping stattfindet. Die Alterseinschätzung von einzelnen Ju-
gendlichen wurde in Düsseldorf oder in einer anderen Stadt bereits vorgenommen, aber 
die Daten wurden nicht weitergegeben. So gehen sie nach Dortmund weiter und werden 
noch einmal eingeschätzt.    

Ulrike Schwarz: Wir sind immer wieder mit dem Thema „Alterseinschätzung“ befasst. 
Wir stehen vor dem Problem, dass man das Alter nicht sicher bestimmen kann, sondern 
dass es sich nur um eine Schätzung handeln kann. Das zweite Problem besteht darin, 
dass es keine bundeseinheitlichen Standards dazu gibt. Damit verbunden herrscht in je-
der Kommune ein anderes System. Im Augenblick hat das nach unserer Kenntnis bun-
desweit die Folge, dass in einigen Bundesländern manche Personen, die als volljährig 
gelten, in einer Flüchtlingsunterkunft leben, dann doch plötzlich minderjährig sind, weil 
das Jugendamt vor Ort diese Feststellung getroffen hat. In der Tat muss jedes Jugendamt 
noch einmal eine Einschätzung vornehmen, weil es eben keine bundeseinheitlichen 
Standards gibt, man das Alter nicht eindeutig feststellen kann und die Einschätzung nicht 
immer hinreichend dokumentiert ist oder gar die Dokumentation völlig fehlt, was sehr 
häufig vorkommt. Die große Krux ist neben den fehlenden Standards die fehlende Doku-
mentation. Es ist häufig gar nicht klar, wer was wie viel einschätzt, ob man das zu zweit 
durchführt oder zu dritt oder noch anders. Das ist ein regelrechter Dschungel. Auch dafür 
brauchen wir bundeseinheitliche Standards – mit der Maxime: im Zweifel im Sinne des 
Kindeswohls und im Zweifel für die Minderjährigkeit.  

Frederik Kronthaler, condrobs e. V., München: München versorgt im Regelsystem 1.200 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge. Es kommen in diesem Jahr wahrscheinlich zwi-
schen 4.000 und 6.000 hinzu. Gestern Nachmittag kamen 12 UMF an, sechs davon ein-
deutig minderjährig, unter 14 Jahren. Es bedeutet eine Kindeswohlgefährdung, diese unter 
14-Jährigen in einer Erstaufnahmeeinrichtung mit 200 Betten zu versorgen. Alle Inobhut-
nahmestellen in Bayern sind voll belegt. Die unter 14-Jährigen wurden in überbelegten 
Inobhutnahmestellen aufgenommen. Wäre es möglich, per Amtshilfe bei einem voraus-
sichtlich im Sommer erneut kollabierenden Münchener System Mitarbeiter nach Mün-
chen zu schicken? Wir haben bisher 200 Mitarbeiter im Bereich der Erstaufnahme be-
schäftigt. Wir brauchen wahrscheinlich noch einmal 200 ab August bis Oktober. Wir 
brauchen Immobilien. Freie Träger, die uns Mitarbeiter nach München schicken können, 
sind herzlich eingeladen, ein Sommercamp bei uns durchzuführen.  
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Kindeswohlgefährdung sehen einige da, wo Flüchtlinge – Menschen mit Grundbedürfnis-
sen – aufs Land „verschickt“ werden, wo sie auf eine Kommune treffen, die wahrschein-
lich ein hohes Engagement und eine hohe Bereitschaft zeigt, Flüchtlinge aufzunehmen, 
die wahrscheinlich größere Immobilien hat, wo sie Wohnraum und Duschen vorfinden, 
wo sie Sozialarbeiter vorfinden, die Zeit haben, ihnen zuzuhören, mit ihnen Sport zu 
treiben etc. Wenn man sagt, Kindeswohlgefährdung ist die wahllose Verschickung in die 
Bundesrepublik, sage ich, dass Kindeswohlgefährdung dadurch entsteht, wenn wir in 
München irgendeine minimale Versorgung wie auch immer hinkriegen sollen.  

Regina Offer: Dieser Thematik widmen wir uns seit gestern. Was stellt nun die größere 
Gefährdung dar?  

Ulrike Schwarz: Die Situation in München ist in der Tat eine Katastrophe. Es gibt tatsäch-
lich überlastete Kommunen. Darum geht es aber nicht. Sie sagen, es sei eine Kindes-
wohlgefährdung, in München untergebracht zu werden. Aber eine Kindeswohlgefähr-
dung ist es ebenso, Kinder und Jugendliche in eine strukturschwache Region zu schicken, 
die nicht darauf vorbereitet ist, wo diese Kinder und Jugendlichen auch nicht adäquat 
versorgt werden können. Es ist uns durchaus bewusst, dass das ein Problem ist. Man kann 
Kindeswohlgefährdung nicht von A nach B verschieben. Es geht darum, Strukturen in den 
Kommunen, auch im ländlichen Bereich, zu schaffen, vielleicht auch Kompetenzzentren 
aufzubauen, bevor man die Kinder und Jugendlichen verteilt. Sonst landen die Jugendli-
chen möglicherweise doch wieder in München. Das wäre das nächste Problem, obwohl 
Sie sagen, dass nur wenige zurückkommen.  

Regina Offer: Das geht jetzt wohl in eine Zuspitzung des Themas. Wir versuchen, in der 
Diskussion einen Weg zu einer guten Lösung zu finden.  

Sabine Schick, Amt für Kinder, Jugend und Familie, Köln: Die Altersbegutachtung wird 
bei uns nach dem Sechs-Augen-Prinzip durchgeführt und wird auch dokumentiert. Wir 
schlagen ein Alter vor, das wir dem Ausländeramt mitteilen. Fakt ist, dass die Polizei die 
ersten Daten, die sogenannten BKA-Führungsdaten, erhebt, unabhängig von unserer Ent-
scheidung. Das heißt, auch wenn wir den Jugendlichen für nicht minderjährig ansehen, 
wird uns dieser am nächsten Tag wieder zugeführt, weil er für die Polizei minderjährig 
ist. BKA-Führungsdaten können nach ihrer Meinung nicht durch drei Sozialarbeiter und 
das Ausländeramt geändert werden. So ziehen unsere Jugendlichen weiter, kommen in 
Hamburg an, wo sie als volljährig angesehen werden. Dort gefällt es ihnen auch nicht. 
Auf dem Weg von Dänemark zurück nach Köln werden sie wieder minderjährig. Jeder, 
der mit dem Thema befasst ist, weiß, dass wir mitunter Jugendliche bzw. junge Heran-
wachsende vor uns haben, die vier oder fünf verschiedene Altersangaben haben. In jeder 
Kommune werden sie anders eingeschätzt. Das ist untragbar für Mitarbeiter und für den 
Jugendlichen selbst und es gehen unheimlich viele Ressourcen dabei verloren.  

Detlef Heddier, Fachbereich Jugend und Familie, Kreis Borken: Ich komme aus einem 
Kreisjugendamt in Nordrhein-Westfalen, das tatsächlich mit dem Thema UMF in der jet-
zigen Form noch nicht beschäftigt war, obwohl bei uns eine Unterbringungseinrichtung 
vorhanden ist. Bei uns ist aber keiner hängengeblieben. Wir befinden uns gerade in der 
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Phase der Überlegung, was wir tun müssen – und das aus blauem Dunst heraus, da keine 
konkreten Vorgaben vorliegen.  

Meine Befürchtung bei dieser Diskussion ist, dass wir gerade bei der Umsetzung der 
Standards demnächst einen fürchterlichen Flickenteppich haben werden, insbesondere 
deshalb, weil das zuständige Landesministerium auf der letzten Jugendamtsleitertagung 
bereits angekündigt hat, dass keine Landesstandards entwickelt werden – dank der Kon-
nexitätsklage im Bereich des Vormundschaftsänderungsgesetzes. Das Ministerium geht 
davon aus, wenn vom Land Vorgaben gemacht werden, müsse das Land die Umsetzung 
auch bezahlen. Das Verteilungsgesetz ist ein Bundesgesetz und darum will das Landes-
ministerium in diesem Bereich nicht handeln. Ein Drittel der deutschen Jugendämter be-
finden sich in Nordrhein-Westfalen. Das heißt, 197 Jugendämter in Nordrhein-Westfalen 
versuchen, diese Thematik mit eigenen Standards umzusetzen. Insofern habe ich die arge 
Befürchtung, dass das ein Flickenteppich wird, den keiner mehr überschauen kann.  

Regina Offer: Das betrifft genau die Frage, wer die Verantwortung übernimmt. Wir be-
fürchten ebenfalls, dass der Bund keine Vorgaben machen wird, um nicht selbst in die 
Konnexität zu geraten, und die Länder ihren Kommunen gegenüber auch nur als Verteiler 
auftreten. Die Kommunen sind in dem Fall die Letzten, die sich nicht aus der Verantwor-
tung herausziehen können.  

Miriam Pilz: Seitdem diese Diskussion begonnen hat, überlegen wir, was zu tun ist, wie 
die nötigen Strukturen geschaffen werden können. Wir haben Fachgespräche geführt und 
mit Vertretern der Politik gesprochen. Im nächsten Monat laden wir als Jugendamt die 
freien Träger der Kinder- und Jugendhilfe ein, um eine gemeinsame Strategie festzulegen. 
Ich weiß aber nicht, ob 20 oder 200 UMF zu uns kommen. Das Gesetz wird das nicht 
regeln. Das ist Ländersache und es stellt sich die Frage, wann und wie sich die Länder 
positionieren. Eine Strategie vorzubereiten, dabei über ein zukünftiges Gesetz zu reden, 
dessen Inhalte ich noch nicht kenne, und noch nicht zu wissen, welche Strukturen dafür 
erforderlich sein werden, ist sehr schwierig.  

Ulrike Schwarz: Ich möchte auf die Äußerungen von Frau Schick über die BKA-
Führungspersonalie und die Unmöglichkeit der Unabänderbarkeit eingehen. Das geht in 
beide Richtungen, sowohl, wenn Leute als volljährig ankommen und in Wirklichkeit 
minderjährig sind, als auch für den Fall, den Frau Schick geschildert hat. Da schließt sich 
der Kreis zu den Forderungen, die wir vorhin bereits aufgestellt hatten: Wir brauchen ein 
„Gesamtkonzept Aufnahme“ und in allen Fragen den Vorrang der Jugendhilfe. Den ha-
ben wir zurzeit nicht, denn sonst müsste das BKA die Einschätzungen der Jugendämter im 
Zuge des Vorrangs der Jugendhilfe und des Minderjährigenschutzes anerkennen. Für den 
Umgang mit der BKA-Führungspersonalie habe ich im Moment noch keine Lösung. Da-
rum gehört auch das in ein Aufnahmekonzept. Das mag ein minimaler Baustein sein, 
aber daran wird die Bedeutung eines Aufnahmekonzeptes mit Vorrang der Jugendhilfe, 
mit Kindeswohl und Kinderschutz im Mittelpunkt, klar. Und genau das brauchen wir.  

Rike Wolz, Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft, Berlin: Wir als Lan-
desjugendamt sind für die erste Clearingphase bei unbegleiteten minderjährigen Flücht-
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lingen verantwortlich, mit der Gesetzesänderung demnächst auch für die Vorclearingpha-
se. In Berlin besteht die besondere Situation, dass Jugendliche gezielt hierhergebracht 
werden. Dahinter stehen verschiedene Faktoren, nicht immer Verwandte. Mir fehlt bei 
den konzeptionellen Überlegungen, inwieweit den Jugendlichen Gehör geschenkt wird 
und was mit denen passiert, die sich weigern, an einen anderen Ort zu gehen, weil sie 
einen Auftrag von ihren Familien mitgebracht haben.  

Regina Offer: Der ausdrückliche Wunsch von Kindern und Jugendlichen ist bereits in der 
Erörterung der Eckpunkte genannt worden. Es ist wohl allen Beteiligten bewusst, dass 
man sich darüber nicht komplett hinwegsetzen kann. So habe ich auch vorhin Herrn Dr. 
Wiedermann verstanden. Es wäre sicher auch schwierig, das durchzusetzen. Wer um die 
halbe Welt gekommen ist, wird sich wahrscheinlich auch in Deutschland in einen Zug 
setzen können. 

Stefan Kaiser, Amt für Kinder, Jugend und Familie, Freiburg: Ich fühle mich ein wenig an 
eine Situation im Jahr 2003/2004 erinnert. Damals war ich für die Umsetzung der Verei-
nigung der Sozialhilfe und der Arbeitslosenhilfe zuständig. Auch damals gab es Mengen-
gerüste – Vorgaben, die uns beim Aufbau eines Jobcenters oder einer ARGE in Bezug auf 
die Anzahl der Mitarbeiter helfen sollten. Das hat alles nicht richtig funktioniert, weil die 
Zahlen einfach nach unten gerechnet wurden. Wir saßen in Gremien und auch in der 
Kommune zusammen und planten. Die Schwierigkeiten sahen so ähnlich aus wie heute. 
Ich möchte daher eine Lanze für die Mitarbeiter brechen. Selbst wenn die Aufnahme und 
Betreuung in einer Stadt wie Hamburg oder Aachen im Moment ganz gut funktionieren, 
muss man auch solche Erscheinungen sehen, dass Mitarbeiter in der Nacht angerufen 
werden und die Erstaufnahme improvisieren müssen. Ich weiß von einem Kollegen in 
Karlsruhe, der über Weihnachten Tag und Nacht arbeitete, weil dort bis zu 20 oder 30 
Jugendliche am Tag unterzubringen waren. Aus diesem Grund muss unbedingt etwas zur 
Ausstattung gesagt werden. Die Jugendämter müssen rechtzeitig darauf drängen, dass 
genügend Mitarbeiter im ASD und bei den Vormundschaften zur Verfügung stehen. Sonst 
kann das nicht funktionieren.  

Regina Offer: Vielen Dank. Zum Abschluss möchte ich die Gesprächspartner auf dem 
Podium bitten, uns die Dinge, die Ihnen noch dringend am Herzen liegen, mitzugeben. 
Ansonsten dürfen Sie einen Wunsch formulieren, den Sie an das Gesetzgebungsverfahren 
oder an die Fachpraxis richten. 

Dr. Helmut Hinze: Ich möchte darauf dringen, darüber nachzudenken, ob das Wunsch- 
und Wahlrecht auch für das Verteilungsverfahren gilt.  

Ulrike Schwarz: Unser Wunsch wären praktische Kompetenzzentren und bundeseinheit-
liche Standards. Und erst wenn die Struktur vorhanden ist, sollen die Kinder und Jugend-
lichen verteilt werden, damit keiner in eine Gefährdungssituation geschickt wird.  

Johannes Horn: Kommunen, die dazu gewillt sind, sollten die Aufgabe übernehmen, die 
entsprechenden Strukturen zu schaffen.   
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Miriam Pilz: Ich wünsche mir, dass die Integration der Ankommenden nicht nur von der 
Jugendhilfe, sondern von der Gesamtgesellschaft als Aufgabe wahrgenommen wird und 
gelingt.  

Dr. Herbert Wiedermann: Ich wünsche mir kommunale Gesamtkonzepte für die Auf-
nahme auf der einen Seite und auf der anderen Seite eine Öffnung der Regelangebote für 
alle zugezogenen jungen Flüchtlinge, vom Kindergarten über die Häuser der Jugend, mit 
einer gewissen Konzentration auf Schule und Ausbildung. Ich wünsche mir, dass wir Pro-
jekte der Selbstorganisation junger Flüchtlinge unterstützen und sie nicht nur als passive  
Empfänger von Jugendhilfeleistung sehen. Ich wünsche mir, dass die Ehrenamtlichen und 
Fachkräfte, die für und mit den jungen Menschen arbeiten, eine hohe Wertschätzung 
erfahren. Sie sind die wahren Helden des Alltags!  

Regina Offer: Ich bedanke mich. Es war eine sehr lebendige und interessante Diskussion. 
Ich bedanke mich bei Ihnen hier oben auf dem Podium, aber auch bei den Teilnehmen-
den im Plenum.  
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Bildungschancen und Bildungsmöglichkeiten für  

Flüchtlingskinder – am Beispiel der SchlaU-Schule in München 

MICHAEL STENGER 
Vorstandsvorsitzender und ehemaliger Schulleiter der SchlaU-Schule München 

Vorbemerkungen 

„SchlaU“ steht für „schulanalogen Unterricht“. Inzwischen betreiben wir eine zweite 
Schule mit dem Namen „ISUS“ (Integration durch Sofortbeschulung und Stabilisierung) 
für die neu ankommenden jungen Flüchtlinge, in der vor allem die „Kopf hoch“-Strategie 
und die Alphabetisierung im Programm steht, die immer größere Bedeutung in Deutsch-
land annimmt. Das Dach dieser Schulen bildet der Trägerkreis „Junge Flüchtlinge“. Die 
beiden Schulleitungen konnte ich an zwei Power-Frauen abgeben und kann mich als 
aktiver Vorstandsvorsitzender um Lobby-Politik für Bildung und allgemein für Flüchtlinge 
einsetzen.  

Anfang der 1990er-Jahre baute ich den bayerischen Flüchtlingsrat auf und wollte gegen 
die Folgen des deutschen Vorbehalts aus dem Jahr 1992 gegenüber der UN Kinderrechts-
konvention antreten, der darin bestand, dass jugendliche Flüchtlinge asylmündig wurden 
und somit kein Recht auf Schulbildung hatten. Ich sah nicht ein, dass Gruppe für Gruppe 
von der Bildung ausgeschlossen werden sollte – und nun ausgerechnet die 16- bis 18-
Jährigen. Damals hatte ich eine normale Sprachenschule, gepaart mit Integrationskursen. 
Die Betreuer und Vormünder, die mich aus der Asylarbeit kannten, schickten gern ihre 
jungen Flüchtlinge, die sie nicht untergebracht hatten, zu mir in die Kurse. Irgendwann 
merkte ich, dass diese Jugendlichen viel mehr Zuwendung brauchen. In Gesprächen mit 
den Betreuern und Vormündern, die mir die jungen Leute geschickt hatten, entstand der 
Gedanke, etwas Eigenes aufzubauen. Das wollte ich natürlich nicht fernab des Staates 
tun, sondern mein Ziel bestand darin, die jungen Leute im Sinne der Inklusion auf einen 
bayerischen Schulabschluss vorzubereiten. Die jungen Flüchtlinge sind von der ersten 
Minute an bis zu dem Moment bei uns, in dem sie in der Regelschule mit den deutschen 
Schülerinnen und Schülern zusammen ihren Hauptschulabschluss (in Bayern Mittel-
schulabschluss) absolvieren können. Damit sind die Zeugnisse statistisch verifizierbar. 
Darum sind wir sehr stolz auf die belegbaren Erfolge unserer Schülerinnen und Schüler.  

Zum Hintergrund der Schulgründung gehört außerdem: Der o. g. Vorbehalt wurde 2010 
zurückgenommen. 2011 wurde die Berufsschulpflicht in Bayern eingeführt. Allerdings 
bestehen weiterhin Barrieren in der Schul- und Ausbildung. 

Wie arbeitet die SchlaU-Schule? 

Folgende Schlüsselfaktoren halten wir für die Basis einer erfolgreichen Beschulung von 
jungen Flüchtlingen: 

 Aufbau und Stärkung der Persönlichkeit, 

 durch Sprache eine Stimme geben, 

 der Heterogenität gerecht werden, 
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 Vermittlung gesellschaftlicher und beruflicher Schlüsselqualifikationen, 

 berufliche Orientierung und Perspektiven, 

 Schulabschlüsse und Berufsreife, 

 Weitervermittlung in Ausbildung und weiterführende Schulen, 

 nachhaltige Mündigkeit, 

 aktive Teilhabe an der Gesellschaft. 

Zu allererst heißt es „Kopf hoch!“. Die jungen Menschen sollen wissen, dass sie wertvoll 
sind. Gerade Traumatisierte brauchen eine klare Ansprache. Bei uns wird sehr viel mit 
Lob gearbeitet, aber auch mit einer schnellen, eindeutigen Reaktion an Stellen, wo es 
nicht gut läuft. Das hat dazu geführt, dass wir es mittlerweile Jahrgang für Jahrgang schaf-
fen, dass die Schülerinnen und Schüler von vornherein auf den „Zug aufspringen“ und bis 
zum Ende des „Tunnels“ mitfahren und es ihnen oft nicht schnell genug geht. Das tut 
natürlich gut und wir merken, dass der Aufbau und die Stärkung der Persönlichkeit äu-
ßerst wichtig ist. Damit erzähle ich Ihnen sicher nichts Neues.  

Wir möchten die Jugendlichen zu selbstbewussten Bürgerinnen und Bürgern erziehen. 
Mit unserer Maxime „durch Sprache eine Stimme geben“ tragen wir sehr viel dazu bei. 
Wenn ein Journalist meint, er müsste die vorher besprochene „No-Go-Frage“ stellen 
(„Wie bist du eigentlich genau hierhergekommen?“), muss ich mich nicht mehr einmi-
schen, sondern die Schüler sagen ganz selbstbewusst: „Diese Frage möchte ich jetzt nicht 
beantworten.“ 

Wir haben in einer Klasse nicht nur alle Hautfarben, Kulturen und Religionen versam-
melt, sondern wir haben auch – manchmal aus denselben Ländern – muttersprachliche 
Analphabeten bis hin zu Abiturientinnen und Abiturienten. Das ist für beide Gruppen 
und für die Lehrkräfte ein schier unzumutbarer pädagogischer Auftrag. Aus diesem Grund 
entwickelten wir ein offenes, unterjähriges Schulsystem, um zu gewährleisten, dass die 
jungen Flüchtlinge möglichst schnell selbstständig werden, um auf eigenen Füßen zu 
stehen und Geld zu verdienen. Genau das entspricht ihrem eigenen Bestreben, um gege-
benenfalls auch die Familie unterstützen zu können und etwas von dem zurückzugeben, 
was sie als Verantwortung mit auf den Weg bekommen haben. Ob der Auftrag ausge-
sprochen worden ist oder nicht, spielt keine Rolle. Viele leiden unter dem Druck, dass es 
ihren Angehörigen nicht gut geht, während es ihnen gut geht. Bei uns sagt man „Zeit ist 
Geld.“, für die jungen Flüchtlinge gilt aber: „Zeit ist Gold!“ Deswegen möchten wir, dass 
alle einen für sie möglichst schnellen Weg bis zum Schulabschluss finden. Das heißt, 
wenn in der Klasse ein Analphabet sitzt und eine Abiturientin, hat Letztere schon das 
Lernen gelernt. Wir setzen uns ständig mit den Sozialpädagogen und den Lehrkräften 
zusammen und überprüfen, wer möglichst schnell nach oben durchsteigen sollte. Das hat 
zur Folge, dass trotz unseres auf drei Jahre aufgebauten Schulsystems viele Schülerinnen 
und Schüler nach sagenhaften eineinhalb Jahren den qualifizierenden Hauptschulab-
schluss erreichen und unter ihnen etliche mit einer „1“ vor dem Komma. In Bayern gibt 
es neben dem normalen den qualifizierenden Hauptschulabschluss, den viele Betriebe 
für die Ausbildung verlangen, die ein Schüler antreten will.  
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Dieses durchlässige System ist nicht so einfach, weil sich jeden Tag Schüler an die Lehr-
kraft wenden mit den Worten „Isch dieses Jahr Quali!“ Meine Antwort ist dann: „Ohne 
Verb kein Quali!“ Die Lehrer hatten irgendwann signalisiert, dass es für sie einen un-
heimlichen Stress bedeute, weil sie ständig unter Druck geraten. Darum sollten sie die 
Schüler mit solchen Fragen an mich weiterleiten. Seitdem funktioniert das, auch wenn 
ich inzwischen nicht mehr als Schulleiter tätig bin.  

Unsere Schule verfügt über eine dritte Abteilung mit dem Namen „SchlaUzubi“, die in 
die Ausbildung vermittelt und bis zum Ende der erfolgreichen Ausbildung die Schülerin-
nen und Schüler in der dualen Ausbildung betreut. Das ist sehr wichtig. Herr Wieder-
mann hat bereits darauf hingewiesen, dass niemand nach zwei Jahren auf eigenen Füßen 
stehen kann, sodass kein Jugendhilfebedarf, kein schulischer Bedarf und kein Betreu-
ungsbedarf mehr besteht. Das kann nur in Ausnahmefällen möglich sein. Wir haben im 
SchlaUzubi mittlerweile drei Jahrgänge, die abwechselnd kommen. Manche sehen wir 
nicht mehr, dann wissen wir, dass sie keine Probleme haben. Es kommen viele zu uns, 
die psychosoziale Unterstützung brauchen oder die nach wie vor asylrechtliche Unter-
stützung benötigen. Aber vor allem müssen wir einiges auf die Beine stellen, um zum 
Beispiel Fächer, die sie bei uns nicht genießen können, zu kompensieren – wir haben 
zum Beispiel kein Physik- oder Chemielabor und keine Sporthalle. Die Betriebe sind sehr 
begeistert von unseren jungen Leuten. Wir haben nicht nur eine Schulabschlussquote von 
95 bis 98 Prozent, sondern auch eine 95-prozentige Vermittlungsquote. Von diesen 95 
Prozent schaffen es wiederum 95 Prozent, die Lehre durchzustehen. Das ist für mich ein 
klares Indiz dafür, dass die jungen Flüchtlinge diesen Support von Beginn des Sprachkur-
ses an bis zum Ende der Ausbildung brauchen. Damit möchte ich auch beweisen, dass es 
möglich ist, solche Ergebnisse zu erreichen, wenn man sich entsprechend um sie küm-
mert, und dass diese Ergebnisse klare Fakten sind.  

Zu dieser Vermittlung gehört auch die Erziehung zur Pünktlichkeit. Unser Unterricht be-
ginnt erst um 9 Uhr, weil die Schüler/innen nicht nur aus München kommen, sondern 
auch aus umliegenden Städten. Ich habe oft um 9 Uhr die Tür geschlossen und habe mit 
den zehn Schülern, die später kamen, erst einmal eine halbe Stunde gesprochen und 
ihnen klar gemacht, dass wir dafür kämpfen, dass sie eine Ausbildungsplatz bekommen. 
Dieser Ausbildungsplatz könnte durch Unpünktlichkeit auch schnell wieder verloren 
gehen. 

Die Betreuung ist von der ersten Minute an ein ausgeprägtes Gendertraining. Unsere 
männlichen Schüler aus afrikanischen oder mittelasiatischen Ländern brauchen Zeit, 
nicht nur um wahrzunehmen, sondern auch irgendwann akzeptieren zu können, dass 
Mann und Frau sich bei uns auf Augenhöhe begegnen. In dieser Hinsicht gab es am An-
fang viele Konflikte.  

Ein wichtiger Bestandteil unserer Arbeit ist das Konfliktmanagement. Bei uns herrscht die 
Maßgabe: Wer schlägt, fliegt. Das hat dazu geführt, dass wir in den 15 Jahren unserer 
Tätigkeit keine zehn Handgreiflichkeiten hatten, weil wir unsere Maßgabe konsequent 
durchziehen.  

Die berufliche Orientierung findet bei uns im Unterricht der Abschlussstufe im Fach AWT 
(Arbeit, Wirtschaft, Technik) statt. Für die Schüler/innen, die am Ende der zweiten Stufe 
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stehen, d. h. vor der Abschlussklasse, führen wir ein zweiwöchiges Berufsorientierungs-
training durch. Um den Alumni-Effekt zu wecken, ziehen wir ehemalige Schüler hinzu. 
Es ist wesentlich effektiver, wenn ein junger Mensch beispielsweise aus Somalia, der ge-
rade seine Ausbildung beendete hat, den fast gleichaltrigen Schülerinnen und Schülern 
berichtet, wo die Tücken liegen und was man beachten muss, um die Ausbildung gut 
anzugehen und zu bestehen, als wenn wir Erwachsenen ihnen das verständlich machen 
wollen. Wir arbeiten mit vielen Firmen zusammen und ich bin begeistert darüber, dass 
die Wirtschaft mittlerweile komplett hinter uns steht. Das war nicht immer so. Wir ziehen 
heute an einem Strang und bekommen häufig Anfragen nach unseren Schülern aus den 
Betrieben.   

Die Schulabschlüsse und die Berufsreife können nur funktionieren, wenn die Schü-
ler/innen gleichzeitig soweit sind. Wir haben uns irgendwann darüber verständigt, dass es 
nicht Sinn der Sache sein kann, sie zum Schulabschluss in möglichst kurzer Zeit zu moti-
vieren und sie dann allein zu lassen. Darum haben wir dieses SchlaUzubi eingerichtet. 
Ich bin darüber sehr glücklich, weil das im Sinne der Nachhaltigkeit und der Ganzheit-
lichkeit ein absolutes Gebot ist. Es ist auch sehr wichtig für die jungen Menschen, dass sie 
tatsächlich in der Lage sind, sich selbst den Eintritt in die Berufswelt zu ermöglichen.  

Wir vermitteln nicht nur in Ausbildung, sondern auch in weiterführende Schulen. Wir 
haben die Erfahrung gemacht, dass jedes Jahr eine wachsende Anzahl von Schülerinnen 
und Schülern einen höheren Schulabschluss anstrebt. Auch das berührt das Thema der 
Gleichberechtigung. Selbst wenn die Entwicklung positiv weitergeht, ist eine Gleichbe-
rechtigung in der Bildungslandschaft noch lange nicht erreicht. Aus diesem Grund haben 
wir in diesem Jahr als neues Pilotprojekt den „M-Zug“ eingerichtet. In Bayern ist es mög-
lich, dass Leute mit „Quali“ nicht nur in die normale mittlere Reife-Stufe kommen, son-
dern dass sie in einer Hauptschule einen sogenannten „M-Zug“ belegen. Dieser ist am 
Anfang ein bisschen abgespeckt, geht aber am Schluss in die gleiche Prüfung zum Errei-
chen der Mittleren Reife. Die Schülerinnen und Schüler, die offensichtlich noch nicht fit 
genug für das Alltagsleben draußen sind, können diesen „M-Zug“ an unserer Schule ab-
solvieren. Damit möchte ich auch dem Staat zeigen, was alles möglich ist, wenn man die 
entsprechenden Rahmenbedingungen setzt.  

Die nachhaltige Mündigkeit stellt für uns eine Voraussetzung für die aktive Teilhabe an 
der Gesellschaft dar.  

Wir haben im Augenblick 225 Schüler/innen in 15 Klassen in der SchlaU-Schule und 75 
bei ISUS. Die Klassenstärke liegt bei uns im Unterschied zur Regelschule bei 15 bis 16. 
Damit eine Lehrkraft individuell auf alle eingehen kann, kann man nicht 30 oder 35 
Schüler/innen in eine Klasse setzen. Das hat auch der bayerische Kultusminister erkannt. 
Nachdem ich den bayerischen Flüchtlingsrat aufgebaut hatte, sah ich mich anfangs mit 
großen Behinderungen seitens der bayerischen Staatsregierung konfrontiert. Im Jahr 2011 
ist es mir jedoch gelungen, den Kultusminister Spaenle in die Schule einzuladen, der von 
dem Gespräch mit den Schülerinnen und Schülern der Quali-Klasse sehr beeindruckt 
war. Das hatte ihn davon überzeugt, dass man für diese jungen Menschen unbedingt 
etwas tun müsse. Sechs Wochen nach dem Besuch war die Berufsschulpflicht so, wie ich 
sie ihm empfohlen hatte, tatsächlich zum Gesetz in Bayern erhoben worden. Das hat 
mich so positiv überrascht, dass ich einen weiteren Vorstoß wagte. Um die Schule weiter-
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führen und ausbauen zu können, war es möglich, dass bei mir 30 Lehrkräfte ohne Staats-
examen bei der Stadt München angestellt wurden. Das sind genau die, die ich brauche, 
nämlich „DaF-Lehrkräfte“ (Deutsch als Fremdsprache) bzw. „DaZ-Lehrkräfte“ (Deutsch 
als Zweitsprache). Es gab eine „Lex-Schlau“ im Landtag und eine „Lex-Schlau“ im Mün-
chener Stadtrat. Dort wurde beschlossen, 30 Lehrkräfte bei einer Berufsschule in Mün-
chen anzustellen, die dann zu uns abkommandiert werden. Die Stadt München zahlt und 
das Kultusministerium refinanziert 70 Prozent davon. Dadurch konnten wir die Zahl der 
Schüler/innen von 140 auf 225 erhöhen. Das ist allerdings aus meiner Sicht die Ober-
grenze einer schulischen Entität, die zum Erfolg führen kann. Seit wir diese größere Zahl 
betreuen, haben wir auch festgestellt, dass mehr Schüler auch immer wieder mal einbre-
chen, in ihr Trauma zurückfallen oder dass in dem Moment, in dem die Abschiebung 
droht, die Lernkurve rapide abfällt und ins Nichts zu versinken droht.  

Das Team der Schule besteht aus 30 Lehrer/innen, fünf Sozialpädagogen (3,5 Stellen) und 
einer Schulpsychologin. Die Sozialpädagogen und die Lehrkräfte arbeiten sehr eng zu-
sammen. Die Lehrkräfte haben zum Teil einen sozialpädagogischen Auftrag und umge-
kehrt. Es ist extrem wichtig, dass die Lehrkräfte immer wissen, was kommen kann oder 
warum gerade was gekommen ist, sodass wir schnell reagieren und uns an die Betreuer 
und Vormünder wenden können, um sie zum Gespräch in die Schule zu bitten. Das ver-
mittelt jeder Schülerin und jedem Schüler, dass sie/er etwas wert ist. Wir können zum 
Beispiel bei einer längeren Schulabstinenz sehr schnell handeln und wissen aber auch, 
wo gerade angesetzt werden muss.  

Außer mir sind noch einige Asylspezialisten im Haus. Wir konnten dafür sorgen, dass wir 
in den 15 Jahren keine Abschiebung erleben mussten. Das bedingt das Allerwichtigste, 
nämlich ein hohes Vertrauensverhältnis zwischen Schülern und Schule. Wir verstehen 
uns demnach nicht nur als eine Schule, sondern ebenso als eine politische Einrichtung. 
Die jungen Menschen sehen sich so vielen staatlichen Ausgrenzungsmechanismen ge-
genüber, dass wir versuchen, die kleinen, mittleren und großen Probleme aus dem Weg 
zu räumen, damit sie ihren Kopf einigermaßen frei haben, um wirklich lernen zu können. 
Sie wissen alle, mit welchen Problemen im Kopf sie im Klassenzimmer sitzen. Ich wollte 
daher immer auch einen Schutzraum/einen Ruheraum im Klassenzimmer kreieren, dass 
man durch solche „Nebengeräusche“ nicht zu sehr gestört wird und dass wir jeder/m 
Einzelnen helfen, die Probleme aus dem Weg zu schaffen.  

Das pädagogische Leitbild 

Unser pädagogisches Leitbild haben wir zusammen mit Schülern als unsere „neue Mün-
chener U-Bahn“ entwickelt und festgelegt, welche Faktoren (Stationen) für sie eine we-
sentliche Rolle spielen – in der gegenseitigen Kommunikation, vor allem unter den Schü-
lerinnen und Schülern (Abbildung 1). 
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Abbildung 1                   © Michael Sten-

ger 

Die Klasseneinteilung  

Das Schulsystem ist dreieinhalbstufig aufgebaut (Abbildung 2):  

 
Abbildung 2                © Michael Stenger 
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Die Alphabetisierungsstufe, die vor allem bei ISUS läuft, ist für viele unheimlich wichtig. 
Manche brauchen keine zwei Monate, dann kommen sie zu uns in die Schule. Das ist 
nicht endlos machbar, weil wir nur über begrenzte Kapazitäten verfügen, aber es hat bei 
jedem einzelnen Schüler zu einer hohen Motivation geführt. Am liebsten wäre mir, dass 
die Motivation immer an der Oberkante bleibt, sowohl bei demjenigen, der langsam 
lernt, als auch bei demjenigen, der schnell lernt. Das ist nicht einfach, aber irgendwie 
machbar. 

Unterstützen – Lernen – Entwickeln: für Schülerinnen und Schüler 

Es wurden Stimmen laut, die meinten, eine Schule nur für Flüchtlinge wäre nicht im Sin-
ne der Inklusion. Für mich ist es jedoch die höchste Form der Inklusion. Das zeigt sich 
auch im landesweiten Vergleich, weil die Übergangsklassen in Bayern den spezifischen 
Anforderungen leider nicht gewachsen sind. Die Einführung der Berufsschulpflicht für 
junge Flüchtlinge erfolgte in einem ersten Schritt für die 16- bis 18-Jährigen und in einem 
zweiten Schritt für 18- bis 21-Jährige. Das war sehr wichtig, denn mit 18 Jahren hört das 
Jugendlich-Sein mitnichten auf. Schließlich konnte ich den Kultusminister noch davon 
überzeugen, dass diejenigen, die keine achtjährige vorherige Schulbildung hatten, nach 
internationalem Recht ein Zugangsrecht hätten, einen Schulabschluss erwerben zu kön-
nen. Darum gibt es die Berufsschulpflicht in solchen Ausnahmefällen bis zum Alter von 
25 Jahren. Im Grunde wäre 27 das richtige Alter gewesen, wenn die Jugendhilfemaß-
nahmen enden.  

Für die Schülerinnen und Schüler werden verschiedene Unterstützungsmöglichkeiten 
angeboten (Abbildung 3). 

 
Abbildung 3             © Michael Stenger 
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Wir führen sehr viele außerschulische Projekte durch, die für eine Integration sehr wich-
tig sind. Es gibt viele Kooperationsprojekte mit anderen Schulen, mit dem Theater, mit 
einem Kletterverein, mit Fußballvereinen für die Jungen und Schwimmvereinen für die 
Mädchen. Die Schulen, mit denen wir kooperieren, führen z. B. Bewerbungstraining 
durch, außerdem gemeinsames Kochen oder Schlittschuhlaufen im Winter. Diese Projek-
te sind deshalb so wichtig, damit unsere Schüler/innen nicht nur die eigenen Lehrkräfte 
als Sprechpartner haben, die genau wissen, wie viel sie verstehen, sondern damit sie 
auch mit anderen deutsch sprechenden Menschen zusammenkommen und im Gespräch 
mit ihnen nachfragen können und müssen. Daraus haben sich bereits viele Freundschaf-
ten ergeben.  

Die Schulpsychologie spielt bei uns eine wesentliche Rolle, wie Sie sich vorstellen kön-
nen – und wie wir festgestellt haben, für die Lehrkräfte mindestens so viel wie für die 
Schülerinnen und Schüler.  

Den Kultusminister hatte ich darum gebeten, bei der Einführung der Berufsschulpflicht 
von vornherein klarzustellen, dass keine Beschulung in Berufsschulen für Flüchtlinge 
ohne begleitende Schulsozialarbeit durchgeführt wird. Darauf ist er ebenfalls eingegan-
gen.  

SchlaUzubi habe ich bereits vorgestellt. Zur Nachhilfe und zum Ehrenamt kann ich mit 
Freude berichten, dass wir mittlerweile über 150 Ehrenamtliche aus allen Schichten der 
Bevölkerung und aller Altersgruppen haben. Das sind Schülerinnen und Schüler, Studen-
tinnen und Studenten, Vertreter aus der Wirtschaft, ehemalige Lehrkräfte, die bereits in 
Rente sind. Es ist allerdings notwendig, dass wir genau hinschauen, wer derjenige ist, der 
ein Ehrenamt ausführen möchte. Das war am Anfang nicht so einfach. Wenn man merkt, 
dass jemand eigentlich selbst Betreuungsbedarf hat, muss man sich verabschieden. Unse-
re Sozialpädagogin koordiniert die ehrenamtliche Arbeit und führt die Eingangsgespräche 
durch. Die Ehrenamtlichen stehen ständig im Austausch mit den Lehrkräften über den 
jeweiligen Nachholbedarf. Jetzt haben wir einen Ehrenamts-Koordinator angestellt.  

Der Arbeitskreis Förderbedarf hat erreicht, dass wir in diesem Schuljahr eine Förderklasse 
einrichten konnten. Diese wurde anfangs gar nicht angenommen, vor allem nicht von 
denen, die sprachlich schon etwas besser waren. Inzwischen sind die Schüler/innen 
glücklich über diese Förderklasse, vor allem diejenigen, die sehr große Probleme haben, 
überhaupt in die Schule zu gehen, wenn sie z. B. die ganze Nacht nicht schlafen konnten 
oder irgendwelche Lernblockaden haben. Wir stellten fest, dass es sehr sinnvoll ist und 
dass wir hier die Chance haben, diesen Schüler/innen etwas zu bieten, was passgenau ist. 
Für diese Förderklasse gibt es einen Team-Teacher, weil es nicht so einfach ist, sehr weit 
Fortgeschrittene mit den Anfängern gemeinsam zu unterrichten.  

Ein wesentliches Element der Förderung ist der sprachsensible Fachunterricht. Wir wissen 
ungefähr, was in den Prüfungen auf die Schüler/innen zukommt. Wir können das aber 
nicht von vornherein so unterrichten, wie es die Vorgaben verlangen, sondern wir müs-
sen die Curricula passgenau für die Zielgruppe anlegen. Wir können nicht mit dem Py-
thagoras anfangen, sondern wir müssen den Unterricht so gestalten, dass wir sicher sind, 
dass sie den Lernstoff, der zu bewältigen ist, sprachlich überhaupt aufnehmen können. 
Das wird durch den sprachsensiblen Fachunterricht gewährleistet. Mathematik beispiels-
weise besteht aus 50 Prozent Deutsch. Wenn ich manche Mathematik-Prüfungs-Frage 
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zweimal lesen muss, weiß ich ganz genau, wie schwer das für so einen Schüler ist, diese 
Fragestellung überhaupt zu verstehen. Darum ist es sehr wichtig, behutsam, aber zielge-
richtet vorzugehen, damit die Schüler zu den Prüfungen am Ende des Schuljahres diesen 
Fragen gewachsen sind.  

Manche können sehr gut rechnen, während andere große Schwierigkeiten damit haben 
und man weiß kaum, wo man ansetzen kann. Darum nahmen wir Mathematik aus dem 
Klassenunterricht heraus und organisierten ein eigenes Mathekurssystem. Das scheint 
recht gut zu funktionieren. In der großen Menge ist es schwierig, unsere Eingangstests so 
zu gestalten, dass alle als einigermaßen homogene Gruppe in der richtigen Klasse sitzen.  

Unsere Schule hatte früher eine endlose Warteliste. Das war unerträglich und darum 
brachte ich die Stadt dazu, eine Koordinierungsstelle im Amt für Wohnen und Migration 
einzurichten. Dort kennt man alle Schul- und Kursanbieter Münchens, sodass die Jugend-
lichen, die bei uns nicht mehr angenommen werden können, an andere Schulen verwie-
sen werden. Mit den anderen Schulen und Kursträgern haben wir gemeinsam einen Ein-
stufungstest abgestimmt, der nun für ganz München gilt. Er besteht aus einem schriftli-
chen Deutsch-Test und einem schriftlichen Mathe-Test. Daran schließt sich ein Gespräch 
zweier Lehrkräfte mit jeder/m Einzelnen an, um gleich vom ersten Tag in den direkten 
Kontakt zu treten, etwas über die Herkunftsbildung zu erfahren und auch um zu prüfen, 
ob die schriftliche Arbeit ein realistisches Bild abgibt. Den vierseitigen Bogen mit der 
Dokumentation des Tests schicken wir an das Amt für Wohnen und Migration. Können 
wir diese Schülerin/diesen Schüler selbst nicht aufnehmen und sie/er wird an eine andere 
Schule vermittelt, muss der Test nicht noch einmal durchgeführt werden.  

Das Klassenleiterprinzip war uns sehr wichtig, damit nicht alle Probleme gleich der 
Schulleitung vorgetragen werden und die Lehrkraft im Verbund mit dem Sozialpädagogen 
erst einmal selbst versucht, diese Probleme zu lösen. Gravierende Probleme werden 
selbstverständlich an die Schulleitung gemeldet und die Betreuer und Vormünder werden 
hinzugezogen.  

Unterstützen – Lernen – Entwickeln: für die Lehrkräfte 

Auch die Lehrkräfte brauchen Unterstützung bei ihrer anspruchsvollen Tätigkeit (Abbil-
dung 4).  

Supervision und Intervision können nicht hoch genug eingeschätzt werden, wenn es um 
die Unterstützung der Lehrerinnen und Lehrer geht. Eine junge Lehrkraft, die zum ersten 
Mal vor der Klasse steht und nicht weiß, dass dort fünf oder sogar zehn sitzen können, 
denen es gerade sehr schlecht geht, kann sehr schwer damit umgehen, wenn sie nicht 
darauf vorbereitet ist. Aus diesem Grund bieten wir nicht nur Supervision, sondern auch 
Intervision, damit die Lehrkräfte ohne Schulleitung über ihre Probleme sprechen können. 
Dazu gehört auch die Patenschaft für neue Lehrer/innen. Jeder neue Lehrer und jede neue 
Lehrerin sucht sich einen Paten unter denen aus, die schon länger bei uns tätig sind. 
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 Abbildung 4           © Michael Stenger 

Ein sehr zentrales Element sind die wöchentlichen Teamsitzungen, an denen alle teil-
nehmen. Dadurch sind alle stets darüber informiert, was gerade passiert, und wir können 
die Probleme schnell angehen. Bestimmte Problematiken, die sich lediglich auf ein Un-
terrichtsfach beziehen, werden in die Fachschaften abgegeben und dort in einer kleinen 
Gruppe besprochen. Es wäre nicht effektiv, wenn solche speziellen Dinge mit dem ge-
samten Team von 30 Lehrkräften diskutiert würden. Die Teamsitzungen würden sonst zu 
viel Zeit in Anspruch nehmen.  

Wir führen Fortbildungen und kollegiale Hospitationen durch. Am Anfang war ich allein 
für die Hospitationen zuständig, später ist das auf die Kolleg/innen übergegangen. Die 
kollegiale Hospitation ist eine sehr sinnvolle Einrichtung, weil alle davon profitieren und 
voneinander lernen können.  

Im Augenblick sehe ich in „Qualitätsmanagement und Schulentwicklung“ unsere wich-
tigste Abteilung. Die drei Mitarbeiter dort haben u. a. unsere Fortbildungsreihe entwi-
ckelt. Mittlerweile bieten wir sechs fertig konzipierte Fortbildungen, vier befinden sich 
noch in der Erarbeitung. Die Fortbildung zur Alphabetisierung steht kurz vor dem Ab-
schluss. Unsere Fortbildungen sind bis zum Ende dieses Jahres bereits ausgebucht. Gera-
de die Berufsschulen haben diese Fortbildungen dringend nötig. Wir sind dazu überge-
gangen, mit unserem Team nicht mehr in jeden Ort zu fahren, sondern die Fortbildungen 
bei uns durchzuführen, zu denen sich die Lehrkräfte einzeln anmelden. Trotzdem gibt es 
immer noch einen Rückstau bei den Anmeldungen.  

Im Rahmen der Schulentwicklung werde ich im nächsten Monat eine DaF-Didaktikerin 
einstellen. Als die Berufsschulpflicht im Jahr 2011 eingeführt wurde, war meine Idee, ein 
Vierteljahr später alles herauszugeben, was wir an Expertise bis dahin gesammelt haben. 
Nun haben mir aber zum Glück pro-bono-Anwälte davon abgeraten, weil ich sonst große 
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Probleme mit den Verlagen bekommen würde, da wir aus verschiedenen Quellen etli-
ches herauskopiert, selbst etwas dazugeschrieben hatten und hinterher nicht mehr wuss-
ten, was aus welchen Quellen und was von uns stammte. Mit der Schulentwicklung ha-
ben wir daraufhin begonnen, unser theoretisches Konzept, ergänzt durch praktische Un-
terrichtsmaterialien, aufzuschreiben und ich hoffe, dass man das auch möglichst bald 
veröffentlichen kann.  

SchlaUe Zielsetzungen 

Das wichtigste Ziel ist, dass die jungen Menschen selbstbewusst ihr Leben in die Hand 
nehmen können.  

Der junge Mann auf der Abbildung 5 stand mitten in der zweiten Qualiprüfung im vor-
letzten Jahr. Sein Betreuer teilte mir telefonisch mit, dass dieser Junge nicht mehr kom-
men würde und ihm und dem Arzt in der geschlossenen Einrichtung ein blaues Auge 
verpasst hätte. Der Junge hätte große Angst vor der Abschiebung und gesagt, er würde 
alles tun, aber sich nicht nach Afghanistan abschieben lassen. Der Betreuer bat mich, mit 
dem Jungen zu sprechen, da ich einen guten Zugang zu ihm hätte. Ich rief ihn auf seinem 
Handy an und er sagte mir, dass er sich am Wochenende umbringen würde. Es war nicht 
einfach, aber ich musste sofort handeln. Ich antwortete, dass ich das nicht fair finden 
würde. Ich hätte am Montag einen Termin mit der Chefin von der Ausländerbehörde, 
dabei sollte es und unter anderem um Afghanistan gehen. Die Chance sollte er mir schon 
geben. Er musste lachen und stimmte zu. Das Gespräch an dem Montag verlief positiv 
und drei Wochen später hat der junge Mann die restlichen Prüfungen abgelegt. Heute 
befindet er sich in einer IT-Ausbildung.  

 
  Abbildung 5             © Michael Stenger 
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Es gibt Momente, in denen man unheimlich nah am Abgrund mit der eigenen Arbeit 
steht. Humor, auch ein gewisser direkter Zugang und immer das Vertrauen, dass es Leute 
gibt, die helfen können, bringen uns in vielen Situationen sehr weit. Das geschilderte 
Beispiel war natürlich extrem, aber das hat auch meinen Mitarbeitern gezeigt, die deswe-
gen auch sehr verzweifelt waren, dass irgendwie immer eine Lösung gefunden werden 
kann.  

Uns kommt es darauf an, dass wir alles dafür tun, die Rahmenbedingungen so zu opti-
mieren, dass die Jugendlichen innerhalb derer ihren eigenen Weg finden. Obwohl ich 
von Natur aus sehr optimistisch bin, hatte ich niemals damit gerechnet, dass die jungen 
Leute so zielorientiert und erfolgreich sind. 

Vielen Dank.  
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Flüchtlingskinder als Zukunftsthema für soziale Arbeit 

DR. ANDREAS DEXHEIMER 
Geschäftsstellenleiter, Diakonie - Jugendhilfe Oberbayern, München 

1. Zielgruppe 

Wir reden auf dieser Veranstaltung von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen, die 
hier ankommen. Es geht aber in erster Linie darum, dass es Kinder, Jugendliche und junge 
Erwachsene sind, die „einfach nur ein junger Mensch sein“ wollen und es auch sind, die 
die gleichen Bedarfe, Bedürfnisse, Interessen, Wünsche und Ängste haben, die sich 
manchmal ärgern, sich verlieben usw. Es geht um Kinder und Jugendliche und wir müs-
sen aufpassen, dass wir in den Debatten und in unserer Arbeit mit jungen Flüchtlingen 
nicht Primär-Zielgruppen definieren – auf der einen Seite die unbegleiteten minderjähri-
gen Flüchtlinge, auf der anderen Seite die anderen Kinder und Jugendlichen. Es geht um 
Kids – und die Gemeinsamkeiten sind mit Sicherheit größer als das, was als Unterschied 
übrigbleibt. Die großen Herausforderungen haben eher etwas mit der Quantität zu tun, 
trotzdem geht es um Kinder, die sich hier momentan zu Recht aufhalten, die schlichtweg 
ein Recht auf Hilfe haben und als solche auch wahrgenommen werden sollten.  

Die Diskussion um junge Flüchtlinge fokussiert sehr stark auf die unbegleiteten Minder-
jährigen, denn für sie sind die Kommunen direkt primär zuständig, was die Inobhutnah-
me und die Vormundschaften anbelangt. Aber es geht nicht nur um die unbegleiteten 
Minderjährigen, sondern es geht um Flüchtlingskinder. Die Situation in München wurde 
bereits mehrfach angesprochen. Wir haben nicht nur katastrophale Verhältnisse bei den 
UMF, wir haben auch überfüllte Gemeinschaftsunterkünfte und überfüllte Erstaufnahme-
einrichtungen für Erwachsene. Hinter diesen Erwachsenen verstecken sich Familien und 
hinter diesen Familien viele Kinder, vom Neugeborenen bis zum 17-Jährigen. Auch die 
müssen wir in den Blick nehmen. Auch für diese haben wir in der Jugendhilfe eine Ver-
antwortung. Es reicht nicht aus, dass sich um die Erwachsenen erst einmal die Länder und 
um die unbegleiteten Minderjährigen die Kommunen kümmern. Die Kommunen und die 
freien Träger tragen auch die Verantwortung für die Kinder, die in den Gemeinschaftsun-
terkünften und anderen Einrichtungen leben. Auch sie sind Teil unserer Zielgruppe.  

Diese Kinder und Jugendlichen brauchen erst einmal nichts anderes als jedes andere Kind 
und jeder andere Jugendliche, nämlich Zugehörigkeit, Teil einer Gemeinschaft (Familie, 
Gruppe, Schule usw.) zu sein, Geborgenheit und Zuwendung, Anerkennung, Beteiligung 
und Engagement. Gerade die Beteiligung stellt eine Herausforderung dar, da sich die Fra-
ge stellt, ob wir strukturell überhaupt dazu in der Lage sind, die Kinder und Jugendlichen 
zu beteiligen und das Wunsch- und Wahlrecht zu berücksichtigen. Kinder und Jugendli-
che brauchen Beteiligung in den Entscheidungen, die sie betreffen, wobei wir oft auf das 
Problem der Sprachbarriere stoßen. Ein eigenes Engagement, etwas zurückzugeben an 
andere Flüchtlinge, an die Gesellschaft und die Familie, sich selbst ehrenamtlich zu en-
gagieren, wird zunehmend thematisiert. Dabei schließt sich der Kreis insofern, dass sich 
ehemalige Jugendhilfekids für gegenwärtige Jugendhilfekids engagieren. Die Kinder und 
Jugendlichen brauchen, wie alle anderen Altersgefährten, das Lernen, Spielen und die 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Das sollte die Richtschnur für die Gestaltung der 
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Hilfen sein – trotz aller Problematik und trotz aller Dispute über Verlegung und Vertei-
lung. Wir müssen Orte schaffen, an denen die Kinder Kind sein können und die Jugendli-
chen jugendlich sein können – mit allem, was dazugehört.   

2. Akteure 

Bei den Akteuren stehen die Jugendämter an erster Stelle. Gestern sind auch die Vor-
münder in den Mittelpunkt gerückt worden, die eine wichtige Dreh- und Angelfunktion 
in Bezug auf die unbegleiteten Minderjährigen einnehmen. Sie sind zunächst der Eltern-
ersatz im Hinblick auf das Formale, bieten aber auch, vor allem, wenn es um wechselnde 
Einrichtungen und somit wechselnde Bezugspersonen geht, eine gewisse Stabilität. Im 
Hinblick auf die Vormünder brauchen wir schlicht eine genügende Anzahl und ebenso 
eine entsprechende Qualifikation. Wir brauchen Vormünder, die in der Lage sind, vor 
allem die rechtlichen – die ausländer- und asylrechtlichen – Aspekte tatsächlich im Inte-
resse der Kinder und Jugendlichen zu bearbeiten, denn schließlich vertreten sie deren 
Interessen. Im Jugendamt werden außerdem Fachkräfte gebraucht, die die Hilfepläne 
aufstellen und die Aufgaben des Jugendamtes in der Fallsteuerung wahrnehmen. Durch 
die Gesetzesinitiative wird sicher noch stärker thematisiert, dass wir Jugendämter brau-
chen, die in der Sozialplanung aktiv sind. Viele haben sich während der Tagung dahin-
gehend geäußert, ob wirklich jedes einzelne Jugendamt in der Fläche Inobhutnahmeein-
richtungen betreiben muss. Das muss vielleicht nicht so sein, aber es ist notwendig, dass 
sich die Jugendämter kommunal übergreifend zusammentun und eine gemeinsame Sozi-
alplanung durchführen und zum Beispiel Kompetenzzentren auf Landesebene oder regi-
onaler Ebene bilden, um im vernünftigen Maße Fläche auf der einen Seite, aber auch 
Tiefe, Wissen, Fachlichkeit auf der anderen Seite herstellen zu können.  

Die freien Träger und deren Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe sind ebenfalls 
gefordert. Momentan sind in der Breite noch viel zu wenig beteiligt. Es sind vor allem die 
HzE-Träger. Der große Bereich der Kindertagesbetreuung liegt in weiten Teilen für Flücht-
lingskinder noch brach. Auch in den Bereichen der Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit 
könnten wir uns noch viel stärker auf diese Gruppe von jungen Menschen einlassen, als 
wir das gegenwärtig tun.  

Weitere Akteure sind Schulen und andere Bildungseinrichtungen. Herr Stenger gab uns 
mit auf den Weg, dass es nicht sinnvoll wäre, ein neues, flächendeckendes System von 
Ersatzbeschulung aufzubauen. Das Thema „Flüchtlingskinder in Regelschulen“ muss an-
kommen und sehr stark qualifiziert werden. Zurzeit erleben wir, dass der Schulpflicht 
zum Teil dadurch nachgekommen wird, dass ein Kind einfach in eine Klasse gesetzt wird, 
manchmal überschreibt man diese mit dem Titel „Übergangsklasse“. Das ist zu wenig. 
Viele der jungen Menschen kommen mit dem Antrieb und dem Wunsch nach Bildung, 
Ausbildung und Arbeit hierher. Wir haben es mit vielen sehr bildungsaffinen jungen 
Menschen zu tun. Diese Bildungschancen müssen genutzt werden. Wir müssen das 
Thema „Beschulung von jungen Flüchtlingen“ in die Regelschulen tragen und dort quali-
fizieren. Es ist wenig sinnvoll, als Jugendhilfe immer wieder alles selbst neu zu erfinden. 
Wir müssen auf Netzwerke zugreifen können. Das wird aber nicht funktionieren ohne 
Verbindlichkeiten und Verlässlichkeit in der Kooperation und ohne die Schaffung von 
Netzwerken, die für eine gute Beschulung der Kinder und Jugendlichen erforderlich sind.    
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Ein wesentlicher Akteur bei der Arbeit mit jungen Flüchtlingen ist das Gesundheitswesen 
(Gesundheitsämter, Krankenhäuser und niedergelassene Ärzt(inn)e(n), Therapeut(inn)en). 
Das beginnt mit den Standardfragestellungen aus dem Infektionsschutz und aus der Asyl-
gesetzgebung. § 62 des Asylgesetzes besagt, dass eine Gesundheitsuntersuchung bei neu 
Einreisenden erfolgen muss. Das ist natürlich wichtig. Wir brauchen aber vor allen Din-
gen am Anfang eine verlässliche medizinische Betreuung, was nicht immer einfach zu 
schaffen ist, selbst in so einer großen Stadt wie München. Wir brauchen Ärzte, die sich 
die Kinder genau anschauen, die tatsächlich Krankheiten erkennen und bei einer vorhan-
denen Krankheit die notwendigen Behandlungen einleiten und durchführen. Wir brau-
chen aber auch eine dauerhafte medizinische Versorgung, die zumindest in Ansätzen 
kultursensibel ist. Anders werden wir Teile der jungen Flüchtlinge nicht erreichen. Bei 
einer weiblichen, gerade ankommenden unbegleiteten Minderjährigen ist ein männlicher 
Arzt in den meisten Fällen nicht hilfreich. Eine verlässliche Kooperation zu den Kliniken 
ist ebenfalls nötig, vor allem im psychiatrischen Spektrum. Dort liegt viel Entwicklungsar-
beit vor uns, um eine Verlässlichkeit in der Kooperation und in den Zugängen herzustel-
len, aber auch um eine Behandlung sicherzustellen, die tatsächlich den Bedarfen und 
Bedürfnissen der Jugendlichen und der Kinder entspricht. Zum Netzwerk gehört das gro-
ße Feld der Therapie: Traumapädagogen, Psychotherapeuten, das gesamte Spektrum der 
Behandlung von Traumata oder psychischen Störungen. Dafür werden wiederum Dol-
metscher und Fachkräfte, die mit dieser Zielgruppe arbeiten können, benötigt.  

Wir brauchen eine verlässliche Kooperation mit verschiedenen anderen Ämtern (Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF), Melde- und Ausländerbehörden vor Ort). 
Wir brauchen vor allem im Netzwerk Klarheit darüber, wer wofür zuständig ist und wer 
was tut. Im Idealfall koordinieren, begleiten und unterstützen die Vormünder diesen Be-
reich. Ist es aufgrund von Kapazitätsengpässen nicht möglich, benötigen wir Absprachen, 
die verlässlich sicherstellen, dass die Regelbezüge durchgeführt werden können.  

Für die Arbeit mit jungen Flüchtlingen brauchen wir nicht zuletzt die Zusammenarbeit 
mit Einrichtungen der Kultur und des Sports. Wir sollten keine Fußballvereine für unbe-
gleitete minderjährige Flüchtlinge gründen, sondern Zugänge schaffen und gewährleisten, 
sodass die jungen Menschen die Ressourcen, die vor Ort in der Sozialregion vorhanden 
sind, nutzen können.  

Ebenso wichtig ist zivilgesellschaftliches Engagement. Es gibt eine hohe Bereitschaft, jun-
ge Flüchtlinge zu unterstützen, nicht nur mit dem Fokus auf UMF, sondern alle Flücht-
lingskinder, aber dieses gesellschaftliche Engagement muss gebündelt und koordiniert 
werden. Ob das lediglich an vier Stellen in Deutschland geschehen kann, erlaube ich mir 
nicht zu beurteilen. Wir brauchen vor Ort die Koordination von Ehrenamt und zivilgesell-
schaftlichem Engagement sowie entsprechende Schulungen und Anleitungen. Wir erle-
ben häufig das Dilemma, dass die Ehrenamtlichen – anstelle von Gehalt – Dankbarkeit 
von der Zielgruppe erwarten, was aber kulturspezifisch zum Teil schwierig ist – so wie es 
bei allen pubertierenden Kids oft schwierig ist. Aus meiner Sicht liegt eine große Gefahr 
darin, den überlasteten Fachkräften einfach eine ungeschulte ehrenamtliche Unterstüt-
zung zu schicken. Das bringt den Fachkräften in den meisten Fällen nur eine Mehrbelas-
tung und bedeutet mitunter auch eine Gefährdung. Das große Potenzial der Ehrenamtli-
chen gilt es einzubinden und zu nutzen. Das aber erfordert Strukturen, die das tragen.  
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3. Ziele 

3.1 Bedürfnisbefriedigung  

Bei den Zielen möchte ich zunächst auf eine sehr grundlegende Theorie verweisen und 
auf die Bedürfnishierarchie (Abbildung 1) zurückgreifen. Mir ist es in der gegenwärtigen 
Diskussion um die Verteilung, aber auch in der Praxis an vielen Stellen in Deutschland 
wichtig, auf diese Basics der sozialen Arbeit noch einmal hinzuweisen. 

 
Abbildung 1 

Man kann sich nicht über akademische Leistungen wie Schulbildung unterhalten, wenn 
der Magen knurrt. Es ist wenig sinnvoll, soziale Bedürfnisse nach Teilhabe und Teilnahme 
an der Gesellschaft zu befriedigen, wenn wir keine Bettwäsche und kein Bett zur Verfü-
gung stellen können, in dem vernünftig geschlafen werden kann. Wir müssen uns vor 
allem dort, wo viele Flüchtlinge ankommen, zunächst vergewissern, dass wir dort auch 
eine Hierarchie von Bedürfnissen im Hinterkopf behalten. Zuerst müssen die Grundbe-
dürfnisse und die Sicherheitsbedürfnisse befriedigt sein, dann die sozialen Bedürfnisse, 
bis wir dann tatsächlich zum Individuellen oder gar zur Selbstverwirklichung kommen.  
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3.2 Verwirklichung von Kinderrechten 

Der zweite große Maßstab in Bezug auf die Ziele hat damit zu tun, warum viele Kinder 
und ihre Familien fliehen. Deren Rechte wurden massiv eingeschränkt und missachtet. 
Wir sollten beachten, dass wir die Menschenrechte nicht nur im Kontext der Fluchtgrün-
de sehen, sondern uns selbst immer wieder kritisch fragen, ob wir heute in unseren jewei-
ligen Settings, in unserem Jugendamt, in unserer Einrichtung, unserer Schule tatsächlich 
die Kinderrechte umsetzen.  

Die Kinderrechte stellen uns in der Jugendhilfe vor verschiedene Fragen und Aufgaben: 

 Recht auf Schutz im Krieg und auf der Flucht – Gekommen um zu bleiben? 

 Recht auf Gleichheit – wie alle Kinder und Jugendliche! 

 Recht auf Gesundheit – Zugang zum Gesundheitswesen (auch Vorbeugung, Imp-
fung etc.). 

 Recht auf Bildung – Zugang zu Alphabetisierung, Schule und Ausbildung. 

 Recht auf elterliche Fürsorge – Sicherstellung einer altersgemäßen Betreuung. 

 Recht auf Privatsphäre und persönliche Ehre – Schaffung von Rückzugsräumen und 
„kulturellen Nischen“. 

 Recht auf Meinungsäußerung, Information und Gehör – Ermöglichung von Partizi-
pation, auch wenn es schwer fällt. 

 Recht auf Schutz vor Ausbeutung und Gewalt – Grundsicherung und Sicherheit. 

 Recht auf Spiel, Freizeit und Ruhe – Altersgemäße Teilhabe. 

 Recht auf Betreuung bei Behinderung – Besondere Bedarfe erkennen und befriedi-
gen. 

Der Grund, warum sie hier sind, ist der Schutz vor Krieg und Verfolgung. Sie sind ge-
kommen, um zu bleiben und sich dem nicht mehr aussetzen zu müssen. Damit müssen 
wir starten.  

Mit dem Recht auf Gleichheit wird es bereits schwieriger. Behandeln wir die Flüchtlings-
kinder wirklich so wie alle anderen Kinder? Ist dieses Recht auf Gleichheit tatsächlich 
hier in der Bundesrepublik flächendeckend gewährleistet? Wir hatten während dieser 
Tagung einen Diskussionsstrang mit der Frage, ob Jugendhilfe eigentlich bei Flüchtlingen 
mit 18 Jahren aufhört und wie es mit der Chance auf eine Hilfe nach § 41 SGB VIII aus-
sieht. Gibt es in dieser Hinsicht Unterschiede bei den verschiedenen Jugendämtern und 
in den verschiedenen Bundesländern oder ist eine Gleichheit halbwegs sichergestellt?  

Der Zugang zum Gesundheitswesen fällt uns in den hochbelasteten Kommunen zum Teil 
sehr schwer. Ich bekomme Schwierigkeiten, wenn ich versuche, 100 oder 150 Erstunter-
suchungen zum gleichen Zeitpunkt durchzuführen. Auch hier brauchen wir eine Struktur, 
die gewährleistet, dass die Kinder von Ärzten angeschaut und untersucht werden und die 
notwendigen Behandlungen eingeleitet werden – und das nicht irgendwann, wenn die 
Liste abgearbeitet ist, sondern dann, wenn es notwendig ist. Und das ist vor allem zu Be-
ginn der Inobhutnahme und nicht erst Wochen später. In den großen Unterkünften, in 
denen viele Menschen untergebracht sind, brauchen wir spezifische Impfungen – und 
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auch diese verlässlich zu Beginn. Man kann aber nicht gegen Masern impfen, wenn noch 
nicht eine HIV- oder Hepatitis-B-Infektion ausgeschlossen ist. Das heißt, die Impfungen 
sind nicht losgelöst vom allgemeinen gesundheitlichen Status zu betrachten.  

Das Recht auf Bildung hatten wir bereits auf dieser Tagung behandelt. Es handelt sich um 
Kinder und Kinder sind schulpflichtig. Für die Kinder, die mit ihren Eltern in Gemein-
schaftsunterkünften leben, gilt das in den ersten drei Monaten nicht. Danach aber gibt es 
ein Recht auf Bildung. Wenn ich das Recht auf Bildung mit dem Recht auf Gleichheit 
paare, bekomme ich einen Maßstab für die Wahrung der Kinderrechte, an den wir uns 
immer wieder erinnern sollten.  

Die Kinder haben selbstverständlich ein Recht auf altersgemäße Betreuung. Die unbeglei-
teten Minderjährigen haben ihre Eltern nicht dabei und wir sind zumindest teilweise ein 
Elternersatz, die Vormünder oder die Betreuer/innen in den Einrichtungen, um diese Be-
treuung sicherzustellen und die Aufsicht über diese Kinder und Jugendlichen zu führen – 
und zwar so, wie wir das mit anderen Kindern auch täten. So kann es uns nicht gleichgül-
tig sein, wenn 10 Prozent der Zielgruppe plötzlich nicht mehr da sind und wir nicht wis-
sen, wo sie stecken.  

Um das Recht auf Privatsphäre und auf Ehre zu sichern, brauchen wir vor allem Platz und 
eine sächliche Ausstattung, die einen Rückzug zulässt. Die haben wir in vielen Bereichen 
nicht. Im letzten Herbst waren in München 80 Menschen in einem Schlafsaal unterge-
bracht. Das ist nicht das, was ich in der deutschen Umsetzung vom Recht auf Privatsphä-
re und persönlicher Ehre begreife. Das ist eine Messlatte, die wir ebenfalls ständig zu 
erfüllen haben.   

Das Recht auf freie Meinungsäußerung, Information und Gehör ist vor allem vor dem 
Hintergrund des neuen Gesetzes nicht einfach umzusetzen. Fragen wir denn die Jugend-
lichen, ob sie gern in einer Stadt bleiben oder lieber woanders hin geschickt werden wol-
len? In der Praxis werden wir das wahrscheinlich kaum tun. Trotzdem steht eigentlich ein 
Recht dahinter, nicht nur im SGB VIII, sondern auch auf der Ebene der Kinderrechte.  

Wir müssen für die Kinder und Jugendlichen eine Grundsicherung herstellen und ihnen 
ein grundständiges Maß an Sicherheit geben, wie wir das mit allen anderen Kindern tun, 
die wir hier in Deutschland in Obhut nehmen. Auch hier muss der gleiche Maßstab an-
gesetzt werden und wir brauchen Standards, die bereits heute häufig gefordert wurden, 
damit auch zu jedem Zeitpunkt der Schutz vor Ausbeutung und Gewalt gesichert ist, 
egal, wie viele ankommen. Die Regel, die in der Schule gilt: „Wer schlägt, fliegt!“ ist auf 
eine Inobhutnahmeeinrichtung nicht übertragbar. Die Kinder sind bei uns in Obhut und 
wir müssen den Schutz aller herstellen. Dazu brauchen wir wahrscheinlich auch neue 
Antworten. Ich spreche dabei selbstverständlich nicht von der geschlossenen Unterbrin-
gung für UMF.  

Das Recht auf Spiel, Freizeit und Ruhe braucht eine altersgemäße Teilhabe und einen 
Zugang zu den Möglichkeiten, die in unseren Sozialräumen normal und für andere Kin-
der auch zugänglich sind.   
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Das Recht auf Betreuung bei Behinderung geht von spezifischen Bedarfen aus, denen wir 
zum Teil nicht gerecht werden. Im Bereich der erzieherischen Hilfen werden Kinder bei 
weitem nicht immer in Einrichtungen untergebracht, in denen sie beides bekommen: eine 
angemessene Betreuung im Hinblick auf ihre Behinderung und eine angemessene Be-
treuung hinsichtlich erzieherischer Fragestellungen. Das gilt für die Flüchtlingskinder im 
besonderen Maße.   

3.3 Selbstverantwortung, Integration oder Assimilation 

Neben den Kinderrechten gibt es eine weitere Grundlage für die Ziele: Das Recht auf 
Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit (§ 1 des SGB VIII).   

Wir müssen das Thema „Selbstverantwortung“ – die Verantwortung für das eigene Han-
deln – in den Vordergrund stellen und wir müssen uns mit der Frage der Integration be-
schäftigen. Wollen wir eher eine Akkulturation, eine Integration oder eine Inklusion? Das 
Akkulturationsmodell stellt die verschiedenen Möglichkeiten gegenüber, um die es uns in 
der Jugendhilfe gehen kann: 

 Integration: Beibehaltung der eigenen Kultur mit Kontakt zur Mehrheit; das wäre 
der Minimalkonsens. 

 Segregation (Separation): Beibehaltung der eigenen Kultur ohne Kontakt zur Mehr-
heit; dies liegt nicht in unserer Intention. 

 Assimilation (Inklusion): Aufgabe der eigenen Kultur mit Kontakt zur Mehrheit; dies 
trifft aber nur auf Flüchtlinge zu, die viele Jahre bei uns sind. 

 Marginalisierung (Exklusion): Aufgabe der eigenen Kultur ohne Kontakt zur Mehr-
heit. Diese Gruppen entwickeln sich in einigen Städten, wie zum Beispiel in Ham-
burg. Sie leben völlig losgelöst aus ihrer Herkunftskultur und aus Kontakten und 
kulturellen Werten und tun nur noch das, was sie gerade wollen.  

4.  Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe für junge Flüchtlinge 

Entscheidend ist, dass wir das gesamte Leistungsspektrum in Betracht ziehen, mit seinen 
Schwerpunkten: 

 Frühe Hilfen, 

 Inobhutnahme, 

 Kindertagesbetreuung, 

 Jugendarbeit, 

 Jugendsozialarbeit (Schulsozialarbeit und Begleitetes Wohnen), 

 Gemeinsame Wohnformen für Mütter/Väter und Kinder, 

 Hilfen zur Erziehung, 

 Hilfen für junge Volljährige. 
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Die jungen Flüchtlinge sind nicht nur ein Thema der Inobhutnahme und der Hilfen zur 
Erziehung, sondern es beginnt tatsächlich bei den Frühen Hilfen. In den Gemeinschafts-
unterkünften und in den Erstaufnahmeeinrichtungen im gesamten Bundesgebiet leben 
hoch belastete schwangere Frauen. Auf der anderen Seite verfügen wir mittlerweile über 
recht gut entwickelte Systeme, die die Risiken um die Geburt erkennen und entsprechen-
de Hilfen anbieten. Hier geht es um Kinder und es geht um Gleichheit. Unser SGB VIII 
sagt nicht, dass deutsche Kinder anders behandelt werden als Flüchtlingskinder. Wir müs-
sen darüber nachdenken, wie wir die Frühen Hilfen flächendeckend und verlässlich für 
die Zielgruppe öffnen.  

Es ist sicher nicht sinnvoll, eine neu eingereiste Familie, so lange sie noch nicht endgültig 
irgendwo angekommen ist, zu veranlassen, die Kinder in die Kita zu bringen. Aber zum 
einen existiert der Rechtsanspruch auf Kindertagesbetreuung, zum anderen entwickelt 
sich die Sinnhaftigkeit der Kindertagesbetreuung nach einer gewissen Ankunftsphase 
recht schnell. Wir müssen es schaffen, Flüchtlingskinder in die Regeleinrichtung zu be-
kommen und dort zu integrieren. Die Einrichtung einer separaten Kita in den Gemein-
schaftsunterkünften halte ich für wenig sinnvoll. Die regelhafte Kindertagesbetreuung 
muss eine Öffnung erfahren, und zwar nicht nur punktuell, wie es bereits geschieht, son-
dern wiederum in der Fläche und verlässlich.  

Jugendarbeit und die Öffnung der Freizeitheime, sowohl für UMF als auch für die ande-
ren Flüchtlingskinder in den Gemeinschaftsunterkünften, wurden bereits genannt. Wir 
müssen Zugänge zu Ferienfreizeiten und zum gesamten Spektrum der Jugendarbeit schaf-
fen. Das Gleiche gilt für die Jugendsozialarbeit. Im Bereich des begleiteten Wohnens ist 
bereits eine Öffnung zu verzeichnen, weil viele Jugendämter sehr früh erkannt haben, 
dass dies eine relativ gut passende Hilfeform für die Jugendlichen in Ausbildung und Ar-
beit darstellt. Aber auch die Jugendsozialarbeit an Schulen ist so zu etablieren, dass sie 
mit Flüchtlingskindern gut zusammenarbeiten kann.  

Ein großes Thema in München ist die Überlegung, was wir mit ganz jungen Müttern tun 
können, die mit ihren Kindern alleinstehend sind. Diverse Träger, wie condrobs, eröffne-
ten spezielle Einrichtungen dafür. Wir müssen aber auch hier schauen, ob wir nicht die 
traditionellen, die alteingesessenen, gut verwurzelten Angebote dahingehend öffnen, mit 
jungen Frauen mit Fluchthintergrund zu arbeiten. Bei den Hilfen zur Erziehung sind wir 
relativ weit.  

Es hat mich während der Tagung ein wenig schockiert, dass immer mal wieder die Fest-
stellung getroffen wurde, dass die Jugendhilfe bei 18-Jährigen zu Ende ist. Der § 41 SGB 
VIII grenzt erstens Flüchtlinge nicht aus und zweitens ist auch dieser Paragraf ein Rechts-
anspruch, wenn die Hilfe zur Persönlichkeitsentwicklung notwendig ist. Wir müssen 
wirklich aufpassen, dass wir Jugendhilfe nicht auf dem Minimalstandard anbieten. Aus 
der Münchener Praxis kann ich berichten, dass es kaum eine Hilfe gibt, die zum 18. Le-
bensjahr beendet wird, denn eine abgeschlossene und stabile Persönlichkeitsentwicklung 
ein paar Jahre nach der Flucht ist in der Regel nicht zu erwarten. Ein Rechtsanspruch 
muss ein Rechtsanspruch bleiben und Flüchtlingskinder sind davon nicht auszugrenzen.  

Immer wieder wird die Frage „Spezialangebote versus integrative Plätze“ diskutiert. Der 
Königsweg ist für viele sicherlich das Einstreuen von Plätzen in die Hilfen zur Erziehung, 
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ins Begleitete Wohnen, ins Mutter-Kind-Wohnen. Die Realität schaut an vielen Stellen 
anders aus, aus meiner Perspektive mitunter auch aus berechtigten Gründen. Wenn es 
um Clearing geht, ist das tatsächlich eine Spezialaufgabe und eine Spezialeinrichtung ist 
an dieser Stelle durchaus sinnvoll. Im gesamten Feld der Anschlusshilfen jedoch ist eher 
die Integration in Regeleinrichtungen zu bevorzugen und nicht die Schaffung von heilpä-
dagogischen Wohngruppen für UMF.   

Ebenso wurde auf dieser Tagung über die Klärung der Anspruchsvoraussetzungen disku-
tiert. Hintergrund ist die Alterseinschätzung bzw. -feststellung. Die Bundesarbeitsgemein-
schaft der Landesjugendämter hat dazu eine Empfehlung herausgegeben, die als flächen-
deckender Standard gilt, an dem man sich orientieren kann. Aus der sozialpädagogischen 
Perspektive ist es eine sehr gute Empfehlung, weil sie einen Weg beschreitet, der im Kern 
darauf hinausläuft, dass auch diese Art der Diagnostik eine dialogische Diagnostik mit 
dem Betroffenen ist. Aus meiner Sicht stellt das eine gute Antwort auf die Sorge dar, dass 
ein objektives Alter nicht festzustellen ist und man ein richtiges Alter weder mit medizini-
schen noch psychologischen Mitteln herausfinden kann. Somit haben wir durch die Bun-
desarbeitsgemeinschaft zumindest eine Vorlage zur Hand, die stringent in der Fachlich-
keit der Sozialpädagogik und der sozialen Arbeit bleibt. Inwieweit es irgendwann zu ei-
ner höchstrichterlichen Rechtsprechung kommen wird, die am Ende den Streit klärt, ob 
die sozialpädagogische Alterseinschätzung tatsächlich ausreichend ist, oder ob die Ge-
richtsbarkeit auf einer medizinischen Abklärung besteht, das werden wir sehen. Wir ken-
nen die Schwierigkeiten, die damit verbunden sind, das Röntgen, die Ungenauigkeit der 
Befunde usw. So lange es keine solche richterliche Entscheidung gibt, sollte man sich m. 
E. eher an dem orientieren, was uns die Landesjugendämter empfohlen haben.  

5. Spezifisches Wissen und Können 

Wir brauchen nicht viel an spezifischem Wissen und Können, wenn wir mit Flüchtlings-
kindern arbeiten.  

 Interkulturelle Sensibilität und Kompetenz brauche ich auch für viele andere Ziel-
gruppen, selbst für die Arbeit in einem Team, in dem zwei Geschlechter arbeiten. 
Auf diese Kompetenz kann man auf keinen Fall mehr verzichten.  

 Neu ist für viele die Arbeit mit Dolmetschern, das ist auch zunächst nicht so ein-
fach. Das kann man jedoch lernen und sich erklären lassen. Auch dazu gibt es Ver-
öffentlichungen. Die richtigen Dolmetscher für die verschiedenen Sprachen muss 
ich natürlich erst einmal haben.  

 Wir müssen die Kinder und Jugendlichen nicht nur hier und heute kennenlernen, 
sondern müssen ebenso über ein Wissen über die Herkunftsländer, verschiedene 
Fluchtgründe und Fluchtwege, zumindest ein theoretisches Grundverständnis dar-
über, verfügen.  

 Wir brauchen eine Sicherheit im Umgang und in der Vermittlung der „eigenen“ 
Kultur, das heißt, was ich an Normalitätsbegriffen, die hier gelten, den Jugendli-
chen und Familien vermitteln kann, ohne dass ich ihnen vorschreibe, ebenso zu 
handeln – z. B. das Essen von Schweinefleisch. Den jungen Menschen zu erklären, 
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dass hier etwas so oder so gemacht wird und nicht alles über ein Trial-and-Error-
Verfahren ausprobieren zu lassen, ist ein spezifisches Wissen, aber auch ein Kön-
nen, das wir brauchen.  

 Wir benötigen außerdem Kenntnisse über das Asyl- und Ausländerrecht. Das ist 
Aufgabe der Vormünder. Es ist nicht hilfreich für die Kids, wenn sich jede/r Betreu-
er/in, jede/r Lehrer/in auch noch als Asylberater/in versucht. Damit geht eine erheb-
liche Verantwortung einher. Diese Verantwortung zu übernehmen, ist vernünftig, 
aber das setzt ein hohes Maß an spezifischem Wissen voraus.  

90 bis 95 Prozent der Kinder und Jugendlichen, die wir in Obhut nehmen, kommen 
aus Ländern, die eine sehr hohe Schutzquote im Rahmen des Asylverfahrens haben. 
Die Zahl der gestellten Asylanträge liegt allerdings nur bei einem Drittel. Das heißt, 
etwa 55 Prozent haben einfach Pech gehabt, weil eine falsche Entscheidung getrof-
fen oder weil kein Antrag gestellt wurde. Damit werden wir aber unserer Verant-
wortung nicht gerecht.  

6. Herausforderungen 

Es ist unser Job als Bürger und als Sozialarbeiter in der Jugendhilfe, den Flüchtlingskin-
dern ein gutes Aufwachsen zu ermöglichen. Das stellt eine große Herausforderung dar, 
nicht nur aufgrund der Zugangszahlen, sondern auch aufgrund der spezifischen Anforde-
rungen.  

Kinder und Jugendliche sind nicht „nur“ als Flüchtlinge zu sehen. Es ist keine neue Ziel-
gruppe der Jugendhilfe. Es sind Kinder und Jugendliche, das muss in den Vordergrund 
gerückt und zum Kern aller Überlegungen werden.  

Wir müssen die Individualität erkennen. Es gibt keinen generellen, UMF-spezifischen 
Betreuungsbedarf, da nicht alle gleich sind. Es gibt einen spezifischen Betreuungsbedarf 
von einem Kind oder Jugendlichen. Den gilt es im Rahmen eines vernünftigen Clearings 
herauszufinden. Um dies durchführen zu können, brauche ich eine vernünftige Personal-
ausstattung, Räume, in denen ich Gespräche führen kann, Dolmetscher, damit ich den 
jungen Menschen verstehen kann. Es kann auch nicht bei dem einen Clearing ganz am 
Anfang bleiben, sondern es ist eine adaptive Diagnostik und eine vernünftige Hilfepla-
nung zu betreiben, bei der immer wieder gefragt wird, wo wir stehen, wohin es gehen 
soll und was wir dafür brauchen.  

Die Ankunftsorte können nicht strukturell „Bleibeorte“ sein. Es ist eine spezifische Infra-
struktur (Dolmetscher, Beschulung, Therapie u. a.) bereitzustellen. Es ist nicht hinnehm-
bar, dass einige Kommunen, Städte, Regionen oder Bundesländer im erheblichen Maße 
überfordert sind und damit keine kindgerechte Betreuung mehr gewährleisten können. Es 
wurde auf dieser Tagung mehrmals danach gefragt, was schlimmer ist: die Kindeswohlge-
fährdung aufgrund einer Verlegung oder die Kindeswohlgefährdung aufgrund eines Ver-
bleibs in einer überfüllten Kaserne. Meiner Ansicht nach kann man beides halbwegs gut 
machen, aber es ist im Interesse des Kindes und des Jugendlichen, Orte vorzufinden, die 
die Bedürfnisse tatsächlich befriedigen, und Menschen vorzufinden, die Zeit für sie haben 
und ihnen zuhören.   
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Ich erwarte eine spannende fachliche Debatte über die große Herausforderung, wie man 
die Frage Wunsch und Wahlrecht versus geringes Platzangebot löst. Der § 5 steht dem 
§ 42a SGB VIII deutlich im Wege. Wie gehen wir mit diesem Widerspruch um? Wie lässt 
sich dieser Widerspruch in der Jugendhilfe auflösen? 

Sowohl für die UMF als auch für die Familien gilt, dass es lange Phasen gibt, bis sie end-
lich an einem Ort ankommen, wo sie wirklich bleiben können. Während dieser Phasen 
haben sie mit wechselnden Zuständigkeiten zu tun (Erstaufnahmeeinrichtung/Inobhut-
nahme, Gemeinschaftsunterkunft/Jugendhilfeeinrichtung, eigener Lebensraum). Zunächst 
gibt es eine Erstaufnahme, dann ein Clearing, eine Übergangslösung, weil es die nötige 
Anschlusshilfe gerade nicht gibt, danach vielleicht in der vierten oder fünften Stelle die 
Anschlusshilfe, die eigentlich angedacht war. Familien werden aufgenommen und kom-
men in eine Erstaufnahmeeinrichtung. Weil sie eine Familie sind, werden sie von dort in 
eine Familienerstaufnahme gebracht. Von dort geht es weiter in die Gemeinschaftsunter-
kunft und dann irgendwann, im Zuge der Verteilung, vielleicht mal in eine eigene Woh-
nung. Diese vielen Stufen erschweren das Ankommen.  

Wir stehen vor der Herausforderung, uns immer wieder klar zu machen, was wir als Ju-
gendhilfe tun. Ich nehme die Vormünder an dieser Stelle bewusst aus. Ist es mehr die 
Betreuung, Erziehung oder Asylbegleitung? Auf diese Frage brauchen wir Antworten und 
ich weiß, dass ich es mir an dieser Stelle etwas einfach mache, wenn ich sage, dass Asyl 
das Thema der Vormünder ist – bis zum 18. Geburtstag. Wir wissen aber auch, dass die 
Verfahrensdauer meist ein ganzes Stück länger ist und die Jugendlichen darüber durchaus 
schon 18 Jahre alt werden. Dann ist es nicht mehr der Vormund, der das Verfahren be-
gleitet. Dafür brauchen wir Antworten. Ich habe sie momentan leider auch nicht.  

Herzlichen Dank.  
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Arbeitsgruppe „Inobhutnahme, Clearing und Altersfeststellung 

– Ganzheitliche Anforderungen an eine Erstversorgung von 

unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen“ 

Erstversorgung in Bielefeld 

ANKE BERKEMEYER 
Geschäftsbereichsleiterin Erzieherische Hilfen, Jugendamt Bielefeld 

Wie alles begann 

Auch das Jugendamt Bielefeld hat mit steigenden Zahlen von unbegleiteten Minderjähri-
gen zu tun, allerdings nicht in der Dimension wie München. Zum 01.02.2011 wurde 
entschieden, die Erstaufnahmeeinrichtung in Bielefeld (ZAB) wiederzueröffnen. Die vor-
handene Infrastruktur in Bielefeld wurde angesichts steigender Zuzugszahlen reaktiviert.  

Dementsprechend musste das Jugendamt Bielefeld mit einem vermehrten Zuzug unbe-
gleiteter minderjähriger Flüchtlinge rechnen und sich darauf vorbereiten. 

Wir haben uns dann ausgiebig bei anderen Kommunen – und hier insbesondere Dort-
mund – informiert und sind von folgenden Annahmen ausgegangen: 

 Es werden mehr minderjährige Flüchtlinge nach Bielefeld kommen. 

 Nach einer ersten Schätzung werden jährlich ca. 250 UMF nach Bielefeld kom-
men. 

 Die größte Gruppe werden die minderjährigen männlichen Flüchtlinge im Alter ab 
ca. 16 bis 17 Jahren darstellen. 

 Die Dauer des Clearingverfahrens wird ca. vier Monate betragen.  

Das Jugendamt unterbreitete dem Jugendhilfeausschuss folgende Vorschläge: Es sollten 
80 sogenannte Clearingplätze für die Erstversorgung in freier Trägerschaft geschaffen 
werden. Sie sollten nicht in einem großen Gebäude angeboten, sondern dezentral organi-
siert werden. Das heißt, die Plätze sollten auf die verschiedenen Stadtteile verteilt sein. 
Wir wollten eine Berücksichtigung von Alter und Geschlecht, um den unterschiedlichen 
Bedürfnissen der Minderjährigen gerecht werden zu können.  

Es wurde vorgeschlagen, insgesamt fünf Clearingeinrichtungen in Bielefeld zu schaffen, 
und zwar: 

 eine Einrichtung für 14- bis 15-jährige männliche Jugendliche (16 Plätze), 

 drei Einrichtungen für 16- bis 17-jährige männliche Jugendliche (je 18 Plätze), 

 eine Einrichtung für weibliche Minderjährige (10 Plätze). 

Die Einrichtung für die 14- bis 15-Jährigen nimmt inzwischen auch ältere Jugendliche 
auf, während die zehn Plätze für die weiblichen Minderjährigen bislang jederzeit aus-
reichten.  
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In der Folge gab es ein Interessenbekundungsverfahren der freien Träger und einen Be-
schluss des Jugendhilfeausschusses, welcher freie Träger den Auftrag für den Betrieb der 
jeweiligen Einrichtung bekommt. 

Parallel dazu wurde ein Arbeitskreis „AK UMF“ eingerichtet, an dem die freien Träger, 
die Ausländerbehörde, die Amtsvormundschaft und die Erzieherischen Hilfen unseres 
Amtes, das Sozialamt, das häufig auch für die Anschlussunterbringung für die über 18-
Jährigen zuständig ist, sowie von Anfang an der AK Asyl beteiligt sind. Somit sind alle 
handelnden Akteure eingebunden, um Grundsatzfragen, aber auch ab und an Detailfra-
gen miteinander zu besprechen. 

Das Clearingverfahren 

Das Clearingverfahren beginnt mit der Inobhutnahme durch das Jugendamt. Es endet, 
wenn 

 die rechtliche Abklärung für den Aufenthaltsstatus eingeleitet, 

 die rechtliche Vertretung (Vormund) eingesetzt und 

 der weitere Jugendhilfebedarf festgestellt wurde. 

An dem Verfahren sind die ZAB/Ausländerbehörde, die Clearingeinrichtung, der Vor-
mund und das Jugendamt beteiligt; in Bezug auf die ausländerrechtliche Beratung auch 
der AK Asyl. 

Für die Durchführung des Clearingverfahrens ist das Jugendamt zuständig. In Bezug auf 
die Alterseinschätzung hat das vor Ort auch nie jemand in Frage gestellt. Im Gegensatz 
zu einigen anderen Kommunen hatten wir in Bielefeld keinerlei Schwierigkeiten, diese 
Verantwortlichkeit zu bestimmen.  

Die Aufnahme, Betreuung und Versorgung der Minderjährigen rund um die Uhr und die 
Unterstützung des Jugendamtes bei im Verfahren auftretenden Fragestellungen liegen in 
der Verantwortung der Clearingeinrichtung. Es war uns sehr wichtig, dass auch nachts 
und am Wochenende die Betreuung gewährleistet ist, um die Minderjährigen rechtzeitig 
und direkt versorgen zu können. Die Verantwortung liegt ausschließlich bei der Clearing-
einrichtung, wenn es um die Betreuung und Versorgung während der Inobhutnahme von 
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen geht. In der Vergangenheit gab es mitunter 
Probleme, denn für die sonstigen Inobhutnahmen sind die städtischen Einrichtungen zu-
ständig. Wenn es Konflikte in den Clearingeinrichtungen in der Hinsicht gab, dass einige 
junge Menschen sich nicht gut verstanden, kamen Anfragen, ob man diese nicht in den 
städtischen Einrichtungen unterbringen könnte. Das lehnten wir zum damaligen Zeit-
punkt ab, da über die Verträge klar geregelt worden ist, dass die Clearingeinrichtungen 
die spezifischen Einrichtungen für die UMF sind, da sie sich mit den Belangen der UMF 
auskennen.  

Die rechtliche Vertretung und Begleitung im ausländerrechtlichen Verfahren übernimmt 
der Vormund, außerdem der AK Asyl, weil dieser in Bezug auf die Asylverfahren die Be-
ratung der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge durchführt, und zwar in allen Fällen. 
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Die Mitglieder dieses Arbeitskreises verfügen über eine hohe Fachkompetenz in allen 
Fragen, bei denen wir oder auch die Vormünder teilweise überfordert sind.   

Aufgaben des Jugendamtes 

Die Aufgaben des Jugendamtes im Rahmen des Clearingverfahrens sind: 

 die Inaugenscheinnahme durch zwei Fachkräfte rund um die Uhr.  
Im Jugendamt wurde ein Schwerpunkt „UmF im Clearingverfahren“ mit zwei Stel-
len gebildet, die für das Clearingverfahren von unbegleiteten Minderjährigen zu-
ständig sind. Das genügt natürlich nicht. Zwei Fachkräfte können nicht rund um die 
Uhr und jeden Tag der Woche tätig sein. Demzufolge übernimmt der restliche ASD 
jeweils einen Arbeitsanteil. Wir haben einen eigenen Notdienst außerhalb der Ge-
schäftszeiten und an den Wochenenden. Dieser Notdienst nimmt zu dieser Zeit die 
Inaugenscheinnahme vor, ebenfalls mit zwei Personen. Das ist einer der Standards, 
die wir für Bielefeld gesetzt haben; 

 Erstgespräch, Alterseinschätzung;  

 Inobhutnahme (in Einrichtung oder bei Verwandten).  
Bereits ganz zu Anfang wird geprüft, ob es Verwandte im Ort gibt. Häufig kommen 
die Flüchtlinge mit Verwandten. Die Situation zu Hause muss selbstverständlich 
vorher überprüft werden. Inzwischen haben wir etwa 50 minderjährige Flüchtlinge 
bei Verwandten unterbringen können;  

 Information des Familiengerichts binnen drei Tagen, sodass ein Vormund bestellt 
werden kann; 

 Durchführung des Clearingverfahrens; 

 Nach einer Woche findet ein erstes Hilfeplangespräch in der Clearingeinrichtung 
statt; 

 Unverzügliches Hilfeplangespräch nach Bestellung des Vormundes, in dem geklärt 
werden muss, ob der Jugendliche in eine Anschlusshilfe geht oder was die geeigne-
ten und notwendigen Hilfen im Einzelfall sind; 

 Wenn das Clearingverfahren beendet ist und eine Entscheidung über eine weitere 
Hilfe getroffen wurde, erfolgt die Abgabe der Fallbearbeitung seitens des Schwer-
punktes UMF an die Bezirkssozialarbeit oder an den Schwerpunkt „Junge Volljähri-
ge“; 

 Lückenlose Dokumentation, die für die Kostenerstattung und Refinanzierung wich-
tig ist; 

 Amtsvormundschaften; 

 Kostenerstattungsverfahren durch die Wirtschaftliche Jugendhilfe. 



129 

 

Aufgaben der Clearingeinrichtungen 

Allgemein sind die Clearingeinrichtungen für folgende Aufgaben zuständig: 

 Aufnahme und Betreuung rund um die Uhr, 

 Sicherung der Grundbedürfnisse, 

 zeitnahe Meldung bei der Ausländerbehörde, 

 weitere Gespräche zur Klärung der persönlichen Lebensverhältnisse (Identität, Her-
kunft, Alter, Verbleib weiterer Familienangehöriger), 

 Anleitung in lebenspraktischen Bereichen, 

 Strukturierung des Alltags, 

 Bereitstellen freizeitpädagogischer Angebote, sowohl einrichtungsintern als auch 
durch Nutzung von (Sport-)Vereinen u. a. Möglichkeiten im Stadtteil, 

 Förderung der Sprachkompetenzen, 

 Kennenlernen des hiesigen Normen-, Werte- und Regelsystems, 

 Unterstützung des Jugendamtes bei der Ermittlung des Jugendhilfebedarfs. 

Im Detail haben die Clearingeinrichtungen innerhalb des Clearingverfahrens folgende 
Aufgaben: 

 Information der Jugendlichen über Sinn und Zweck der Unterbringung, 

 Erläuterung der verwaltungstechnischen und rechtlichen Abläufe sowie der Rollen 
und Funktionen der am Clearingverfahren Beteiligten;  
die Jugendlichen lernen in der ersten Zeit sehr viele Menschen, Behörden und Ein-
richtungen kennen. Das stellt eine große Herausforderung dar;  

 Sicherstellung der Meldung bei Ausländerbehörde und Einwohnermeldeamt; 

 Nachweis über TBC-Untersuchung, sofern nicht bei Erstaufnahme erfolgt; 

 erneute Gespräche über Alter, Familienzusammenhänge, Flucht und Einreise; 

 Dokumentation aller Informationen anhand einer Checkliste; 

 Feststellung hinsichtlich Schulbildung und Sprachkompetenzen; 

 Sicherstellung der Teilnahme an einem geeigneten Sprachkurs, der sowohl außer-
halb der Einrichtung stattfinden kann als auch durch Bereitstellung einer Pauschale 
durch das Jugendamt in der Einrichtung, denn die Kompetenzen können sehr unter-
schiedlich sein und daher können nicht alle den gleichen Sprachkurs besuchen; 

 Ausfindigmachen von Verwandten und Herstellung von Kontakten zu den Ver-
wandten; 

 Vorbereitung auf Behördenkontakte und auf ärztliche Untersuchungen – das be-
rührt noch einmal das Thema „Alterseinschätzung“; 

 Gespräche über Zukunfts-/Zielvorstellungen des UMF; 

 Erstellung eines Vorberichts mit allen Informationen, die in der Zeit des Verfahrens 
ermittelt worden sind, für das erste Hilfeplangespräch, an dem auch der Vormund 
teilnimmt.  
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Zahlenmäßige Entwicklung in Bielefeld 

Die Entwicklung der Zahlen in Bielefeld ist in Abbildung 1 aufgeführt und ist im Zusam-
menhang mit den vorhandenen 80 Plätzen interessant: 

 
          Abbildung 1              © Anke Berkemeyer 

Im Jahr 2011 hatten wir noch 55 Zugänge im Rahmen von Inobhutnahmen und die Ver-
weildauer der UMF in den Clearingeinrichtungen betrug 139 Tage. In den Jahren 
2013/14 ist eine Zunahme der Zugangszahlen erkennbar, während sich die Verweildauer 
im Verlauf der Jahre erheblich reduziert hat.  

Hintergrund der langen Verweildauern in der ersten Zeit war insbesondere eine Ausei-
nandersetzung mit dem Familiengericht bezüglich der Zulässigkeit von röntgenologi-
schen Untersuchungen in Bezug auf die Alterseinschätzung. Hatten wir einen Flüchtling 
für minderjährig gehalten und eine Vormundschaft beantragt, das Alter aber vom Gericht 
in Zweifel gezogen wurde, verlangte das Bielefelder Familiengericht eine röntgenologi-
sche Untersuchung. Wir sollten diese durchführen lassen. Dagegen legten wir zweimal 
beim Oberlandesgericht Beschwerde ein. Das OLG hat die Auffassung des Familienge-
richts in Bielefeld nicht bestätigt. Heute verlaufen die Gerichtsverfahren zügiger. Darauf 
führen wir u. a. zurück, dass sich die Verweildauer in diesem Maße verkürzt hat. 

Probleme und Lösungen 

In der ersten Zeit erfolgte der Zuzug zunächst nicht wie erwartet. Wir hatten 80 Clearing-
plätze geschaffen, aber es kamen weniger unbegleitete minderjährige Flüchtlinge nach 
Bielefeld. Das hat die Träger natürlich in ihrer Wirtschaftlichkeit beeinträchtigt. Zunächst 
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wurden die Verträge überarbeitet und angepasst. Die unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlinge konnten demnach nach der Clearingphase in den Einrichtungen verbleiben, 
sofern noch ein Hilfebedarf nach §34 SGB VIII vorlag. Außerdem nahmen die Clearing-
einrichtungen UMF aus auswärtigen Jugendämtern auf.  

Das zweite Problem bestand in dem bereits angesprochenen Konflikt mit dem Bielefelder 
Gericht, das durch das Beschwerdeverfahren seitens des Jugendamts beim OLG teilweise 
gelöst werden konnte. Die Einleitung ärztlicher Untersuchungen erfolgt bei eigenen 
Zweifeln an der Minderjährigkeit eines Jugendlichen durch das Jugendamt selbst, aller-
dings ohne röntgenologische Untersuchung. 

In der Anfangszeit gab es immer wieder vielfältige, individuelle Fragen hinsichtlich aus-
länderrechtlicher Aspekte, ärztlicher Untersuchungen, der Zusammenarbeit zwischen 
den Trägern und dem Jugendamt usw. Es bindet sehr viel Arbeitszeit, stets gut im Kontakt 
zu bleiben und die Fragen einzeln zu klären. Ist eine Situation in ähnlicher Form mehr-
mals aufgetreten, erkennt man eine Linie und man kann die Frage im Rahmen einer Stan-
dardsetzung oder von Absprachen miteinander lösen. Zum Beispiel wurde immer wieder 
die Frage nach ärztlichen Eingriffen oder Behandlungen während der Inobhutnahme ge-
stellt. Wer gibt die Zustimmung zu einer Untersuchung oder einem ärztlichen Eingriff? 
Diese Frage wurde gelöst, indem der Arzt mit Unterschrift bestätigt, dass die vorgenom-
mene Behandlung nicht aufschiebbar, zwingend und notwendig ist, und wir erteilen die 
Genehmigung. Da die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Clearingeinrichtungen die 
Jugendlichen zu den Ärzten begleiten, wissen diese inzwischen darüber Bescheid und 
können entsprechend handeln.  

Da wir festgestellt haben, dass es so viele Einzelfragen gibt, haben wir neben dem AK 
UMF noch einen AK Clearingeinrichtungen gegründet. Wir treffen uns inzwischen einmal 
monatlich mit den Einrichtungsleitungen, um solche Details zu klären und eine gemein-
same Definition von Aufgaben, Verfahren, Zuständigkeiten vorzunehmen. Das erweist 
sich auch als nötig. Wir hatten die Absicht, eine Fortbildungsveranstaltung für alle Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter zu konzipieren, die aber immer wieder verschoben wird, 
weil die vielen Alltagsfragen so drängend sind, dass wir dafür derzeit keinen Raum fin-
den.  

Nachdem wir in den ersten Jahren eine relativ entspannte Situation in Bezug auf die Un-
terbringung der UMF hatten, hatten wir ab Mitte 2014, wie andere Kommunen auch, mit 
einem vermehrten Zuzug zu tun, sodass es punktuell zu Überbelegungen in den Clearin-
geinrichtungen kam. Die Plätze waren stets ausgelastet, seit Herbst letzten Jahres sogar 
überbelegt.  

Nachdem das Landesjugendamt unsere Einrichtungen besucht hatte, kam die berechtigte 
Frage, in welchem Umfang eine Überbelegung noch akzeptabel sei. Wenn Zweibett-
zimmer im Rahmen von Jugendhilfe schon nicht zum Standard gehören, sind Dreibett-
zimmer erst recht nicht akzeptabel. Es gibt jedoch viele unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge, die es gar nicht aushalten, allein in einem Zimmer zu schlafen, sondern froh 
sind, wenn sie das Zimmer mit jemandem teilen können. Auch vertraten die freien Träger 
und wir die Auffassung, dass eine beengte Unterbringung in einer Clearingeinrichtung für 
kurze Zeit – angesichts der fachlichen Qualität in den Einrichtungen – die bessere Alter-
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native zu einer Unterbringung in einer Einrichtung ist, die nicht auf die spezifischen Be-
lange der UMF ausgerichtet ist. 

In der gegenwärtigen Situation nehmen wir keine UMF von auswärtigen Jugendämtern 
mehr auf, auch nicht mehr aus dem Umkreis von Bielefeld. Es erfolgte seit Ende letzten 
Jahres ein massiver Abbau der § 34-Belegungen und die Vermittlung in Anschlusshilfen. 
Wir haben nach Wohngruppen in Bielefeld gesucht, was aber auf der anderen Seite dazu 
führt, dass inzwischen nicht mehr genügend Plätze für die Bielefelder Kids zur Verfügung 
stehen. Im Moment stehen wir mit einem Träger der Clearingeinrichtungen in Verhand-
lung, eine spezielle Anschlusshilfe für minderjährige Flüchtlinge zu schaffen, obwohl wir 
ansonsten auf dem Standpunkt stehen, die Flüchtlinge in die bestehenden Angebote zu 
integrieren. Derzeit müssen wir leider auch auf die Inobhutnahmeplätze städtischer Ein-
richtungen zurückgreifen. 

Es zeigt sich aktuell eine vermehrte Inanspruchnahme des Notdienstes des Jugendamtes. 
Die Mitarbeiter müssen nachts und am Wochenende häufiger raus. Das führt dazu, dass 
die Mitarbeiter am Tag für ihre restlichen Aufgaben nicht mehr zur Verfügung stehen, 
wenn sie die geleisteten Überstunden abbauen. Es besteht außerdem die Gefahr „doppel-
ter Inobhutnahmen“, da der Notdienst keinen Zugang zu unserer Trägerdatenbank hat. Es 
kann vorkommen, dass ein unbegleiteter minderjähriger Flüchtling am Tag von zwei Kol-
legen in Augenschein genommen wird, die beide der Ansicht sind, dass der Betreffende 
volljährig ist. Drei Tage später läuft er irgendwo anders auf, die Kollegen vom Notdienst 
schätzen sein Alter aber anders ein. Erst am nächsten Morgen stellt man während der 
Fallübergabe fest, dass der Name im System bereits existiert. Eine gründliche Auswertung 
der Inanspruchnahme des Notdienstes wird jetzt in Angriff genommen. Es wird außerdem 
geprüft, ob der Zugang zu den Daten auch im Notdienst möglich ist. 

Die Plätze für Anschlussmaßnahmen werden knapp. Die Träger wurden aufgerufen, neue 
Angebote zu schaffen. Auch bei uns ist inzwischen das Wohnungsproblem groß. Viele 
der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge könnten sehr gut in Verselbstständigungs-
angebote gehen, in einer eigenen Wohnung oder in einer Wohngemeinschaft mit einer 
sozialpädagogischen oder sozialarbeiterischen Anbindung leben. Für diejenigen, die kei-
ne Unterstützung mehr benötigen, gibt es eine gute Kooperation mit dem Sozialamt. Die 
Absprachen finden insbesondere dann statt, wenn die jungen Flüchtlinge volljährig wer-
den. Dann ist das Sozialamt bemüht, die jungen Menschen statt in einer großen Unter-
kunft in kleinen Wohnungen unterbringen, wenn kein Bedarf an Hilfen für junge Volljäh-
rige mehr besteht.  

Fazit und Ausblick 

Es handelt sich um ein bewegtes Aufgabengebiet mit immer wieder neuen Fragestellun-
gen.  

Die Alterseinschätzung und die Divergenzen zwischen Ausländer- und Jugendhilferecht 
bleiben problematisch. Teilweise gibt es eine unterschiedliche Handhabung der Auslän-
derbehörden, wenn es zum Beispiel um Wohnsitzauflagen geht. In Bielefeld wird eine 
Wohnsitzauflage für Bielefeld erteilt. Das machte mitunter die Unterbringung in Wohn-
gruppen außerhalb von Bielefeld schwierig. Ich weiß, dass es bei anderen Jugendämtern 
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bzw. anderen Ausländerbehörden in dieser Hinsicht scheinbar keine Probleme gibt. In-
zwischen haben auch wir eine Absprache getroffen, dass wir auch über die Stadtgrenzen 
hinaus unterbringen können. 

Es bedarf einer stetigen Bestandsaufnahme bezüglich der Zuzugszahlen und Entwicklun-
gen vor Ort. Wir standen kurz vor der Entscheidung, ob eine weitere Clearingeinrichtung 
in Bielefeld geschaffen werden soll. Angesichts der anstehenden Gesetzesänderung ha-
ben wir diese Entscheidung erst einmal zurückgestellt.  

In Bielefeld wurde von Jugendamt und Trägern ein guter Standard für die Erstversorgung 
geschaffen, der sich weitgehend auch in den auf Landesebene beschlossenen Empfehlun-
gen wiederfindet. Die Zusammenarbeit funktioniert sehr gut und hat sich auch in Notsi-
tuationen bewährt.  

Angesichts der weltweiten Entwicklungen wird die Versorgung und Betreuung von UMF 
in Zukunft ganz selbstverständlich zu den Aufgaben der Jugendhilfe gehören. Derzeit 
diskutieren wir, ob wir den Schwerpunkt UMF personell verstärken, spezifische Aufgaben 
in die Bezirkssozialarbeit verlagern oder aber perspektivisch den Schwerpunkt UMF auf-
lösen sollen. Letzteres wäre ein Signal dahingehend, die Betreuung und Begleitung zuge-
reister minderjähriger Flüchtlinge als eine Regelaufgabe im Rahmen unserer Kernprozesse 
im ASD zu begreifen. 

Die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge bereichern bisherige Regelangebote der 
Jugendhilfe. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Clearingeinrichtungen geben an, 
dass die Arbeit mit ihnen Spaß macht. Auch die Träger von Regelangeboten wie den 
Wohngruppen berichten davon, dass im Gruppengefüge positive Dinge passieren. Sobald 
zwei Menschen in der Gruppe sind, die in Bezug auf ihre Herkunft, auf ihre Ansprüche 
anders sind, die wirklich lernen und sich integrieren wollen, hat dies Auswirkungen auf 
alle anderen. Sie sprechen Themen direkt an, zum Beispiel den Umgang der Jugendli-
chen mit dem Erzieher, der Sozialarbeiterin oder zur Atmosphäre und zu Regeln in der 
Wohngruppe. Daher halten es vor allem die Träger für sinnvoll, die Flüchtlinge in die 
Regelangebote zu integrieren. Damit geht der Integrationsprozess insgesamt viel schneller 
vonstatten. Die Integration der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge ist also auch 
eine Chance für die Jugendhilfe. Wenn wir verantwortlich und vernünftig damit umgehen 
und uns Gedanken machen, ist es eine Chance, diesen Menschen vor Ort eine Zukunft 
geben zu können. 
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Arbeitsgruppe „Inobhutnahme, Clearing und Altersfeststellung 

– Ganzheitliche Anforderungen an eine Erstversorgung von 

unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen“ 

Erstversorgung in München 

FREDERIK KRONTHALER 
Geschäftsführer des Bereichs Angebote für Jugendliche und junge Erwachsene, 
Dipl.-Sozialpädagoge, Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapeut,  
condrobs e. V., München 

Auch in München wurden unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in Regeleinrichtungen 
integriert und alle Kooperationspartner, Freizeitheime, Schulen, Schulprojekte usw. ein-
bezogen. Nur sind wir inzwischen an einem Punkt angekommen, an dem wir es als 
Kommune nicht mehr schaffen, die Integration in die Regeleinrichtungen der Jugendhilfe 
zu organisieren – weder administrativ-organisatorisch noch im Hinblick auf die rechtli-
chen Aufgaben und die pädagogische Betreuung. Wir verfügen in München über etwa 
2.000 Plätze in den stationären Jugendhilfeeinrichtungen und über eine Reihe von Inob-
hutnahmeplätzen, wo minderjährige Flüchtlinge selbstverständlich aufgenommen wur-
den. Das ganze System kollabierte vor etwa zwei Jahren. Hinzu kam, dass die Jugendhilfe 
für die komplette Erstaufnahme von minderjährigen Flüchtlingen zuständig wurde. 
Condrobs e. V. war zunächst in der Suchthilfe und in der Jugendhilfe für schwierigste 
Jugendliche tätig. Das Jugendamt fragte uns vor drei Jahren, ob wir auch für traumatisierte 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge etwas tun könnten. So sind wir in die Flüchtlings-
arbeit eingestiegen.  

Alle gesetzlichen Vorgaben und alle inobhutnahmerechtlichen Bedingungen gelten für 
die Landeshauptstadt genauso wie für Bielefeld und andere Kommunen. Deswegen hält 
das Jugendamt das Verfahren des Aufnahmeprozesses und Clearings und Vermittlung in 
Regeleinrichtung ebenfalls so ein.  

Die Datenlage in München in Bezug auf die Flüchtlinge im Jugendhilfesystem wird in 
Abbildung 1 beschrieben. Interessant ist der linke hohe Balken, der 252 Neuzugänge für 
den Januar 2015 anzeigt. Verfolgt man diese Linie, kommt man auf die 6.000 zu erwar-
tenden Neuaufnahmen in München. Wir haben einen Platzbedarf von ungefähr 1.000 
Plätzen geplant, die wir auch schaffen. Wir haben 500 Reserveplätze, die allerdings Not-
unterbringungen in Turnhallen usw. darstellen. Das will weder das Jugendamt noch die 
Stadt München, aber wir werden wahrscheinlich Turnhallen als Aufnahmemöglichkeiten 
für minderjährige Flüchtlinge nehmen müssen. Und hier geht es nicht wie in Bielefeld um 
Zweibett- oder Dreibettzimmer, sondern um 30 bis 40 Jugendliche, die in abgeschirmten 
Bereichen untergebracht sind. Das sind Zustände, die niemand will.  
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Zu erwartende Flüchtlinge im Jugendhilfesystem 

 
Abbildung 1       von LH München zur Verfügung gestellt 

Wir haben im November 2014 eine Vereinbarung mit der Regierung von Oberbayern 
und gemeinsam mit allen Jugendämtern in Bayern getroffen, die die Abverlegung von 
minderjährigen Flüchtlingen in Städte und Kommunen wie Bayreuth, Ingolstadt usw. vor-
sieht. Diese Kommunen bekommen bestimmte Kontingente und müssen innerhalb von 
zwei Wochen Plätze in Regeleinrichtungen melden oder Spezialeinrichtungen anbieten. 
Wir haben gute Erfahrungen mit dieser Verlegung gemacht. Wir verlegen aktuell bayern-
weit etwa 200 minderjährige Flüchtlinge pro Monat in andere Einrichtungen. Es kommen 
10 Prozent zurück, weil die Einrichtungen nach ihren Aussagen nicht geeignet sind. Da-
von sind 5 Prozent der Aussagen berechtigt. Die anderen 5 Prozent wollen lediglich nicht 
aus München weg, weil sie schon in Projekten oder in Freundschaften verwurzelt sind.  

Das Schema der Erstaufnahme von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen in Mün-
chen (Abbildung 2) sieht vor, dass im Aufnahmehaus auf dem Gelände der Bayernkaser-
ne die Erstaufnahme inklusive Alterseinschätzung erfolgt. Das Aufnahmehaus besteht seit 
März dieses Jahres. Neben dem Aufnahmehaus befindet sich ein Haus mit 120 Betten, in 
dem wir in Obhut nehmen, den Gesundheitscheck vornehmen, den Vormund bestimmen 
und ein beginnendes Clearing durchführen. Wir haben weitere 30 Dependancen als Re-
geleinrichtungen, die aufnehmen können. Von dort aus wird die Abverlegung vorge-
nommen, um Plätze im Inobhutnahmehaus frei zu bekommen. Sehr schnell werden Ju-
gendliche mit akuten psychischen Störungen verlegt, weil diese nicht in solch großen 
Einheiten untergebracht werden können. Danach wird die bayernweite Verlegung in Re-
geleinrichtungen durchgeführt.  
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Abbildung 2           © Frederik Kronthaler 

Die Erstaufnahme findet in München unter folgenden Rahmenbedingungen statt: 

 Das JHUMF-Aufnahmehaus (Jugendhilfe für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge) 
befindet sich auf dem Gelände der Bayernkaserne. 

 Übernachtungskapazität 40 Plätze. 

 Alterseinschätzungsteams vor Ort: zwei Teams mit jeweils zwei Mitarbeiter/innen, 
Dolmetscher/innen und Sicherheitsdienst, außerdem ist der ärztliche Bereitschafts-
dienst nebenan sofort hinzuzuziehen.  

 Das Kreisverwaltungsreferat wird voraussichtlich in der nächsten Woche dort mit 
einer Außenstelle einziehen, um die aufenthaltsrechtlichen Verfahren einleiten zu 
können.  

 Die Inaugenscheinnahmen und Alterseinschätzungen sollen zukünftig an jedem Ka-
lendertag zwischen 12:00 und 20:00 Uhr durchgeführt werden. Das ist notwendig, 
weil wir sicherstellen müssen, dass auch in den 30 Dependancen das Kindeswohl 
gewährleistet wird. Es stellt eine Kindeswohlgefährdung dar, wenn wir Erwachsene 
– nur angeblich Minderjährige – dort unterbringen.  

 Ziel:  

1. Eindeutig Minderjährige werden sofort in zentrale Inobhutnahmestellen oder Re-
gelinobhutnahmeeinrichtungen vermittelt. 

2. Eindeutig Volljährige werden erst gar nicht in Obhut genommen, sondern in die 
Erstaufnahme für Erwachsene überführt. Zuvor werden sie unter Hinzuziehung 
eines Dolmetschers über das Recht aufgeklärt, dagegen Widerspruch einlegen 
zu können. Sie bekommen ein entsprechendes Schreiben in ihrer Sprache mit 
und werden auch nicht einfach dem Sicherheitsdienst übergeben, sondern dem 
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Sozialdienst im Erwachsenenbereich. Die Mitarbeiter wissen, dass ein Wider-
spruchsverfahren eingeleitet werden kann, wenn sich herausstellt, dass die erste 
Einschätzung falsch war.  

3. 16- bis 17-jährige alterseingeschätzte UMF werden in Obhut genommen und in 
das JHUMF-System aufgenommen. 

 Zweifelsfälle werden in intensiven Alterseinschätzungsverfahren geprüft (ca. 35 
Prozent werden über 18 Jahre geschätzt und verlegt).  

Perspektivenentwicklung für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in der JHUMF 

München 

Die Aufgabe des Inobhutnahmehauses besteht darin, nach der Alterseinschätzung im 
Aufnahmehaus die Gesundheitsuntersuchungen auszuwerten, Regelärzte mit in die Be-
treuung einzubeziehen und den Vormund zu bestellen – danach erfolgt die Verlegung in 
ca. 32 Depandencen mit derzeit 696 Plätzen.  

Dort beträgt der Betreuungsschlüssel 1:5. Es gibt eine Heimleitung. Träger ist das Jugend-
amt München. Acht Träger der Jugendhilfe kooperieren miteinander und sichern die Be-
treuung. Die Steuerung erfolgt über eine internetgestützte Datenbank, zu der die Grup-
penleitungen und das Jugendamt Zugang haben, um Doppelnennungen und einen Ver-
schiebebahnhof zu verhindern, was aufgrund von Fehlern passieren könnte, die wir in 
der Administration machen, aber auch aufgrund von Tricks der jungen Flüchtlinge. Man-
che Jugendliche, denen es in der Einrichtung nicht gefällt, verschwinden und versuchen, 
woanders unterzukommen.  

In den Dependancen wird der Clearingbericht erstellt und die bedarfsgerechte Verlegung 
in Regeleinrichtungen bayernweit über Zuweisung der Regierung Oberbayern vorbereitet. 
Ein bis zwei Monate sind hier der optimale Zeitlauf. Wir liegen leider zurzeit bei zwei-
einhalb Monaten. Das ist schlecht für die Jugendlichen. Während des Aufenthalts in den 
Dependancen wird über Freizeiteinrichtungen und über Schulprojekte angefangen, eine 
Einschätzung zu bekommen und eine Tagesstruktur zu entwickeln, aber es kann nur not-
dürftig geschehen. Unser Ziel ist es, den Aufenthalt in der Inobhutnahme auf etwa 43 
Tage zu verkürzen, um dann den Jugendlichen auch signalisieren zu können, dass sie 
irgendwo bleiben können und ihr Aufenthalt dort gesichert ist.  

Pädagogik des sicheren Ortes 

Unsere zentrale Aufgabe in der JHUMF ist die „Pädagogik des sicheren Ortes“ (Abbil-
dung 3). Deswegen richten wir auch ein sehr starkes Augenmerk darauf, keine erwachse-
nen Flüchtlinge in die Inobhutnahmeeinrichtungen aufzunehmen. Wir haben die Aufga-
be, den Pädagog/innen und der Institution sowie dem UMF in Beziehung zum Pädago-
gen/zur Pädagogin einen sicheren Ort zu geben, an dem sie erste Schritte in die deutsche 
Kultur unternehmen und das Hierbleiben sichern. Die Institution muss dem minderjähri-
gen Flüchtling signalisieren, dass er hier sicher ist, keine Angst mehr haben und nicht 
mehr weiter auf der Flucht sein muss, dass die Verfahren, die wir anwenden, und das, 
was wir mit ihm gemeinsam an Perspektiven gestalten, auch eine Sicherheit haben.  
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Abbildung 3         © Frederik Kronthaler 

Sichere Beziehung – sicherer innerer Ort – die Ebene UMF – Pädagog/in 

Die Haltung ist in der JHUMF: 

 Annahme des guten Grundes (der Flucht), 

 Wertschätzung, 

 Partizipation und Transparenz (Berechenbarkeit)  
Es ist leider schon vorgekommen, dass Ärzte eine Behandlung verweigern, hier 
muss der Pädagoge dafür eintreten, dass rund um die Uhr der ärztliche Bereit-
schaftsdienst einen minderjährigen Flüchtling behandelt, auch wenn der Kranken-
schein fehlt,  

 Spaß und Freude, 

 Beziehungskontinuität, 

 Psychoedukation und Stabilisierung, 

 beachtet werden/wichtig sein, 

 Bedürfnisorientierung, 

 individuelle, dem Entwicklungsstand entsprechende Förderung. 

Wichtig ist die Kooperation mit Ehrenamtlichen. Wir haben in allen 30 Dependancen 
einen Koordinator für die Ehrenamtlichen. Es besteht eine hohe Bereitschaft in der Bevöl-
kerung, etwas für die jungen Flüchtlinge zu tun, aber es ist notwendig, den Ehrenamtli-
chen zu erklären, dass diese Jugendlichen nicht auf Dauer in der Inobhutnahme sind, 
sondern bayernweit verlegt werden. Die Ehrenamtlichen können Zeit mit den Jugendli-
chen verbringen, aber ihnen nicht suggerieren, dass sie hierbleiben können. Dazu brau-
chen wir die Koordination. Wir beziehen Freizeitheime intensiv in die Arbeit mit den 
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jungen Flüchtlingen ein, um Sportveranstaltungen und Ausflüge zu organisieren. Bezie-
hungskontinuität ist ein schwieriges Thema. Es gibt jedoch feste Teams. Ein Mitarbeiter ist 
für die Flüchtlinge zuständig und dieser wechselt nicht. Es war zunächst nicht einfach, 
die richtigen Mitarbeiter zu finden. 

Institutionelle/Strukturelle Ebene – sicherer äußerer Ort für Mitarbeiter/innen und  
Klienten 

Auf dieser Ebene sind wichtig: 

 Gewaltschutzkonzept, 

 Notfallplan, 

 ausreichender Personalschlüssel, 

 Transparenz und Partizipation, 

 Achtsamkeit und Wertschätzung, 

 Anwaltschaft, 

 Förderung von Fort- und Weiterbildung, 

 Supervision, 

 Institution als sichere Basis für die Klienten, 

 Verlässliche, einschätzbare und zu bewältigende Alltagsbedingungen. 

Zusätzliche Belastungen für die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge durch Akkul-
turationsprozess, Aufenthaltsrecht und Lebensbedingungen bestehen in: 

 Sprachproblemen, Einsamkeit, Entwurzelung, Werteverlust, 

 unsicherem Aufenthalt, ungewisse Lebensplanung, nicht erfüllte Erwartungen/ 
zerplatzte Träume, Druck von Herkunftsfamilie, 

 beschränktem Zugang zu Arbeitsmarkt, Residenzpflicht, kurze Aufenthaltsfristen. 

Man muss den Jugendlichen signalisieren, dass sie hierbleiben dürfen. Auf alle Fälle ist 
die Beendigung der Ausbildung zu sichern. Deutschland muss es schaffen, die erforderli-
chen Strukturen zu entwickeln, damit diese jungen Menschen eine Perspektive haben. 

Wann entwickeln Menschen Perspektiven? 

 Sichere Lebensumstände:   
existenzielle Grundbedürfnisse sind gesichert und Gefühl von Zugehörigkeit/ 
Zuhause ist vorhanden, 

 körperliche Gesundheit, psychische Stabilität, 

 Sinnhaftigkeit des eigenen Lebens wird anerkannt, 

 Überzeugung/Erfahrung von Selbstwirksamkeit. 

Es ist unsere Aufgabe, diese Bedingungen sicherzustellen, auch unter den Bedingungen 
der Überforderung, wie wir sie in München erleben. Vielen Dank.  
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Arbeitsgruppe „Inobhutnahme, Clearing und Altersfeststellung 

– Ganzheitliche Anforderungen an eine Erstversorgung von 

unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen“ 

Aufnahme und Erstversorgung in Stuttgart1 

LUCAS-JOHANNES HERZOG 
Vorstandsmitglied, Internationale Gesellschaft für erzieherische Hilfen e. V. (IGfH), 
Abteilungsleiter Erziehungshilfen im Jugendamt Stuttgart 

KLAUS-DIETER PIEPER 
Fachberater für die Wirtschaftliche Jugendhilfe, Jugendamt Stuttgart 

1.  Erstversorgung 

1.1 Inobhutnahme 

Die Verpflichtung des Jugendamts zur Inobhutnahme gem. § 42 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 SGB 
VIII setzt tatbestandlich nur voraus, dass ein ausländisches Kind oder ein ausländischer 
Jugendlicher unbegleitet in das Bundesgebiet eingereist ist. Mit Blick auf die Legaldefini-
tion des § 7 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII ist klargestellt, dass Minderjährige bis zur Vollendung 
des 18. Lebensjahrs im Schutzbereich der Inobhutnahmeregelung stehen. 

Durch diese gesetzlichen Regelungen/Vorschriften kann eine haftungsrelevante Garan-
tenstellung des Jugendamtes begründet werden. Deshalb ist bei der Alterseinschätzung 
die größtmögliche Sorgfalt anzuwenden, um eventuelle Vorwürfe einer pflichtwidrigen 
Unterlassung der Inobhutnahme von vornherein auszuschließen. In der Praxis sind daher 
die Gründe, die zu der Alterseinschätzung führten, ausführlich schriftlich zu fixieren. 

Stuttgarter Verfahren zur Inobhutnahme: 

Die Inobhutnahme erfolgt im Notaufnahmeheim des Jugendamtes der Landeshauptstadt 
Stuttgart. Die Mitarbeiter der Notaufnahmeeinrichtung handeln im Moment der Aufnah-
me des Kindes nicht als Mitarbeiter der Einrichtung, sondern als Mitarbeiter des Jugend-
amtes, die den hoheitlichen Akt der Inobhutnahme durchführen. Die anschließende Hil-
feplanung gemäß § 36 SGB VIII und leistungsrechtliche Entscheidungen obliegen den 
pädagogischen Fachkräften der Beratungszentren. Die Mitarbeiter der Notaufnahme be-
nachrichtigen die Kommission (zur Alterseinschätzung) und informieren die Beratungs-
zentren über die Aufnahme des jungen Menschen. Die Mitteilung an das Familiengericht 
sollte unverzüglich, spätestens nach drei Werktagen erfolgen. 

Für die Inobhutnahme ist das Jugendamt zuständig, in dessen Bereich sich das Kind oder 
der Jugendliche vor Beginn der Maßnahme tatsächlich aufhält. Es genügt, wenn das zu-
ständige Jugendamt erfährt, dass sich ein unbegleiteter minderjähriger Flüchtling in dem 
Zuständigkeitsbereich des Jugendamtes aufhält.2 

                                                
1  Inputvortrag zur Arbeitsgruppe während der Wiederholungstagung am 22./23.06.2015 
2  Siehe hierzu die Handlungsempfehlungen der Bundesarbeitsgemeinschaft Landesjugendämter, Seite 13 

Nr. 4.2  
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Die Inobhutnahme endet erst 

1. mit der Übergabe an die berechtigten Personen, 

2. mit der Entscheidung über die Gewährung von Hilfen nach dem SGB. 

Die Inobhutnahme umfasst auch den notwendigen Unterhalt des jungen Menschen ge-
mäß § 39 SGB VIII und die Krankenhilfe nach § 40 SGB VIII.   

Die Rechtmäßigkeit der vom Jugendamt nach § 42 Abs. 2 S. 3 SGB VIII zu treffenden 
Entscheidung unterliegt der verwaltungsgerichtlichen Kontrolle. Das nach Nr. 2 dieser 
Bestimmung angerufene Familiengericht entscheidet nicht über die Rechtmäßigkeit der 
Inobhutnahme oder deren Fortdauer; es trifft vielmehr die notwendigen sorgerechtlichen 
Maßnahmen im Anschluss an die Inobhutnahme selbst.3 

1.1.1 Aufklärungs- und Beratungsverpflichtung 

Leistungsträger … sind verpflichtet, im Rahmen ihrer Zuständigkeit die Bevölkerung über 

die Rechte und Pflichten nach diesem Gesetzbuch aufzuklären (§ 13 SGB I). 

Dem einzelnen Bürger sind alle Rechte und Pflichten aufzuzeigen, die sich für ihn erge-
ben, insbesondere welche Ansprüche auf Sozialleistungen er hat. Erforderlich ist, dass der 
Bürger in allen ihn berührenden Fragen informiert und beraten wird. 

1.1.2 Dolmetschereinsatz  

Es ist zwingend ein Dolmetscher zur Aufklärung des Sachverhalts und zur Ermittlung des 
Bedarfs bzw. zur Feststellung der Zuständigkeit einzusetzen. Der Einsatz von qualifizier-
ten Dolmetschern garantiert ein hohes Maß an Transparenz. Gerade bei zweifelhaften 
Altersangaben empfiehlt es sich, die Aussagen des jungen Menschen schriftlich zu fixie-
ren und durch einen Dolmetscher bestätigen zu lassen. In einem späteren familienge-
richtlichen Verfahren zur Feststellung der Vormundschaft können so gesicherte Erkennt-
nisse dem Gericht zur Beurteilung – im Rahmen der Anhörung – übermittelt werden.  

1.1.3 Praktische Vorgehensweisen/Schritte in der ersten Phase der Inobhutnahme: 

 Ankunft in der Notaufnahmeeinrichtung als sog. „Selbstmelder“ oder mit der Poli-
zei; 

 bei nach eigenen Angaben oder nach Einschätzung der Fachkräfte Jugendlichen (14 
Jahre oder älter) sog. „erkennungsdienstliche Behandlung“ bei der Polizei, d. h. ers-
te Vernehmung und Abnahme von Fingerabdrücken; 

 Rückkehr in die Notaufnahmeeinrichtung; erste Orientierung – wichtige Themen 
dabei: Essen, Trinken, Hygiene, Kleidung, medizinische Versorgung, Hausregeln, 
„Was passiert in den kommenden Stunden und Tagen?“; 

 Erster Werktag nach Ankunft: medizinischer Check beim Gesundheitsamt: TB-Test 
etc.; 

                                                
3  OVG NI 18.09.2009, A 4 LA 706/07 
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 Teilnahme am alltagsorientierten Beschulungsprogramm, Erkundung des Umfelds 
(teilweise mit ÖPNV) und Freizeitaktivitäten; 

 innerhalb einer Woche erfolgt die Alterseinschätzung. 

1.2  Amtsermittlung  

Die Behörde ermittelt den Sachverhalt von Amts wegen. Sie bestimmt Art und Umfang 
der Ermittlungen; an das Vorbringen und an die Beweisanträge der Beteiligten ist sie nicht 
gebunden (§ 20 Abs. 1 SGB X). 

1.3  Beweismittelerhebung (§ 21 SGB X) 

(1) Die Behörde bedient sich der Beweismittel, die sie nach pflichtgemäßem Ermessen 
zur Ermittlung des Sachverhalts für erforderlich hält. Sie kann insbesondere  

1.  Auskünfte jeder Art einholen, 
2.  Beteiligte anhören, Zeugen und Sachverständige vernehmen oder die schriftliche oder 

elektronische Äußerung von Beteiligten, Sachverständigen und Zeugen einholen, … 
4.  den Augenschein einnehmen. 

Alterseinschätzung: 

Das Jugendamt hat im Wege der Amtsermittlung (§ 20 Abs. 1 SGB X) zu prüfen, ob der 
Betreffende tatsächlich noch nicht das 18. Lebensjahr vollendet hat. Im Rahmen der 
Amtsermittlung bedient sich das Jugendamt gemäß § 21 SGB X der erforderlichen Be-
weismittel, auf der Grundlage des Satzes 2 Nr. 4 dieser Vorschrift insbesondere auch der 
eigenen Inaugenscheinnahme.  

Soweit möglich, soll die Inaugenscheinnahme innerhalb einer Woche stattfinden.4 

Zur Alterseinschätzung sollten mehrere erfahrene fallunabhängige Fachkräfte eingesetzt 
werden. Zusätzlich zur Inaugenscheinnahme ist eine Befragung des Betroffenen durchzu-
führen und schriftlich zu fixieren. Es ist zwingend ein Dolmetscher einzusetzen, da die 
Aussagen der jungen Menschen schriftlich zu fixieren sind.  

Empfehlung zur Festlegung des Geburtsdatums nach Alterseinschätzung: 

Die Alterseinschätzung des Jugendamtes sollte so konkret als möglich sein. 

Wird ein Geburtsdatum vom jungen Menschen genannt und gehen die zu beurtei-
lenden Fachkräfte von einem anderen Geburtsjahr aus, kann der vom jungen Men-
schen angegebene Geburtstag und -monat  für die Leistungsgewährung übernom-
men werden.  

Erfolgt die Alterseinschätzung mangels zuverlässiger Nachweise durch das Jugend-
amt, ist in Grenzfällen vom spätestmöglichen Geburtsdatum (31.12.) des zugrunde 
gelegten Geburtsjahres auszugehen.5 

                                                
4 Siehe hierzu VG Berlin mit Urteil vom 18.11.2012, AZ: VG 18 K 190.12 
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Zur Alterseinschätzung sind weitere zuverlässige Informationen zu berücksichtigen. 
Kommt etwa das Familiengericht im vormundschaftsrechtlichen Verfahren zu einem an-
deren Ergebnis als die Alterseinschätzung der pädagogischen Fachkräfte und sind die 
Gründe dafür nachvollziehbar, ist pflichtgemäß zu ermessen, ob dem familiengerichtli-
chen Beschluss Anhaltspunkte zu entnehmen sind, die eine neue Bewertung des Sach-
verhalts und eine Revision der Alterseinschätzung rechtfertigen.  

Bestätigte Minderjährigkeit 

Die minderjährigen Flüchtlinge erhalten weiter Jugendhilfe (zunächst als Inobhutnahme 
gemäß § 42 SGB VIII und anschließend Hilfe zur Erziehung gemäß §§ 27 ff SGB VIII) in 
einer Jugendhilfeeinrichtung. 

Festgestellte Volljährigkeit 

Die Inobhutnahme ist gemäß § 42 SGB VIII ab festgestellter Volljährigkeit zu beenden, 
weil die zwingende Voraussetzung der Minderjährigkeit entfallen ist.  

Die Leistungssachbearbeitung kann an das Sozialamt abgegeben werden, auch wenn das 
vormundschaftsrechtliche Verfahren noch nicht abgeschlossen ist oder wenn bereits ein 
Vormund bestellt ist. Die leistungsrechtlichen Entscheidungen des Jugendamtes werden 
unabhängig vom vormundschaftsrechtlichen Verfahren durch das Jugendamt getroffen 
und unterliegen ggf. der verwaltungsrechtlichen Überprüfung.  

Unabhängig von dem Ergebnis der Alterseinschätzung (Minderjährigkeit oder Volljährig-
keit) muss eine jugendhilferechtliche Maßnahme immer dann gewährt werden, wenn ein 
festgestellter jugendhilferechtlicher Bedarf besteht. Demnach kann auch eine Hilfe für 
junge Volljährige in Betracht kommen, sofern die Voraussetzungen nach § 41 SGB VIII 
und § 6 SGB VIII erfüllt sind. 

Für Röntgenaufnahmen zur Altersfestsetzung gibt es keine medizinische Indikation und 
die Methode ist dazu noch sehr ungenau. Das Knochenalter kann vom chronologischen 
Alter nach unten und nach oben abweichen. Bei einem jungen Menschen, bei dem bei-
spielsweise ein Hand-Knochenalter von 18 Jahren festgestellt wurde, kann das tatsächli-
che Alter zwischen 16 und 20 Jahren liegen, im Extremfall sogar zwischen 15 und 21. 
Nur in ca. 25 Prozent der Untersuchungen stimmen das Knochenalter und das tatsächli-
che Alter überein. Mit den Röntgenaufnahmen des Gebisses, mit denen die Weisheits-
zähne betrachtet werden, um den Mineralisationsgrad festzustellen, sind auch keine ge-
naueren Alterseinschätzungen möglich.6 

Zuverlässig sind die wenigsten Methoden, sofern keine Personenstandsdaten ermittelt 
werden können.  

Rechtsmittel: 

Wurde eine Jugendhilfeleistung – aufgrund der Alterseinschätzung – abgelehnt und sind 
die jungen Menschen mit dem Ergebnis der Alterseinschätzung nicht einverstanden, kön-

                                                                                                                                          
5 (so auch Dr. Erich Peter, Jugendamt 02/2006, Seite 60 und BVerwG vom 31.07.1984, AZ: 9 C 156.83).  
6  Siehe hierzu Dr. med. Eisenberg, Arzt für Kinderheilkunde und Jugendmedizin, Fachärztliche Stellung-

nahme vom 25.11.2012 
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nen sie Rechtsmittel erst gegen die Einstellung der Jugendhilfe und nicht gegen die Alters-
einschätzung einlegen. Das Beratungszentrum kann sowohl im Widerspruchsverfahren 
als auch zu jedem anderen Zeitpunkt – von Amts wegen – eine erneute Überprüfung des 
Alters veranlassen, sofern hierzu neue Tatsachen bekannt werden.  

Die jungen Menschen müssen im Rahmen der Alterseinschätzung über ihre Möglichkei-
ten, Rechtsmittel einzulegen, ausführlich unterrichtet werden. Eine weitergehende Bera-
tung wird durch die „Arbeitsgemeinschaft Dritte Welt“ sichergestellt. 

1.4  Unterbringung und Begleitung nach der Alterseinschätzung 

Die Unterbringung und Begleitung ist ausführlich in den Abbildungen 1 und 2 dargestellt. 
Die Unterbringung/Begleitung erfolgt bei jungen Menschen 

unter 18 Jahren: 

 Kupferstr./Asylbewerberleistungen/pädagogische Begleitung – Besonderheit:  
zunächst in Jugendamtsregie; 

 Sozialamt/Vermittlung in entsprechende Flüchtlingsunterkünfte;  

ab 18 Jahren/Varianten: 

 Der zuständige Jugendhilfe-Schwerpunktträger sucht/findet eine adäquate Einrich-
tung/Maßnahme; 

 vorläufiger Verbleib in der zentralen Notaufnahme (Kernerstr./Möhringer Landstr.); 

 Zwischenstation Inobhutnahme-WG (Eier- oder Katharinenstr.). 

Was passiert sonst noch in dieser Phase? 

 Weiterhin alltagsorientierte Beschulung in der Kernerstr., 

 Klärung der passenden Beschulung (IVK7 oder Sprachkurs), 

 Zwischenstation Eier- oder Katharinenstr. (Inobhutnahme-WGs mit 1:4-Betreuung), 

 Teilnahmemöglichkeit an der UMF-Gruppe des städt. Trägers (Austausch,  
Freizeitgestaltung, berufliche Orientierung u. v. m. für alle Stuttgarter UMF), 

 Termin beim Familiengericht/Klärung der Vormundschaft, 

 Erste Kontakte mit der „Arbeitsgemeinschaft Dritte Welt“ und der Dienststelle  
Vormundschaften des Jugendamtes.  

 

 

 

                                                
7 Internationale Vorbereitungsklasse (in den Stadtteilen angesiedelt, „normale“ Hauptschulen) 
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Abbildung 1        © Lucas-Johannes Herzog, Klaus-Dieter Pieper 
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Abbildung 2        © Lucas-Johannes Herzog, Klaus-Dieter Pieper 

2.  Vormundschaften 

§ 42 Abs. 3 S. 4 SGB VIII schreibt vor, dass das Jugendamt in jedem Fall der Inobhutnah-
me des unbegleitet eingereisten Kindes oder Jugendlichen unverzüglich die Bestellung 
eines Vormunds oder Pflegers zu veranlassen hat. 

2.1  Minderjährigkeit 

Das Haager Minderjährigenschutzabkommen (MSA) setzt voraus, dass der Betroffene 
sowohl nach seinem Heimatrecht als auch nach dem Recht des Aufenthaltsstaates min-
derjährig ist (Art. 12 MSA). Ob die unter der Geltung des MSA angeordnete Schutzmaß-
nahme der Vormundschaft beendet ist, richtet sich vielmehr – vorbehaltlich eines vorran-
gigen Staatsvertrages wie etwa der Genfer Flüchtlingskonvention – nach dem vom auto-
nomen deutschen Kollisionsrecht berufenen Sachrecht (vgl. im Einzelnen OLG München 
Rpfleger 2009, 566). Das ist nach Art. 7, Art. 24 EGBGB das Recht des Staates der Be-
troffenen.8 

                                                
8  OLG München 17.11.2009, AZ: 31 Wx 103/09 
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Auch wenn ein in Deutschland lebender Jugendlicher nach seinem Heimatrecht erst mit 
Vollendung des 21. Lebensjahres volljährig wird, führt dies nicht dazu, dass er im Rah-
men deutschen Rechts wie ein Minderjähriger behandelt wird.9 

Ob für einen jungen Menschen eine Hilfe zur Erziehung nach §§ 27 ff SGB VIII zu ge-
währen ist, ist allein anhand der Vorschriften des SGB VIII zu entscheiden.10 Nicht die 
Voraussetzungen der Minder- oder Volljährigkeit richten sich nach dem Recht des Hei-
matstaates, sondern die Voraussetzungen der Vormundschaftsbestellung und Beendigung 
(Art. 24 Abs. 1 EGBGB).11 

2.2 Vormundschaft/Vereinsvormundschaften 

Auch bei festgestellter Volljährigkeit ist eine Vormundschaft anzuregen, wenn sich her-
ausstellen sollte, dass der junge Mensch nach seinem Heimatrecht noch nicht volljährig 
ist. Es ist nicht immer einfach zu ermitteln, in welchem Alter ein junger Mensch nach 
seinem Heimatrecht volljährig wird. Im Einzelfall muss die Auslandsvertretung dieses 
Staates in Deutschland angefragt werden.  

Ein rechtsfähiger Verein kann zum Vormund bestellt werden, wenn er vom Landesju-
gendamt hierzu für geeignet erklärt worden ist.  

3. Einschätzung des Hilfebedarfs 

Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (UMF) sind qua Gesetz eine reguläre Zielgruppe 
des Kinder- und Jugendhilfesystems.12 

Wichtige Einschätzungen zum Unterstützungsbedarf (Psychische Stabilität im Alltag so-
wie in schwierigen Gruppensituationen, Grad der Selbstständigkeit, verschiedenste per-
sönliche und soziale/familiäre Ressourcen zudem kognitive/körperliche Fähigkeiten, …) 
werden in der Inobhutnahme-Phase gesammelt und gebündelt an das fallverantwortliche 
Beratungszentrum, den Vormund und den Folgehilfeerbringer weitergegeben; dies ge-
schieht in Orientierung am Stuttgarter HzE-Verfahren. 

Die Jugendlichen bekommen im Rahmen der Erstgespräche und vor allem durch Kontak-
te mit anderen Jugendlichen (z. B. in der UMF-Gruppe) Vorstellungen zu den verschiede-
nen Varianten der Jugendhilfe. In Stuttgart bilden derzeit den Schwerpunkt der Hilfen sog. 
Kinderhäuser, Wohngruppen und Betreutes Jugendwohnen.  

 

 

                                                
9  Urteil des OLG Hamm vom 11.11.1998 11 UF 329/97 
10  DIJuF-Gutachten vom 17.07.2012, J 4.300 J 8.120 DE/Gz 
11  DIJuF-Gutachten vom 26.05.2014, J 4.30-3 Go/Mr 
12  http://www.igfh.de/cms/stellungnahme/fachliche-und-fachpolitische-forderungen-zur-aktuellen-situation-

der-unbegleiteten 
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Arbeitsgruppe „Gestaltung von Vormundschaften – Sicherung 

des Beistandes für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge“ 

Amtsvormünder: Persönliche Verantwortung - Stabile  

Geschäftsprozesse – Qualifikationsentwicklung 

DR. HERBERT WIEDERMANN 
Abteilungsleiter, Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration, Hamburg 

Einleitung 

Die Einreisezahlen von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen nehmen zu und wer-
den voraussichtlich kontinuierlich ansteigen. Die jungen Flüchtlinge kommen erschöpft 
in Deutschland an und befinden sich in einer existenzbedrohenden Krisensituation. Sie 
werden durch die Jugendämter in Obhut genommen, erhalten eine rechtliche Vertretung 
und werden im System der Kinder- und Jugendhilfe betreut. Die Integration der jungen 
Flüchtlingen wird insbesondere für die Kommunen d i e  sozialpolitische Herausforderung 
der nächsten Jahre darstellen.  

Auf die Expansion der Inobhutnahmen in den Einreiseknotenpunkten gibt es verschiedene 
fachpolitische und gesetzgeberische Reaktionen. Eine davon ist die bundesweite Umver-
teilung der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge. Wir müssen jetzt in den Kommu-
nen und Ländern beginnen, eine Infrastruktur zur Integration unbegleiteter minderjähriger 
Flüchtlinge aufzubauen. Ich bin nicht sicher, ob dieser Startschuss bei allen Kommunen 
und Ländern wirklich angekommen ist.  

Obwohl wir in Hamburg präferieren, zugereiste Menschen in die normale soziale Infra-
struktur zu integrieren, wurden bei uns Spezialdienste für unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge aufgebaut. Es gibt einen Fachdienst „Flüchtlinge“, beim Landesbetrieb Erzie-
hung und Beratung als zuständiges Jugendamt, der die Inobhutnahme von jungen Flücht-
lingen durchführt. Das hängt mit der hohen Zahl der Flüchtlinge in Hamburg zusammen, 
bisher sind es 1.200 unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, 500 bis 600 kommen in je-
dem Jahr hinzu. Zugleich wurden die Amtsvormundschaften zentralisiert. Diese Vormün-
der arbeiten ausschließlich für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, sie nehmen keine 
weiteren Tätigkeiten der Amtsvormundschaft wahr. Sie verfolgen engagiert die Ziele, Kin-
deswohl und Integration sicherzustellen. Auf deviantes Verhalten reagieren die Amtsvor-
münder konsequent. Zugleich drängen die Amtsvormünder auf transparente, schnelle 
und optimierte Verfahren.  

Generelle Aufgaben und Stellung des Vormundes 

Der Amtsvormund ist nicht nur Personensorgeberechtigter, sondern hat nach der ersten 
kleinen Gesetzesnovelle seit den sechziger Jahren persönlich die Pflege und Erziehung 
seines Mündels zu gewährleisten (§ 55 (3) SGB VIII).  

 



149 

 

Zusammengefasst hat der Vormund insbesondere sicherzustellen, dass der unbegleitete 
minderjährige Flüchtling: 

 in aufenthaltsrechtlichen Angelegenheiten qualifiziert beraten und begleitet wird, 
was angesichts der komplexen Rechtsmaterie und der notwendigen Kenntnisse der 
Herkunftsländer eine sehr herausfordernde Aufgabe darstellt; 

 genug Unterstützung bekommt, um die deutsche Sprache zu lernen; 

 gesundheitlich versorgt ist. Viele der Kinder und Jugendlichen weisen massive 
Krankheiten auf (insbesondere erhebliche körperliche Verletzungen, schlechter 
Zahnstatus, ansteckende Krankheiten wie Masern, Mumps, Röteln, Hepatitis A/B). 
Die Vorstellung beim Kinder- und  Jugendarzt ermöglicht eine adäquate gesund-
heitliche Versorgung. Ein Screening auf psychische Belastungsfaktoren und Trauma-
folgestörungen sollte zeitnah durch den Kinder- und Jugendpsychiater erfolgen. 
Gleiches gilt insbesondere bei manifester Drogenabhängigkeit;  

 möglichst schnell Zugang zu (Aus-)Bildung erhält und diese Angebote auch wahr-
genommen werden (In Hamburg haben wir 180 internationale Vorbereitungsklas-
sen. Trotzdem kann es vorkommen, dass ein Kind/Jugendlicher zwei bis drei Mona-
te braucht, bis es eine Schule besuchen kann.); 

 durch das Betreuungspersonal und den Vormund eine erzieherische Orientierung 
durch Beratung und Weisungen erhält, die dem Schutz des Kindeswohls dienen 
und der Integration des Mündels förderlich sind, und 

 angemessen untergebracht ist (eine Sporthalle oder ein Gasthof sind damit nicht 
gemeint!). 

Konkrete Aufgabenwahrnehmung 

In Hamburg wurde eine Dienstanweisung für die Amtsvormünder unbegleiteter minder-
jähriger Flüchtlinge sowie eine Beschreibung des Geschäftsprozesses für Amtsvormünder 
erarbeitet. Damit soll ein stabiler und qualitativ hochwertiger Geschäftsprozess sicherge-
stellt werden. Eine Beschreibung der aktuellen Geschäftsprozesse befindet sich im An-
hang.  

Der Prozess beginnt mit der Einsetzung als Realvormund. Es stellt sich dann die Frage, 
welche Routinen wir beim Erstkontakt und bei der Anhörung nach § 54 Abs. 2 Satz 2 
SGB VIII haben. Das Kind soll vor der Bestellung des Vormundes angehört werden. Die 
nächsten Aufgaben liegen in den Bereichen der Anamnese – Fallaufnahme, Aktenfüh-
rung, Handlungsbedarf, in der Zusammenarbeit mit dem Hilfesystem und dem Hand-
lungsplan (Aufenthaltsbestimmungsrecht, Gesundheits-Sorge, Schule und Ausbildung, 
weitere Erziehungsrechte etc.).  
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Erste Herausforderung: nachhaltig deviantes Verhalten 

Von den 1.200 unbegleiteten Minderjährigen in Hamburg zeigen etwa 50 ein erheblich 
deviantes Verhalten: 

 Missachten von Gemeinschaftsregeln und Störungen des alltäglichen Zusammenle-
bens, 

 extrem aggressive Verhaltensweisen gegenüber Betreuern und anderen Mitbewoh-
nern, 

 äußerst geringe Empathie und ausgeprägte Intoleranz gegenüber Mitmenschen, 

 Schulverweigerung, 

 nächtlicher Absentismus, Verweigerung, Pflichten des täglichen Lebens zu über-
nehmen, 

 Suchtmittelkonsum, 

 Gewaltausübung gegen andere Betreute und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Einrichtungen, 

 manipulatives Sozialverhalten in der Peer Group, 

 Selbstverletzungen, 

 Ablehnung von Hilfsangeboten, extrem schwierige pädagogische Erreichbarkeit, 

 Verübung erheblicher Straftaten innerhalb und außerhalb der Einrichtungen, wie 
Einbruch, Diebstahl, Raub, Körperverletzung und andere Straftaten mit Gewaltan-
wendung. 

Gefühlt ist die überwiegende Arbeitszeit der Amtsvormünder auf diese Kids konzentriert. 
Es wird empfohlen, beim ersten Screening darauf zu achten, welche jungen Flüchtlinge 
psychosozial besonders belastet sind. Als Amtsvormund eines solchen Kindes oder Ju-
gendlichen muss man sich dessen ganz besonders annehmen und es/ihn besonders inten-
siv begleiten. Aggressive Verhaltensweisen waren im Herkunftsland häufig funktional – in 
Deutschland sind sie es nicht mehr. Im Hinblick auf die pädagogische Reaktion auf Ag-
gression und extrem deviantes Verhalten bedarf es der guten fachlichen Vorbereitung der 
Amtsvormünder. Wir haben es zum Beispiel mit Jugendlichen zu tun, die in Marokko 
sexuell missbraucht worden sind und nach Hamburg verschifft wurden, damit sie in Ma-
rokko nicht als Zeugen auftreten konnten. Die waren völlig außer Rand und Band. Sie 
hatten absolut kein Vertrauen zu Erwachsenen mehr. Wie kann man mit diesem Erfah-
rungshintergrund eine vertrauensvolle Beziehung zu einem Amtsvormund aufbauen?   

Andere Jugendliche begingen nachhaltig so schwere Straftaten, dass 13 von ihnen bereits 
nach kurzer Zeit in Haft sitzen. Einige Jugendliche wurden von ihren Eltern mit dem Auf-
trag nach Deutschland geschickt, damit sie ihre Familien finanziell unterstützten. Der 
Amtsvormund sowie die Betreuer müssen erspüren, mit welchen Aufträgen das Kind auf 
die Flucht geschickt wurde und welche Anschlussmaßnahme dazu passt. Das ist sehr 
herausfordernd. Allerdings kann diese vergleichsweise kleine Gruppe von Kindern und 
Jugendlichen das Klima in der Stadt in Bezug auf die minderjährigen Flüchtlinge vergif-
ten. Diese Kinder und Jugendlichen brauchen eine besonders intensive Betreuung. Dafür 
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ist eine enge Kooperation zwischen Amtsvormund, ASD, Polizei, Staatsanwaltschaft u. a. 
Akteuren erforderlich. Man kommt sicher auch nicht darum herum, eine alters- und ziel-
gruppenspezifische Unterbringung für die hochgradig kriminellen Kids zu organisieren. 
Die Bearbeitung von Traumatisierungen müssen wir mit den Kinder- und Jugendpsychiat-
rien klären. Außerdem brauchen wir das gesamte Spektrum der Hilfen zur Erziehung 
(HzE), einschließlich der Möglichkeit der geschlossenen Unterbringung nach § 1631b 

BGB.  

Für das schwierigste Problem halte ich die Frage: Wie kann man mit Kindern, die gelernt 
haben, offiziellen Personen nicht zu trauen, eine vertrauensvolle Beziehung aufbauen? 
Denn das ist für eine gelingende Betreuung unerlässlich. Das funktioniert nicht ohne ei-

nen häufigen persönlichen Kontakt.  

Zweite Herausforderung: Asyl- und ausländerrechtliche Begleitung  

Bei unter 16-Jährigen muss der Vormund das Asylverfahren und ausländerrechtliche Ver-
fahren betreiben. Dafür fehlen dem Amtsvormund in der Regel die asyl- und ausländer-
rechtlichen Grundlagen sowie detaillierte Kenntnisse der politischen und sozialen Situa-
tion des Herkunftslandes. Diese sind zunächst unbedingt einzuholen. Jugendliche ab 16 
Jahren können das Asylverfahren zwar selbst betreiben. Das ist nicht sehr schwierig und 
braucht eine qualifizierte Begleitung. Viele Rückmeldungen, die ich erhalte, belegen, 
dass manche Amtsvormünder die Sicherung des Aufenthalts nicht mit der notwendigen 
Konsequenz betreiben. Sobald der Jugendliche 18 Jahre alt wird, steht er plötzlich vor der 
Abschiebung, weil vergessen wurde, die Festigung des Aufenthaltsstatus‘ in Angriff zu 
nehmen. Das Thema der ausländerrechtlichen Begleitung gewinnt zukünftig noch an 
Bedeutung, wenn die Handlungsfähigkeitsgrenze von 16 auf 18 Jahre angehoben wird. 
Dann ist es gänzlich die Aufgabe der Vormünder, dafür eine Lösung zu suchen. Daher 
müsste man in Richtung Ergänzungspflegschaft denken und dies neu gesetzlich regeln.  

Es wird häufig kritisiert, dass nicht alle Vormünder tatsächlich an der Anhörung des Bun-
desamtes für Migration und Flüchtlinge teilnehmen und ihr Mündel nicht genügend selbst 
darauf vorbereiten. Ich erfahre häufig vom Bundesamt, dass lediglich der Betreuer der 
Einrichtung zugegen war, aber nicht der Amtsvormund. Das muss dringend geändert 
werden. Ebenso müssen wir über die Frage diskutieren: Wollen wir die Kinder, vor allem, 
wenn es aussichtslos ist, wirklich in ein Asylverfahren schicken? Der Amtsvormund muss 
auch in der Lage sein, alternative Optionen zur dauerhaften Aufenthaltserlaubnis außer-
halb des Asylverfahrens zu ergreifen. In einem gewissen Gerade das Asylverfahren kann 
durchaus retraumatisierend wirken. Es hängt mitunter davon ab, an welchen Entscheider 

man gerät. Es gibt einige, die man niemandem wünscht.  

Dritte Herausforderung: Anschlusshilfen 

Die möglichen Anschlusshilfen sind: 

HzE nach § 27 SGB VIII ff., insbesondere 

 stationäre Einrichtung (§ 34/§ 35 SGB VIII), 

 ambulant betreute Wohnformen (§ 30 SGB VIII), 

 junge Frauen mit kleinen Kindern (§ 19 SGB VII), 
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 Hilfen zur Erziehung nach § 33 SGB VIII im Haus von Verwandten oder anderen 
Pflegepersonen, 

 Hilfen für junge Volljährige (§ 41 Abs. 1 SGB VIII). 

Ein Problem besteht darin, dass wir die jungen Flüchtlinge im Alter von 14 Jahren auf-
wärts bekommen, sehr viele sind bereits 16 oder 17 Jahre alt. Das heißt, die Mehrzahl 
haben wir vielleicht zwei Jahre in der Betreuung. Wie soll nach der Vorgeschichte dieser 
Kinder und Jugendlichen eine Integration in diesen zwei Jahren gelingen? Wir machen 
mit der Jugendhilfe einen gewaltigen Aufschlag an Hilfeleistungen und Unterstützung und 
hören mit dem Erreichen der Volljährigkeit plötzlich damit auf. Das ist in meinen Augen 

sehr widersprüchlich. Auch darüber würde ich gern mit Ihnen diskutieren.  

Vierte Herausforderung: Familienzusammenführung 

Bei vielen Jugendlichen stellt sich die Option auf Rückkehr in ihre Familien zunächst 
einmal so ohne Weiteres nicht, denkt man beispielsweise an Flüchtlinge aus den Ländern 
Syrien, Irak, Somalia oder Afghanistan. Allerdings ist die Familienzusammenführung in 
Deutschland unter bestimmten Bedingungen möglich. 

§ 36 Aufenthaltsgesetz bestimmt: „Den Eltern eines minderjährigen Ausländers, der einen 
Aufenthaltstitel besitzt, ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn sich kein perso-
nensorgeberechtigter Elternteil im Bundesgebiet aufhält.“ 

Das bedeutet, dass der unbegleitete minderjährige Flüchtling, sobald er einen Aufent-
haltstitel in Deutschland besitzt, seine Eltern legal nachholen darf, damit die Familie zu-
sammengeführt wird. Den entsprechenden Antrag muss der Amtsvormund vor dem 18. 
Lebensjahr seines Mündels stellen. Auch wenn es zurzeit rechtlich umstritten ist, sollte 
der Antrag innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Erhalt des Aufenthaltstitels für den 
jungen Flüchtling gestellt werden. Dazu bietet es sich an, ein schriftliches beschleunigtes 
Verfahren zu nutzen. Ich will dies kurz am Beispiel eines unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlings aus Syrien demonstrieren: Will der unbegleitete minderjährige Flüchtling aus 
Syrien seine Eltern nachholen und besitzt er einen Aufenthaltstitel in Deutschland, dann 
kann er sich nicht an die deutsche Botschaft in Damaskus wenden, weil es in Syrien zur-
zeit keine diplomatische Vertretung gibt. Der Vormund muss eine E-Mail an die deut-
schen Vertretungen entweder in Beirut, Amann, Ankara oder Izmir richten und darum 
bitten, dass die entsprechenden Visa erteilt werden. Er sollte sich den Eingang seiner E-
Mail durch die deutschen Auslandsvertretungen bestätigen lassen.  

Sicher wird dieser Weg auch von einigen Schleppern genutzt, um ganze Familien nach 
Deutschland zu schleusen. Sie schicken den durchsetzungsstärksten, meist männlichen 
jungen Flüchtling vor, in Deutschland einen Aufenthaltstitel zu erwerben und seine Fami-
lie nachzuziehen.  

Die Bedingungen für ein gelingendes Aufwachsen in Deutschland sind besser, wenn die 
Kinder und Jugendlichen mit ihren Familien zusammenleben können. Deshalb kann den 
Vormündern nur geraten werden, diesen Weg der zu Familienzusammenführung – trotz 
der hin und wieder beobachtenden Missbrauchsfälle – zugehen. Vielen Dank.  
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Anhang: 
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Arbeitsgruppe „Gestaltung von Vormundschaften – Sicherung 

des Beistandes für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge“ 

Ehrenamtliche Vormundschaften für unbegleitete  

minderjährige Flüchtlinge 

KATRIN LÖFFELHARDT 
Projektleiterin, Projekt Do It!-Transfer, Diakonie Wuppertal 

Vor dem Projektstart war die Beratung von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen 
und ihren Amtsvormündern in aufenthaltsrechtlichen Fragen der Schwerpunkt meiner 
beruflichen Tätigkeit. In der Praxis ist es mir immer wieder begegnet, dass die Amtsvor-
münder aufgrund der hohen Fallzahlen nicht die erforderlichen aufenthaltsrechtlichen 
Schritte für die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge eingeleitet haben. Viele Jugend-
liche befanden sich kurz vor der Volljährigkeit aufenthaltsrechtlich in einer Sackgasse. 
Ich absolvierte eine Qualifizierung zum Vormund und unser Migrationsdienst der Diako-
nie rief das Projekt „Do it!“ ins Leben, um eine bessere Situation für diese Jugendlichen 
zu schaffen. Der evangelische Verein für Vormundschaften und Pflegschaften Wuppertal 
e. V. wurde unser Kooperationspartner. Bis zum Februar 2015 konnten wir auf eine För-
derung vom Europäischen Flüchtlingsfonds (jetzt AMIF – Asyl-, Migrations- und Integrati-
onsfonds) zurückgreifen. Mittlerweile werden wir auch durch das Jugendamt Wuppertal 
gefördert. Seit 2012 treten wir vernetzt auf. Unser Projekt gibt es auch in Bochum und 
wird dort vom Kinderschutzbund betrieben. Auch in Dortmund arbeitet das Projekt unter 
Federführung der Diakonie, außerdem haben wir Projektpartner in Ostwestfalen und in 
Berlin (Xenion). 

Vormundschaft und UMF 

Wir haben sehr lange dafür gekämpft, dass unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in der 
Jugendhilfe ankommen. Im Jahr 2005 wurde im Kinder- und Jugendhilfeweiterentwick-
lungsgesetz KICK erstmalig festgelegt, dass die unbegleitete Einreise ein eigenständiges 
Inobhutnahmekriterium ist. Die Umsetzung dauerte in Nordrhein-Westfalen allerdings bis 
zum Jahr 2008 und wurde erst durch einen entsprechenden Erlass durch das Innenminis-
terium durchgesetzt. Das Spannungsfeld zwischen Ausländerrecht und Jugendhilferecht 
ist bis heute noch nicht vollständig ausgeräumt. Im KICK ist festgelegt worden, dass die 
unverzügliche Bestellung eines Vormundes zu erfolgen hat und bis zum 18. Lebensjahr 
ein Vormund zu bestellen ist.  

Unserem Projekt ist zugutegekommen, dass durch die Reform des Vormundschaftsrechts 
im Jahr 2012 einiges in Bewegung geriet, vor allem durch die Regelung eines monatli-
chen persönlichen Kontakts und einer Fallreduzierung auf 50. In Nordrhein-Westfalen 
bieten die beiden Landesjugendämter ein Praxisforum zum Thema  „Ehrenamtliche Vor-
mundschaften – eine ungenutzte Ressource“ für Jugendämter an, um diese bei möglichen 
Veränderungsprozessen zu unterstützen. Durch die Reform hat sich auch das Profil des 
Vormunds verändert – vom Verwaltungsmenschen zu jemandem, der aktiv die Erziehung 
des Kindes und die Beziehung zum Kind mitgestaltet. Dazu braucht man aber auch Zeit 
und die Fallreduzierung auf 50 reicht meiner Meinung nach dazu nicht aus. Die beson-
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deren Bedürfnisse der UMF, vor allem die aufenthaltsrechtliche Klärung, stellen eine ho-
he Anforderung an die Vormünder dar.  

Do it! - Das Projekt 

Unser Projekt startete im Jahr 2007 in Wuppertal. Es hat die Aufgabe, ehrenamtliche 
Vormünder für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge zu gewinnen, zu qualifizieren und 
zu begleiten. Das Ziel des Projekts ist es, eine dauerhafte Verbesserung der Aufnahme 
und Versorgung von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen zu erreichen. 

Gewinnung von Ehrenamtlichen 

Die Gewinnung von Ehrenamtlichen geschieht zum Teil durch Pressemitteilungen und 
Ehrenamtsbörsen, passiert aber auch über Mund-zu-Mund-Propaganda, indem die ehren-
amtlichen Vormünder als Multiplikatoren in ihrer persönlichen Umgebung Werbung für 
ihre Tätigkeit machen. Wir erleben, dass es kein Problem ist, Menschen für diese Aufgabe 
zu gewinnen. 

Wir führen regelmäßig Informationsveranstaltungen durch, im Januar 2015 fand die letzte 
statt. Dafür haben sich 60 Menschen gemeldet, die Interesse an der Übernahme einer 
Vormundschaft haben bzw. die sich erst einmal darüber informieren möchten. Die Ver-
anstaltung findet abends statt, dauert etwa zweieinhalb Stunden und beginnt mit der In-
formation darüber, welche Aufgabe ein Vormund hat. Es soll ein realistisches Bild von 
der Rolle als ehrenamtlicher Vormund für UMF vermittelt werden. Wir haben festgestellt, 
dass viele Menschen die Vormundschaft mit einer Patenschaft oder Mentorenschaft ver-
wechseln. Manche schrecken nach dieser Information davor zurück, so eine verantwor-
tungsvolle Aufgabe zu übernehmen. Die Fluchtgründe und die besondere Problemlage 
dieser Jugendlichen werden in dieser Veranstaltung den Interessierten dargestellt. Es wird 
außerdem darüber informiert, mit welchen Institutionen die Vormünder zusammenarbei-
ten werden und wie die Begleitung während des Projekts erfolgt.  

Interessant ist die Evaluation, wer überhaupt ehrenamtlicher Vormund wird. Die meisten 
sind im Alter zwischen 50 und 59 Jahren. Die Motivation liegt bei ihnen darin, dass sie 
ihren Erziehungsauftrag an den eigenen Kindern vollbracht haben; sie sind beruflich gut 
etabliert und würden gern noch etwas bewegen. Die wenigsten sind bereits im Rentenal-
ter. Die Altersstruktur ist in den letzten Jahren so geblieben und scheint auch weiterhin so 
zu sein (Abbildung 1). 
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     Abbildung 1      © Katrin Löffelhardt 

Wir haben ungefähr 70 Prozent Frauen und 30 Prozent Männer (Abbildung 2): 

 
     Abbildung 2      © Katrin Löffelhardt 

Der Anteil der Männer steigt erfreulicherweise inzwischen an. Der berufliche Hinter-
grund ist sehr unterschiedlich, wobei der größte Teil aus dem sozialwissenschaftlich-
pädagogischen Bereich kommt, darunter Psychologen, Lehrer/innen, Sozialarbeiter/innen. 
Außerdem sind unter den Ehrenamtlichen: Ärzte, Verwaltungsangestellte, Architekten, 
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Bankangestellte, Ingenieure, Handwerker usw., die auch von ihren beruflichen Kompe-
tenzen den Jugendlichen etwas vermitteln können (Abbildung 3): 

 
     Abbildung 3       © Katrin Löffelhardt 

Die ehrenamtlichen Vormünder sind überwiegend Menschen, die bereits vielfältig tätig 
sind und eigentlich genügend Arbeit haben, aber sich trotzdem dieser Aufgabe stellen. 
Die meisten sind oder waren auch schon in anderen Bereichen ehrenamtlich tätig (Ab-
bildung 4): 

 
     Abbildung 4       © Katrin Löffelhardt 
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Qualifizierung der Ehrenamtlichen 

Die ehrenamtlichen Vormünder werden durch unser Schulungskonzept mit sieben Modu-
len qualifiziert: 

 Einführung, 

 Rolle des Vormunds, 

 Jugendhilfe, 

 Besuch einer Jugendhilfeeinrichtung, 

 Aufenthaltsrecht, 

 Trauma, 

 Abschlussrunde. 

Das erste Schulungsmodul befasst sich mit den Fluchtgründen, Herkunftsländern, beson-
dere Problemlagen und der psychosozialen Situation der unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlinge. Die Einheit „Rolle des Vormunds“ wird gemeinsam mit dem evangelischen 
Verein für Vormundschaften und Pflegschaften durchgeführt. Dabei werden die Rolle und 
Aufgaben des Vormunds, Fragen des Berichtswesens, die Kooperation mit dem Familien-
gericht und den Rechtspflegern sowie Fragen der Haftung und Versicherung geklärt. 

Zur Schulungseinheit „Jugendhilfe“ laden wir Mitarbeiter des Jugendamtes Wuppertal ein, 
die ausschließlich mit dem Bereich der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge befasst 
sind. Hier geht es um die Themen: Hilfeplan, Rolle des Vormunds, Setting des Hilfeplan-
gespräch, Einbeziehung des Jugendlichen, Leistungen der Jugendhilfe usw. Das Jugend-
amt ist der Inputgeber. Wir besuchen mit den Schulungsteilnehmern eine Jugendhilfeein-
richtung. Die Ehrenamtlichen lernen das pädagogische Konzept der Einrichtung kennen. 
Bei dem Besuch werden Absprachen im Hinblick auf Besuche und Aufgabenverteilung 
getroffen sowie mögliche Reibungspunkte zwischen Jugendhilfeeinrichtung und Vormün-
dern thematisiert. Die Erfahrung zeigt, dass die Zusammenarbeit zwischen Jugendhil-
feeinrichtung und Vormund gut funktioniert. 

Im Modul „Aufenthaltsrecht“ werden Grundkenntnisse des Aufenthalts- und Asylrechts 
vermittelt. Die aufenthaltsrechtliche Klärung wird mit uns gemeinsam durchgeführt. Das 
heißt, wenn die Vormünder bestellt und tätig sind, beraten wir sie im Entscheidungspro-
zess u. a. darüber, ob ein Asylantrag sinnvoll ist oder nicht, welche Gründe relevant sein 
könnten und wie die Jugendlichen vorbereitet werden können. Die Anhörung wird mit 
den Jugendlichen und Vormündern gemeinsam vorbereitet. 

Die negativen Erfahrungen, die die ehrenamtlichen Vormünder mit der Anhörungssituati-
on beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge einige Male erlebt hatten, führten zu 
gemeinsamen Gesprächen mit dem Bundesamt und den ehrenamtlichen Vormündern. 
Inzwischen ist es Standard, dass mit der Anhörung abgewartet wird, bis der Vormund 
bestellt ist. Bei der Anhörung geht es immer um die Glaubwürdigkeit des Jugendlichen 
und es muss bewertet werden, was der Jugendliche aussagt und ob sein Vortrag schlüssig 
ist. Die Vormünder haben bei der Anhörung die Gelegenheit, etwas zur Entwicklung des 
Jugendlichen zu sagen, auch wenn das kein Entscheidungskriterium für das Asylverfahren 
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darstellt. Es wurden außerdem Absprachen darüber getroffen, dass Pausen eingehalten 
werden und etwas zu trinken angeboten wird. Das funktioniert recht gut.  

Ein Modul beschäftigt sich mit dem Thema „Trauma“. Dazu laden wir externe Referenten 
ein. Die Vormünder sollen darauf vorbereitet werden, dass die Jugendlichen stark belastet 
sind, auch wenn nicht alle Jugendlichen traumatisiert sind. Die Vormünder können dazu 
beitragen, dass die Jugendlichen stabilisiert werden. Allein durch die Zeit, die die jungen 
Flüchtlinge mit den Vormündern verbringen, können sie positive Erfahrungen sammeln, 
neue Dinge lernen, was sich positiv auf die Jugendlichen auswirkt.  

In der Abschlussrunde werden alle Themen und Module ausgewertet und Zertifikate ver-
liehen.  

Pro Abend werden etwa drei Stunden angesetzt. Wir sind inzwischen dazu übergegan-
gen, Tagesveranstaltungen an den Wochenenden durchzuführen. Die Gruppen sollen 
möglichst klein gehalten werden, mit jeweils acht bis zehn Teilnehmern, damit wir die 
Vormünder gut kennenlernen und ein Bild davon bekommen, welche Vormünder an 
welche Jugendlichen vermittelt werden könnten. Die Schulung ist praxisorientiert, vor 
allem durch die Besuche der Jugendhilfeeinrichtung, aber auch durch die Einbindung von 
inzwischen erfahrenen ehrenamtlichen Vormündern. Wir arbeiten an der methodischen 
und didaktischen Weiterentwicklung der Qualifizierung. Wir haben außerdem ein Pra-
xishandbuch entworfen, in dem alle Aspekte, die für den Vormund relevant sind, nachzu-
lesen sind.  

Begleitung der Ehrenamtlichen 

Sie wissen alle, wie komplex die Aufgabe des Vormunds ist. Für einen ehrenamtlichen 
Vormund stellt die Aufagbe eine große Herausforderung dar. Daher beschränken wir uns 
nicht darauf, die Menschen zu gewinnen und zu schulen, sondern wir begleiten sie in 
ihrer Tätigkeit.  

Dazu führen wir alle sechs bis acht Wochen moderierte Gesprächsrunden durch. Dort 
können sich die Ehrenamtlichen über Erfahrungen und Probleme austauschen. Zum Bei-
spiel geht es um Erfahrungen mit der Vermittlung von Anschlusshilfen, mit der Auslän-
derbehörde oder mit dem Jugendamt. 

Zusätzlich können die Ehrenamtlichen bei uns jederzeit individuelle Beratung (E-Mail, 
Telefon, Einzelgespräche) in Anspruch nehmen. Wir versuchen, regelmäßig vertiefte 
Fortbildungen zu ausgewählten Themen anzubieten. Zum Beispiel haben wir eine Län-
derinformationsveranstaltung zu Guinea angeboten. Weitere Themenabende waren „Is-
lam“ und „Schulische Bildung“.  

Bei der Begleitung der Ehrenamtlichen treten bestimmte Themen immer wieder auf 
(Abbildung 5):  
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      Abbildung 5     © Katrin Löffelhardt 

Ein solches Thema ist die Rollenklärung, weil einige Jugendhilfeeinrichtungen Aufgaben 
übernehmen, die zu denen des Vormunds gehören oder umgekehrt. Ein weiteres Thema 
sind die Hilfeplangespräche, da sich die beteiligten Akteure erst einmal insofern umstel-
len mussten, dass daran Menschen teilnehmen, die keine Profis der Jugendhilfe sind und 
bestimmte Verfahrensabläufe nicht kennen. Das erfordert die Bereitschaft von allen Betei-
ligten, sich darauf einzustellen und die ehrenamtlichen Vormünder gut zu integrieren. Bei 
der Kooperation mit der Jugendhilfeeinrichtung gibt es mitunter ebenfalls Reibungspunk-
te, die geklärt werden mussten. Außerdem werden allgemeine Fragen zu sozialrechtli-
chen Ansprüchen der UMF thematisiert und die Frage, wie viel Nähe und Distanz gege-
ben bzw. eingehalten werden sollte.  

Vermittlung von Ehrenamtlichen 

Wir versuchen, bei der Vermittlung von Ehrenamtlichen bestimmte Kriterien und Affinitä-
ten der ehrenamtlichen Vormünder einzubeziehen. Denn wenn es Vorbehalte gegen ei-
nen Jugendlichen gibt, merkt der Jugendliche das sehr schnell. Berücksichtigt werden im 
Einzelnen: 

 Sprachkenntnisse, 

 Geschlecht, 

 Interessen, 

 beruflicher Hintergrund. 

Erfolge von Ehrenamtlichen 

Die Ehrenamtlichen haben ein sehr effektives Netzwerk für die Jugendlichen aufgebaut. 
Die inzwischen 79 ehrenamtlichen Vormünder mit verschiedenen beruflichen Hinter-
gründen rufen sehr viel für die Jugendlichen ins Leben, sei es ein zusätzlicher Deutschun-
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terricht, die Vermittlung von Praktika oder die Organisation von förderlichen Freizeitakti-
vitäten. Mitunter werden die Jugendlichen in die Familien eingebunden, weil Kinder im 
ähnlichen Alter in der Familie leben. Durch den Kontakt zu Ärzten werden notwendige 
medizinische Behandlungen vorangetrieben. Außerdem wird der Aufenthalt für die Ju-
gendlichen relativ schnell geregelt, weil von Anfang an jemand darauf achtet, welche die 
richtigen Schritte zur Verfestigung des Aufenthaltes sind. Wir arbeiten seit 2007 im Pro-
jekt und stehen mit der kommunalen Ausländerbehörde in gutem Kontakt. Bei den Ju-
gendlichen, die bei uns im Projekt betreut wurden, gab es bisher keine Rückführung – 
auch nicht nach Erreichen der Volljährigkeit. Nach Erreichen der Volljährigkeit der Ju-
gendlichen bleibt die Beziehung zwischen dem Vormund dem jungen Menschen in der 
Regel bestehen. Die Jugendlichen erhalten gerade in der schwierigen Übergangsphase 
von Schule in das Berufsleben noch viel Unterstützung durch den ehemaligen Vormund, 
der durch die weitere Begleitung u. a. dazu beiträgt, die schulischen und beruflichen 
Kompetenzen des Jugendlichen zu fördern.  

Erfolge des Projektes  

Unser Projekt „Do It!“ hat inzwischen 79 ehrenamtliche Vormünder ausgebildet. Aktuell 
werden 46 Vormundschaften von Ehrenamtlichen geführt. Wir haben es erreicht, dass 
uns das Jugendamt Wuppertal fördert. Wir hoffen, dass wir aufgrund der hohen Fallzah-
len eine Erweiterung der Förderung bekommen. Gegenwärtig erhalten wir zahlreiche 
Anfragen des Jugendamtes für die Übernahme einer Vormundschaft durch eine ehrenamt-
liche Person. Demnächst werden ungefähr 60 Vormundschaften geführt, wenn wir die 
Vermittlung der neuen Gruppe abgeschlossen haben. In Printmedien und im Hörfunk 
wurde über die Arbeit des Projektes berichtet. Der Einsatz der ehrenamtlichen Vormün-
der ist mehrfach honoriert worden: WDR – Kinderrechtepreis 2014, Deutscher Engage-
mentpreis 2012, Ehrenamtspreis 2011 und 2009.   

Projekttransfer seit 2012 

Unsere aktuellen Kooperationspartner sind das Diakonische Werk Dortmund und Lünen, 
Evangelische Jugendhilfe Schweicheln, XENION, Deutscher Kinderschutzbund – Ortsver-
band Bochum. Die Netzwerkkoordination liegt bei der Diakonie Wuppertal. Im Februar 
2015 ist unsere Förderung ausgelaufen und wir warten händeringend darauf, dass wir in 
die Förderung des AMIF kommen. Sollte das gelingen, gibt es mehrere Kommunen, u. a. 
Aachen, Köln, Frankfurt am Main, Bonn und Bremen, die sich uns anschließen würden. 

Resümee  

 Ehrenamtliche Vormünder helfen, junge Flüchtlinge in die Gesellschaft zu integrie-
ren.   

 Je länger die Ehrenamtlichen dabei sind, desto selbstständiger agieren sie. 

Wichtig ist dabei: 

 Die Ehrenamtlichen brauchen ein Feedback und müssen uns gut erreichen können! 

 Praxisnahe Ausbildung und feste Gruppen zum Austausch und Netzwerkaufbau! 

 Klärung der Rollen und Zuständigkeiten aller Beteiligten – für ein gutes Miteinander 
aller Akteure!  
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Arbeitsgruppe „Gesundheit/Krankheit bei unbegleiteten  

minderjährigen Flüchtlingen (auch Mitarbeiter/innenschutz)“ 

Gesundheitsschutz von Mitarbeitern/innen aus dem Bereich 

der Unbegleiteten Minderjährigen Flüchtlinge des  

Jugendamtes der Stadt Köln 

CAROLIN KRAUSE 
Leiterin des Amtes für Kinder, Jugendliche und Familien, Köln 

Die Zahl der Flüchtlinge ist auch in Köln in den letzten Jahren stark angestiegen. Die Mit-
arbeiter waren vor eine scheinbar unlösbare Situation gestellt. Es gab in den Einrichtun-
gen nicht einmal mehr Matratzen. Wir haben Tag und Nacht betteln müssen, damit Ju-
gendliche noch irgendwo aufgenommen werden. Im Jahr 2014 kamen innerhalb von 
neun Wochen ca. 110 unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, die in einem schlechten 
gesundheitlichen und psychischen Zustand waren. Sie wiesen Erschöpfungszustände, 
starke Kopfschmerzen, Nervosität, Angstzustände, starke Gereiztheit, Übelkeit, niederge-
drückte Stimmung, Magenbeschwerden, Unterernährung und Hauterkrankungen auf, 
außerdem Infektionskrankheiten wie parasitäre Hauterkrankungen, Tuberkulose, Blühen-
de Windpocken, Hepatitis A, B, C, D, E und Malaria. Die Mitarbeiter waren besorgt und 
verunsichert und wussten nicht, was zu tun ist, wenn die ankommenden Jugendlichen 
krank waren. Sie saßen stundenlang in der Kinderklinik und wurden oftmals wieder weg-
geschickt.  

Die Hilfesuchenden werden in der Regel den Mitarbeiter/innen des Tagesdienstes durch 
Polizei, Ausländeramt, freie Träger oder private Personen zugeführt. Die jungen Flücht-
linge saßen auf dem Flur des Jugendamtes zusammen mit anderen Jugendlichen, die 
ebenfalls in das Sachgebiet gehörten, allerdings zum Bereich Legasthenie/Diskalkulie. 
Die „gutbürgerlichen“ Eltern, die Stuhl an Stuhl mit den offensichtlich kranken minder-
jährigen Flüchtlingen saßen, waren darüber empört und beschwerten sich.  

Auch die Mitarbeiter wurden durch diese unhaltbare Situation zunehmend krank, da sie 
überfordert waren. Wir hatten immer mehr Personalausfälle. Auch die Polizei konnte 
nicht mit den Krankheiten umgehen. Durch unterschiedliche Aussagen vom medizini-
schen Personal (niedergelassene Ärzte, diverse Krankenhäuser, Notärzte) hinsichtlich der 
Ansteckungsgefahren und Inkubationszeiten kam es bei allen Personen, die mit unbeglei-
teten minderjährigen Flüchtlingen in Kontakt standen, zu erheblichen Verunsicherungen 
und Irritationen.  

Dieser Situation begegneten wir im Jugendamt durch Aufklärung und Fortbildungsveran-
staltungen über Krankheitsbilder, Ansteckungswege und Symptome in Kooperation mit 
dem Gesundheitsamt und dem Arbeitsmedizinischen Dienst sowie durch Gesundheits-
vorkehrungen für die Mitarbeiter/innen (Impfstatus).  
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Wir entwickelten – ebenfalls mit Unterstützung des Gesundheitsamtes und des Arbeits-
medizinischen Dienstes – ein Merkblatt zum Umgang mit mutmaßlich erkrankten min-
derjährigen Flüchtlingen. Es enthält folgende Empfehlungen: 

 Impfschutz komplettieren, 

 Im Erstkontakt einen Abstand von einem Meter wahren, 

 auf Hand- und Körperkontakt verzichten, 

 Anwendung von Desinfektionsmitteln und rückfettender Salbe,  

 Nutzung von Einweghandschuhen, 

 kein Transport von Klienten im eigenen PKW, 

 bei augenscheinlicher Erkrankung sofortige Vorführung beim nächst gelegenen 
Kinderarzt, 

 telefonische Abklärung mit der Leitstelle der Feuerwehr bei Unsicherheiten, 

 Nutzung des kurzfristigen Beratungsangebots für Mitarbeiter/innen durch den  
Arbeitsmedizinischen Dienst. 

Unserem Dienstgebäude gegenüber befindet sich die Praxis eines niedergelassenen Arz-
tes, mit dem wir inzwischen gut zusammenarbeiten und der jederzeit erreichbar ist. In-
zwischen ist auch die medizinische Leitstelle der Feuerwehr für uns 24 Stunden am Tag 
erreichbar, um uns in unsicheren Situationen zu beraten. Für unsere Mitarbeiter bietet der 
Arbeitsmedizinische Dienst jederzeit Beratung an. Das heißt, wir sind in diesem Bereich 
der gesundheitlichen Vorsorge ein großes Stück weitergekommen.  

Eine weitere Maßnahme stellte die Verbesserung der gegenwärtigen Rahmenbedingungen 
im Umgang mit den unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen dar. Diese sind im Ein-
zelnen: 

 Einsehbarer Warteraum, 

 Sitz- und Ausruhmöglichkeiten im Wartebereich, 

 Küchennutzung (Getränke und Snacks zur Erstversorgung), 

 Ausstattung von zwei Besprechungsräumen mit PVC und abwaschbarem Mobiliar, 

 tägliche Reinigung der Besprechungs- und Warteräume. 

Wir verfügen inzwischen über einen eigenen Trakt. Die Teppichböden wurden herausge-
rissen. Die Reinigung der Räume wurde optimiert. Es wurde generell mehr Raum geschaf-
fen, auch für die Jugendlichen, damit sie nicht mehr auf dem Flur sitzen müssen. Wir 
haben eine eigene Küche und bekommen noch eigene Toiletten. So können die jungen 
Flüchtlinge schon bei uns besser versorgt werden, als das bisher der Fall war.  

Sicher haben Sie noch weitere Ideen und Vorschläge zur Optimierung des gesundheitli-
chen Mitarbeiterschutzes. Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.  
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Arbeitsgruppe „Gesundheit/Krankheit bei unbegleiteten  

minderjährigen Flüchtlingen (auch Mitarbeiter/innenschutz)“ 

Flucht und das Recht auf Gesundheit. Erfahrungen aus der 

ärztlichen Praxis1 

DR. THOMAS NOWOTNY 
Kinder- und Jugendarzt, Stephanskirchen 

Vorbemerkungen 

Mit diesem Vortrag sollen u. a. verschiedene Ängste ein wenig relativiert werden. Die 
Gefahr der Einschleppung von Ebola durch Flüchtlinge beispielsweise ist sehr gering! Die 
Inkubationszeit beträgt maximal drei Wochen und der Fluchtweg ist bei fast allen wesent-
lich länger. Es gibt aber tatsächlich ab und zu Personen, die mit dem Flugzeug aus Sierra 
Leone anreisen, auch unbegleitete Minderjährige. Natürlich ist zunächst zu fragen, ob 
überhaupt die Möglichkeit bestand, dass sich jemand angesteckt hat. Man sollte also 
nicht sofort in Panik verfallen, wenn ein Flüchtling krank ist. 

Zu den Fluchtgründen wäre anzumerken: Die Zunahme der Flüchtlingszahlen in Europa 
ist nicht Ausdruck eines Versagens unser Grenzsicherungssysteme. Es ist die Folge der 
weltweiten Zunahme von Katastrophen, von denen die meisten menschengemacht sind 
und an denen auch die EU ihren Anteil hat (Abbildung 1).  

 
      Abbildung 1        

                                                
1  Der Titel und die Präsentation gehen im Wesentlichen auf einen Vortrag von August Stich, Missionsärztli-

ches Institut Würzburg, zurück. 
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Auch wenn die Zahlen von 2011 nicht mehr aktuell sind und Deutschland inzwischen 
einen höheren Anteil an Migranten aufweist, liegt Deutschland in Bezug auf den Migran-
tenanteil auch heute eher im mittleren Bereich (Abbildung 2).  

 
Abbildung 2        

Deutschland nimmt demnach nicht die meisten Flüchtlinge auf. Interessant ist in diesem 
Zusammenhang die Aussage eines Mitarbeiters eines deutschen Gesundheitsamtes: „Aus-
länder sind eine Gefahr für die Volksgesundheit. Sie bringen gefährliche Erkrankungen 
mit nach Deutschland.“  

1. Krankheiten von Migranten 

1.1 Vorbestehende Erkrankungen 

Tatsächlich gibt es Erkrankungen, die die Migranten mitbringen und die bei uns nicht so 
häufig auftreten. Bei den vorbestehenden Erkrankungen sind genetische Dispositionen 
und importierte Krankheiten aus Endemieregionen zu unterscheiden. Darunter sind 
Krankheiten, die für unsere Mediziner sehr schwer zu diagnostizieren sind, weil sie bei 
uns normalerweise nicht vorkommen. Ein Beispiel dafür ist das sogenannte familiäre Mit-
telmeerfieber, das mit massiven Bauchschmerzen und Entzündungszeichen einhergeht, 
aber gänzlich anders als eine bei uns bekannte Blinddarmentzündung zu behandeln ist. 
Ein Patient aus dem Mittelmeerraum bekam folgenden Verlegungsbrief mit (Abbildung 3):  
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 Abbildung 3        

In solchen Fällen braucht man den Rat von Tropenmedizinern oder Kinder- und Jugend-
ärzten, die auf derartige Krankheiten spezialisiert sind.  

HIV 

In Deutschland hat es einen leichten Anstieg an HIV-Infektionen gegeben, aber die Zah-
len sind relativ konstant geblieben (Abbildung 4). Das hat sich auch durch die Migration 
nicht wesentlich geändert. Trotzdem wurde behauptet, dass die Aids-Erkrankungen in 
Deutschland durch die Ausländer verursacht werden: „Der Anstieg von AIDS in Deutsch-
land kommt durch die vielen Ausländer. Die bringen doch alle AIDS mit!“ (Öffentliche 
Diskussionsrunde am Welt-AIDS-Tag 2010).  

Es gibt Zahlen für das Bundesland Bayern, wie viele Flüchtlinge insgesamt eine HIV-
Infektion mitbringen. Das sind etwas mehr als in Deutschland insgesamt, hier sind es 
0,01 Prozent.  

Zum HIV-Test muss nach WHO-Empfehlung eine Aufklärung erfolgen und das Einver-
ständnis der Jugendlichen eingeholt werden. Es ist durchaus sinnvoll, so einen Test 
durchzuführen. Die Diskussionen aus den 1980er-Jahren darüber, dass der Test stigmati-
sierend sei, würde ich aus heutiger Sicht relativieren, da es inzwischen gute Behand-
lungsmöglichkeiten gibt und weil es einfach wichtig ist, so etwas gleich bei Jugendlichen 
festzustellen.  
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Abbildung 4        

Tuberkulose 

Die Zahl der Tuberkulose-Erkrankungen hat insgesamt in den letzten Jahren abgenom-
men (Abbildungen 5 und 6). Im Hinblick auf die Altersverteilung erkennt man, dass Kin-
der und Jugendliche in Deutschland verschwindend gering betroffen sind. Anders sieht es 
bei den Ausländern aus, die in Deutschland an Tuberkulose erkranken. Diese Zahlen 
werden sicher weiter steigen. Gerade in der Gruppe der 15- bis 19-Jährigen, die uns be-
sonders interessiert, sind es 18 Erkrankungen auf 100.000 Einwohner. Das scheint nicht 
viel, aber es ist relevant und das merken Sie in Ihrem Alltag immer wieder. Insgesamt ist 
der Anteil der TBC-Erkrankungen bei den Ausländern neun Mal so hoch wie bei den 
Deutschen.  

Die Ansteckungsfähigkeit von Tuberkulose ist zum einen davon abhängig, wie eng und 
wie lange man zu einem Kranken Kontakt hat. In den Gesundheitsämtern spricht man 
davon, dass der gemeinsame Aufenthalt über acht Stunden in einem kleinem Raum das 
Risiko um einen gewissen Prozentsatz erhöhen würde. Außerdem hängt es davon ab, 
welche Form der Tuberkulose vorliegt. Ansteckend ist die offene Tuberkulose. Bei den 
meisten Erkrankten ist das zu bemerken oder zu erfragen. Sie husten, schwitzen nachts 
stark, erleiden Gewichtsverlust, sind matt und abgeschlagen. In der Regel kann man das 
herausbekommen, mit der Einschränkung, dass jüngere Kinder relativ symptomarm sind. 
Das mag für den einen oder anderen Jugendlichen auch noch gelten, aber im Prinzip sind 
die meisten, die zu uns kommen, im Hinblick darauf so wie junge Erwachsene zu behan-
deln.  
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 Abbildung 5    

 
 Abbildung 6        

Insofern ist das Risiko, dass eine Tuberkulose vorliegt, von der man nichts merkt, gering. 
Trotzdem sollte das natürlich rasch geklärt werden. Fast alle Jugendlichen, die bei uns 
eintreffen, kommen aus Ländern, in denen Tuberkulose häufig auftritt. Die Untersuchun-
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gen sind allerdings Ländersache. In Bayern wird jeder ankommende Flüchtling über 14 
Jahren auf HIV, Hepatits B und C untersucht, es werden Stuhluntersuchung auf pathogene 
Bakterien und Parasiten sowie Tuberkulose durch Röntgenbild des Thorax und Blutunter-
suchungen vorgenommen. Bis die Erkrankungen abgeklärt sind, sollten die Jugendlichen, 
bei denen der Verdacht einer Erkrankung besteht, möglichst nicht mit anderen Jugendli-
chen, die mit Sicherheit keine Tuberkulose haben, in einem Zimmer untergebracht wer-
den. Das wird nicht immer durchführbar sein, vor allem nicht in einer überfüllten Einrich-
tung wie der Bayernkaserne.  

Scabies (Krätze) 

Die Krätze ist sicher die häufigste ansteckende Krankheit, mit der die Mitarbeiter in den 
Aufnahmeeinrichtungen konfrontiert werden. Bayern hat dazu ein Erstscreening entwi-
ckelt. Alle neu ankommenden Flüchtlinge werden damit erfasst und untersucht. Es wird 
Fieber gemessen, u. a. auch auf Krätze untersucht und diese wird sofort behandelt.  

Die Krätzemilbe überlebt nur kurze Zeit außerhalb des menschlichen Körpers (etwa eine 
Stunde). Man muss demnach nicht alles waschen, jedoch die Bettwäsche, die Handtü-
cher und die Leibwäsche. Ein einziges begattetes Weibchen reicht zur Ansteckung aus. 
Die Ansteckung ist umso wahrscheinlicher, je länger und enger der Kontakt zu einem 
Betroffenen besteht. Die Inkubationszeit beträgt eine bis drei Wochen, bei Wiederanste-
ckung ein bis drei Tage.  

Häufig sind die Körperteile: Hände, Füße (Knöchel), Achsel, Nabel, Brustwarzen, Intim-
bereich betroffen. Die Borkenkrätze, die die Kopfhaut befällt, ist vor allem bei Immunge-
schwächten anzutreffen. Sie tritt selten auf, ist aber hoch ansteckend.  

1.2 Bei Migration und Flucht erworbene Erkrankungen 

Außer den Erkrankungen, die aus den Heimatländern mitgebracht werden, gibt es wel-
che, die unterwegs erworben werden, denn die Flucht ist gefährlich und bringt nicht sel-
ten Verletzungen, Traumatisierungen und Infektionen mit sich.  

1.3 Im Gastland erworbene Erkrankungen 

Bei vielen Flüchtlingen zeigen sich insbesondere posttraumatische Belastungsstörungen, 
reaktive Depression, Anpassungsstörungen sowie „Zivilisationskrankheiten“. Außerdem 
bekommen sie auch als Jugendliche oder Erwachsene Erkrankungen, die bei uns als 
„Kinderkrankheiten“ auftreten, die aber in den südlichen Ländern kaum vorkommen. 
Diese Krankheiten nehmen bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen einen wesentlich 
schwereren Verlauf als bei Kindern. Das ist zu berücksichtigen. Daher sollte bei den Imp-
fungen unbedingt auch die gegen Windpocken enthalten sein. 

1.4 All das, was auch deutsche Patienten bekommen … 

Alle Krankheiten, die wir bei uns kennen, können natürlich auch die Flüchtlinge bei uns 
bekommen, wie zum Beispiel normale Erkältungskrankheiten.  



182 

 

2. Flüchtlinge in Deutschland 

Die jungen Flüchtlinge verfügen in der Regel über kein Dokument, mit dem sie ihr Alter 
nachweisen können. In diesem Zusammenhang halte ich das Zitat von Bertolt Brecht für 
sehr passend: 

Der Pass ist der edelste Teil von einem Menschen. 
Er kommt nicht auf so einfache Weise zustande wie ein Mensch.  
Ein Mensch kann überall zustandekommen,  
auf die leichtsinnigste Art und ohne gescheiten Grund, aber ein Pass niemals.  
Dafür wird der Pass auch anerkannt, wenn er gut ist,  
während ein Mensch noch so gut sein kann  
und doch nicht anerkannt wird.“ 
(Bertolt Brecht) 

Außerdem möchte ich die Aussagen zu den hohen Asylantenzahlen ein wenig relativie-
ren (Abbildung 7): 

 
Abbildung 7 

Die höchste Zahl hatten wir zu Zeiten des Kosovo-Krieges im Jahr 1992/93 zu verzeich-
nen. Im Moment liegen wir bei etwa der Hälfte der damaligen Zahlen. Trotzdem wäre 
alles machbar, wenn die Aufnahmeeinrichtungen, Wohnungen und Stellen nicht alle 
wieder abgebaut worden wären.  
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Flüchtlinge in Deutschland haben Zugang zur medizinischen Versorgung bei akuten 
Erkrankungen und Schmerzen (AsylblG § 4), allerdings liegt die Entscheidung beim ein-
zelnen Mitarbeiter der Sozialbehörde, und das während der Dienststunden. Das gilt 
glücklicherweise nicht für die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge. Diese haben 
Anspruch auf eine ganz normale Gesundheitsversorgung wie alle anderen auch.  

Flüchtlinge in Deutschland haben Anspruch auf Impfungen, Schwangeren- und Kinder-
vorsorgeuntersuchungen (AsylblG § 6), aber sie müssen sich aktiv darum bemühen, weil 
das noch nicht alle Behörden wissen oder weil sie von den Behörden nicht darauf hin-
gewiesen werden. Das gilt hoffentlich nicht für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge! 
Das wird sehr unterschiedlich gehandhabt. In München wird beispielsweise eher wenig 
geimpft. Als in der Bayernkaserne die Masernepidemie auftrat, fand allerdings eine um-
fangreiche Impfkampagne statt, inklusive einer Impfaufklärung. Wir konnten die Jugendli-
chen nicht dazu zwingen, aber fast alle wollten geimpft werden. Danach wurde aller-
dings keinerlei Impfung mehr in der Bayernkaserne vorgenommen. Inzwischen gibt es 
dort jedoch eine Einrichtung mit dem Namen Refudocs, in der sich Ärzte für die medizi-
nische Versorgung der Flüchtlinge engagieren. Allerdings bedarf es der Zusammenarbeit 
mit den Betreuern.  

Von der ständigen Impfkommission wurde eine Empfehlung für Nachholimpfungen für 
diejenigen veröffentlicht, die keine Impfdokumentation besitzen. Das betrifft wohl alle 
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge. Das Impfschema zieht sich über mehr als ein 
halbes Jahr hin, wobei jeweils zwei Impfungen auf einmal vorgenommen werden kön-
nen. Die Impfkommission empfiehlt zunächst für die deutschen Jugendlichen die ent-
sprechenden Impfungen, aber all das ist auch für die unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlinge sinnvoll. Es gibt allerdings einige Impfungen, die für Deutsche nur als Reise-
impfungen vorgesehen sind, sich aber für die UMF durchaus anbieten. Es liegt bei den 
Jugendämtern, diese Impfkosten zu erstatten, die über die Empfehlungen hinausgehen.  

Die beiden Impfungen Hepatitis A und B, die zusammen erfolgen können, sind außerdem 
für die Mitarbeiter/innen in den Einrichtungen sinnvoll. Meningokokken sind Bakterien, 
die eine Hirnhautentzündung hervorrufen können. Bei uns wird eine Impfung gegen den 
Typ C empfohlen. Es gibt vier Impfstoffe dagegen. Einer davon hat nicht nur den Typ C, 
sondern zusätzlich Wirkstoffe gegen drei andere Typen, die in Afrika und Asien beson-
ders häufig vorkommen. Es wäre sowohl für die Jugendlichen als auch für die Mitarbeiter 
gut, wenn sie diesen Impfstoff bekämen, den man für einen lang anhaltenden Schutz 
auch nur einmal geben muss.  

Es gibt außerdem eine Empfehlung der bayerischen Tropenmediziner vom Dezember 
2014, die auch Hinweise für die Mitarbeiter von Flüchtlingseinrichtungen enthalten, so-
wohl Untersuchungen als auch Impfungen.  

3. Jugendvorsorgeuntersuchungen für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (J-umF) 

Die Jugendvorsorgeuntersuchungen gründen zum einen auf dem Menschenrecht auf Ge-
sundheit (Art. 24 der UN-Kinderrechtskonvention). Hier wird von der bestmöglichen Ge-
sundheit gesprochen, was so verstanden werden kann, dass die genauso gut sein soll wie 
die der anderen Jugendlichen. Außerdem sind sie in den Maßnahmen zum Infektions-
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schutz nach § 62 Asylverfahrensgesetz verankert. Die zuständigen Behörden bestimmen, 
was untersucht werden soll. Die Maßnahmen zum Infektionsschutz kann man mit der J-
umF gut erfassen. Eine Stellungnahme der Deutschen Akademie für Kinder- und Jugend-
medizin mit dem Titel „Medizinische Maßnahmen bei immigrierenden Kindern und Ju-
gendlichen“2 gibt Empfehlungen zu den Untersuchungen.  

Die Untersuchungen können zudem einen Beitrag zur Alterseinschätzung leisten. Das 
hängt mit der Rechtslage zusammen, denn m. E. können Ärzte das Alter nicht unbedingt 
besser einschätzen als Sozialpädagogen, die die Jugendlichen über eine längere Zeit 
hinweg beobachten. Darum möchte ich dies auch nicht propagieren. Aber in den Emp-
fehlungen der Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter zur Alterseinschätzung 
von UMF ist der Hinweis enthalten, dass man sich an den Empfehlungen der AGFAD 
(Arbeitsgemeinschaft für Forensische Altersdiagnostik der Deutschen Gesellschaft für 
Rechtsmedizin) anlehnen sollte. Diese Empfehlungen für die „Altersdiagnostik bei Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen außerhalb des Strafverfahrens“ der AGFAD sehen in 
der Alterseinschätzung: 

 „eine körperliche Untersuchung mit Erfassung anthropometrischer Maße (Körper-
höhe und -gewicht, Körperbautyp), der sexuellen Reifezeichen sowie möglicher al-
tersrelevanter Entwicklungsstörungen, 

 die zahnärztliche Untersuchung mit Erhebung des Zahnstatus‘ und Gebissbefundes, 
wobei die Anfertigung von Röntgenaufnahmen nicht zulässig ist.“ 

Beides ist bei allen Jugendlichen sinnvoll. Gerade die erste Untersuchung ist nicht nur 
zum Zweck der Alterseinschätzung durchzuführen, sondern integraler Bestandteil jeder 
kinder- und jugendärztlichen Vorsorgeuntersuchung. Daher schlage ich vor, das alles zu 
kombinieren. Wenn das Alter strittig ist, erfolgt ein kurzes Statement, wenn der Jugendli-
che damit einverstanden ist, dass nach meiner Einschätzung dieser junge Mann/diese 
junge Frau minderjährig ist.  

Röntgenuntersuchungen zum Zweck der Altersdiagnostik, d. h. ohne medizinische Indi-
kation, werden von den Kinder- und Jugendärzteverbänden strikt abgelehnt. Leider wer-
den diese immer noch relativ großzügig durchgeführt, vor allem von den Rechtsmedizi-
nern in der AGFAD, die sich in diesem Fall nicht an ihre eigenen Empfehlungen halten, 
wenn ein Auftrag vom Amtsgericht vorliegt.  

Die J-umF enthält: 

 Anamnese,  

 Messung von Länge und Gewicht, Ermittlung des BMI, 

 Messung des Blutdrucks, 

 Ganzkörperstatus, 

 Hör-und Sehtest, 

                                                
2  Deutsche Akademie für Kinder- und Jugendmedizin (Hrsg.): Medizinische Maßnahmen bei immigrieren-

den Kindern und Jugendlichen. Stellungnahme zu medizinischen Maßnahmen bei immigrierenden Kin-
dern und Jugendlichen. Aktualisierung am 07.10.2013: http://dgpi.de/publikationen/dakj 
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 Blutuntersuchung, 

 Urin-und Stuhluntersuchung, 

 Impfplan, 

 Vitamin D. 

Für die Anamnese ist auf jeden Fall die Hinzuziehung eines Dolmetschers notwendig. Ich 
habe einen Fragebogen zu körperlichen und psychischen Störungen entwickelt, da ich es 
für wichtig erachte, auch am Anfang nach Zeichen für eine Traumafolgestörung, wie 
Schlafstörungen, starke Schmerzen u. a., zu fragen. Sicher kann man solche Störungen 
auch mit einem Fragebogen nicht ausschließen, zumal die Jugendlichen nicht immer 
gleich alles sagen. Aber wenn sie bereits in der ersten Phase Hinweise darauf geben, soll-
te man dem auch nachgehen und versuchen, eine entsprechende Therapie zu finden, die 
auch erst einmal niedrigschwellig sein kann, z. B. Gesprächsgruppen, Schlafregulierung 
usw. Das Setting der Inobhutnahme nimmt bereits viel Druck heraus, aber einige – etwa 
30 Prozent – brauchen mehr. Man weiß auch, dass, wenn man lange mit der Traumabe-
handlung wartet, eine Therapie keinen Erfolg mehr bringt. Deswegen möchte ich das 
schon an den Anfang stellen, was nicht heißt, dass keine Behandlung mehr erfolgen soll-
te, wenn Traumastörungen später zutage treten.  

Die Untersuchung des Ganzkörperstatus‘ dient natürlich auch zur Alterseinschätzung, 
aber selbstverständlich nicht nur dazu. Wenn Verletzungen oder Infektionen auftreten, 
muss man den ganzen Menschen anschauen. Das ist in diesem Rahmen auch vermittel-
bar und ethisch gerechtfertigt. Wenn man ohne vorliegenden Grund und nur zur Alters-
feststellung die Geschlechtsorgane untersucht, bekommt das einen negativen Beige-
schmack.  

Hör- und Sehtests werden ohnehin bei Jugendvorsorgeuntersuchungen durchgeführt. 
Wenn die Kinder und Jugendlichen einmal in dem Setting sind, brauchen sie keine zwei 
weiteren Termine dafür bzw. nur für die, die schlecht hören oder sehen.  

Die Blutuntersuchungen lassen außer den Infektionen, die wir bereits angesprochen ha-
ben, chronische Krankheiten, Mangelerscheinungen durch das Blutbild, Nieren- und Le-
berwerte erkennen. Sogar das Stoffwechselscreening, das bei uns bei Babys durchgeführt 
wird, wird von der Deutschen Akademie für die jugendlichen Flüchtlinge empfohlen. Es 
kostet zwar noch einmal zusätzlich 10 Euro, ist aber durchaus sinnvoll.  

Bei der Vorsorgeuntersuchung sollte ein individueller Impfplan erstellt werden. Es gibt 
wenig, was man durchweg allen empfehlen kann. Eines davon ist das Vitamin D. Nach 
einer aktuellen Empfehlung sollten alle Altersgruppen Vitamin D zu sich nehmen. Das 
gilt m. E. besonders für dunkelhäutige Menschen, die in einer Gegend wohnen, in der sie 
dem Sonnenlicht weitaus weniger ausgesetzt sind als in ihrer Heimat. Diese sollten 
durchweg ihre 800 Einheiten Vitamin D bekommen.   

Vielen Dank.  
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Arbeitsgruppe „Umgang mit Traumata“ 

SIMONE WASMER, 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutin, Behandlungszentrum für Folteropfer e. V., 
Berlin 

Rechtliche Grundlagen und Lebensumwelten 

Die rechtliche Situation kann durch ihre weitgreifenden Auswirkungen auf die Zukunft 
der Kinder einen hohen Einfluss auf die Traumaerkrankungen der Kinder und Jugendli-
chen haben. An dieser Stelle geht es hauptsächlich um die unbegleiteten Minderjährigen, 
für die sich die rechtliche Lage etwas einfacher und übersichtlicher gestaltet. Trotzdem 
soll kurz auf die Grundlagen und Unterschiede zwischen UMF und begleiteten Kindern 
eingegangen werden, da es oft Missverständnisse gibt. 

Für ALLE sich in Deutschland aufhaltenden Minderjährigen, unabhängig von ihrer Her-
kunft, gelten die gleichen Rechtsgrundlagen: 

 Das Übereinkommen über die Rechte des Kindes der Vereinten Nationen (UN-
Kinderrechtskonvention), 

 Das Sozialgesetzbuch Achtes Buch (SGB VIII, Kinder- und Jugendhilfe). 

Diese Rechtslage spielt eine wesentliche Rolle, weil auch psychotherapeutische Hilfen 
teilweise im Rahmen des SGB VIII in Anspruch genommen werden können, ebenso wie 
andere Hilfen der Erziehung und Maßnahmen der Jugendhilfe.  

Die jungen Flüchtlinge sind besonderen individuellen und strukturellen Gefährdungsla-
gen ausgesetzt: 

 Flucht, Migration und soziale Verpflanzung, 

 Verlust bedeutender oder stützender Beziehungen, 

 Traumatische Erlebnisse im Heimatland und auf den Fluchtwegen.  
Zu Beginn der Behandlung stehen oft erstmal die traumatischen Erlebnisse während 
der Flucht im Vordergrund, weil die Fluchtwege sehr dramatisch sind. Viele Ju-
gendliche sind beispielsweise mit ihren Familien gemeinsam aus ihrem Heimatland 
geflohen und haben diese während der Flucht verloren. 

 Belastende Asylverfahren und Angst vor Abschiebung.  
Wenn die Jugendlichen in Deutschland angekommen sind, ist die Erleichterung oft 
nur kurz, denn die Asylverfahren sind belastend und bei den Jugendlichen, die auf 
die 18 zugehen, kommt die Angst vor der Abschiebung hinzu.  

 Kaum Willkommensstrukturen in Deutschland, auch wenn sich vieles schon ver-
bessert hat (z. B.: Arbeits- und Ausbildungsverbote, mangelnde Gesundheitsversor-
gung, vor allem bei den Kindern, die mit ihren Familien hier ankommen und im 
Rahmen des Asylbewerberleistungsgesetzes versorgt werden, gesellschaftliche 
Stigmatisierung). 
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Die Besonderheiten bei unbegleiteten Minderjährigen, die die Behandlungsstrukturen 
teilweise erleichtern, liegen darin, dass das SGB VIII tatsächlich so angewandt wird, dass 
die Jugendlichen in Obhut genommen werden und ihre Unterbringung in Jugendträger-
einrichtungen mit sozialarbeiterischer Betreuung erfolgt. Dort sind sie relativ gut versorgt 
und in festen Strukturen eingebunden. Außerdem erhalten sie über das Jugendamt eine 
gesetzliche Krankenversicherung. Das spielt für die Finanzierung einer Behandlung eine 
Rolle. Insofern können sie die Therapiebehandlungen nicht nur in Spezialeinrichtungen, 
sondern auch bei niedergelassenen Kinder- und Jugendpsychotherapeuten in Anspruch 
nehmen. Sie bekommen auch nicht nur eine Notfallversorgung, sondern haben Anspruch 
auf die normale Regelversorgung, also auch Psychotherapie.  

Für viele Jugendliche stellt der Verlust der Familie oder der Umstand, dass sie keine Kon-
taktmöglichkeiten zur Familie haben, sowie der daraus resultierende Verlust stützender 
sozialer Netzwerke eine sehr große Belastung dar.  

Die jungen Flüchtlinge erleben belastende Altersfestsetzungsverfahren, die sowohl psy-
chosoziale als auch weitreichende rechtliche Auswirkungen haben. Die Verfahren wer-
den in den verschiedenen Bundesländern unterschiedlich gehandhabt. Das angegebene 
Alter wird oft angezweifelt und die Jugendlichen haben in der Regel keine Papiere bei 
sich, um das Alter nachzuweisen. Das ist zu den traumatischen Erlebnissen, die sie ohne-
hin bereits bewältigen müssen, noch einmal eine große Belastung. In Berlin ist es in letz-
ter Zeit vorgekommen, dass Jugendliche nicht in Obhut genommen worden sind und kein 
Vormund bestellt wurde. Das führt dazu, dass alle Vorgänge wie beispielsweise ein An-
trag auf Hilfen zur Erziehung oder bestimmte Entscheidungen im therapeutischen Verlauf 
sehr erschwert werden, da die Jugendlichen eigentlich noch nicht mündig sind. 

Zudem dauern die Asylverfahren sehr lange und sind für die Jugendlichen, die alles verlo-
ren haben, sehr belastend. In der Zusammensetzung ist die Kinder- und Jugendabteilung 
im Hinblick auf die Herkunftsländer noch relativ heterogen, wobei uns gegenwärtig sehr 
viele Anfragen für syrische Kinder und Jugendliche erreichen. Einige Jugendliche, die bei 
mir in der Behandlung sind, kommen aus Somalia, Eritrea usw. und warten bereits über 
ein Jahr auf ihre Anhörung. Das heißt, die Jugendlichen befinden sich in einer sehr unsi-
cheren Situation und das spiegelt sich auch im erheblichen Maße in der Traumatherapie 
wider, da es bei der Behandlung von Traumata vor allem anfangs maßgeblich darum 
geht, Sicherheit herzustellen. 

Die Kinder- und Jugendabteilung des Behandlungszentrums 

Innerhalb des Behandlungszentrums bilden wir eine relativ kleine Abteilung. Wir haben 
16 laufende ambulante Behandlungsplätze für Kinder und Jugendliche im Alter von 6 bis 
20 Jahren. Allerdings sind mehr Kinder und Jugendliche bei uns angebunden, da zum Teil 
noch Nachsorgebehandlungen erfolgen oder wir einige Patienten grobmaschiger be-
treuen. Wir behandeln Jugendliche aus verschiedenen Ländern mit verschiedenen 
Fluchtmotiven: 

 Zwangsrekrutierung als Kindersoldaten, 

 Folter, 

 Inhaftierung, 
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 politische Verfolgung, 

 sexualisierte Gewalt. 

Die Patienten setzen sich aus unbegleiteten und begleiteten Flüchtlingskindern zusam-
men, wobei in letzter Zeit die Zahl der UMF überwiegt. Das kann aber auch mit der Ver-
sorgungsstruktur zusammenhängen. Die UMF sind in der Regel in Jugendhilfeeinrichtun-
gen bei Sozialarbeitern angebunden, die die Versorgungslandschaft kennen und sich bei 
uns melden. Die Kinder, die mit ihren Familien in den Wohnheimen untergebracht sind, 
fallen oft durch das Versorgungsnetz, weil die Familien erst einmal mit Überleben be-
schäftigt sind, die Strukturen überhaupt nicht kennen und sich demnach auch nicht bei 
einer Einrichtung wie der unseren melden. Dadurch kommen die Anfragen für diese Kin-
der viel langsamer bei uns an. Früher haben auch ab und zu Lehrer angerufen, aber in-
zwischen sind die Kinder und Jugendlichen in den sogenannten Willkommensklassen 
zunächst getrennt untergebracht und werden möglicherweise weniger sichtbar als verein-
zelte Kinder in einer Regelklasse. 

Wir führen im Rahmen von SGB VIII, aber auch im Rahmen der Regelversorgung mit den 
Krankenkassen ambulante Traumatherapie durch, die im Durchschnitt ein bis zwei Jahre 
dauert, allerdings keine Akutversorgung. Außerdem ist die Begleitende Sozialarbeit ein 
wichtiger Bestandteil der Therapie, beispielsweise die Beratung zu Wohn- und Aus-
bildungssituation, Gruppenausflüge, Mitarbeit in Flüchtlings- und Kinderrechtsgremien, 
Kindermonitoring.  

Traumareaktive Erkrankungen bei Kindern und Jugendlichen  

Generell unterscheiden sich traumareaktive Erkrankungen bei Kindern und Jugendlichen 
in der Symptomatik zu denen von Erwachsenen. Die Auflistung ist angelehnt an die Di-
agnosekriterien nach Scheeringa (1995), da diese spezifisch für Kinder und Jugendliche 
entwickelt worden sind: 

A. Trauma 

Ein traumatisches Ereignis muss vorliegen. 

B. Wiedererleben (mind. ein Symptom) 

1. Posttraumatisches Spiel, 
2. Nachspielen bestimmter Aspekte des Traumas, 
3. wiederholte Erinnerung außerhalb des Spiels, 
4. Albträume, 
5. Flashbacks oder von Dissoziation, 
6. psychische Belastung bei der Konfrontation mit Hinweisreizen. 

C. Abflachung der Reagibilität (mind. ein Symptom): 

1. Einengung des Spielverhaltens, 
2. sozialer Rückzug, 
3. eingeschränkte Bandbreite des Affekts, 
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4. Verlust erworbener Fähigkeiten, insbesondere im Bereich der Sprache und der Sauber-
keitserziehung. 

D. Erhöhtes Arousal (mind. ein Symptom) 

1. Nächtliche Angstzustände, 
2. Einschlafschwierigkeiten, 
3. nächtliches Erwachen (nicht wegen Albträumen oder Angstzuständen), 
4. schlechtere Konzentrationsfähigkeit im Vergleich zu vor dem Trauma, 
5. übertriebene Wachsamkeit (Hypervigilanz), 
6. übertriebene Schreckreaktion. 

E. Neue Ängste und Aggression 

1. Neu auftretende Aggression, 
2. neu auftretende Trennungsangst, 
3. Angst, alleine auf die Toilette zu gehen, 
4. Angst vor der Dunkelheit, 
5. andere Ängste vor Dingen oder Situationen, die offensichtlich traumabezogen sind. 

F. Dauer 

Länger als einen Monat. 

Um eine Diagnose einer posttraumatischen Belastungsstörung geben zu können, muss 
zunächst ein traumatisches Ereignis vorliegen. Dies kann nach den Kriterien des DSM V 
(Diagnostic and Statistical Manual of Mental Disorders) auch bedeuten, dass einer nahe-
stehenden Person Gewalt angetan wurde und ein Kind das erfährt oder aber direkt anwe-
send war. Wir treffen auf viele Kinder, die beispielsweise Zeuge der Ermordung ihrer El-
tern waren oder anwesend waren, als diesen Gewalt angetan wurde.  

Ein wichtiges Symptom ist das sogenannte Wiedererleben, das sich bei Erwachsenen 
überwiegend in Flashbacks und Erinnerungen äußert. Es zeigt sich bei Kindern, vor allem 
kleineren Kindern, häufig darin, dass sich das Spielverhalten verändert. Man spricht dabei 
vom posttraumatischen Spiel. Das ist ein wenig lustvolles, wenig interaktives, ganz in 
sich gekehrtes Spielen, das mit einem ständigen Wiederholen bestimmter Inhalte einher-
geht. Normalerweise erlebt ein Kind beim Spiel verschiedene Facetten von Gefühlen. 
Manchmal werden auch bestimmte Aspekte von Erlebnissen nachgespielt. Je älter das 
Kind wird, desto mehr zeigt sich das Wiedererleben in Erinnerungen und in Albträumen 
außerhalb des Spielverhaltens. Jugendliche und Erwachsene berichten häufig von Flash-
back-Erfahrungen und Erinnerungen, die durch einen bestimmten Reiz ausgelöst werden. 
Dieser Reiz, der unkontrollierbare Erinnerungen auslöst, kann ein Geruch sein, ein Ge-
räusch, der Anblick von einer Person, die einem Peiniger ähnelt, u. a. Gerade dieses Un-
kontrollierbare wird als sehr belastend empfunden. Ein Kind kommt beispielsweise aus 
der Schule und begegnet z. B. einem Mann mit Bart – sofort tauchen Erinnerungen auf, 
die nicht zu stoppen sind und außerhalb der Kontrolle liegen. „Mann mit Bart“ kann 
demnach ein Auslösereiz sein.  

Manche Kinder und Jugendlichen berichten von dissoziativen Zuständen, bis hin zu Erin-
nerungslücken. Der Betroffene ist in der Situation nicht im Hier und Jetzt, sondern in der 
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Vergangenheit oder der bedrohlichen Situation. Er merkt nicht, dass er eigentlich in Ber-
lin lebt, gerade von der Schule nach Hause geht und ihm nichts passieren kann. Man 
geht davon aus, dass Dissoziation in der bedrohlichen Situation durchaus erst einmal ein 
Hilfemechanismus ist, bei dem sich der Geist vorübergehend aus der Situation zieht. 
Wenn sich die Dissoziation jedoch verselbstständigt, ist das ein sehr problematisches 
Symptom und kann im Alltag gefährlich werden, wenn man zum Beispiel nicht auf den 
Straßenverkehr achtet.   

Die Abflachung der Reagibilität zeigt sich bei Kindern oft in der Einengung des Spielver-
haltens, ähnlich wie beim Wiedererleben. Das Kind spielt allein und tritt kaum noch in 
Interaktion mit anderen. Der soziale Rückzug spielt sich sowohl bei Kindern als auch bei 
Jugendlichen und Erwachsenen ab und kann zumindest ein Hinweis auf eine traumareak-
tive Erkrankung sein. Der Verlust erworbener Fähigkeiten ist oft ein wichtiges Thema 
auch bei Jugendlichen in Bezug auf regressives Verhalten. Der Verlust der Fähigkeit im 
Hinblick auf Sauberkeitserziehung ist ein sehr problematisches Thema, denn kein/e 14-
jährige/r oder ältere/r Jugendliche/r berichtet gern davon, dass er oder sie in einem nassen 
Bett aufwacht. Das passiert jedoch relativ häufig und es ist für die Jugendlichen sehr be-
lastend, in der Therapie darüber zu sprechen. Vor allem kann das auf Klassenfahrten oder 
bei Übernachtungen bei Freunden sehr problematisch und schambesetzt sein.  

Oft zeigt sich ein erhöhtes Arousal. Viele Jugendliche berichten davon, dass sie vor allem 
nachts große Ängste erleben, Einschlaf- oder Durchschlafschwierigkeiten haben, von 
schlimmen Albträumen gequält werden, nachts schweißgebadet aufwachen. Mitunter 
wachen sie auch nicht im Zusammenhang mit Albträumen nachts auf. Das ist schwierig 
bei Jugendlichen, die im Alltag den ganz normalen Anforderungen der Schule – wie alle 
anderen Jugendlichen auch – ausgesetzt sind. Wenn wir mit Lehrern sprechen, wird oft 
thematisiert, dass der eine oder die andere zu spät kommt, nicht aufpasst, häufig abwe-
send ist usw. Tatsächlich ist neben all diesen anderen schwierigen Inhalten wie dissozia-
tives Erleben, Flashback, Erinnerungen auch die ständige Müdigkeit ein Hauptthema in 
der Behandlung. Die Betroffenen können sich in der Schule nicht konzentrieren, nicht 
mehr zuhören und ihnen geht es generell nicht gut. Darum geht es in der Therapie von 
Anfang an darum, einen besseren Schlaf zu schaffen. Weitere Symptome sind übertriebe-
ne Wachsamkeit und Schreckreaktionen. Die Betroffenen sind ständig auf der Hut.  

Bei Jugendlichen wird oft eine Angespanntheit und Aggression deutlich, die nach ihren 
Aussagen vorher nicht aufgetreten sind. Bei kleineren Kindern tritt starke Trennungsangst, 
Angst, etwas allein zu machen, auf, generell Ängste, die vorher nicht vorhanden waren 
und die teilweise selber so beschrieben werden: „Ich weiß eigentlich, dass das keinen 
Sinn ergibt, aber die Angst ist trotzdem da.“  

Besondere Herausforderungen in der Traumatherapie 

Die besonderen Herausforderungen in der Traumatherapie oder auch in der sozialen 
Arbeit liegen bei den Flüchtlingen darin, dass wir es in der Regel mit sehr komplexen 
Traumatisierungen zu tun haben, selten mit Monotraumata, d. h. nur einem Erlebnis. 
Viele Patienten haben zusätzlich lange und oft schreckliche Fluchtwege hinter sich – 
verbunden mit nicht nur einem, sondern vielen traumatischen Erlebnissen über einen 
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langen Zeitraum hinweg bereits im Heimatland, Verlust von wichtigen Bezugspersonen 
und anderes. Manchmal gab es auch schon eine Flucht innerhalb des Herkunftslandes.  

Dies alles führt zu einem oft ausgeprägten oder bereits chronifizierten Krankheitsbild, 
vor allem, wenn die Wege sehr lang sind, bis die Jugendlichen überhaupt in Behandlung 
kommen. Das ist tatsächlich häufig der Fall, aufgrund der Umstände, die bereits be-
schrieben worden sind. Zunächst müssen die Betroffenen wissen, dass es Hilfe für sie gibt 
und sie ein Anrecht darauf haben. Mitunter sorgen äußere Rahmenbedingungen dafür, 
dass bis zur Behandlung viel Zeit verstreicht. Es gibt auch nicht überall Spezialeinrich-
tungen oder Möglichkeiten, zu einem Therapeuten oder zu einem Sozialarbeiter, der sich 
auskennt, zu kommen. Erfahrungsgemäß haben sich auch die Fluchtwege in den letzten 
Jahren im hohen Maße verlängert. Gerade die unbegleiteten Minderjährigen sind teilwei-
se wirklich eineinhalb oder zwei Jahre unterwegs und haben dabei zusätzlich zu dem, 
was zur Flucht geführt hat, Schreckliches erlebt.  

Eine große Herausforderung für die Arbeit mit jungen Flüchtlingen stellt vor allem am 
Anfang die große Skepsis gegenüber Erwachsenen und Institutionen, Ärztinnen und Ärz-
ten, Menschen mit Akten, die sie ausfragen, dar. Das ist völlig verständlich aufgrund der 
Fluchtgründe, der schlimmen Erfahrungen mit Erwachsenen im Heimatland und während 
der Flucht und aufgrund der Aufenthaltssituation. Das heißt, man braucht in der Anfangs-
phase viel Zeit und Geduld.  

Manchmal sind auch kulturell bedingt keinerlei Vorstellungen von Psychotherapie vor-
handen. Die Jugendlichen wollen lieber vergessen, als über ihre Probleme zu sprechen. 
Das bedeutet, dass am Anfang oft erstmal ein großer Teil Aufklärungsarbeit geleistet wer-
den muss. 

Bei vielen Jugendlichen und Familien ist bereits im Fluchtkontext eine große Angst und 
großes Misstrauen vor Behörden vorhanden, weil Geheimdienste oder Sicherheitsdienste 
– je nach Herkunftsland – oft Grund der Flucht waren.  

Die Behandlung oder auch die Soziale Arbeit mit den Jugendlichen findet innerhalb pre-
kärer Rahmenbedingungen statt. Normalerweise soll man als ersten Schritt in der Trau-
mabehandlung ein stabiles Umfeld schaffen. Wenn ein Kinder- und Jugendpsychothera-
peut in seiner Praxis mit einem traumatisierten Kind zu tun hat, sorgt er zunächst dafür, 
dass man das Kind erst einmal in Sicherheit bringt, den Rahmen klärt und die Rahmenbe-
dingungen stabilisiert. Arbeitet man mit einem Jugendlichen, der in einem jahrelangen 
Asylverfahren hängt, keine Ahnung hat, was mit seiner Familie zu Hause oder ebenfalls 
auf der Flucht irgendwo passiert, was mit seiner Zukunft werden soll, ob er eine Ausbil-
dung antreten kann oder vielleicht mit 18 Jahren abgeschoben wird, sind das natürlich 
denkbar ungünstige Voraussetzungen für eine erfolgreiche Therapie.  

Besondere Herausforderungen für Kinder und Jugendliche  

Die besonderen Herausforderungen gelten teilweise sowohl für begleitete als auch für 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge: 

 Extreme traumatische Erfahrungen: ein bis zwei Jahre Flucht, Zeugen von extremer 
Gewalt, eigene Foltererlebnisse, Unsicherheitserleben über mehrere Jahre, 
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 Belastete Familiensysteme: traumatisierte Eltern und Geschwister, wenig emotiona-
le Stabilität in der Familie, Verlust der Familie und damit einhergehende Schuldge-
fühle, Hoffnungslosigkeit. 

Die Konsequenzen im Alltag zeigen sich in:  wenig Schlaf, geringe Aufmerksamkeits- und 
Konzentrationsfähigkeit, hohe Reizbarkeit, Irritabilität. Diese sind vor allem im Schulall-
tag problematisch. Die Kinder und Jugendlichen haben wenig Raum, das Trauma zu ver-
arbeiten. Es geht erst einmal um das Überleben und um Sicherheit und nicht in erster 
Linie um Traumaverarbeitung.  

Besondere Herausforderungen für die Behandler 

Altersfestsetzungsverfahren: Wenige Jahre oder auch Monate bis zur Volljährigkeit ent-
scheiden über Lebenswege und Heilungschancen des Jugendlichen, über den Zugang zu 
Ressourcen, zu bestimmten Leistungen der Jugendhilfe. Wir erleben den Unterschied 
hautnah zwischen Jugendlichen, die einen Vormund haben, in Obhut genommen wur-
den, in einer guten Jugendhilfeeinrichtung untergebracht sind und deren Zugang zur 
Traumatherapie bei uns unkompliziert vonstattenging, und solchen Jugendlichen, die als 
volljährig bestimmt wurden, in einem Erwachsenenwohnheim leben, keine engmaschige 
Betreuung erhalten und völlig überfordert sind, weil sich aufgrund der langen Flucht ei-
nen Teil ihrer Persönlichkeitsentwicklung nicht vollzogen hat und sie nicht auf dem psy-
chologischen Entwicklungsstand ihres Alters sind – selbst wenn sie tatsächlich formal 
volljährig sein sollten. Sie sind völlig damit überfordert, alles selbst organisieren zu müs-
sen. Es ist unter diesen Umständen sehr schwer, mit ihnen traumatherapeutisch zu arbei-
ten.     

Reduzierte Gesundheitsleistungen: Ein hoher und dringender Behandlungsbedarf steht 
Wartezeiten bis zu einem Jahr und länger für die Kostenübernahmen gegenüber, bei-
spielsweise für Therapieplätze gegenüber.  

Konsequenzen: Ungeklärte Kostenübernahmen oder Zuständigkeiten führen zu Wartezei-
ten für Patienten und somit zu einer Chronifizierung der Symptomatik.  

Zukunftswünsche 

Von den Mitarbeitern der Jugendhilfe, die mit unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen 
zu tun haben, wünschen wir uns weniger Berührungsängste. Trotz heftiger Symptome 
handelt es sich um Kinder und Jugendliche mit herkömmlichen Wünschen und Bedürf-
nissen. Manchmal gibt es ganz normale altersgerechte Konflikte um Alltäglichkeiten, das 
ist schon fast erleichternd zu sehen. 

Wir wünschen uns außerdem auch weiterhin eine gute Zusammenarbeit mit der Jugend-
hilfe in Berlin. Es existiert ein enges Netz zwischen den Kinder- und Jugendpsychiatri-
schen Diensten, den Jugendämtern in den verschiedenen Bezirken, den niedergelassenen 
Psychotherapeuten, den Kliniken sowie den Schulen. Die Kinder und Jugendlichen wer-
den in Berlin in Willkommensklassen beschult, in denen sie erst einmal die deutsche 
Sprache lernen und von deren Lehrern wir regelmäßig Anfragen zum Umgang mit Trau-
mata im Schulalltag bekommen. Mit ihnen arbeiten wir gut zusammen und bieten u. a. 
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Fortbildungen an. Damit machen wir gute Erfahrungen. So ein Netzwerk ist extrem wich-
tig, denn Therapie oder Sozialarbeit allein sind nicht wirkungsvoll, sondern die Arbeit mit 
jungen Flüchtlingen ist ein sehr komplexes Feld.  

Vielen Dank.  

Kontakt: 

Behandlungszentrum für Folteropfer e. V. 
Gesundheits- und Sozialzentrum Moabit 
Turmstr. 21  •  10559 Berlin 
Phone: +49 - (0)30 - 30 39 06 - 0  •  Fax: +49 - (0) - 30 61 43 - 71 
info@bzfo.de  •  www.bzfo.de 
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Arbeitsgruppe „Umgang mit Traumata“1 

BARBARA ABDALLAH-STEINKOPFF, 
Psychotherapeutin, Leiterin des Fortbildungsinstitutes REFUGIO, REFUGIO – Beratungs- 
und Behandlungszentrum für Flüchtlinge und Folteropfer, München 

REFUGIO – Beratungs- und Behandlungszentrum für Flüchtlinge und Folteropfer 

REFUGIO wurde in München 1994 mit sechs fest angestellten Mitarbeiter/innen gegrün-
det. Das Ziel war es, ein Beratungs- und Behandlungszentrum für traumatisierte Flücht-
linge und Folter-Überlebende aufzubauen. Das Konzept sah eine Interdisziplinarität vor, 
da eine Berufsgruppe allein die Aufgaben nicht erfüllen kann. Die Klientinnen und Klien-
ten werden vom Erstgespräch an von zwei Berufsgruppen begleitet, von je einem/r Mitar-
beiter/in aus der Sozialberatung und der Therapie. Bei den unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlingen wird die rechtliche Beratung eventuell durch die Vormünder durchgeführt, 
daher ist es möglich, dass in Ausnahmefällen nur eine Berufsgruppe den Flüchtling in 
REFUGIO betreut. Auf jeden Fall ist das vernetzte Arbeiten ein wesentlicher Teil unseres 
Konzepts. Wir sind von sechs auf gegenwärtig 40 fest angestellte Mitarbeiter/innen ange-
wachsen. Außerdem verfügen wir über 100 Honorarkräfte, davon bilden die Dolmetsche-
rinnen und Dolmetscher den größten Teil, da wir Menschen aus 47 Ländern betreuen. Im 
letzten Jahr kamen 2.085 Flüchtlinge in unsere Beratung und Behandlung.  

Wir haben verschiedene Hilfsangebote in unserem Repertoire. Neben dem festen Team, 
bestehend aus Sozialpädagog/innen, Therapeut/innen, Fachärzt/innen und Verwaltungs-
kräften, haben wir auch Honorarkräfte, die niedergelassen sind und an die wir weiter-
verweisen können. Im Laufe der Zeit haben sich verschiedene Projekte herauskristalli-
siert. Im Jahr 2004/2005 wollte ich beispielsweise mit einer Frauengruppe aus dem Koso-
vo eine Traumatherapie durchführen. Plötzlich sagten mir verschiedene Frauen, dass sie 
immer wieder das Gefühl hätten, eine schlechte Mutter zu sein. Sie seien unruhig, wür-
den ihr Kind schlagen, obwohl gar kein Grund vorlag. Sie signalisierten, dass sie in die-
sem Bereich sehr viel mehr Unterstützung benötigen würden. Die Kinder waren durch 
das Verhalten ihrer Mütter oft irritiert und manchmal auch verhaltensauffällig. Daraus 
entwickelten wir ein muttersprachliches Elterntraining, das in 30 Sprachen mit bisher 24 
– demnächst 32 – muttersprachlichen Elterntrainerinnen angeboten wird. Dieses Eltern-
seminar findet 12 Mal á zwei Stunden statt. Dazu wurde ein manualisiertes, speziell auf 
Flüchtlingsfamilien zugeschnittenes Programm entwickelt.   

Eine Kunstwerkstatt mit Künstlern und Kunsttherapeuten arbeitet sehr viel in den Unter-
künften. Der Fokus liegt jedoch nicht auf der Therapie, sondern auf Aktivieren durch kre-
atives Gestalten, wie Musizieren, Tanzen usw. Diese Werkstatt besteht bereits seit über 
20 Jahren.  

Wir bekommen mittlerweile mehr Anmeldungen aus der Region als aus München, wer-
den allerdings nicht vom Land Bayern bezahlt, sondern nur von der Stadt München und 
dürften aus diesem Grund die Flüchtlinge aus der Region eigentlich nicht betreuen. Mit 
Hilfe anderer Einrichtungen konnten wir Zweigstellen errichten.  

                                                
1  Arbeitsgruppen-Input der Wiederholungstagung am 22./23. Juni 2015 
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Ich selbst habe in den ersten 18 Jahren sehr viele Klientinnen und Klienten betreut, man-
che davon über Jahre. Parallel dazu bot ich immer wieder Fortbildungen an und wollte 
nach 18 Jahren den Schwerpunkt auf die Fortbildung legen, betreue aber noch einzelne 
Klienten. Ich führe auch sehr viel Supervision durch. Im Bereich der UMF habe ich dabei 
sehr viel mit Lehrern zu tun, aber auch mit Mitarbeitern in Heimen. 

Herausforderungen und Belastungen 

Wir dürfen nicht vergessen, dass die Flüchtlinge, ob jung oder alt, sehr häufig Traumata 
erlebt haben. Es ist außerdem eine unfreiwillige Migration. Das ist ein großer Unterschied 
zur freiwilligen Migration, auf die man sich vorbereitet hat. Mitunter wussten die Jugend-
lichen gar nicht, wo sie ausgesetzt werden und dass die Bezugsperson sie dann allein 
lassen würde. Das beinhaltet eine große Herausforderung. Aber auch das Leben im Exil 
unter schwierigen Umständen ist belastend. Getrennt würde man bei allen Aspekten eine 
Ursache für die Symptomatik sehen, die die Flüchtlinge manchmal zeigen.  

Natürlich liegt eine hohe Vulnerabilität vor, aber auch eine Vielzahl an Ressourcen. Eine 
Veränderung durch ein therapeutisches Konzept kann man nur auf Ressourcen aufbauen, 
nicht auf Problemen. Das heißt, als Therapeut/in muss man stets darauf achten, wo die 
Ressourcen liegen. Diese bilden das Fundament für eine therapeutische Veränderung. 
Das betone ich deshalb, weil meist zunächst von der Vulnerabilität ausgegangen wird.  

Was war vorher?  

Das Schild in Abbildung 1 hing über einer Schule in Äthiopien, das ein Kollege aufge-
nommen hat. Dort stehen die vier Rechte der Kinder, u. a. „Überleben“:  

 
  Abbildung 1   © Foto: Robert Kammerlander 

Das zeigt schon einen ganz anderen Lebenskontext als bei uns in Deutschland. Diese vier 
Grundrechte: Überleben, Entwicklung, Schutz und Teilhabe sind nicht mehr gegeben, 
darum machen sich viele auf den Weg oder werden von ihren Familien geschickt, da die 
Flucht der ganzen Familie zu teuer wäre.  
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Was war auf der Flucht? 

Im Folgenden beziehe ich mich auf die Folien meiner Kollegin Birke Siebenbürger und 
ihrer Präsentation „Etappen einer Flucht“.   
Der Fluchtweg ist extrem gefährlich (Abbildung 2): 

 
Abbildung 2     

Hier werden Todesraten durch Ertrinken, durch Ersticken usw. aufgeführt. Sie kennen 
vielleicht den preisgekrönten Film „In this World“. Es wird gezeigt, wie zwei Jugendliche 
aus Afghanistan über Pakistan und Türkei nach England flüchten und wie sie sich im 
Tunnel unter einen LKW klemmen. Die Todesrate ist aufgrund der illegalen Flucht extrem 
hoch. Nur in Deutschland wird die Form des Todes, auch Suizid, angegeben. Das bedeu-
tet nicht, dass sich die Flüchtlinge in Deutschland umbringen, sondern in anderen Län-
dern wird die Todesart nicht differenziert angegeben. Es besteht eine hohe Suizidrate.  

Der Fluchtweg ist nicht nur sehr gefährlich, sondern mitunter auch sehr lang. Viele sind 
Jahre unterwegs. In Italien angekommen, finden sie in leerstehenden Häusern oder in 
Zelten Unterkunft, und auch das oft über eine lange Zeit (Abbildung 3): 
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Abbildung 3     

Das heißt, sie haben die ganze Zeit überleben müssen und überleben bedeutet, dass sie 
die Gunst der Stunde nutzen müssen. Sie dürfen sich nicht an Regeln halten, sonst kämen 
sie kein Stück weiter. Zum Teil müssen sie gegen moralische Grundsätze verstoßen, zum 
Beispiel Menschen, die sich verletzt haben und nicht weiter konnten, nicht mitnehmen, 
weil sie es sonst selbst nicht schaffen zu fliehen. Die Flucht über lange Zeit und unter 
schwierigsten Umständen gelingt nur, wenn man sagen kann: Dort möchte ich hin! 

Ankunft in Deutschland 

Die Flüchtlinge kommen hier an und es heißt: Dein Aufenthalt ist nicht sicher! Häufig 
beginnen die Flüchtlinge zu denken: Hat sich das überhaupt gelohnt? Diese Frage begeg-
net mir häufig in der Therapie. Einer sagte, er hätte seinen Freund verlassen, der nicht 
laufen konnte, weil seine Mutter gesagt hätte, dass er weiter fliehen müsse. Das sind 
Themen neben den Traumafolgen in der Therapie. Nicht immer spielen die traumati-
schen Erfahrungen an sich die größte Rolle.  

Es ist wichtig zu bedenken: Der Wechsel vom Überlebensmodus zum Leben in der Nor-
malität ist schwierig! Auf der Flucht ist es schädlich, sich an Regeln zu halten. Hier in 
Deutschland muss man sich plötzlich an Regeln halten und sogar an einen geregelten 
Tagesablauf. Es ist sehr schwer umzuschalten. Die Folgen sind fehlende Kontinuität im 
Verhalten der jungen Flüchtlinge, vor allem zu Beginn. Der Grund dafür ist nicht immer 
nur das Trauma, sondern die lange Zeit während der Flucht, in der sie unstrukturiert und 
nur auf das Überleben bedacht gelebt haben. Hier angekommen, können sie nicht plötz-
lich umschalten, planen und Zeit strukturieren. Das ist zunächst extrem schwierig für 
Flüchtlinge. In der Therapie erarbeitete ich Konzepte unter Einbeziehung von Dingen, die 
der oder die Betreffende bereits vorher regelmäßig getan hat und was noch schwerfällt, 
um auf diesen Wechsel einzugehen.  

Was belastet die Flüchtlinge? 

Das Leben im Exil ist am Anfang sehr belastend. Das dürfen wir nicht vergessen. Sie fin-
den in Deutschland zunächst schwierige Lebensbedingungen vor, die eine Unsicherheit 
mit sich bringen – Unsicherheit aufgrund: 

 unklaren Aufenthalts, 
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 fehlender sicherer Zukunftsperspektive, 

 fremder Sprache, 

 kultureller Unterschiede. 

Sie erleben einen erschwerten Zugang zum Arbeitsmarkt und leben meist auf engstem 
Raum ohne Privatheit. Außerdem haben sie eine geringe Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben. In einigen Bundesländern wie in Bayern findet in Bezug auf die Jugendlichen ein 
Paradigmenwechsel statt. Die Schulen wollen unbedingt, dass die jungen Flüchtlinge die 
Schule besuchen. Damit finden die Jugendlichen wieder Ziele.  

Flüchtling sein … 

„An der Grenze habe ich meine Biografie hängen lassen“. Das ist die Aussage eines im 
Iran bekannten Kameramannes. „Niemand weiß hier, was ich kann und hier bin ich ein 
kleines Licht in der Gesellschaft …“ Das empfinden die Jugendlichen ebenso. Die Fähig-
keiten, die man im Überlebenskampf erworben hat, sind hier nicht gefragt und ein Teil 
der Identität ist damit verschwunden. Viele Erwachsene sagen auch: „Ich muss in 
Deutschland bei Stunde 0 anfangen.“  

Andere, auch junge Flüchtlinge teilen mit: „Ich habe hier etwas anderes erwartet.“ Ein 
Jugendlicher, der von seinem Betreuer in meine Therapie geschickt wurde, wusste gar 
nicht, was er bei mir soll. Zudem saß er zwei Frauen – mir und der Dolmetscherin - ge-
genüber. Im arabischen Raum gibt es einen Spruch: Wenn ein Mann und eine Frau in 
einem Raum sind, ist immer der Teufel dabei. Jetzt sitzt so ein junger Mann in einem Set-
ting, das ihm völlig unbekannt ist. Dadurch ist er natürlich sehr angespannt. Nach meiner 
Erklärung, was meine Aufgabe ist und wozu er bei mir sitzt, antwortete er, dass er schon 
sähe, dass ich mich bemühe, aber er wartete eigentlich darauf, dass er zu einer deutschen 
Familie kommt, und wüsste nicht, warum man ihm dies vorenthalten würde. Ich wusste, 
dass er in einem guten Heim untergebracht war und gut betreut wurde. In seiner Heimat 
jedoch gibt es zum Überleben nur eine Familie. Es gibt dort kein Jugendamt und keine 
Familien ersetzenden Einrichtungen. Jugendamt wird bei ihnen immer mit Polizei gleich-
gesetzt. Der Schlepper verspricht manchmal den Kindern und den Familien, dass die 
Kinder und Jugendlichen in deutsche Familien kommen. Der Jugendliche schlussfolgerte 
deshalb, dass seine Betreuer ihm die Familie vorenthalten. Dieses Missverständnis führte 
zu einem Konflikt mit den Betreuern. Es ist daher sehr wichtig, erst einmal zu klären, was 
sich die Ankommenden vorgestellt hatten und wie die realistischen Erwartungen ausse-
hen. Dazu ist es günstig, wenn ein Externer, am besten ein bereits integrierter ehemaliger 
Flüchtling, in das Heim kommt und den Jugendlichen die Lebensbedingungen hier er-
klärt. In der Therapie spielen die Erwartungen, die nicht erfüllt werden, eine große Rolle.  

Eine große Belastung stellen die Aufträge dar, die sie von der Familie zu Hause hierher 
mitbringen: „Daheim erwarten meine Angehörigen vieles von mir, was ich nicht erfüllen 
kann.“ Manche Familien denken, dass ihr Sohn doch nun nach drei Monaten längst ar-
beiten gehen und Geld verdienen müsste. Das bezieht sich allerdings in erster Linie auf 
die männlichen Jugendlichen. Die Jugendlichen klagen darüber, dass ihre Familie gar 
nicht versteht, warum er noch nicht arbeiten kann. Darum gehen sie schon nicht mehr 
gern ans Telefon, wenn jemand aus der Familie anruft. Dadurch entsteht eine gewisse 
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Entfremdung, die durchaus sehr schmerzhaft sein kann und die Jugendlichen in ein Di-
lemma stürzt.  

Flüchtlingskind sein … 

Vor allem die Jüngeren, die mit ihren Familien nach Deutschland gekommen sind, zeigen 
nicht gern, dass sie Flüchtlinge sind. Sie steigen oft nicht an der Bushaltestelle zur Ge-
meinschaftsunterkunft aus. Sie schämen sich, dort leben zu müssen. Sie sind außerdem in 
der Gemeinschaftsunterkunft Gefahren ausgesetzt.  

Sie können keine Einladungen von Mitschüler/innen annehmen, da man selbst nieman-
den einladen kann. Sie wollen niemandem zeigen, wo – und wie – sie wohnen. Wenn 
eine deutsche Familie sie einlädt, müssen sie diese nach den Traditionen ihres Heimat-
landes ebenfalls einladen. Das heißt, dass sie zwar gern in Kontakt mit den deutschen 
Familien treten würden, aber aus Scham, das nicht zurückgeben zu können, unterlassen 
sie es.  

Flüchtlingskinder müssen schnell lernen, sich souverän zwischen den Kulturen zu bewe-
gen. Sie lernen, in welchem Setting sie sich wie zu verhalten haben. Sie müssen der Leh-
rerin in der Schule in die Augen sehen, wenn sie mit ihnen spricht. In der Heimat schaut 
man aber einer Respektsperson nicht in die Augen. Das ist nur ein Beispiel von vielen. In 
dieser Hinsicht kann man in Gruppenangeboten viel klären und einüben.  

Die Erwartungen der Eltern in der Heimat sind oft sehr hoch. Entweder man wird 
Arzt/Ärztin oder so etwas wie Maschinenbauingenieur. Alles andere ist indiskutabel. Es ist 
sehr schwer für die Jugendlichen, ihren Eltern zu vermitteln, dass sie einen recht guten 
Weg in Deutschland eingeschlagen haben, auch wenn sie die hohen Erwartungen nicht 
erfüllen.  

Traumafolgestörungen 

Nicht alle Probleme sind Traumafolgen, aber natürlich gibt es eine Symptomatik, die das 
Leben für die jungen Menschen sehr schwer macht und eindeutig auf das Trauma zu-
rückzuführen ist.  

Ein afghanischer junger Mann, etwa 18 Jahre alt, beschreibt in der Therapie ein Erlebnis: 
„Wir mussten bei Dunkelheit gehen. Ein Freund von mir rutschte ab und rief mich um 
Hilfe. Die Schlepper schubsten mich weiter und ich höre ihn heute noch nach mir rufen.“ 
Es gibt nur ein kurzes Zeitfenster, in dem die Schlepper die Menschen durchjagen müs-
sen, denn sie werden kontrolliert und die Schlepperwege sind die Quelle für ihr Geld. 
Deshalb dulden sie keine Verzögerung. Ich kenne aus meiner Arbeit etliche Familien, die 
ihre Kinder verloren haben und sie nicht mehr retten konnten. Sie steckten in dem Di-
lemma, ein Kind zu retten, aber dafür die anderen zu verlieren, die weitergeschoben 
werden. Typisch für den Albtraum des jungen Mannes ist, dass er sich immer wiederholt, 
eingefroren auf eine Szene des traumatischen Ereignisses. Und das nicht nur nachts, son-
dern auch, wenn er in der Schule sitzt und es ruhig ist, kommt das Bild plötzlich wieder.  
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Posttraumatische Belastungsstörung 

1980 wurde die Posttraumatische Belastungsstörung (PTBS) im DSM-III der Amerikani-
schen Psychiatrischen Vereinigung erstmals als anerkannte psychische Störung aufge-
führt. 1984 wurde die PTBS in die erste deutsche Ausgabe des Diagnosemanuals ICD 10 
(International Statistical Classification of Diseases and Related Health Problems) aufge-
nommen.  

Laut ICD 10 gehören zu einer posttraumatischen Belastungsstörung vier Kriterien: 

A Traumatische Erfahrung 

B Nachhaltiges Wiedererleben 

C Vermeidung/Numbing 

D Übererregung. 

Man hat diese Störung allerdings nur bei Erwachsenen untersucht. Das heißt, dass man 
häufig bei Kindern oder Jugendlichen die posttraumatische Belastungsstörung nicht erfas-
sen kann, weil die Anzeichen sich anders darstellen. Weder im amerikanischen noch im 
europäischen Diagnosemanual kann die o. g. Symptomatik auf Kinder angewandt wer-
den. Inzwischen gibt es im DSM V einige entwicklungsbezogene Symptome, aber Kinder 
werden im Hinblick auf posttraumatische Belastungsstörungen generell extrem unter-
schätzt. Die Jugendlichen, die zu uns kommen, hatten in sehr jungen Jahren Traumata 
erlebt und zeigen nun eine andere Ausprägung der Symptomatik einer Traumatisierung 
als Erwachsene.  

Generell muss man zunächst eine traumatische Erfahrung finden, um die Diagnose zu 
stellen. Betrachtet man lediglich die Symptomatik, wie nachhaltiges Wiedererleben, 
Vermeidung und Übererregung, ist keine Diagnosestellung möglich. Dieses Problem fin-
det sich oft vor Gericht, wenn die Aussage eines Klienten bezweifelt wird. Ich werde ge-
fragt, woher ich so genau wüsste, dass das erzählte Erlebnis tatsächlich stattgefunden 
hatte. Die Glaubwürdigkeit von Flüchtlingen ist ein großes Thema, bei dem die Dolmet-
scher oft unbewusst eine schwierige Rolle spielen, wenn sich durch deren Übersetzung 
Widersprüche ergeben, die dann als unglaubhafte Aussage des Asylbewerbers ausgelegt 
werden.  

Es ist die einzige Störung, bei der man das Ereignis im Rahmen der Diagnose mit benen-
nen muss. Wenn man davon abhängig ist, ergeben sich bereits daraus die ersten Schwie-
rigkeiten. Betroffene möchten über die traumatischen Erfahrungen eigentlich gar nicht 
berichten, weil es ihnen hinterher tagelang schlecht geht. Ein Symptom ist daher die 
Vermeidung. Alles, was auf das Trauma bezogen ist, wird vermieden. An erlebte Trauma-
ta in der Kindheit kann man sich mitunter gar nicht mehr erinnern. Das macht die Diag-
nose bei Traumatisierten, insbesondere bei Heranwachsenden, so schwierig.  

Numbing zeigt sich häufiger bei Kindern und Jugendlichen als bei Erwachsenen und be-
deutet eine affektive Erstarrung. Das heißt, sie erzählen eine grausame Geschichte so, als 
ob sie jemand anderem passiert wäre oder sie lächeln sogar dabei, was sich natürlich 
sehr ungünstig beim Bundesamt oder vor Gericht auswirkt. Die dort Tätigen haben eine 
Alltagspsychologie darüber, wie ein richtiges Opfer zu sein hat. Dazu passt es nicht, dass 
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jemand scheinbar völlig unbeteiligt darüber sprechen kann. Kinder können einer belas-
tenden Situation kaum entfliehen. Ein Erwachsener hat zumindest die Option im Kopf 
wegzurennen, weil er sich selbst wieder versorgen kann. Das kann ein Kind nicht. Darum 
flüchten sie im Kopf. Sie haben sehr gut gelernt, sich „wegzubeamen“ oder die Gefühle 
abzuspalten und nichts an sich herankommen zu lassen, weil man dann weniger 
Schmerzen hat.  

Traumatische Erfahrung 

Bei einer traumatischen Erfahrung kann es sein, dass die Person selbst betroffen war, dass 
sie ein Ereignis selbst beobachtet hat oder von einem Ereignis erfuhr, dass einer anderen 
Person passiert ist (Abbildung 4). 

 
      Abbildung 4           © Barbara Abdallah-Steinkopff 

Man kann als Beobachtender mitunter mehr traumatisiert sein als das direkte Opfer eines 
schlimmen Ereignisses. Dabei spielen Machtlosigkeit und teilweise Schuldgefühle eine 
Rolle. Man muss bedenken, dass sich die Jugendlichen in der Entwicklungsphase befan-
den, als sie die traumatischen Erfahrungen machen mussten. Kinder und Jugendliche ver-
arbeiten solche Erfahrungen anders als Erwachsene, weil sie weniger in der Lage sind, die 
Dinge sachlich zu verstehen. Ein Mädchen aus dem Kosovo war 9 Jahre alt, als sie mit 
ansehen musste, wie ihre Mutter vergewaltigt wurde, damit sie den Aufenthaltsort des 
Vaters preisgibt. Man könnte annehmen, dass das das Schlimmste für das Mädchen war. 
Später in der Therapie stellte sich jedoch heraus, dass das Mädchen dachte, sie selbst 
hätte damit etwas zu tun. Sie hatte mit ihrer Mutter eine Woche vorher einen Streit ge-
habt und ihr dabei alles Schlimme gewünscht. Als es dann passierte, fühlte sie sich 
schuldig. Die Art der Verarbeitung spielt eine wesentliche Rolle.  
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Es kann passieren, dass ein Jugendlicher etwas gehört hat, selbst nicht bei dem Gesche-
hen anwesend war und trotzdem traumatisiert ist, weil es sich um eine sehr beziehungs-
relevante Person handelt, der etwas Schlimmes passiert ist.  

Man unterscheidet generell zwischen Traumatyp 1, das bedeutet ein plötzliches Ereignis, 
das einen Anfang und ein Ende hat – wie zum Beispiel ein Unfall – und Traumatyp 2, das 
ist eine Sequenz von über längere Zeit sich hinziehenden traumatischen Erfahrungen. Wir 
gehen davon aus, dass unsere jungen Flüchtlinge oft bereits in ihrer Kindheit traumatische 
Erfahrungen gemacht haben. Bei Kindern haben traumatische Erfahrungen wie bei Er-
wachsenen, aber auch Vernachlässigung pathogene Wirkungen auf die Entwicklung. In 
meiner Therapie habe ich Kinder, die schon sehr früh Waisen wurden, weil ihre Eltern an 
AIDS gestorben waren. Bei Kindern und jungen Jugendlichen kommt oft die interperso-
nelle Traumatisierung hinzu (Abbildung 5): 

 
      Abbildung 5           © Barbara Abdallah-Steinkopff 

Das heißt, erfährt man durch Bezugspersonen, von denen man abhängig ist, Traumatisie-
rungen, hat das eine traumatischere Wirkung als bei Erwachsenen. Bei den unbegleiteten 
minderjährigen Flüchtlingen tritt der Verlust protektiver Bezugspersonen hinzu, wenn sie 
hier in Deutschland in andere Heime und in andere Regionen „verteilt“ werden. Das an 
sich ist schon belastend, aber traumatisch sind solche Verluste, wenn sie fortgesetzte 
Trennungen bereits in ihren Heimatländern und während der Flucht erlebt hatten.  

Nachhaltiges Wiedererleben 

Nachhaltiges Wiedererleben bedeutet, dass die Erinnerung auf bestimmte Szenen des 
Traumas eingefroren ist. In manchen Sprachen wird es nicht in „Erinnerung“ übersetzt, 
sondern als „Foto“, als „unwillkommene Bilder“ oder „alter Film“. Ich will mich nicht 
daran erinnern, wie es damals war, sondern die Erinnerung dringt in mich ein und ich 
kann nichts dagegen tun.  
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Es gibt einen Unterschied zwischen Intrusion und Flashback: Bei einer Intrusion sieht der 
Betroffene zwar die Bilder des traumatischen Ereignisses wieder vor sich und wirkt abwe-
send, ist aber noch durch Ansprache erreichbar und zeitlich und räumlich noch orien-
tiert. Bei einem Flashback verhält sich der Betroffene so, als würde er das traumatische 
Ereignis gerade wieder erleben, er ist nicht mehr erreichbar, reagiert nicht auf Ansprache. 
In diesem Zustand passieren die meisten aggressiven Übergriffe. Der Betroffene benimmt 
sich, als wäre er wieder in großer Gefahr. Eine Äthiopierin beispielsweise hat stets Angst 
vor tätowierten Männern. Sie war Sprechstundenhilfe und musste Patienten Blut abneh-
men. Es war ein extremer Trigger für sie, wenn jemand tätowiert war. In diesen Situatio-
nen reagierte sie auf entsprechende Patienten nervös und aggressiv. 

Intrusionen sind auf bestimmte Szenen eingefroren. Das können die Augen des Täters 
sein oder das Blut, das geflossen ist, oder Schreie, die man gehört hat, oder sogar ein Ge-
ruch. Ohne dass eine entsprechende Geruchsquelle vorhanden ist, kann jemand sagen, 
dass er Leichen riecht. Dieses Wiedererleben kann über verschiedene Sinne ablaufen. Im 
Einzelnen sind das: 

 Wiederkehrende, sich aufdrängende Erinnerungen, 

 wiederkehrende, belastende Träume von dem Ereignis, wobei die realen Szenen 
des Erlebnisses im Traum abgeändert werden, 

 Handeln oder Fühlen, als ob das traumatische Ereignis wiederkehrt, 

 posttraumatisches Spiel – das Ertrinken wird zum Beispiel von den Flüchtlingskin-
dern oft gespielt, 

 Reinszenierung von Schemata – zum Beispiel suchen Jugendliche immer wieder 
gefährliche Situationen oder Menschen, die ihnen nicht guttun. 

Mitunter schauen sich Kinder und Jugendliche grausame Kriegsfilme an und die Betreuer 
sind unsicher, ob sie das zulassen oder lieber verbieten sollen. Oft steckt dahinter ein 
Bedürfnis, die Vorgänge im Heimatland ein wenig zu verstehen. Verbote haben wenig 
Sinn, weil die Kinder sich das dann heimlich ansehen. Besser ist es, mit ihnen darüber zu 
sprechen, warum sie sich das anschauen und wie es ihnen danach geht. Dabei ist es 
auch wichtig, dass man sich als Betreuer selbst schützt und nicht unbedingt solche Bilder 
mit nach Hause nimmt. Eventuell kann man mit den Jugendlichen aushandeln, dass sie 
sich eine Woche lang nicht solche Filme ansehen, um zu schauen, wie es ihnen dann in 
der Schule, im Alltag und in der Nacht geht.  

„Angetriggert“: Trigger lösen ähnliche Affekte aus wie das Trauma selbst. Das kann zum 
Beispiel bei einem Menschen, der dem Ertrinken gerade noch entronnen ist, Wasser sein. 
Es ist nicht unbedingt ratsam, mit jungen Flüchtlingen, die einen gefährlichen Weg über 
das Mittelmeer hinter sich haben, im Sommer zu einem See zum Baden zu gehen oder 
eine Bootsfahrt zu unternehmen. Allein der Anblick des Wassers kann Panikgefühle aus-
lösen.  

Trigger sind Betroffenen oft nicht bekannt. Das ist ein Problem, weil die Umgebung die 
Reaktion des Betroffenen nicht versteht und nicht einmal er selbst weiß, was sein Verhal-
ten ausgelöst hat und wovon er sich bedroht fühlt. Die Vergangenheit wirkt dabei realer 
als die Gegenwart. Das Bild des damaligen Erlebnisses schiebt sich vor die Realität. Die 
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Betroffenen kennen auch nicht die Quelle der Gefahr. Sie können nicht unterscheiden 
zwischen einer Erinnerung und einer realen Bedrohung.  

Man unterscheidet kaltes und heißes Gedächtnis (Abbildung 6): 

 
    Abbildung 6             © Barbara Abdallah-Steinkopff 

Bei kaltem Gedächtnis kann ein Patient alle Fakten aufzählen, was während des Erlebnis-
ses passiert ist. Beim heißen Gedächtnis weiß er alles, was in ihm abgelaufen ist. Die 
Seite des kalten Gedächtnisses jedoch verblasst immer mehr. Das heiße Gedächtnis 
bleibt. Wenn man nicht mehr weiß, warum man in bestimmten Situationen so reagiert, 
hat man das Gefühl „verrückt“ zu sein. Wenn keine Verschränkungen von den gegenwär-
tigen Reaktionen zu dem früheren Erleben vorhanden sind, hat das negative Auswirkun-
gen auf das psychische Befinden. Wenn man weiß, warum eine bestimmte Reaktion er-
folgt, ist es immer noch unangenehm, aber man ist dem nicht so hilflos ausgeliefert. Ein 
Jugendlicher beispielsweise hatte in seinem Zimmer alles zerstört, weil, wie sich später 
herausstellte, ein Gürtel, der auf dem Bett eines Mitbewohners lag, ihn an die Schlangen 
erinnerte, die einige seiner Kameraden im Dschungel totgebissen hatten, während sie 
sich im Krieg im Gebüsch verstecken mussten. Er selbst wusste in dem Moment seiner 
Zerstörungswut nicht, was ihn dazu veranlasst hatte. Daher ist es wichtig, eine Trigger-
analyse durchzuführen. 

Der Trigger für alle Flüchtlinge schlechthin sind Uniformierte, denn von ihnen geht in 
vielen Ländern die Gewalt aus. Sehen die Betroffenen einen Uniformierten, reagieren sie 
zunächst mit körperlicher Anspannung (Abbildung 7).  
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   Abbildung 7               © Barbara Abdallah-Steinkopff 

Wenn die Situation nicht gestoppt wird, kommen die Bilder von damals und schon ist 
man wieder mitten in dem traumatischen Erlebnis. Es ist außerordentlich wichtig, dass 
Menschen ihre Alarmsignale – häufig körperliche – frühzeitig erkennen, damit sie nicht 
weiter in die Spirale der Intrusion gehen und das Vergangene erleben, sondern bereits bei 
den ersten Anzeichen stoppen und etwas tun, was sie in der Gegenwart bleiben lässt.  

Verschiedene Wiedererlebens-Situationen von jungen Flüchtlingen  

Situation während des Unterrichts: Der Unterrichtsstoff ist der deutsche Wortschatz zur 
Familie. Zu beobachten ist zunehmend die auffällige Reaktion eines Schülers, er:  

 wirkt abwesend, 

 erstarrt, 

 zeigt massive motorische Unruhe, 

 Zittern, heftiges Atmen. 

Das erleben wir bei vielen Flüchtlingen: Sobald der Wortschatz für die Familie behandelt 
wird, ist die halbe Klasse wie gelähmt. Das ist ein Trigger.  

Situation während des Fußballspiels: Ein Jugendlicher spielt sehr gut Fußball und es ist 
auch sehr wichtig für ihn. Er ist auch gut in die Mannschaft integriert. In einem Spiel steht 
er vor dem Tor und kann nicht schießen, er ist wie erstarrt. Der Trainer schimpft natürlich 
mit ihm. Wir haben einen Trigger identifizieren können. Der Monat Oktober war es. Jah-
reszeiten, in denen vor Jahren etwas passierte, kann ein Trigger sein. Im Oktober ist der 
Junge von hinten attackiert worden. Im Fußballspiel steht er als Stürmer natürlich vorn 
und hinter ihm sind seine Mitspieler. Er konnte es nicht ertragen, wenn jemand hinter 
ihm stand. Auch im Unterricht hatte er darum gebeten, dass er ganz hinten sitzen darf. 



206 

 

Nach etwa einem Monat waren die Symptome wieder verschwunden, aber der Monat 
Oktober hatte die alten Ängste wieder ausgelöst.  

Das heißt, im Alltag, wo wir nichts Bedrohliches sehen können, ruft etwas eine Erinne-
rung wach, auf das wir nie kommen würden und was man nur in Erfahrung bringt, wenn 
man mit dem Betroffenen ausführlich spricht.  

Situation im Schulalltag: Ein Schüler vergisst immer wieder Unterlagen, kommt trotz ho-
her Motivation immer mal wieder zu spät und kann sich nicht über einen längeren Zeit-
raum konzentrieren und wird motorisch unruhig. Trotz Abmachung werden Terminver-
einbarungen vergessen. Das Zuspätkommen ist typisch für Traumatisierte, die mit der U-
Bahn zur Schule oder zur Arbeit fahren. Sie sitzen in der U-Bahn und das hat etwas Mo-
notones. Irgendwann driften sie ab, sind völlig weg und vergessen auszusteigen. Sie 
kommen erst wieder zu sich, wenn der Fahrer sie aufrüttelt, weil sie die Endstation er-
reicht haben. Das begegnet uns sehr häufig. Verabredungen werden zwar mit einem „Ja“ 
bestätigt, aber dann wieder vergessen. Am besten lässt man sich den Wortlaut der Verab-
redung wiederholen. Dieses Abdriften passiert mehrmals am Tag, daher existieren viele 
Lücken im Alltag, was die Menschen verunsichert. Um die Lücken zu füllen, werden mit-
unter Geschichten erzählt. Sie können einem Gespräch nicht folgen, gehen manchmal 
bei Rot über die Straße und vergessen Handlungsziele. Diese Verhaltensweisen deuten 
auf eine dissoziative Störung hin. 

„Neue Ängste“ sind zum Beispiel: 

 Angst vor Dunkelheit, weil sie ein Einfallstor für Intrusion darstellt, d. h. keine Ab-
lenkung vorhanden ist, 

 Angst davor, alleine zu sein,  

 alles nur in Begleitung machen können, 

 Angst vor Kontakt mit mehreren Menschen.  

Man sollte den jungen Menschen immer eine Lichtquelle zur Verfügung stellen.  

Vermeidung  

Vermeidung äußert sich in den Symptomen: 

 Bewusstes Vermeiden von Gedanken, Gefühlen oder Gesprächen, die mit dem 
Trauma in Verbindung stehen – oft mit Hilfe von Alkohol und Drogen, 

 bewusstes Vermeiden von Aktivitäten, Orten oder Menschen, die Erinnerungen an 
das Trauma wachrufen, 

 ungeschehen machen, 

 Geschehen mit positiven Ausgang berichten, 

 Bagatellisieren. 

Kinder bis 10/11 Jahren können nicht gezielt vermeiden. Sie wollen natürlich nicht an 
Orte zurück, an denen etwas Schlimmes passiert ist. Aber i. S. eines planmäßigen Vorge-
hens können Kinder nicht vermeiden. Daher vermeiden sie auf eine andere Art: Sie ma-
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chen das Erlebnis ungeschehen. Es ist nicht passiert. Das ist natürlich schlecht vor Ge-
richt. Oder sie erzählen die Geschichte so, dass sie die Situation heldenhaft gemeistert 
haben. Oder sie bagatellisieren das traumatische Geschehen.  

Eine posttraumatische Belastungsstörung geht häufig mit einer depressiven Symptomatik 
einher, die sich folgendermaßen zeigt: 

 Kein Interesse an Dingen, die man vor dem Trauma gerne gemacht hat, 

 sozialer Rückzug, 

 Gefühl einer eingeschränkten Zukunft, 

 Appetitlosigkeit. 

Das Gefühl der eingeschränkten Zukunft bildet mit dem unsicheren Aufenthaltsstatus eine 
unsägliche Kombination, insbesondere im Hinblick auf die Motivation, die Schule zu 
besuchen. Die Jugendlichen stellen sich häufig die Frage: Wozu mache ich das eigent-
lich?  

Zustand der ständigen Übererregung 

Diese Symptome bleiben relativ lange bestehen und sind schwer zu therapieren: 

 Motorische Unruhe, 

 erhöhte Reizbarkeit und Nervosität, 

 mangelnde Affektregulation, 

 übermäßige Wachsamkeit (Hypervigilanz), 

 erhöhte Schreckhaftigkeit. 

Diese körperliche Übererregung ist ein großes Problem für Jugendliche. Dadurch kommt 
es auch zur mangelnden Affektregulation. Wenn sie in einen Affekt geraten, kommen sie 
nur sehr schlecht wieder herunter. Er kann sogar über Tage anhalten.  

Während sich die meisten Menschen in einer entspannten Situation sicher fühlen, ist das 
bei Traumatisierten nicht der Fall. Diese brauchen zusätzliche Sicherheitssignale, um sich 
wirklich sicher zu fühlen, zum Beispiel müssen manche Patienten immer die Tür sehen 
können. Auch Nähe und Distanz sind ein Thema, das das Sicherheitsgefühl berührt.  

Massive Ein- und Durchschlafstörungen sind aufgrund der Übererregung und der Alb-
träume vorprogrammiert. Sport und eine sinnvolle Tagesstrukturierung sind hilfreiche 
Bewältigungsformen bei Schlafstörungen. Einem Jungen half zum Beispiel eine deutsche 
Flagge über dem Bett, damit er sich beim Einschlafen oder beim Aufwachen nach einem 
Albtraum schneller orientieren konnte und wusste, dass er sich in Deutschland befindet.   

Wenn Jugendliche Anfälle aufweisen, die ähnlich wie epileptische Anfälle aussehen, 
muss das gründlich untersucht und darf nicht voreilig als Epilepsie gedeutet werden. Im 
Rahmen von dissoziativen Störungen gibt es Anfälle, die den epileptischen Anfällen ähn-
lich sind. Das sind reine psychogene Anfälle, die man differenzieren kann, wenn man das 
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häufiger sieht. Es ist natürlich wichtig, solche Anfälle medizinisch abzuklären, aber es 
wird häufig zu schnell an die Epilepsie-Experten gegeben.  

Entwicklungsbezogene Traumafolgestörungen  

Häufige Problematik bei Kindern und Jugendlichen sind vor allem: 

 Verlust bereits erworbener Fähigkeiten (zum Beispiel kann Bettnässen oder Verlust 
der Sprachfähigkeiten auftreten. Die traumatisierten Kinder und Jugendlichen fallen 
in eine bereits durchlaufene Entwicklungsstufe zurück.), 

 Risikoverhalten, 

 Eigene Grenzen der Belastbarkeit nicht wahrnehmen (Dazu kann auch gehören, 
dass sie den eigenen Körper bzw. Schmerzen nicht mehr spüren. Spüren sie tat-
sächlich Schmerzen, fällt es ihnen schwer, das auszudrücken.),  

 Massive Scham- und Schuldgefühle, 

 Substanzmissbrauch. 

Vor allem Kindersoldaten bekamen bereits in ihrer Heimat Drogen verabreicht, um die 
Aggressionsschwelle zu senken. Daher sind sie bereits süchtig, wenn sie hier ankommen. 
Andere benutzen diese Mittel, um Erlebtes leichter zu vergessen.  

Auswirkungen auf sozialen Bereich2 sind in erster Linie:  

 Mangelnde Affektregulation (aggressives Verhalten), 

 Flashbacks (werden diese nicht erklärt, gelten die Betroffenen als „verrückt“), 

 Kommunikationsprobleme wegen der Dissoziationen, 

 intensive Beschäftigung hinsichtlich der Sicherheit von Bezugspersonen oder ande-
ren geliebten Personen; Schwierigkeiten, Trennungen auszuhalten, 

 negatives Selbstbild, Hilflosigkeit, Wertlosigkeit, ein Gefühl der Beschädigung, 
mangelnde Selbstwirksamkeitserfahrungen, 

 Misstrauen, kein angemessenes reziprokes Verhalten anderen gegenüber, Fehldeu-
tungen von Verhalten anderer. 

Als Heranwachsender lernt man, Dinge richtig zu deuten und sich in andere hineinzu-
denken. Dazu hatten die traumatisierten Flüchtlinge keine Gelegenheit.  

Auswirkungen auf Konzentration und Lernen3  

 Dissoziationen/Intrusionen stören die Konzentration, 

 Unfähigkeit, extreme Gefühlszustände zu verändern, auszuhalten und sich selbst 
wieder zu beruhigen (Furcht, Wut, Scham), 

 unangemessene Methoden der Beruhigung,  

                                                
2  z. T. nach van der Kolk, Steil, Rosner 
3  z. T. nach van der Kolk, Steil, Rosner 
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 habituelles und reaktives selbstverletzendes Verhalten, 

 Unfähigkeit, zielbezogenes Verhalten zu entwickeln oder aufrechtzuerhalten, was 
häufig irrtümlich als ADHS gedeutet wird, 

 übermäßige Beschäftigung mit Bedrohungen (keine Einsicht), nach einem Trauma 
wird die Welt generell als bedrohlich wahrgenommen, 

 Folgen von Schlafmangel. 

Hilfreiche Stabilisierungstechniken 

Im Umgang mit Intrusionen (Abbildung 8) gilt generell das Prinzip: Möglichst schnell 
sind die Alarmsignale festzustellen. Nicht nur der Betreuer, auch die betroffene Person 
muss das mit der Zeit lernen. Erkennt man die Signale, ist der Gegenwartsbezug herzu-
stellen und eine Beruhigung einzuleiten. Aus diesem Prinzip ist ein Handlungsskript zu 
entwickeln, das mit der Zeit automatisch abläuft.  

 
       Abbildung 8           © Barbara Abdallah-Steinkopff 

Frühwarnsystem entwickeln bedeutet, nicht zu warten, bis die Ampel auf „Rot“ steht, 
weil man dann nicht mehr handeln kann. Dazu ist es erforderlich, den Trigger herauszu-
finden und die ersten (körperlichen) Anzeichen für Intrusionen zu erkennen. Manchmal 
ist das Verlassen der Situation notwendig, um möglichen Triggern aus dem Weg zu ge-
hen.  

Der Gegenwartsbezug wird auf verschiedenen Ebenen hergestellt: 

 Körperliche: aufstehen, bewegen, abklopfen, klatschen, fest auftreten usw., interak-
tive Bewegungen, wie Ball zuwerfen o. a., 

 Sehen: aufzählen, lesen usw. – eine Aufgabe, die die Personen zwingt, in der Ge-
genwart zu bleiben, 
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 Hören: Geräusche, Musik usw., 

 Riechen: Gerüche, Düfte, scharfe Stoffe, 

 Schmecken: Chilibonbons, Zitrone, 

 Spüren: Igelball, Gummizug. 

Sich beruhigen 

Befinden sich die Personen wieder in der Gegenwart, sollte man das Beruhigen nicht 
vergessen. Dazu gehören zum Beispiel: 

 Sätze zum Trost (von Eltern, Großeltern, Bibel, Koran usw.), 

 Imaginationen/Symbole für Sicherheit abklären und einsetzen, 

 Selbstverbalisation. 

Das wichtigste Gefühl, das die Betroffenen brauchen, ist Sicherheit.  

Verhalten bei Reorientierung 

Sind die ersten Anzeichen übersehen worden und der Jugendliche ist bereits abgedriftet, 
sind folgende Maßnahmen hilfreich: 

 Sämtliche eigenen Handlungen kommentieren, vor allem das Anfassen muss kom-
mentiert werden, damit kein weiterer Schock dazukommt, 

 Blickkontakt aufnehmen, 

 Fragen zum Hier und Jetzt stellen, 

 eigenen Namen und Örtlichkeit benennen, 

 Sicherheit immer wieder bestätigen, 

 Aufgaben für Gegenwartsbezug stellen, zum Beispiel auf ein Auto weisen und sich 
das Kennzeichen nennen lassen. Das ist auch insofern nützlich, da der Betroffene 
sieht, dass er sich in Deutschland befindet und in Sicherheit ist. 

Reden in einfachen und direkten Sätzen ist sehr wichtig.  

Heimweh 

Es wird häufig vergessen, dass die Kinder und Jugendlichen, aber auch die Erwachsenen, 
Heimweh haben. Und Studien zeigen, dass Heimweh wirklich krank machen kann. Da-
her ist es wichtig, ihnen zuzuhören, wenn sie von zu Hause erzählen.  

Das Wort „Heimweh“  

 wird zum ersten Mal im 1651 im Schweizer Idiotikum (Wörterbuch) erwähnt. 

 Krankheitsbild Nostalgia vom Arzt Johann Hofer 1688 in Basel beschrieben (Zerrüt-
tung der körperlichen Gesundheit, Entkräftung, Auszerrung, Fieber und gar den 
Tod), 
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 Schweizer Krankheit (morbus helvetica): psychischer Zustand von stationierten 
Schweizer Soldaten im Ausland (Verbot eines Hirtenlieds wegen Fahnenflucht), 

 erwähnt vom Arzt und Naturforscher Scheuchzer 1705 in einem Artikel, 

 erst im 19. Jahrhundert Übernahme in anderen deutschsprachigen Ländern (Zeit der 
Romantik). 

Johan Jakob Schleuchzer hat sich intensiv anhand der im Ausland stationierten Soldaten 
damit befasst und dachte, dass vielleicht der veränderte Luftdruck – von den Bergen in 
das flache Land – die Ursache sein könnte. Sein Therapievorschlag war deshalb die Ver-
setzung der Soldaten auf Türme im Ausland. Das können und wollen wir natürlich nicht 
übernehmen.  

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.  
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Arbeitsgruppe „Alltagsbildung für junge Flüchtlinge –  

Möglichkeiten einer integrationsfördernden Erziehung“ 

DR. ANDREAS DEXHEIMER 
Geschäftsstellenleiter, Diakonie – Jugendhilfe Oberbayern, München 

JAQUIE MARY THOMAS 
Dipl.-Sozialpädagogin, Diakonie – Jugendhilfe Oberbayern, München 

1. Ausgangslage 

Wir haben in der Arbeit mit unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen sehr enthusiasti-
sche, oft interkulturell geschulte Mitarbeiter, die aber in der praktischen Arbeit, zumin-
dest am Anfang, recht verunsichert sind und nicht genau wissen, was richtig und was 
falsch ist, wie wir die Integration fördern und fordern und worin genau unser Job besteht. 
Es stellt sich die konkrete Frage: Was müssen neu ankommende UMF lernen, damit sie 
hier zurechtkommen, damit sie hier eine vernünftige Basis haben, um sich integrieren 
und entwickeln zu können? Dabei stehen sich in der Regel 16 Jahre Sozialisation und X 
Monate Akkulturation gegenüber. Was wird benötigt, damit die Kids hier nicht nur phy-
sisch, sondern tatsächlich auch vor Ort ankommen? Die Verunsicherung ist bei den Ju-
gendlichen mindestens ebenso groß. 

Einige Aussagen von unbegleiteten Minderjährigen sollen die Vorstellungen und erste 
Eindrücke wiedergeben: 

 „Du kannst hier in die Schule gehen und bist frei.“ 

 „Deutsche sind leise und höflich.“ 

 „Hier hat man Respekt gegenüber Kindern, erklären statt schlagen.“ 

 „In meinem Land ist die Frau ganz unten – sie muss kochen, putzen und Kinder be-
kommen.“ 

 „Die Sprache ist das Wichtigste – dann gibt’s Arbeit – du brauchst Bildung.“ 

 „Hier isst man die Suppe mit einem Löffel. Bei uns isst man den Reis mit einem Löf-
fel.“ 

 „Die Ausgehzeiten sind schwierig.“ 

 „Die Polizei ist dein Freund und Helfer und sehr nett.“ 

 „In manchem Essen ist Schweinefleisch drin.“ 

Es ist tatsächlich eine andere Welt für jungen Menschen. Viele sind gezielt nach Deutsch-
land gekommen, viele sind aber auch einfach geflohen und irgendwo in Europa gelandet. 
Die Sprache wird immer wieder als wichtig herausgestellt. Viele Jugendliche fragen aber 
auch explizit, wie sich das Leben in Deutschland gestaltet. Damit beschäftigen wir uns 
und dazu präsentieren wir eine Zusammenfassung einer Fortbildung für Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter.   
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In dieser Fortbildung wird am ersten Tag in einem großen Block vermittelt, was die Fach-
kräfte an interkulturellem und kulturspezifischem Wissen für die Arbeit mit UMF brau-
chen, um im zweiten Schritt den Kids beibringen zu können, wie das Leben hier in 
Deutschland funktioniert. Dort bewegen wir uns genau in dem Spannungsfeld, auf der 
einen Seite als Mitarbeiter sehr enthusiastisch zu sein und zu wissen, dass man es mit 
einem hohen Bedarf zu tun hat, gleichzeitig aber eine große Unsicherheit zu verspüren, 
was dieses „Ankommen in Deutschland“ tatsächlich ausmacht und was das Vermitteln 
von Normalität bedeutet. Was ist denn wirklich „normal“?  

Neu ankommende unbegleitete Minderjährige brauchen zunächst vor allem eine Orien-
tierung, schlichtweg eine Idee davon, was hier normal ist. Es genügt nicht die einfache 
Forderung, dass sich jeder, der hierher kommt, normal verhalten soll. Das ist damit nicht 
gemeint. Wir meinen vielmehr, dass die Sozialarbeiter/innen und Sozialpädagog/innen 
sehr wohl eine Verantwortung tragen, den Kids ein Normalitätsverständnis zu vermitteln, 
um zumindest die Chance zu ermöglichen, dass sich die Jugendlichen dort, wo sie es 
möchten, anpassen und dort Wege finden, mit Fragestellungen umzugehen.  

Die Grundannahme für unser Thema lautet:  

 Die Fachkräfte in der Jugendhilfe – gerade am Anfang, im Clearing und in den ers-
ten Anschlusshilfen – legen den Grundstein für eine gelingende Akkulturation und 
Integration. 

 Dazu gehört die Vermittlung wesentlicher Werte, Normen und Einstellungen in 
Deutschland und der darauf basierenden Verhaltensweisen. Es den Kids zu überlas-
sen, nur durch „Trial and Error“ auszuprobieren, was in diesem Land richtig oder 
falsch ist, ist zu wenig.  

Für die Mitarbeiter/innen ist es im Allgemeinen selbstverständlich, dass es zu ihrem Job 
gehört, diese Verantwortung zu tragen, den Jugendlichen das Wissen über Deutschland 
zu vermitteln. Kommen wir aber ins Detail, treten die ersten Unsicherheiten auf, zum 
Beispiel darüber, wie man Fragen der intimen Hygiene vermittelt oder wie man mit Mes-
ser und Gabel umgeht. Es ist ein Unterschied, einerseits grundsätzlich die Verantwortung 
anzunehmen und andererseits die verschiedenen Alltagsfragen in der detaillierten Umset-
zung zu vermitteln.  

Als wir begannen, uns mit dem Thema zu beschäftigen, haben wir verschiedene Auswer-
tungen vorgenommen, zum Beispiel des Internetauftritts des Bundesamts für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF), das zahlreiche Kurse im Bereich Integration anbietet. Wir führ-
ten Experteninterviews in erfahrenen Kompetenzzentren, wie in der Schutzstelle für umF 
München, in der Teilbetreuten Wohngruppe München Ramersdorf und in Betreuten 
Wohnformen für umF München. Wir stellten außerdem Konzeptanfragen an den Bundes-
fachverband umF, an die Rummelsberger Dienste, die FSD-Stiftung Berlin, den AWO 
Hessen Süd und die Heimstiftung Karlsruhe.  



214 

 

2.  Der Theoretische Hintergrund für Mitarbeitende 

Das theoretische, interkulturelle Wissen bezieht sich zunächst auf die Frage, mit der wir 
unsere Fortbildung beginnen: Was ist Kultur?   

 „A shared system of attitudes, values, beliefs and behavior.“ (Robert Kohls) 

 „The way we do things around here.“ (Edward Hall) 

 „The software programming of the mind.“ (Geert Hofstede) 

 „Gesamtheit der geistigen, künstlerischen, gestaltenden Leistungen einer  
Gemeinschaft als Ausdruck menschlicher Höherentwicklung.“ (Duden) 

Letztlich wird sie durch eine Gemeinschaft bestimmt, die für sich etwas als „normal“ de-
finiert. Die Kultur ist zwischen der allgemein menschlichen Natur und in der Persönlich-
keit, d. h., was jeder selbst daraus macht, angesiedelt (Abbildung 1): 

 
      Abbildung 1 

Den Begriff „Kultur“ kann man unter verschiedenen Blickwinkeln und anhand verschie-
dener Modelle betrachten (Abbildungen 2 und 3). Letztlich ist Kultur etwas aufeinander 
Aufbauendes. Im Kern stehen die Werte, um die sich die anderen Elemente gruppieren 
(Abbildung 2): 
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Abbildung 2 

Es gibt verschiedene Ausprägungen von Kultur (Abbildung 3): 

 
Abbildung 3 

Ein Teil der Kultur ist explizit, ausgesprochen und verschriftlicht. Ein großer Teil ist nicht 
fixiert. Das sind die Werte und das, was als normal gilt.  

Das Rucksack-Modell ist das modernste dieser drei Kulturmodelle. Es geht ein Stück wei-
ter und unterstellt, dass Kultur auch etwas ist, was ich modellieren kann, worin ich mich 
reflektieren kann und mit dem ich situations- und personenadäquat umgehen kann: 

 Jeder trägt das kulturelle Wissen seiner Gruppe als „Kulturgepäck“. 

 Der Umgang damit ist flexibel. 

 Jeder bestimmt selbst, wie situativ mit dem „Kulturgepäck“ umgegangen wird. 
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Genau darauf setzen wir auch in Bezug auf die Fachkräfte und die Jugendlichen.  

Verschiedene Theoretiker haben kulturelle Dimensionen beschrieben und systematisiert, 
in welchen Punkten sich Kultur unterscheidet: 

 Machtdistanz1 – Akzeptanz von Hierarchie und ungleicher Machtverteilung, 

 Individualismus/Kollektivismus1,2 – Verhältnis zwischen Individuum und Gruppe, 

 Maskulinität/Feminität1 – materialistisch und wettbewerbsorientiert vs. fürsorglich 
und um Lebensqualität bemüht, 

 Unsicherheitsvermeidung1 – Bedrohung durch Unsicherheiten vs. Risikobereit-
schaft, 

 kurzfristige/jangfristige Orientierung1 – gegenwartsbezogen vs. zukunftsorientiert, 

 Universalismus/Partikularismus2 – Wichtigkeit von Regeln oder Beziehungen, 

 Neutralität/Emotionalität2 – selbstdiszipliniertes Verhalten vs. öffentliches Zeigen 
von Emotionen, 

 spezifisch/diffus2 – hohe Arbeitsteilung vs. ganzheitliche Betrachtung, 

 Leistung/Herkunft2 – erworbener vs. gegebener Status, 

 Serealität/Parallelität2 bzw. Monochronic/Polychronic3 – nachfolgende vs. gleich-
zeitige Bearbeitung von Aufgaben,  

 interne/externe Kontrolle2 – Individuen kontrollieren die Umwelt vs. Individuen 
werden von der Umwelt kontrolliert, 

 High-Context/Low-Context3 – implizite vs. explizite Kommunikation, 

 Nähe/Distanz3 – Körperliches Raumverständnis. 

Um das Thema „Machtdistanz – Akzeptanz von Hierarchie und ungleicher Machtvertei-
lung“ zu erläutern: Die Mitarbeiter gehen davon aus, dass das Konsensprinzip, alles zu-
sammen zu entscheiden, etwas Positives für die Jugendlichen ist. Sie sollten aber wissen, 
dass genau das, zumindest am Anfang, eher verwirrend für die Jugendlichen ist. Denn 
diese sind überwiegend autoritären Umgang gewöhnt, dass man das zu tun hat, was ei-
nem gesagt wird. Wenn die Jugendlichen später das Konzept des Mitredens und Mitent-
scheidens verstanden haben, gerät das oft ins andere Extrem, dass sie meinen, sie könn-
ten über alles mitentscheiden, und wiederum die Grenzen nicht kennen. Das ist dem-
nach ein sehr wichtiges Thema für die Arbeit mit jungen Flüchtlingen.  

Es ist für die Mitarbeiter wichtig zu verstehen, was kulturelle Fremdheit bedeutet, dass 
nicht nur sie sich im Umgang mit UMF fremd fühlen, sondern dass die UMF dasselbe in 
verschiedenen Stufen erleben:   

 Auswärtig und nicht dazugehörig – vorübergehend an einem anderen Ort zu sein, 

 attraktiv und exotisch – Neugier und die Anziehungskraft des Unbekannten, 

                                                
1  Hofstede, Geerd 1980 
2  Trompenaars, Fons; Hampden-Turner, Charles 2008 
3  Hall, Edward T. 1989 
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 noch unbekannt – Wunsch und die Möglichkeit des Kennenlernens und der In-
tegration, 

 unheimlich und bedrohlich – Gegensatz zwischen dem Vertrauten und dem 
Fremdartigen, 

 unbekannt und inakzeptabel – schließt die Möglichkeit des Kennenlernens und der 
Integration aus. 

Mitunter spricht man von einem Kulturschock (Abbildung 4): 

 
     Abbildung 4  

Am Anfang ist alles spannend, schön und aufregend. Ist man länger im fremden Land, 
fragt man sich, ob das wirklich alles so toll ist, dann kommt eine Phase der Verunsiche-
rung und es dauert einfach seine Zeit, mitunter mehrere Monate, bis man wieder so etwas 
wie eine Balance beschreiben kann.   

Im Umgang mit Fremdheit ist es für die Mitarbeiter/innen sehr wichtig, Gemeinsamkeiten 
zu betonen, dabei kann man: 

 Unterschiede tolerieren, 

 Unterschiede benennen, 

 sich selbst anpassen, 

 Anpassung von anderen fordern sowie ein 

 „Workaround“. 

Das ist ein großes Problem in reinen Flüchtlingseinrichtungen. Dort sind nur Jugendliche 
aus fremden Kulturen, ungefähr 300. Was ist in diesem Kontext normal und wer muss 
oder kann sich woran anpassen?  
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Diese Fortbildung haben wir bisher zweimal durchgeführt. Jede Einrichtung hat ungefähr 
30 Mitarbeiter/innen in der Erstaufnahme. Die Jugendlichen bleiben nur zwei bis drei 
Tage oder sie sind dort drei bis sechs Monate. Das hat einen großen Einfluss darauf, was 
für eine Art der Anpassung gefordert ist. Wir können stundenlang darüber reden, was die 
Sozialarbeiter den Jugendlichen in der kurzen Zeit beibringen sollten. Die Verantwortung 
liegt eher bei den Mitarbeiter/innen in den Anschlusshilfen, wo sich die Jugendlichen 
mehrere Monate oder sogar Jahre aufhalten, ihnen die alltäglichen Dinge beizubringen, 
die hier als normal gelten.  

Man braucht das Wissen über eine Kultur, um sich orientieren zu können. Mit diesem 
Wissen kann man sich entscheiden, was man am Ende übernehmen möchte, wo man 
sich anpassen und wo man sich abgrenzen möchte. Man braucht ebenso eine Grundhal-
tung, die da heißt: Es ist nicht nur das richtig und gut, wie wir es hier machen, denn 
wenn man ehrlich ist, würden sich die Mitarbeiter bereits untereinander im Detail nicht 
so schnell darüber einig sein, was hier wirklich normal ist. Das spiegelt sich besonders in 
solchen Detail wider, wie: „Wie oft wechselt man die Bettwäsche in Deutschland?“ Eini-
ge würden einmal in der Woche angeben, andere vielleicht einmal im Vierteljahr. Am 
Ende bestimmt das Individuum, wie es für sich die Normalität sieht und konstruiert. Es ist 
unser Weg, aber es liegt keine Bewertung dahinter. Das ist uns sehr wichtig in der Ver-
mittlung. Es geht nicht darum, den Kids zu sagen: „Du bist jetzt hier, darum machst du 
das so.“, sondern: „Du bist jetzt hier, viele, die hier leben, machen es so. Du sollst es 
verstehen, auch, warum die Menschen es so tun. Entscheide selbst, was du damit anfan-
gen möchtest.“ 

Die interkulturelle Kompetenz gründet sich auf  

Wissen: 

 Fremdsprachenkenntnis – Verständnis für andere Kulturen aufgrund  
Sprachkenntnis, 

 kulturtheoretisches Wissen – Wissen über die Funktionsweise von Kulturen  
sowie über kulturelle Unterschiede und deren Implikationen, 

 kultur- bzw. länderspezifisches Wissen – Wissen über andere Kulturen, deren 
Denk- und Verhaltensweisen und über die zugrundeliegenden Werte und Normen, 

 Polyzentrismus – Anerkennung der Eigenständigkeit anderer Kulturen, 

Emotion: 

 Empathie – Fähigkeit zum Perspektivenwechsel, 

 Toleranz – Bereitschaft, Überschreitungen von Akzeptanzgrenzen zu verstehen  
und zuzulassen, 

 Ambiguitätstoleranz – Fähigkeit, das Spannungsverhältnis zwischen Gegensätzen 
und Mehrdeutigkeiten auszuhalten, 

 Unvoreingenommenheit und interkulturelle Lernbereitschaft – Interesse an fremden 
Kulturen, 

 Flexibilität – Bereitschaft, Neues zu lernen, 
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sowie auf Verhalten: 

 Kommunikationsfähigkeit – aktiv zuhören; verbale, para- und nonverbale  
Freundlichkeit, 

 Kommunikationssteuerung – Kommunikationsschwierigkeiten aktiv vermeiden  
bzw. beheben, 

 Dissensbewusstsein – Unterschiedlichkeit bei Positionen und Standpunkten  
bewusst aushalten, 

 Synergiebewusstsein – Bereitschaft, prozessorientiert zu handeln, 

 Zielorientierung – Hoffnung auf Erfolg überwiegt Furcht vor Misserfolg. 

Es geht zunächst für die Mitarbeiter/innen auch darum, die Unterschiede auszuhalten. 
Das Dissensbewusstsein führt dazu, dass wir nicht das Eine als richtig und das Andere als 
falsch bewerten, aber die Unterschiede benennen und ausdrücken können.  

Die Entwicklung von interkultureller Entwicklung wird durch ein Modell beschrieben 
(Abbildung 5): 

 
    Abbildung 5  

Es beginnt bei der Verleugnung, geht über eine Ablehnung und Minimierung zum nächs-
ten Schritt, der Akzeptanz. Erst am Ende steht die Integration – die sich auf die Jugendli-
chen bezieht, nämlich sich zu entscheiden, was man in welcher Situation tut.  
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Zur interkulturellen Kompetenz gehört das Wissen um die Ressourcen und Herausforde-
rungen in der Arbeit mit UMF. Ressourcen der UMF sind: 

 Integrationswille, 

 Bildungsaffinität, 

 Leistungsbereitschaft, 

 Selbstständigkeit, 

 Resilienz. 

Einige Mitarbeiter aus vollstationären Einrichtungen melden zurück, dass sie, seit viele 
UMF in der Einrichtung leben, keine Probleme mehr in Bezug auf die Erledigung der 
Hausaufgaben hätten, auch nicht bei den anderen Kindern und Jugendlichen, weil mit 
den Flüchtlingen generell ein Stück Bildungsaffinität in die Häuser eingezogen sei.  

Herausforderungen liegen in den Bereichen: 

 Kulturelle Unterschiede, 

 andere Normalitätsvorstellungen, 

 unrealistische Vorstellungen über das Leben in Deutschland, 

 Anspruchshaltung, 

 Grenzverletzungen,  

 Mitwirkungsbereitschaft,  

 Traumatisierungen, 

 Pubertät. 

Wir haben es nun einmal mit Kids in der Pubertät zu tun, die Erziehung und Anleitung 
benötigen.  

Die Bedürfnishierarchie (physiologische Bedürfnisse, Sicherheitsbedürfnisse, psychische 
Bedürfnisse, soziale Bedürfnisse, Individualbedürfnisse, Selbstverwirklichung) kann man 
als eine gute Gliederung ansehen, um Alltagswissen zu vermitteln (Abbildung siehe Seite 
118). Daher haben wir die Bedürfnisse unter sozialarbeiterischer Sicht als Kategorien 
gewählt, denen wir die unterschiedlichen Bausteine zugeordnet haben. Wie bei jeder 
Kategorisierung passt sie oft, wenn es gut läuft, aber sie passt garantiert nicht immer. Es 
gibt auch einige Brüche in der Zuordnung.  

Bevor wir in den zweiten Fortbildungstag gehen, beschäftigen wir uns am ersten Tag 
auch mit Emotionen, die bei der Arbeit mit jungen Flüchtlingen bewältigt werden müs-
sen. Dazu führen wir Kommunikationsübungen durch.  
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3. Was soll gelehrt bzw. gelernt werden? 

Was sollen die Mitarbeiter/innen lernen, und was sollen sie den Kindern und Jugendli-
chen vermitteln?  

Aus unserer Sicht sind folgende Bereiche wichtig: Geografie, Gesellschaftsverständnis 
und Rechtsordnung, Aufenthalt in Deutschland, Werte und Normen, Rechte und Pflich-
ten, Einstellungen und Verhaltensweisen. 

Zunächst erarbeiten wir die Themen mit den Fachkräften. Am Ende einer jeden Lektion 
gehen wir jeweils auf die Didaktik ein, wie die Themen den Jugendlichen beigebracht 
werden können.  

3.1 Geografie 

Am Anfang steht Geografie. Wir präsentieren die Karte von Europa, Afrika und Asien, 
dann von Deutschland und von München und ganz präzise von der Bayernkaserne (Ab-
bildung 6) bzw. der Einrichtung, in der die Mitarbeiter tätig sind:  

 
       Abbildung 6  
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3.2 Gesellschaftsverständnis und Rechtsordnung 

Die Jugendlichen sollen begreifen, wie die Gesellschaft in diesem Land funktioniert. Als 
Erstes fragen viele Jugendliche beispielsweise: Wo ist/wo bleibt Gott? In manchen Her-
kunftsländern spielt Gott eine sehr große Rolle. Das vermissen sie oft hier in Deutschland.  

Sie müssen die politische und rechtliche Ordnung in Deutschland verstehen, wissen, 
welche Gesetze und Grundrechte es in diesem Land gibt, sowie über das politische Sys-
tem in Deutschland und über die wichtigsten Fakten und Zahlen informiert werden (Ab-
bildungen 7 bis 10). Wir empfehlen, dass die Einrichtungen auch ein Gesetzbuch, zu-
mindest das Grundgesetz zur Hand haben, damit die Jugendlichen verstehen, dass diese 
Gesellschaft nicht in erster Linie aus den Regeln aufbaut, die sich aus dem familiären 
Zusammenleben ergeben, sondern auf schriftlich fixierten Gesetzen.  

Die Mitarbeiter in der Schutzstelle oder in der Aufnahmeeinrichtung haben die Pflicht, 
den Flüchtlingen die Grundrechte zu vermitteln, auch wenn es einige wenige Mitarbeiter 
gibt, die befürchten, dass damit deren Ansprüche höher werden.  

 

 

 Abbildung 7     © Dr. Andreas Dexheimer, Jaquie Mary Thomas 

Selbstverständlich sollen sich die Jugendlichen auch in der Struktur des Staates ausken-
nen, der sie aufgenommen hat, welche Bundesländer es gibt und wo sie liegen: 
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   Abbildung 8      © Dr. Andreas Dexheimer, Jaquie Mary Thomas 

Die Flüchtlinge müssen auch erst einmal verstehen, was Demokratie, Rechtsstaat und 
Sozialstaat bedeutet und wie diese funktionieren, sowie die wichtigsten Zahlen und Fak-
ten über Deutschland zumindest mal gehört bzw. gelesen haben:  
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  Abbildung 9      © Dr. Andreas Dexheimer, Jaquie Mary Thomas 

 
  Abbildung 10     © Dr. Andreas Dexheimer, Jaquie Mary Thomas 

Wenn man als Mitarbeiter mit diesen Folien arbeitet, kann man sie für die Jugendlichen 
nicht 1:1 übernehmen, sondern man wird sie übersetzen und auch didaktisch aufbereiten 
müssen. Die Klammer hinter dem Jahresbruttogehalt hat für die Kids einen besonderen 
Sinn, denn es ist für sie eine große Stolperfalle, diese Zahlen zu lesen, ohne ein Ver-
ständnis dafür zu haben, was es auf der anderen Seite auch kostet, hier zu leben. Das 
spielt vor allem eine Rolle, wenn die Kinder und Jugendlichen mit offenen oder verdeck-
ten Aufträgen ihrer Familien nach Deutschland kommen.  



225 

 

3.3 Aufenthalt in Deutschland 

Es ist nicht die Aufgabe der Jugendhilfe und der Mitarbeiter in Jugendhilfeeinrichtungen, 
das Asylverfahren zu begleiten, sondern die der Vormünder. Trotzdem ist es sinnvoll, 
dass die Mitarbeiter zumindest eine Idee davon haben, wie dieses Asylverfahren funktio-
niert und was ein Asylverfahren überhaupt in der Abgrenzung zum innerstaatlichen Ver-
fahren ist. Zunächst erfolgt eine Antragstellung (Abbildung 11): 

 
  Abbildung 11 

Wird nicht sofort ein Asylantrag gestellt, erhält der Flüchtling eine Duldung. Entscheidet 
man sich für einen Asylantrag, erhält er eine Aufenthaltsgestattung (Abbildung 12 und 
13): 

 
Abbildung 12     © Dr. Andreas Dexheimer, Jaquie Mary Thomas 
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    Abbildung 13 

Die Duldung ist der Aufenthaltsstatus ohne Asylantrag, Aufenthaltsgestattung der Status 
während des Verfahrens nach einem Asylantrag. Diesen wesentlichen Unterschied müs-
sen die Mitarbeiter in der Einrichtung kennen. Die Aufenthaltsgestattung ist bereits ein 
ausländerrechtlicher Titel und deswegen ein legaler Status. Über der Duldung steht hin-
gegen „Zur Ausreise verpflichtet“. Unsere Mitarbeiter sollen eine grundlegende Kenntnis 
darüber haben, wie diese Verfahren ablaufen, was die unterschiedlichen Aufenthaltstitel 
bedeuten und welche Möglichkeiten des Aufenthalts es in Deutschland noch gibt (Abbil-
dung 14).  

 
Abbildung 14     © Dr. Andreas Dexheimer, Jaquie Mary Thomas 

Wenn nicht zu erwarten ist, dass ein Asylantrag erfolgreich sein wird, wird der Weg über 
den Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis gegangen (Abbildung 15). Nach unse-
rem subjektiven Eindruck in München wird dieser Weg viel zu häufig eingeschlagen und 
viele Chancen, die ein Asylverfahren bieten würde, werden nicht genutzt. Das ist viel-
leicht der Fallzahlenmenge geschuldet oder der mangelnden Qualifizierung der Vormün-
der. Uns ist es wichtig, dass die Betreuerinnen und Betreuer das Verfahren kennen und 
nachvollziehen können. Sie sollen nicht in die Asylberatung einsteigen oder Verfahrens-
pfleger spielen.   
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Abbildung 15                © Dr. Andreas Dexheimer, Jaquie Mary Thomas 

Das Ergebnis beider Verfahren ist eine Art der Aufenthaltserlaubnis und zum Schluss kann 
es zu einer Niederlassungserlaubnis kommen, mit der die jungen Menschen in der Bun-
desrepublik bleiben und sich in einem Bundesland ihrer Wahl niederlassen können (Ab-
bildung 16):  

 
Abbildung 16     © Dr. Andreas Dexheimer, Jaquie Mary Thomas 

Die Mitarbeiter müssen bereits im Clearingverfahren wissen, wie eine Familie zusam-
mengeführt werden kann, die gemeinsam geflohen ist, aber unterwegs auseinandergeris-
sen wurde. Das ist bei Minderjährigen relativ einfach. Viele Kinder fragen aber auch da-
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nach, ob sie ihre Eltern aus dem Heimatland nachholen können. Dafür gibt es bestimmte 
rechtliche Rahmenbedingungen, die recht schwer zu erfüllen sind: 

Eltern können nachziehen, wenn 

 der UMF eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1, 2 oder eine Niederlassungser-
laubnis nach § 26 Abs. 3 AufenthG besitzt (§ 36 AufenthG Abs. 1) oder 

 der Antrag spätestens drei Monate nach Anerkennung als Asylberechtigter oder Zu-
erkennung der Flüchtlingseigenschaft gestellt wird (§ 29 Abs. 2 Nr. 1 AufenthG)  
oder 

 dies zur Vermeidung einer außergewöhnlichen Härte erforderlich ist (§ 36 Abs. 2 
AufenthG). 

Eltern können aber auch nachziehen, wenn 

 eine Aufenthalts- oder Niederlassungserlaubnis vorliegt und 

 ausreichend Wohnraum zur Verfügung steht (§ 29 Abs. 1 AufenthG) und 

 der Lebensunterhalt gesichert ist (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG). 

3.4 Werte, die in Deutschland wichtig sind 

Im Jahr 2014 wurde in einer Studie ein Werteindex für Deutschland aufgestellt (Abbil-

dung 17). 

 
Abbildung 17 

In der Fortbildung von Mitarbeitern wäre es didaktisch spannend, diese Folie nicht zu 
zeigen, sondern die Werte in Kleingruppen erarbeiten zu lassen. Dieses Thema verspricht 
oft eine spannende Diskussion, allerdings ist man sich im Kern relativ einig. Einen eben-
solchen Index gibt es auch für Kinder, nicht nur für Deutschland, sondern auch für ande-
re Länder im Vergleich (Abbildung 18): 
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     Abbildung 18 

Bei den meisten steht die Familie an erster Stelle.  

3.5 Rechte und Pflichten in Deutschland 

Die Rechte und Pflichten in Deutschland sind den Mitarbeitern selbstverständlich be-
kannt. Für unsere Fortbildung haben wir eine Auswahl getroffen, die die Mitarbeiter den 
Neuankommenden vermitteln sollen (Abbildung 19): 

 
Abbildung 19      © Dr. Andreas Dexheimer, Jaquie Mary Thomas 

Detailliert wird insbesondere auf die Schulpflicht eingegangen, denn in Deutschland 
handelt es sich sowohl um eine Pflicht als auch um ein Recht. Für die meisten Jugendli-



230 

 

chen, mit denen wir sonst in den HzE arbeiten, bedeutet es eher lästige Pflicht, während 
die Bildung für die meisten UMF eher ein hohes Recht darstellt. Die jungen Menschen 
werden darüber informiert: 

 Die Vollzeitschulpflicht erstreckt sich in der Regel auf zehn Schulbesuchsjahre (ggf. 
Übergangsklassen). 

 Für alle Kinder, die das 6. Lebensjahr vollenden, beginnt die Schulpflicht am 1. Au-
gust. 

 Die Berufsschulpflicht beginnt nach Ablauf der Vollzeitschulpflicht: 

- Teilnahme an einer Berufsausbildung, 
- Besuch einer Berufsbildenden Schule, 
- Besuch einer Allgemeinbildenden Schule (Sekundarstufe). 

3.6 Wichtige Einstellungen und Verhaltensweisen in Deutschland 

Bei der Vermittlung von Einstellungen und Verhaltensweisen an die UMF sind folgende 
Regeln zu beachten: 

 Die Kultur der neu ankommenden umF ist gleichwertig, auch wenn hier manches 
anders gemacht wird. 

 Es ist wünschenswert und möglich, neu ankommende umF in die Gesellschaft zu 
integrieren. 

 Unsere eigene Kultur ist nicht „das Richtige“. 

 Kultur ist durchlässig und in ständiger Veränderung. 

 Nicht alles ist immer und überall richtig (z. B. Serviette). 

 Es gibt immer eine Bandbreite an gesellschaftlich akzeptiertem Verhalten.  

 Es gibt Kann-, Soll- und Muss-Normen! 

Es geht nicht darum, den UMF zu predigen, wie sie sich in Deutschland zu verhalten 
haben. Es geht nicht um die von der CSU propagierte deutsche „Leitkultur“, sondern es 
geht darum, eine Basis herzustellen, was es für die Mitarbeiter für Themen gibt, worauf 
sie achten sollen und welche Fragestellungen sie im Kontakt mit den Jugendlichen be-
sprechen sollten.  

3.6.1 Physiologische Bedürfnisse 

Die physiologischen Bedürfnisse haben wir in sechs Kategorien aufgeteilt: Ernährung, 
Schlaf, Gesundheit, Hygiene, Kleidung, Sexualität. 

Über die Details wurde mit den Mitarbeitern lange diskutiert. Über jede der folgenden 
Aussagen und Aufzählungen könnte man noch weitere Stunden debattieren. Sie sind in 
der Fortbildung für die Mitarbeiter als Leitfaden gedacht.  
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Ernährung: 

 In Deutschland wird viel Fleisch (Schwein, Rind, Pute), Fisch, Kartoffeln, Nudeln, 
Gemüse und Obst gegessen.  

 Vegetarier essen kein Fleisch und keinen Fisch, Veganer keine tierischen Produkte, 
viele Muslims kein Schweinefleisch und viele Juden nur koscher. 

 Meistens gibt es drei Mahlzeiten pro Tag (Frühstück, Mittagessen, Abendessen). 

 Man sollte auf eine ausgewogene Ernährung achten und mindestens zwei Liter pro 
Tag trinken. 

 Man lädt nur so viel Essen auf den Teller, wie man auch essen möchte. 

 Das Essen wird gemeinsam begonnen und beendet (Familie, Gruppe, Tisch u. a.). 

 Man sitzt aufrecht am Tisch, die Hände sind auf dem Tisch, eine Serviette liegt ggf. 
auf dem Schoß. 

 Während des Essens wird nicht telefoniert, gesurft o. ä. 

 Man isst mit Besteck (Messer, Gabel, Löffel), das am oberen Ende des Griffes um-
fasst wird. 

 Der Mund bleibt beim Kauen geschlossen, es wird nicht gerülpst, geschlürft, ge-
schmatzt oder mit vollem Mund gesprochen. 

 Man verschwendet kein Essen. – In manchen Ländern ist das Übriglassen von Essen 
ein Zeichen, satt zu sein. Isst man den Teller leer, bedeutet das, dass man mehr  
haben möchte. Diese Unterschiede müssen bedacht werden. 

 Alkohol kann von Erwachsenen in Maßen konsumiert werden, ansonsten werden 
Wasser, Fruchtsäfte, Limonaden, Kaffee, Tee oder Milch getrunken. 

 Leitungswasser ist Trinkwasser. 

Schlaf: 

 Jede(r) hat ihr/sein eigenes Bett, Paare teilen sich oft ein Bett. 

 Bettwäsche wird ein bis zwei Mal pro Monat gewechselt. 

 Kinder sollen mindestens zehn Stunden, 15- und 16-Jährige neun Stunden und  
Ältere acht Stunden schlafen. 

 Regelmäßige Einschlaf- und Aufstehzeiten sind gesund. 

 Ruhige Beschäftigungen vor dem Schlafengehen helfen beim Einschlafen. 

 Einschlaf- oder Durchschlafstörungen können behandelt werden. 

Gesundheit: 

 Störungen der Funktion des gesamten Organismus‘, eines Organs oder der Psyche 
(auch Trauma) werden behandelt. 

 Nicht behandelte Krankheiten verschlimmern sich oft, deshalb selbst auf Anzeichen 
und Symptome achten. 

 Viele Krankheiten werden durch Viren, Bakterien oder andere Erreger verursacht. 
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 Krankheiten werden nicht durch den „bösen Blick“ oder „böse Geister“ übertragen. 

 Gegen viele Krankheiten kann man sich durch Impfungen schützen. 

 Es gibt Allgemein- und Fachärzte sowie Allgemein- und Fachkrankenhäuser. Dort 
müssen Termine vereinbart werden. 

 Für Notfälle stehen Rettungssanitäter und Notärzte (112) zur Verfügung. 

 Medikamente werden von einer Ärztin oder einem Arzt verschrieben und in einer 
Apotheke ausgegeben. 

 Untersuchungs- und Behandlungskosten werden vom Staat (Jugendamt u. a.) oder 
der Krankenversicherung übernommen. 

 Ausgewogene Ernährung, viel Trinken, viel Schlaf und eine gute Hygiene helfen 
beim Gesundbleiben. 

Die Jugendlichen sollen lernen, dass sie selbst viel für ihre Gesundheit tun können.  

Hygiene: 

 Die Hände werden vor den Mahlzeiten, nach Toilettengängen und nach der  
Heimkehr gründlich mit Seife gewaschen. 

 Jugendliche und Erwachsene duschen (oder baden) täglich und verwenden ein  
Deo. 

 Morgens und abends (oder besser nach jeder Mahlzeit) werden die Zähne mit 
Zahnbürste und Zahnpasta gründlich geputzt. 

 Männer rasieren sich oft täglich das Gesicht und manchmal die Achseln und die 
Genitalien, Frauen häufig die Achseln, die Beine und die Genitalien. 

 Haare, Finger- und Fußnägel werden regelmäßig geschnitten und sind sauber. 

 Auf Toiletten sitzt oder hockt man, Männer pinkeln auch ins Pissoir. 

 Der Intimbereich wird nach dem Toilettengang mit Toilettenpapier gereinigt, die 
Toilette wird mit der Klobürste gesäubert.  

 Toilette und Badezimmer werden sauber hinterlassen. 

 Beim Sex werden Kondome verwendet, diese schützen vor Geschlechtskrankheiten 
und nicht gewünschten Schwangerschaften. 

 Jede(r) verwendet ein eigenes Handtuch, eine eigene Zahnbürste und einen eigenen 

Rasierer. 

Den Mitarbeitern ist theoretisch selbstverständlich bewusst, dass es in ihrer Verantwor-
tung liegt, den UMF diese Verhaltensweisen nahezubringen. Aber wenn es um die De-
tails geht, wird es doch für einige schwierig. In einigen Ländern kennt man keine Toilet-
ten, wie sie bei uns üblich sind, und die Jugendlichen wissen einfach nicht, wie man sich 
dort richtig verhält. Die Mitarbeiter dürfen darum keine Scheu davor haben, solche The-
men anzusprechen, aber auf eine sachliche, für die Jugendlichen verständliche Art. In 
einigen Fragen und in bestimmten Situationen ist es angebracht, autoritär aufzutreten, 
weil bestimmte Regeln für das Zusammenleben unerlässlich sind. 
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Kleidung: 

 Menschen kleiden sich witterungsabhängig (+30 bis -20 Grad, Sonne, Regen, 
Schnee, Wind). 

 Kleidung und Schuhe müssen immer sauber und dürfen nicht kaputt sein. 

 Kleidung und Schuhe dürfen nicht unangenehm riechen. 

 Unterwäsche trägt man einen Tag, Oberwäsche zwei bis drei Tage. 

 Männer können kurze Hosen und Frauen kurze Röcke tragen, beide Geschlechter 
können Trägershirts tragen und viel Haut zeigen. 

 Busen und Genitalbereich sind in der Öffentlichkeit immer mit Kleidung bedeckt 
(Ausnahmen: Sauna und FKK-Strände). 

 In der Arbeit trägt man unauffälligere Kleidung als im Privatleben. 

 In Privaträumen werden Hausschuhe getragen, Gäste dürfen oft Straßenschuhe  
anbehalten. 

Das klassische Beispiel, das die Wichtigkeit dieses Themas unterstreicht, ist die Konstella-
tion einer weiblichen Mitarbeiterin mit einer Gruppe männlicher Jugendlicher. Die pu-
bertierenden Jungen missverstehen die Art, wie sich die Mitarbeiterin kleidet, als Auffor-
derung, ihr näherzukommen. Daher muss man den Jugendlichen beibringen, dass ein 
kurzer Rock und eine leichte, ausgeschnittene Bluse im Sommer nicht bedeutet, dass eine 
Frau angesprochen oder gar angefasst werden möchte, sondern dass es einfach heiß ist. 
Wir versuchen unseren Mitarbeitern eindringlich klarzumachen, die Kids nicht „ins Mes-
ser laufen“ zu lassen, sondern die Verantwortung als Erwachsene zu übernehmen und 
ihnen zu erklären, was hier „normal“ ist.  

Sexualität: 

 Gegenseitiges Berühren ist nur nach Absprache erlaubt. 

 Sex muss immer einvernehmlich erfolgen, alle Beteiligten entscheiden selbst, ob 
und was sie wollen. 

 Niemand darf zu sexuellen Handlungen gezwungen werden.  

 Freundlichkeit, direkter Augenkontakt, Zuzwinkern oder „aufreizende“ Kleidung 
sind keine Aufforderung zum Berühren oder Sex. 

 Händchenhalten und Küssen sind in der Öffentlichkeit erlaubt, Sex nicht. 

 Frauen sind nie verstümmelt (beschnitten). 

 Männer sind oft nicht beschnitten (außer Moslems, Juden u. a.). 

 Außerehelicher Sex, Sex zwischen zwei Männern oder zwei Frauen ist normal und 
wird akzeptiert. 

 Das Schutzalter ist 14 Jahre. Erwachsene ab dem 21. Lebensjahr dürfen keinen Sex 
mit 14- und 15-Jährigen haben.  

 Prostitution mit Minderjährigen ist verboten. 

 Die meisten Menschen wünschen sich monogame Beziehungen, Ausnahmen soll-
ten abgesprochen werden. 
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Auch bei diesem Thema sollen diese Aussagen lediglich als Leitfaden dienen. In einigen 
Ländern ist es normal, wenn sich Jungen an den Händen halten. Sie müssen wissen, dass 
sie hier in Deutschland – weniger in der Großstadt, aber in Kleinstädten oder ländlichen 
Regionen – eventuell dafür gehänselt werden.  

3.6.2 Psychische (Sicherheits-)Bedürfnisse 

Zu diesem Bereich sollen die Mitarbeiter im ersten Teil der Fortbildung selbst die Grund-
lagen lernen und im zweiten Teil lernen, was sie den Kids beibringen sollen. Natürlich 
schürt das Wissen um Rechte die Ansprüche, denn das ist die Idee von Menschenrechten 
und auch von Kinderrechten. Daher gehen wir mit den Mitarbeitern ins Detail, damit sie 
mit den Jugendlichen besprechen, worin die Menschenrechte, die Kinderrechte und 

Grundrechte im Einzelnen bestehen:  

Menschenrechte4: 

 Art.   1: Alle Menschen sind von Geburt an gleich und frei. 

 Art.   2: Niemand darf diskriminiert werden. 

 Art.   3: Jeder hat das Recht auf Leben. 

 Art.   4: Keine Sklaverei 

 Art.   5: Niemand darf gefoltert werden. 

 Art.   6: Jeder hat Rechte, egal, wo man hingeht. 

 Art.   7: Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. 

 Art.   8: Jeder hat das Recht auf eine faire Behandlung. 

 Art.   9: Niemand darf ungerechtfertigt inhaftiert werden. 

 Art. 10: Jeder hat das Recht auf eine öffentliche Verhandlung. 

 Art. 11: Jeder ist unschuldig, solange nicht das Gegenteil bewiesen wurde. 

 Art. 12: Jeder hat ein Recht auf Privatleben. 

 Art. 13: Jeder darf sich frei bewegen. 

 Art. 14: Recht auf Asyl, 

 Art. 15: Jeder hat das Recht auf eine Staatsangehörigkeit. 

 Art. 16: Das Recht zu heiraten und eine Familie zu gründen.  

 Art. 17: Jeder hat ein Recht auf Eigentum. 

 Art. 18: Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit 

 Art. 19: Recht auf freie Meinungsäußerung,  

 Art. 20: Recht zur friedlichen Versammlung,  

 Art. 21: Recht auf Demokratie und freie Wahlen,  

 Art. 22: Recht auf soziale Sicherheit, 

 Art. 23: Recht auf Arbeit und Schutz der Arbeitenden,  

 Art. 24: Recht auf Erholung und Freizeit,  

                                                
4  Vereinte Nationen 1948: Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 
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 Art. 25: Recht auf Essen, Unterkunft und ärztliche Versorgung,  

 Art. 26: Jeder hat ein Recht auf Bildung. 

 Art. 27: Kultur und Urheberrecht,  

 Art. 28: Jeder hat ein Recht auf eine freie und gerechte Welt.  

 Art. 29: Wir alle tragen Verantwortung gegenüber anderen.  

 Art. 30: Niemand kann dir die Menschenrechte wegnehmen.  

Kinderrechte5: 

 Recht auf Gleichheit, 

 Recht auf Gesundheit, 

 Recht auf Bildung, 

 Recht auf elterliche Fürsorge, 

 Recht auf Privatsphäre und persönliche Ehre, 

 Recht auf Meinungsäußerung, Information und Gehör, 

 Recht auf Schutz im Krieg und auf der Flucht, 

 Recht auf Schutz vor Ausbeutung und Gewalt, 

 Recht auf Spiel, Freizeit und Ruhe, 

 Recht auf Betreuung bei Behinderung. 

Grundrechte: 

 Art. 1: Die Würde des Menschen ist unantastbar. 

 Art. 2: Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit, 

 Art. 2: Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit, 

 Art. 3: Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. 

 Art. 3: Männer und Frauen sind gleichberechtigt. 

 Art. 3: Niemand darf wegen  

- seines Geschlechtes,  
- seiner Abstammung,  
- seiner Rasse,  
- seiner Sprache,  
- seiner Heimat und Herkunft,  
- seines Glaubens,  
- seiner religiösen oder politischen Anschauungen  

benachteiligt oder bevorzugt werden.  

Kinder- und Jugendhilferecht:  

 § 1: Recht auf Förderung der Entwicklung und auf Erziehung zu einer  

eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit, 

 § 5: Wunsch- und Wahlrecht, 

                                                
5  Vereinte Nationen 1989: UN-Kinderrechtskonvention 
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 § 8: Beteiligung von Kindern und Jugendlichen, 

 § 8a: Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung, 

 § 27: Hilfe zur Erziehung, 

 § 36: Mitwirkung und Hilfeplan, 

 § 42: Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen, 

 § 1773 BGB: Bestellung eines Vormunds. 

Die Jugendlichen brauchen Antworten auf die Fragen: Was ist Kinder- und Jugendhilfe? 
Was heißt es, in Obhut genommen worden zu sein? Und was ist in diesem Zusammen-
hang ein Vormund? Wir sprechen so einfach von Clearing, Hilfebedarf und Anschlusshil-
fen. Aber die Jugendlichen verstehen nicht, was sich dahinter verbirgt.  

Verfahrenssicherheit bei neu ankommenden UMF: 

 Inaugenscheinnahme, 

 Inobhutnahme, 

 Bestellung eines Vormunds, 

 Unterbringung in einer Inobhutnahmeeinrichtung, 

 Betreuung durch pädagogische Fachkräfte, 

 Gesundheitsuntersuchung, 

 Alterseinschätzung, 

 Beschulung, 

 Bedarfsabklärung, 

 Verlegung in eine geeignete Jugendhilfeeinrichtung, 

 Immer: Beteiligung und Dolmetscher(innen). 

Unser Job ist es, den Kids begreiflich zu machen, was hinter diesen Verfahren steckt und 
was es für sie bedeutet. Das Wunsch- und Wahlrecht ist nicht in jedem Fall zu realisie-
ren, trotzdem ist es sinnvoll, den Jugendlichen zu sagen, dass es das gibt und dass sie 
mitzureden haben. Beteiligung und Partizipation ist für viele gerade am Anfang sehr 
schwierig, weil es das in vielen Ländern, aus denen die Jugendlichen kommen, einfach 
nicht gibt. Sie haben dort das zu tun, was die Erwachsenen sagen. Die Jugendlichen sol-
len von den Mitarbeitern erfahren, was es heißt, in Obhut genommen zu werden, was 
Clearing bedeutet, was dort passiert und welche Rolle die verschiedenen Beteiligten da-
bei spielen. Natürlich gehen wir davon aus, dass man weiß, was die Rolle des Sozialar-
beiters und des Jugendamtes ist. Das ist den Kids aber auch zu vermitteln und ihnen ist zu 
erklären, dass die Beteiligung nicht etwas Willkürliches ist, was mal passieren kann, son-
dern etwas, was sie auch einfordern können.  

Manche Jugendliche, die in eine Anschlusshilfe verlegt werden sollen, rufen ihre Familien 
zu Hause an und erklären, dass sie ihre Familie gewechselt haben. Denn die Familien im 
Heimatland wissen nicht, was Jugendhilfe ist. Wenn wir den Jugendlichen systematisch 
solche Dinge vermitteln, können sie das wiederum ihren Familien klar machen. Ansons-
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ten denken die Familien zu Hause, dass sich das Kind falsch verhalten hat und deshalb 
verlegt werden soll.  

Strukturelle Sicherheit betrifft: 

 Beteiligung bei Entscheidungen, 

 keine körperliche oder seelische Gewalt, 

 keine Diskriminierung oder Ausgrenzung, 

 Respekt der Privatsphäre (z. B. Nähe, Anklopfen), 

 Respekt vor dem Eigentum anderer (z. B.  Ausleihen ohne Nachfrage, Stehlen), 

 keine Drogen und kein Alkohol, 

 geregelte Tagesstruktur und Pünktlichkeit, 

 Hausregeln und Absprachen werden eingehalten. 

Die Jugendlichen sollen begreifen, dass sie selbst mit den Hausregeln, basierend auf den 
Grundrechten und auf dem KJHG, etwas zu tun haben. Das müssen wir mit ihnen be-
sprechen. In Bezug auf die Hausregeln und Absprachen sind die Mitarbeiter recht sicher, 
aber sie müssen auch generell den Jugendlichen erklären, was Beteiligung bedeutet. Sie 
brauchen auch eine Definition für körperliche und seelische Gewalt, Diskriminierung 
usw. In fast allen Hausregeln steht, dass wie auch immer geartete Gewalt verboten ist. 
Aber was das explizit und in diesem Kontext bedeutet, darüber muss man mit den Ju-
gendlichen sprechen, ebenso darüber, wie wir es mit Ordnung und Sicherheit normaler-
weise halten: 

Ordnung und Geborgenheit: 

 Eigenes Zimmer täglich aufräumen und putzen, 

 morgens das Bett machen, 

 persönliche Sachen ordentlich im Schrank verstauen, 

 Gemeinschaftsräume sauber und aufgeräumt verlassen, 

 Müll in Mülleimer entsorgen (ggf. Mülltrennung), 

 eigenen Lebensraum schön gestalten, 

 Rückzugsmöglichkeiten schaffen. 

Die Mitarbeiter vermitteln den Jugendlichen, welcher Grad von Ordnung und Sauberkeit 
bei uns als normal gilt. Man kann sicher darüber streiten, wie oft 16-Jährige in der Regel 
ihr Zimmer aufräumen – wie auch bei „unseren“ Jugendlichen dieses Alters. Aber letzt-
endlich muss man sich auf einen gewissen Rhythmus einigen. Wenn dieses Verständnis 
im Team vorhanden ist, kann man dies auch den Kids vermitteln.  
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Die Jugendhilfe umfasst ein sehr großes Spektrum. Es geht vor allem darum, welche (An-
schluss-)Hilfen es geben kann: 

 Recht auf Förderung der Entwicklung und auf Erziehung zu einer eigenverantwort-
lichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit, 

 Inobhutnahme: 

- JHumF (Bayernkaserne und Dependancen), 
- Zentrale Inobhutnahmeeinrichtungen und Schutzstellen (besonderer Schutz), 

 Hilfeplanung: 

- Beteiligung Jugendamt, Vormund und junger Mensch, 

 Hilfen zur Erziehung und für junge Volljährige: 

- Therapeutische Wohngruppen, 
- Heilpädagogische Wohngruppen, 
- Sozialpädagogische Wohngruppen, 
- Betreutes Gruppen- und Einzelwohnen. 

 Gemeinsame Wohnformen für Mütter/Väter mit (Kind)ern, 

 Jugendsozialarbeit: 

- Begleitetes Wohnen. 

Aus der Clearingperspektive besteht in der Praxis die Pflicht für die Mitarbeiter, sich mit 
den Kids im Rahmen des Clearingverfahrens unterschiedliche Einrichtungsformen zumin-
dest anzusehen, damit sie eine Idee davon bekommen, was es überhaupt gibt.   

Unterstützung erhalten die Jugendlichen von verschiedenen Seiten: 

 Pädagogische Fachkräfte, 

 Psychologischer Fachdienst, 

 Hauswirtschaft und Sicherheitsdienst, 

 Sprachmittler(innen) und Dolmetscher(innen), 

 Jugendamt, 

 Vormund(in), 

 Ärztinnen und Ärzte, 

 Polizei, 

 Flüchtlingsrat, 

 Rechtsanwältinnen und -anwälte. 

Es ist für die Jugendlichen schwer zu durchschauen, dass es für sie einen Vormund gibt, 
einen Jugendamtsmitarbeiter, einen Betreuer, einen Sicherheitsdienst, die Polizei, Putz-
kräfte in der Einrichtung usw. Sie wundern sich darüber, dass der Betreuer/die Betreuerin 
nicht für alles zuständig ist. Außerdem wissen sie oft nicht was Urlaub resp. Urlaubsver-
tretung ist: Die Betreuerin befindet sich im Urlaub und jetzt kümmert sich eine Vertretung 
um den Jugendlichen. Es muss den Mitarbeitern bewusst sein, dass vieles, was uns nor-
mal erscheint, für die Jugendlichen sehr verwirrend ist.  
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Es ist wichtig, dass die Jugendlichen verstehen, dass die Polizei ebenfalls als Unterstützer 
fungiert. Die Rolle, die Aufgabe, das Verständnis, das wir hier in Deutschland von der 
Polizei haben, unterscheidet sich total von dem, was die meisten Kids aus ihren Her-
kunftsländern kennen.  

3.6.3 Soziale Bedürfnisse  

Die sozialen Bedürfnisse beziehen sich auf: 

 Kontakt zu anderen, 

 Paarbeziehung, 

 Familie, 

 Freunde und Bekannte, 

 Respektspersonen, 

 Öffentlichkeit. 

In Bezug auf den Kontakt zu anderen sind den Jugendlichen einige wichtige Grundregeln 
zu vermitteln: 

 Alle Menschen sind gleich viel wert und haben die gleichen Rechte und Pflichten. 

 Man behandelt andere so, wie man selbst behandelt werden möchte. 

 Zur Begrüßung sagt man „Hallo“ oder „Guten Tag“, zur Verabschiedung „Tschüss“ 
oder „Auf Wiedersehen“ und man schüttelt sich die Hand (in Bayern auch oft 
„Grüß Gott“ und „Servus“). 

 Man begegnet anderen mit Höflichkeit, Freundlichkeit, Wertschätzung und Hilfsbe-
reitschaft. 

 Die Wörter „Bitte“ und „Danke“ sind sehr wichtig. 

 Wenn man sich unterhält, schaut man sich in die Augen und lässt sich gegenseitig 
ausreden. 

 Kinder und Jugendliche sprechen sich mit „Du“ und dem Vornamen an bzw. wer-
den so von Erwachsenen angesprochen.  

 Erwachsene werden immer mit „Sie“ und mit Frau/Herr und dem Nachnamen an-
gesprochen, es sei denn, sie bieten das „Du“ an. 

Dazu sind auch einige Erläuterungen und Gespräche angebracht, zum Beispiel darüber, 
was es in verschiedenen Ländern bedeutet, sich in die Augen zu schauen. Hier in 
Deutschland ist es ein Zeichen von Transparenz und Ehrlichkeit.  

Vor allem von weiblichen Mitarbeitern wird insbesondere die Frage angesprochen, wie 
sie reagieren soll, wenn ein männlicher Jugendlicher sich weigert, ihr die Hand zu geben. 
Soll sie ihn dazu zwingen, ihm erklären, dass sein Verhalten unhöflich ist, oder es igno-
rieren? Das ist u. a. davon abhängig, wie lange der Jugendliche sich bereits hier aufhält. 
Mitunter ist der Hinweis hilfreich, dass es bei einer Bewerbung nicht gut ankommt, wenn 
er zu einem Vorstellungsgespräch für eine Ausbildung von einer Frau empfangen wird 
und sich weigert, ihr die Hand zu geben.  
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Im Kontakt zum jeweils anderen Geschlecht gelten folgende Regeln, die die Jugendlichen 
lernen müssen:  

 „Normales“ freundliches Verhalten (z. B. Blickkontakt, Lächeln) darf nicht als  
„Anmache“ missverstanden werden. 

 Frauen und Männer werden gleich behandelt. 

 Das, was Frauen und Männer sagen, ist gleich wichtig. 

 Ein körperlicher Abstand von einer Armlänge wird eingehalten. 

 Man pfeift, schnalzt und ruft anderen nicht nach. 

 Man darf Andere nicht ohne deren ausdrückliche Erlaubnis anfassen. 

 Wenn die oder der Andere „Nein“ zu einer Bitte (oder Anmache) sagt, dann ist  
das unbedingt zu respektieren. 

In einigen Herkunftsländern steht die Frau ganz unten. Das sagen uns die Jugendlichen, 
die bei uns in der Schutzstelle ankommen, auch ganz direkt. In den Schutzstellen besteht 
die Hälfte der Mitarbeiterschaft aus weiblichen Kräften, auch auf der Leitungsebene. Wie 
gehen die weiblichen Fachkräfte mit diesem Dilemma um? Das ist ein großes Thema. 
Man kann es den Jugendlichen erklären, wie es in Deutschland ist. Man muss es aber 
auch leben. Es hilft nicht viel, wenn der Jugendliche der Weisung der weiblichen Betreu-
erin nicht nachkommt und erst ein Mann hinzugezogen werden muss, um ihm die Wei-
sung zu erteilen. Wenn wir sagen, dass Männer und Frauen in Deutschland gleich sind, 
dann soll das sowohl für deutsche Jugendliche als auch für die Flüchtlinge so bleiben.   

Auch in den Paarbeziehungen herrschen in Deutschland mitunter völlig andere Regeln 
als in den meisten Herkunftsländern: 

 Frauen und Männer sind gleichberechtigt. 

 Hetero-, Homo- und Bisexualität sind akzeptiert (auch Transgender). 

 Jugendliche gehen ihre ersten „Liebesbeziehungen“ im Alter von 15 bis 18 Jahren 
ein. 

 Sex vor der Ehe ist normal. 

 Das durchschnittliche Heiratsalter für Ledige liegt bei 33 (Männer) bzw. 30 Jahren 
(Frauen). 

 Ehen werden oft geschieden (36 Prozent), Wiederverheiratungen sind möglich. 

 Viele Paare leben auch ohne Trauschein (dauerhaft) zusammen. 

Familie: 

 Die typische deutsche Kernfamilie besteht aus Vater, Mutter und ein bis zwei Kin-
dern. 

 Der Kontakt zu den Großeltern und anderen Verwandten ist oft sporadisch. 

 Geschwisterbeziehungen spielen aber oft eine wichtige Rolle. 

 Ca. 14 Prozent aller Familien haben einen alleinerziehenden Elternteil, es gibt auch 
Familien mit zwei Müttern oder Vätern. 
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 Für die Erziehung der Kinder sind Mütter und Väter gemeinsam verantwortlich. 

 Häufig sind beide Elternteile erwerbstätig, die Kinder sind in Kinderkrippen, -gärten 

oder in der (Ganztags)schule. 

In den meisten Herkunftsländern trägt die Mutter die alleinige Verantwortung für die Kin-
dererziehung – bei den Jungen bis zur Pubertät, danach übernimmt der Vater die Verant-

wortung.  

Freunde (Was bedeutet hier eine Freundschaft?): 

 Eine Freundschaft ist durch gegenseitige Sympathie, Zuneigung und gegenseitiges 
Vertrauen gekennzeichnet.  

 Freundinnen und Freunde sind Menschen, auf die man sich verlassen kann. 

 Oftmals ergänzen oder ersetzen Freundschaften familiäre Bindungen.  

 Man kann mit Freunden und Freundinnen lachen und weinen. 

 Sorgen, Nöte und freudige Ereignisse werden geteilt. 

 Gemachte Zusagen und Versprechen werden eingehalten. 

 Anvertraute Dinge werden nicht weitererzählt. 

 Hilfe und Unterstützung werden angeboten. 

 Zuverlässigkeit ist ganz wichtig. 

Kontakt zu Respektspersonen: 

 Autoritäten (Richter(innen), Lehrkräfte, Amtspersonen, Polizei, Vorgesetze u. a.) 
werden anerkannt und mit Respekt behandelt. 

 Man hört Respektspersonen aufmerksam zu und beantwortet deren Fragen. 

 Respektspersonen werden mit „Sie“ (nicht „Du“) und mit Frau/Herr sowie dem 
Nachnamen angesprochen. 

 Gegenüber alten Menschen verhält man sich respektvoll. 

Verhalten in der Öffentlichkeit: 

 In der Öffentlichkeit verhält man sich leise und zurückhaltend. 

 Der Aufenthalt von größeren Gruppen an öffentlichen Plätzen (z. B. vor Supermärk-
ten), wird oft als bedrohlich wahrgenommen.  

 Auch Fremden gegenüber ist man freundlich und hilfsbereit. 

 Man spuckt nicht aus und bohrt nicht in der Nase oder den Ohren. 

 Man drängelt nicht beim Anstehen. 

 Rauchen ist in öffentlichen Gebäuden verboten, Alkohol wird nur in Gaststätten 
oder zu Hause konsumiert. 

 Wenn man sich ungerecht behandelt fühlt, sagt man das, lässt den Streit aber nicht 
eskalieren. 
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Viele Dinge, die wir den Flüchtlingen als falsches Verhalten erklären, legen auch deut-
sche Teenager an den Tag. Aus der Sicht von Jugendlichen aus asiatischen Ländern ist es 
aber zum Beispiel unmöglich, wie sich die Deutschen die Nase mit einem Taschentuch 
schnauben. Umgekehrt müssen wir das Verhalten von Jugendlichen nicht mögen, auch 
wenn wir Verständnis dafür zeigen, sofern es sich nicht um gravierendes Fehlverhalten 
handelt. Menschen dürfen anders sein.  

3.6.4 Individualbedürfnisse  

Die Individualbedürfnisse haben wir in die Bereiche Wohnraum, Schule und Ausbildung, 

Arbeiten und Beruf, Freizeit, Transport und Konsum eingeteilt.  

Wohnraum: 

 (Kern)familien leben zusammen in einer Wohnung oder in einem Haus. Kinder  
teilen sich oft ein Zimmer. 

 Auszubildende und Studierende wohnen oft in Wohnheimen oder in  
Wohngemeinschaften (auch Doppelzimmer). 

 Wohnraum in München ist sehr teuer (ca. 600 € für ein Ein-Zimmer-Appartement). 

 Wohnraum muss immer sauber und aufgeräumt sein. 

 Weil Energie sehr teuer ist, wird „stoßgelüftet“ und das Licht wird ausgeschaltet, 
wenn man es nicht braucht. 

 Die Hausordnung und die Ruhezeiten (22 bis 7 Uhr) müssen eingehalten werden. 

Schule und Ausbildung: 

 In Deutschland besteht Schulpflicht (mindestens zehn Jahre). 

 Alle Kinder gehen mindestens vier Jahre in die Grundschule, dann auf ein(e) 

- Haupt- oder Mittelschule (fünf Jahre), 
- Realschule (sechs Jahre), 
- Gymnasium (acht Jahre). 

 Ein späterer Wechsel ist möglich. 

 Nach der Schulzeit wird eine 

- Berufsausbildung (mit Berufsschule) oder ein 
- Studium begonnen. 

 Die meisten umF in Bayern besuchen zuerst einen 

- Deutschkurs (ggf. Alphabetisierung), gehen dann in die 
- Mittelschule und machen dann eine 

- Berufsausbildung. 

Arbeit und Beruf: 

 Die Beschäftigung von Kindern ist i. d. R. verboten. Die Arbeit von Jugendlichen 
unterliegt dem Jugendarbeitsschutzgesetz. 

 Unterscheidung zwischen Hilfsarbeit, Berufsausbildung, Fachschule oder Studium, 



243 

 

 ca. 350 Ausbildungsberufe in Deutschland, 

 ca. 2.600 Euro durchschnittliches Bruttogehalt (Achtung: Davon werden Steuern 
und Sozialversicherung abgezogen.), 

 ca. 40 Stunden Arbeit pro Woche, 

 mindestens 24 Tage Urlaub pro Jahr (und ca. elf Feiertage), 

 Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, 

 Unfall-, Arbeitslosen-, Renten- und Pflegeversicherung, 

 Ausländer brauchen eine (Arbeits)erlaubnis, diese wird als Teil der  
Aufenthaltserlaubnis erteilt. 

Für viele der Flüchtlinge ist Kinderarbeit eine normale Erscheinung.  

Freizeit (Wie verbringen die deutschen Jugendlichen in der Regel ihre Freizeit?): 

 Lesen, Fernsehen oder Computerspiele, 

 Treffen mit Freunden oder anderen Familien, 

 Sport, 

 Jugendfreizeitstätten, 

 Büchereien (kostenloser Verleih von Büchern, Zeitschriften, Musik und Filmen), 

 Vereine und Clubs (z. B. Fußball, Schach), 

 Volkshochschulen, 

 Kultur (Konzerte, Kino, Theater, Museum u. a.), 

 Ausgehen (unter 14 Jahre bis 20:00 Uhr, 14 und 15 Jahre bis 22:00 Uhr, 16 und 17 
Jahre bis 24:00 Uhr), 

 Religionsgemeinschaften (Kirchen, Moscheen u. a.). 

Viele Jugendliche, die hier ankommen, sind geschockt darüber, dass sie in Deutschland 
um 22 Uhr bzw. 24 Uhr wieder zu Hause sein müssen. Diese Zeiten wurden nicht von 
den Betreuer/innen erfunden, sondern sind gesetzlich normiert. Das kennen sie aus ihren 

Heimatländern nicht. 

Transport: 

 Es gibt überall öffentliche Verkehrsmittel (Bus, Tram, Bahn u. a.). 

 Fahrkarten (Einzel-, Streifen-, Wochen- oder Monatskarten) werden vor Fahrtantritt 
gekauft und müssen ggf. entwertet werden. 

 Schwarzfahren wird bestraft (50 Euro und ggf. Anzeige). 

 Taxis sind sehr teuer. 

Vieles davon lernen die Jugendlichen bereits in den ersten Tagen, wenn sie mit den Mit-
arbeitern mit dem Bus fahren. Das Thema „Schwarzfahren“ verstehen sie oft nicht so 
ganz, daher ist es wichtig, dass sie das nicht erst per Zufall herausfinden. Gerade das Ab-
stempeln der Fahrkarte, damit sie ihre Gültigkeit erhält, ist nicht selbsterklärend. 
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Konsum: 

 Man sollte nur so viel ausgeben, wie man hat. 

 Durch Preisvergleiche kann man viel Geld sparen. 

 Teure Waren sind nicht immer besser als günstige. 

 Minderjährige sind nur beschränkt geschäftsfähig. Verträge dürfen nur Erwachsene 
unterschreiben. 

 Bevor man einen Vertrag unterschreibt, sollte man den Inhalt genau verstehen (z. B. 
Mobilfunk). 

 Man sollte sich nur Geld leihen, wenn man es sicher und pünktlich zurückzahlen 
kann. 

3.6.5 Selbstverwirklichung 

Im Kapitel „Selbstverwirklichung“ gehen wir in unserer Fortbildung auf Idealismus, Deut-
sche Helden sowie Feste und Bräuche in Deutschland ein. 

Idealismus: 

 Menschen versuchen, das Beste aus ihren Fähigkeiten zu machen. 

 Menschen versuchen, ihre Ziele, Sehnsüchte und Wünsche zu erreichen. 

 Menschen versuchen, ein anerkanntes Mitglied in der Gesellschaft zu sein. 

 Viele sind aber auch uneigennützig und selbstlos oder engagieren sich ehrenamt-

lich. 

Es ist unsere Sache, in welche Richtung wir uns entwickeln. Es ist nicht von Gott gegeben 
oder Zufall. Entscheidend ist, was ich selbst daraus mache. Das fasst zusammen, was die 
meisten Menschen hier in Deutschland glauben und was die Gesellschaft prägt. Damit 
kommt man wieder auf die hier geltenden Werte und Normen zurück.  

Deutsche Helden: 

Jeder von uns würde wahrscheinlich andere Helden aufzählen. Eine Studie der Zeitschrift 
„Der Spiegel“ bietet uns folgende Auswahl (Abbildung 20). Wir bringen diese Liste unse-
ren Mitarbeitern nahe, damit sie ungefähr wissen, was die Mehrheit der Deutschen zu-
mindest laut dieser Studie als ihre Helden ansehen. Es ist für die Kids irritierend, wenn 
wir etwas vor uns hinstammeln und nicht wissen, welche Identifikationsfiguren in 
Deutschland vorhanden sind. Diese dienen einem besseren Verständnis bei den Kids 
dafür, wo sie hier eigentlich angekommen sind.  
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             Abbildung 20   © Dr. Andreas Dexheimer, Jaquie Mary Thomas 

Eine Kultur wird auch durch Feste und Bräuche bestimmt (Abbildung 21): 

 
            Abbildung 21    © Dr. Andreas Dexheimer, Jaquie Mary Thomas 

Ich hatte die Mitarbeiter gefragt, wann sie den Kids das letzte Mal erklärt hätten, was Fa-
sching ist. Sie hatten es nie erklärt, weil sie das schlicht vergessen hatten. Dabei wird sich 
ein junger Flüchtling, der in der Faschingszeit hier ankommt, sehr wundern. Solche Feste 
und deren Bedeutung kann man sehr gut in einem Austauschgespräch mit den Jugendli-
chen aufgreifen und vergleichen, was es hier für Feste gibt und wie man sie feiert und 
welche Feste in ihren Herkunftsländern gefeiert werden.  

4. Didaktik  

In unserer Fortbildung geht es selbstverständlich darum, wie die Mitarbeiter die verschie-
denen Themen den Jugendlichen vermitteln und auch, wann sich was als Thema anbie-
tet. Die Vermittlung an die Jugendlichen erfolgt nicht durch eine schlichte Präsentation 
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wie an dieser Stelle, sondern durch didaktische Methoden, durch Ausprobieren und ge-
meinsames Erarbeiten (Abbildung 22).  

 
           Abbildung 22      © Dr. Andreas Dexheimer, Jaquie Mary Thomas 

Nach jedem behandelten Thema wird mit dem Mitarbeiterteam eine Reihe von Möglich-
keiten besprochen, wie dieses den Jugendlichen nahegebracht werden kann, über kon-
krete Erfahrung, Beobachtung, Reflexion, abstrakte Theorie oder Experimentieren, z.  B. 
mit Quiz oder Puzzles.  

Methoden können sein: 

 Übersetzung der wichtigsten Folien, 

 Willkommensgespräch, 

 Dolmetscher als Kulturvermittler nutzen, 

 themenspezifische Gruppenabende, 

 Wertevergleiche (was ist hier wichtig, was dort?), 

 Einzel- und Gruppengespräche zum Thema „Verhalten Dort und Hier“, 

 Welt- und Landkarten, 

 Memory oder Quiz (z. B. zu Grundrechten, Fakten und Zahlen), 

 Bundesländerpuzzle, 

 Landesvorträge (Jugendliche und Mitarbeitende), 

 alltägliche Hinweise, 

 Deutsche Welle (deutsche Themen fremdsprachig), 

 Integration in „Deutsch für Ausländer“. 
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Die Mitarbeiter diskutieren in Kleingruppen über die verschiedenen Möglichkeiten. Zum 
Beispiel: Die Kinderrechte sind in unterschiedliche Sprachen übersetzt worden. Darum 
kann man diese einfach aushängen. Ebenso die Karten von Europa, Deutschland und der 
Stadt, in der sich die Schutzstelle befindet. Die Jugendlichen sollen allerdings nicht nur 
wissen, wo sie sich befinden, sondern auch, mit wem sie zusammen sind. Darum schla-
gen wir vor, dass die Jugendlichen nicht nur ein Bild von dem Haus bekommen, sondern 
auch Bilder von den Mitarbeiter/innen, damit die Jugendlichen die Personen auch ihren 
Funktionen zuordnen können. Das ist vor allem in größeren Einrichtungen wichtig. 

Willkommensgespräche eignen sich dazu, erste wichtige Elemente der Alltagsbildung 
aufzugreifen. Die Einrichtungen sollten über eine Liste der Dolmetscher für die verschie-
denen Sprachen verfügen, auf die sie zurückgreifen können, um sie auch als Kulturmittler 
zu nutzen. Alltägliche Hinweise werden eher unsystematisch gegeben. Wenn man den 
Themenleitfaden zur Hand nimmt, kann man diesen bei jedem Kind oder Jugendlichen 
abarbeiten.  

Im Rahmen von themenspezifischen Gruppenabenden führten einige Einrichtungen in 
München bereits Abende zur Sexualkunde, insbesondere über die Nutzung von Kondo-
men durch. Es kann sein, dass die Jugendlichen auch aus ihrem Heimatland Kondome 
bereits kennen und benutzt haben. Es hängt u. a. davon ab, ob sie in einer Großstadt oder 
auf dem Land aufgewachsen sind. Aber solche Fragen kann man nicht dem Zufall über-
lassen. Zu den themenspezifischen Gruppenabenden kann man externe Fachleute einla-
den.   

Man kann Gruppengespräche zum Thema „Verhalten dort und hier“ veranstalten, in de-
nen die Jugendlichen abwechselnd aus ihren Ländern berichten.  

Die Deutschlehrer in den Sprachkursen „Deutsch für Ausländer“ kann man in die Ver-
mittlung von Alltagswissen integrieren, da sie ohnehin Ausflüge zusammen mit den Ju-
gendlichen unternehmen.  

Eine andere Gruppe von Mitarbeitern hatte die Idee, die „Deutsche Welle“ im Wohn-
zimmer oder in den Gruppenräumen laufen zu lassen. Im Radio- und Fernsehprogramm 
dieses Senders werden Themen, die in Deutschland eine Rolle spielen, in verschiedenen 
Sprachen in Form von Dokumentationen und Reportagen abgehandelt.  

Zum Schluss: 

„Wenn Väter ihre Kinder gewähren lassen und sich vor ihnen geradezu fürchten, wenn 
Söhne ohne Erfahrung handeln wollen wie die Väter, sich nichts sagen lassen, um selb-
ständig zu erscheinen, wenn Lehrer, statt ihre Schüler mit sicherer Hand auf den richtigen 
Weg zu führen, sich vor ihnen fürchten und staunen, dass ihre Schüler sie verachten, {...} 
wenn auf diese Weise verführte Jugend aufsässig wird, sofern man ihr auch nur den min-
desten Zwang auferlegen will, weil niemand sie lehrte, die Gesetze zu achten, ohne die 
keine Gemeinschaft leben kann, dann ist Vorsicht geboten, der Weg droht in die Tyran-
nei zu führen.“ (Platon (427-347 v. Chr.): Politeia) 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 
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Arbeitsgruppe „Bedarfsgerechte Angebote der Kinder- und 

Jugendhilfe (Anschlusshilfen)“ 

Input aus Sicht des Regionalverbandes Saarbrücken 

MIRKO ENGEL 
Jugendhilfeplaner und Fachcontroller, Gesamtkoordination für den Bereich der  
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge im Jugendamt des Regionalverbandes  
Saarbrücken 

Der Regionalverband Saarbrücken ist ein Landkreis mit rund 330.000 Einwohnern im 
kleinsten Flächenland Deutschlands. Er ist der größte Landkreis mit einem Drittel der 
Einwohner und der Hälfte der ALG-II-Empfänger des Saarlandes. Der Landkreis liegt an 
der Grenze zu Frankreich und wird von der TGV/ICE-Trasse Paris-Frankfurt durchschnit-
ten (etablierte Schleusungsroute). Die französische Polizei lässt die unbegleiteten Minder-
jährigen überwiegend durchfahren und die deutschen Grenzbehörden holen sie aus den 
Zügen heraus und übergeben sie uns. Dadurch kommen wir als kleiner Landkreis auf 
eine beachtliche Zahl von Inobhutnahmen. Die nicht erstattungsfähigen Verwaltungskos-
ten plus Vormünder plus Eigenschäden bewegen sich auf 1 Million Euro zu.  

Seit Oktober 2010 wurden rund 1.000 UMF in Obhut (IO) genommen. Aktuell liegen ca. 
350 laufende Fälle (IO, HzE und HfjV) in eigener Zuständigkeit. Es zeigen sich immer 
wieder große Probleme in der Erstaufnahme. Mittlerweile verfügen wir über zwei Clea-
ringhäuser, müssen aber auch Provisorien (Turnhallen, Hotels, Jugendherbergen) schaf-
fen. Wir hatten einen rasanten Ausbau bedarfsgerechter Plätze in der IO und den An-
schlusshilfen im Verbund mit den freien Trägern zu bewältigen. Insgesamt erfährt die 
Thematik der Flüchtlinge in der Öffentlichkeit und Bevölkerung eine wohlwollende Auf-
nahme.  

Die Kinderrechtskonvention verpflichtet als gültige Rechtsnorm in der Bundesrepublik 
Deutschland alle staatlichen Institutionen dazu, dem Vorrang des Kindeswohls und der 
Gleichbehandlung in- und ausländischer Kinder nachzukommen. Sie ist erst im Juli 2010 
im vollen Umfang in Kraft getreten. Das zog die Weigerung der Landesaufnahmestelle 
nach sich, die 16- bis 17-Jährigen aufzunehmen. Unsere damalige Fachdienstleitung hat-
te zu diesem Zeitpunkt darauf gedrungen, dass wir Jugendhilfe nach SGB VIII von Anfang 
an durchsetzen, das bedeutete die Umsetzung im Regionalverband Saarbrücken durch 
das Primat der Jugendhilfe. Das war in der Bundesrepublik damals bei Weitem noch 
nicht durchgehend der Fall, hat sich aber inzwischen als Standard etabliert. Als Konse-
quenz ergibt sich daraus die Sicherstellung des Zugangs zu allen Leistungen der Jugend-
hilfe gem. § 2 Abs. 2 SGB VIII auch für die unbegleiteten Minderjährigen.   

Die fachliche Grundlage für eine bedarfsgerechte Anschlusshilfe ist der Clearingbericht 
mit Individualprofil und Empfehlung als Ergebnis des vorher durchgeführten Clearingver-
fahrens. Im Individualprofil sind die Stärken und Defizite des jungen Flüchtlings aufge-
führt. Daraus wird die Ausgestaltung der Angebotsform entwickelt, in die er anschließend 
aufgenommen wird.  
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Wir mussten die Kapazitäten der Anschlusshilfen sehr rasant ausbauen und uns stehen 
jetzt etwa 280 zusätzliche Plätze bei 12 freien Trägern zur Verfügung, davon zwei Drittel 
im Regionalverband und ein Drittel in den anderen Landkreisen. Es bestand außerdem 
die Notwendigkeit der „großräumigen“ Planung, einerseits wegen der hohen Fallzahlen 
und andererseits wegen des häufigen Wunsches einiger Jugendlicher, nach gemeinsamer 
Flucht und Aufenthalt im Clearinghaus (CH) zusammenzubleiben. Wir mussten ange-
sichts des Andrangs mitunter ganze Wohngruppen beim freien Träger bestellen und wa-
ren froh, wenn uns der freie Träger zum Tag X diese Wohngruppe für acht oder neun 
Jugendliche – inklusive Betriebserlaubnis des Landesjugendamtes und Fachkräfte – oder 
auch eine Jugendwohngemeinschaft für zwei, vier oder sechs junge Menschen anbieten 
konnte. Die Jugendlichen sind direkt vom Clearinghaus in dieser Gruppenstärke dorthin 
gegangen, weil wir die Plätze im Clearinghaus sofort wieder für diejenigen brauchten, die 
in den Provisorien untergebracht waren.  

Durch diese Verfahren kamen wir auf eine relativ hohe Anzahl von spezialisierten Ein-
richtungen, wobei keine besondere Methodik dahintersteckt, sondern es geht einfach 
darum, vier junge Menschen aus Afghanistan oder sechs aus Eritrea usw. zusammen un-
terzubringen. Das gefällt mir persönlich nicht so gut. Wenn die Zeiten einmal durch die 
Umverteilung ruhiger werden, kann man das anders gestalten. 

Die Gestaltung des Übergangs erweist sich oft als schwierig. Es besteht bei einigen der 
Wunsch, als „Schicksalsgemeinschaft“ zusammenzubleiben. Das kann in der Kindes-
wohlprüfung nach dem neuen Verfahren in der vorläufigen Inobhutnahme ein Kriterium 
sein. Wenn drei Jugendliche eng verschweißt miteinander einreisen und einer von ihnen 
müsste nach Rheinland-Pfalz, könnte man entweder alle drei nach Rheinland-Pfalz schi-
cken oder alle drei bleiben im Saarland. Wir werden mitunter mit einer kollektiven Wei-
gerung konfrontiert, das Clearinghaus zu verlassen, weil es als ein erster Ort der Sicher-
heit und des Ankommens erlebt wird und alles, was danach kommt, assoziiert zunächst 
wieder Unsicherheit. Dieser Gruppenwiderstand ist eine regelrechte Revolte, der aber 
auch eine gewisse Ohnmacht widerspiegelt. Damit muss man kreativ umgehen. Wir sind 
dazu übergegangen, nicht mehr acht oder neun junge Flüchtlinge gleichzeitig zu verle-
gen, sondern den Widerstand durch das Aufnahmeverfahren der Einrichtungen sanft zu 
überwinden, indem Mitarbeiter der Einrichtungen die Jugendlichen bereits im Clearing-
haus besuchen und somit erste Kontakte knüpfen. Weigert sich jemand kategorisch, müs-
sen wir ihn, weil das Clearing abgeschlossen ist und der Platz benötigt wird, leider zum 
Übergang zwingen, auch wenn das keine gute Startbedingung für die Dauereinrichtung 
darstellt.   

Quantitativ gesehen konzentrierten wir uns auf die Angebotsform „Jugendwohngemein-
schaft“ (JWG). In unserer Diktion ist eine JWG ein stationäres Setting für UMF ab dem 
Alter von 16 Jahren. Die JWG stellt eine erste Verselbstständigungsform dar, aber auch 
eine stationäre Form, in der zwei bis maximal sechs junge Menschen zusammenleben. 
Für die JWG ist eine Betriebserlaubnis erforderlich. Dafür gibt es ein LEK-verhandeltes 
Entgelt von 92,73 Euro plus HzL (1,287-facher Satz des Haushaltsvorstandes gem. SGB 
II), bei dem auch 12 Betreuungsstunden pro UMF hinterlegt sind. Leben sechs Jugendli-
che in einer Wohngemeinschaft zusammen, ergeben sich in der Aufsummierung 72 Be-
treuungsstunden, in denen in der Wohngemeinschaft eine Fachkraft anwesend ist, die in 
der Gruppe und in Einzelterminen arbeitet, sodass über diese Betreuungs- und Entgelt-
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form eine hohe Betreuungsdichte sichergestellt wird. Der ausgehandelte Satz ist nicht 
irgendwelchen Kostengründen oder Spargedanken geschuldet. Man kommt auf 115 bis 
120 Euro Gesamttagesentgelt, im Vergleich zu einer stationären Wohngruppe, die zwi-
schen 140 und 150 Euro kostet.  

Diese Unterbringungsform war unter dem Ausbaudruck durch die Träger am schnellsten 
zu realisieren. In unserer Betreuung sind sehr viele 15- bis 17-Jährige, sodass sich diese 
Form anbietet. Außerdem haben wir damit sehr gute Erfahrungen gemacht. Die Jugendli-
chen bringen oft schon Kompetenzen mit. Das heißt, es handelt sich um eine in der Ju-
gendhilfe etwas pflegeleichtere Klientel mit besonderen Anforderungen. Wir haben viele 
dieser Wohngemeinschaften und man könnte annehmen, dass sich die jungen Menschen 
nachts, wenn sie allein sind, laut und störend verhalten und dass es laufend Beschwerden 
von Nachbarn und Polizeieinsätze gibt. Das können wir jedoch zum Glück überhaupt 
nicht feststellen. Daher halte ich diese Angebotsform durchaus inhaltlich-fachlich und in 
Bezug auf die Autonomie der jungen Menschen für gut begründet. Im Clearingverfahren 
wird jeweils die Einschätzung getroffen, ob jemand für diese Betreuungsform geeignet 
erscheint. Der Jugendliche muss zum Beispiel von allein aufstehen und nicht erst nachts 
bzw. früh morgens ins Bett gehen. 

Daneben gibt es selbstverständlich vollstationäre Wohngruppen, intensive sozialpädago-
gische Einzelbetreuung für die, die in der Gruppe nur schwer zu betreuen sind oder nicht 
in der Gruppe betreut werden wollen, Betreutes Wohnen als weitere Verselbstständi-
gungsform nach der JWG sowie Unterbringungen zum Zwecke der Ausbildung mit redu-
ziertem Theorieteil. Es ist schlechterdings in der Verlaufsdauer der Jugendhilfe – die bei 
uns oft bis zum Alter von 20, manchmal 21 Jahren, aber trotzdem nur über vier oder fünf 
Jahre andauert – sehr schwer, jemanden, der auch in seiner Muttersprache nicht alphabe-
tisiert ist, zu einer Ausbildungsreife zu führen, die es ihm ermöglicht, den Theorieteil der 
Ausbildung zu bewältigen. Zudem ist die letztgenannte Angebotsform ebenfalls Bestand-
teil des Leistungskatalogs der Jugendhilfe.   

Die Aufnahme in bestehende Regelangebote der stationären Jugendhilfe wird nicht selten 
sogar ausdrücklich von besonders integrationswilligen Adressaten gewünscht, weil sie 
dort besser Deutsch lernen würden. In Einzelfällen können wir das auch ermöglichen. 

Wie in allen anderen Fällen wird zweimal jährlich ein Hilfeplangespräch durchgeführt. 
Probleme zeigen sich vor allem bei der rechtzeitigen Beachtung der Altersfristen (18 und 
21 Jahre). Die Sozialen Dienste und die Wirtschaftliche Jugendhilfe sind sehr überlastet. 
Das Alter 18 und 21 bildet mehr als bei anderen Fällen eine Zäsur. Die Erstattungs-
Jugendämter waren etwas überrascht, als wir von Anfang an flächendeckend Hilfe für 
junge Volljährige bewilligten. Sie meinten, dass die jungen Flüchtlinge allein den weiten, 
gefahrvollen den Weg nach Deutschland geschafft hätten und daher wohl keine Betreu-
ung als junge Erwachsene mehr bräuchten. Allein das Argument, dass der junge Mensch 
noch nicht genügend Sprachkenntnisse hätte oder die Schule beenden müsse, gilt nicht 
als Grund für eine Hilfe nach § 41 SGB VIII. Dann bleibt der Regionalverband Saarbrü-
cken eventuell auf den Kosten sitzen („Erstattungsrisiko“). Das heißt, Sie müssen die Fris-
ten rechtzeitig im Auge behalten und sich frühzeitig, vier bis fünf Monate vor dem 18. 
Geburtstag, zum Hilfeplangespräch zusammensetzen. Eine der Grundlagen für die Be-
gründung der Gewährung einer Hilfe für junge Volljährige ist die fachlich qualifizierte 
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Falldokumentation der freien Träger. Die Landesjugendämter, Landschaftsverbände oder 
Regierungsbezirke, die uns die Kosten erstatten, funktionieren im Prinzip wie Schadens-
abwehrabteilungen einer Versicherung. Die Fälle und die jungen Menschen, die dahin-
terstehen, interessieren sie nicht, sondern sie schauen nur darauf, ob dem Regionalver-
band ein Versäumnis unterlaufen ist. Das erhöht noch einmal die Belastungen in den 
beiden Abteilungen, weil mitunter Begründungen oder Unterschriften nachzuliefern sind. 
Das wird mit der Umverteilungsregelung wahrscheinlich einfacher, weil wir dann nur 
noch unserem Saarländischen Landesjugendamt als Erstattungsjugendamt nachweis-
pflichtig sind, mit dem wir Standards absprechen werden. Früher hatten wir 20 verschie-
dene Landesjugendämter, Landschaftsverbände etc., darunter waren welche, die alles 
ohne weiteres erstatteten, und andere, die sehr akribisch prüften.  

Zur Vorbereitung der Übergänge in Anschlusssysteme (SGB I, SGB II, SGB III) benötigen 
die Betreuer eine Bescheinigung über das geplante Ende der Jugendhilfe. Für diesen letz-
ten Auftrag braucht man genügend Zeit, um eine Wohnung zu finden und den Lebensun-
terhalt sicher zu stellen. Saarbrücken hat glücklicherweise nicht solche Wohnungsprob-
leme wie Köln und München.  

Der Regionalverband Saarbrücken hat über den Bereich der Jugendhilfe hinaus eine Inf-
rastruktur aufgebaut, die auch nach der Jugendhilfe noch wirksam ist und im Prinzip auch 
anderen minderjährigen Migrantenkindern zugutekommen kann. Ich subsummiere das 
unter dem Begriff „Einmischungsauftrag der Jugendhilfe“ (§ 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 4 
SGB VIII), das heißt, junge Menschen zu unterstützen und zur Verbesserung ihrer Lebens- 
und Entwicklungsbedingungen beizutragen.  

Es wurden u. a. spezialisierte BVJ-Produktionsklassen an einem Technisch-Gewerblichen 
Berufsbildungszentrum mit eigenem Curriculum mit 30 Schulplätzen geschaffen, die 
auch nach der Umverteilung, wenn wir weniger unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 
bekommen, für andere minderjährige Migranten bestehen bleiben. 

Gemeinsam mit dem Jobcenter wurde eine Clearingstelle zur verträglicheren Gestaltung 
der Schnittstelle im Übergang von SGB VIII in SGB II eingerichtet, weil es häufig an der 
Schnittstelle des Übergangs Probleme gibt. Wenn beispielsweise die Jugendhilfe beendet 
wird und noch keine vier Jahre Aufenthalt in Deutschland zusammengekommen sind, 
kann es zu einem vorübergehenden Abbruch der Bildungskarriere kommen, weil das 
Jobcenter vom BAföG-Anspruch ausgeht und deshalb kein Hartz-IV zahlt. Das ist im 
Grunde eine Paradoxie, die die mangelnde Kompatibilität der drei Rechtskreise zeigt. 
Nicht zuletzt aus diesem Grund erfolgte eine bundesweite Gesetzesinitiative des Regio-
nalverbandsdirektors Peter Gillo im Januar 2014 zur Abschaffung der sogenannten „4-
Jahres-Falle“. Mittlerweile ist immerhin erreicht worden, dass ab Herbst 2016 bereits ein 
15-monatiger Aufenthalt in Deutschland einen eigenen BAföG-Anspruch begründen 
wird. 

Im Zusammenwirken mit dem Jobcenter (SGB II) wurden spezielle Fördermaßnahmen 
(„Mosaik“, „Krokodil“ und „PRISMA“) kreiert, die in der Zuständigkeit des Jobcenters 
durchgeführt werden, mit Schwerpunkten auf Sprachförderung und Berufsvorbereitung. 
Eines der genannten Programme ist eher handwerklich orientiert, ein anderes liegt im 
kaufmännischen Bereich. Beide Programme enthalten Biografiearbeit. Ich finde es sehr 
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interessant, dass das Jobcenter in Zusammenarbeit mit einem freien Träger solche Inhalte 
einfließen lässt.  

Als bundesweites Modellprojekt wird schon bald von der Chefärztin unserer Kinder- und 
Jugendpsychiatrie eine traumatherapeutische Station an der hiesigen Klinik für Kinder- 
und Jugendpsychiatrie, Psychotherapie und Psychosomatik der SHG nach dem DBTA-
Ansatz und anderen Methoden eröffnet. Da wir in einzelnen Fällen gravierende Schwie-
rigkeiten haben, ist das eine Leistung aus dem SGB V-Bereich, den wir im Rahmen der 
Jugendhilfe zahlen, die mit Sicherheit den positiven Verlauf von Jugendhilfefällen unter-
stützt und befördert.  

Vielen Dank für Ihr Interesse! 
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Arbeitsgruppe „Bedarfsgerechte Angebote der Kinder- und 

Jugendhilfe (Anschlusshilfen)“ 

Angebote für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in  

Overdyck 

PETRA HILLER 
Einrichtungsleiterin der evangelischen Stiftung Overdyck,  
1. Stellvertretende Vorsitzende der IGfH 

Bochum ist eine Stadt mit etwa 365.000 Einwohnern. Im Jahr 2014 wurden 120 unbeglei-
tete minderjährige Flüchtlinge in Obhut genommen. Vergleicht man diese Zahlen zum 
Beispiel mit München und Köln, scheint die Entwicklung in Bochum undramatisch zu 
sein. Aber selbst diese Zahl hat erhebliche Veränderungsprozesse im Jugendamt und bei 
den freien Trägern ausgelöst.   

Seit dem 1. April dieses Jahres betreibt die Stiftung Overdyck eine Clearingstelle für un-
begleitete minderjährige Flüchtlinge als Kooperationsprojekt mit dem Jugendamt Bo-
chum. Das Jugendamt und die Clearingstelle befinden sich auf einem Gelände. Auf dem 
Gelände ist ein Bürocontainer aufgebaut worden, in dem fünf Mitarbeiter des Jugendam-
tes als „Spezialisten“ für die Arbeit mit unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen mit uns 
als Träger  zusammen arbeiten. Das ist für die Jugendlichen eine gute Entwicklung, weil 
sie erleben, dass Jugendamt und freier Träger unmittelbar ansprechbar sind. Gerade Ju-
gendliche, die in ihren Herkunftsländern staatliche Stellen als Bedrohung oder als kor-
rumpierbar erlebt haben, sind positiv überrascht von diesen neuen Erfahrungen. 

Darüber hinaus entstand bei unserem Träger aufgrund des hohen Bedarfes eine Wohn-
gruppe für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge. Im Grundsatz ist es aus meiner Sicht 
erstrebenswert, unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in bestehenden Regelangeboten 
unterzubringen, da die Integration so viel selbstverständlicher gelingt. Wir bieten außer-
dem Betreutes Wohnen für diese Jugendlichen an. Auch in der Mutter-Kind-Betreuung 
befinden sich unbegleitete Minderjährige, weil einige junge Frauen mit oft schwierigen 
sexuellen Erfahrungen schwanger bei uns aufgenommen wurden. 

Wenn man ein Angebot an Anschlusshilfen für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 

entwickeln möchte, sind einige strukturelle Fragestellungen zu beantworten:  

 Die erste Frage betrifft die Entscheidung zwischen speziellen Wohngruppen für un-
begleitete minderjährige Flüchtlinge und der Integration in die Regelangebote.  

 Sollen es koedukative Angebote oder geschlechtsspezifische Angebote (Mädchen in 
der Minderheit) sein? 

 Will man Wohngruppen oder Betreutes Wohnen anbieten, da die meisten unbe-
gleiteten minderjährigen Flüchtlinge schon eine hohe Selbstständigkeit entwickelt 
haben?   
Wir haben Wohngemeinschaften mit zwei bis vier Jugendlichen, die gemeinsam 
leben und von Mitarbeitern pädagogisch begleitet werden.  
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 Sind eher traumapädagogische Angebote gefragt oder lieber „Normalität“ (Regel-
gruppe versus Intensivwohngruppe)? 

 Ebenso spannend ist die Frage der pädagogischen Mitarbeiter/Migrationsfachkräfte.   
Die Migrations- und Sprachkompetenz ist neben der pädagogischen Fachkompe-
tenz von großer Bedeutung. 

Für die Entwicklung von Anschlusshilfen sind einige vorbereitende Maßnahmen wie 
der Aufbau eines Netzwerkes erforderlich:  

 Die Schulfrage ist zu klären und zu organisieren, Sprachangebote einzubinden.  

 Kontakte zu Psychotherapeuten mit Sprachkenntnissen (z. B. Französisch) sind her-
zustellen und verlässlich zu gestalten. 

 Zur Vorbereitung gehört ebenso die Schulung von Mitarbeitern zu Traumata, Kul-
tursensibilität, Wissen über Herkunftsländer, Islam u. a. 
In Bochum kommen die Jugendlichen interessanterweise zu 80 Prozent aus Gui-
nea. Das stellt für die Mitarbeiter eine Herausforderung dar, da dort das Ebola-Virus  
besonders virulent ist. Fragen des Gesundheitsschutzes sind unbedingt in dieser Ar-
beit zu berücksichtigen. Fast alle UMF kommen außerhalb der Öffnungszeiten des 
Jugendamtes als Selbstmelder zu uns. Wenn ein Jugendlicher eintrifft, wird zuerst 
bei ihm Fieber gemessen. Dazu wird ein Fieberthermometer verwendet, das keinen 
Körperkontakt erfordert. Hat der Jugendliche kein Fieber, ist er im Hinblick auf  
Ebola aktuell nicht ansteckend. Andere Erkrankungen wie TBC lassen sich damit 
nicht ausschließen. Am nächsten Morgen wird das Gesundheitsamt aufgesucht, Das 
Gesundheitsamt hat bereits mehrmals in unserer Einrichtung die Mitarbeiter im 
Hinblick auf Schutzmaßnahmen beraten.  

 Man benötigt außerdem Kontakte zu Kooperationspartnern wie Dolmetscher, Kin-
der- und Jugendpsychiatrie für die Krisenintervention, Regionale Integrationsstellen, 
ehrenamtliche Vormünder etc. 

Das heißt, wenn man Angebote aufbauen will, muss man zunächst Netzwerke aufbauen, 
um erfolgreich an den Start gehen zu können.  

Spezifische konzeptionelle Fragen zur Konzeption eines Wohngruppenangebotes bezie-
hen sich auf: 

 viele gruppeninterne Bildungs- und Freizeitangebote versus viel Außenorientierung 
mit geeigneten Unterstützungsangeboten (hohe Attraktivität Fußballvereine, Fitness-
Studio), 

 verpflichtende versus freiwillige Freizeitangebote, 

 Regelungen zum Kochen (selbst kochen versus Hauswirtschaftskraft), 

 Tagesstruktur (z. B. Besonderheiten der UMF-Wohngruppe bei Weckzeiten und Zu-
Bett-Geh-Zeiten), 

 Umgang mit religiösen Ritualen (z. B. Ramadan), 

 Präventionsangebote im Bereich Drogenkonsum u. a. 
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Einmal im Jahr wird in unserer Einrichtung ein „Partizipationswochenende“ mit zwei Ju-
gendlichen und zwei Mitarbeitern jeder Wohngruppe durchgeführt. Die unbegleiteten 
minderjährigen Flüchtlinge nehmen ebenfalls seit einigen Jahren daran teil. Dabei ver-
gleichen die Gruppen untereinander ihre Regeln und ihre Lebensbedingungen in der Ein-
richtung. So geschah es auch am letzten Wochenende. Das heißt, es saßen Jugendliche 
und Mitarbeiter zusammen, die sich gegenseitig erzählten, wie Freizeitangebote, Essen, 
Weckrituale usw. in ihren Wohngruppen gestaltet werden. Dabei stellten sich in den 
UMF-Gruppe einige Besonderheiten heraus: Sie haben überhaupt keine Probleme mit 
dem Aufstehen. Allerdings haben sie ein massives Problem mit dem Zu-Bett-Gehen. Die 
Mitarbeiter sind müde und wollen ins Bett, aber die Jugendlichen nicht. Sie meinen, sie 
könnten doch länger aufbleiben, da sie doch trotzdem morgens pünktlich aufstehen wür-
den. Das führt manchmal zu Konflikten zwischen Mitarbeitern und Jugendlichen.   

Eine große Rolle spielt außerdem das Thema „Pünktlichkeit“. Die jungen Flüchtlinge ver-
stehen meist nicht, warum wir in Deutschland der Pünktlichkeit so eine hohe Bedeutung 
zumessen. Sie kommen ihrer Meinung nach auch ohne diese strenge Tagesstruktur sehr 
gut zurecht und halten unsere Handhabung für überzogen.  

In unserer Einrichtung ist es üblich, dass in der Woche die Hauswirtschaftskraft kocht und 
am Wochenende die Jugendlichen unter Anleitung der Mitarbeiter kochen. Die Wohn-
gruppe für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge aber möchte immer selbst kochen, 
denn aus ihrer Sicht „können die Deutschen nicht kochen“. Sie möchten sich von der 
Hauswirtschaftskraft nicht bekochen lassen. Sie gehen selbst einkaufen und sie kochen 
sehr gern. In den anderen Gruppen ist die Verantwortung für das Kochen manchmal ein 
Streitthema, weil es keiner will. In der UMF-Gruppe hingegen wird eher darüber gestrit-
ten, wer kochen d ar f .  

Außerdem wurde eine Diskussion über verpflichtende und freiwillige Freizeitangebote 
geführt. Eine Gruppe von deutschen Jugendlichen äußerte sich dahingehend, dass sie 
gern gemeinsam an den Freizeitangeboten teilnehmen. Die UMF-Gruppe wollte gern in 
den Freizeitpark fahren. Das durften die Jugendlichen aber nur, wenn sie vorher an einem 
verpflichtenden Freizeitangebot (Wandern oder Radfahren) teilnehmen würden. Darüber 
gab es heftige Diskussionen. Die Mitarbeiter wollten die Jugendlichen davon überzeugen, 
neue Erfahrungen zu machen. Während des Partizipationswochenendes äußerten sich die 
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge begeistert über die Erfahrungen mit dem Rad-
fahren und Wandern. Nachträglich fanden sie die Verpflichtung zu dieser Aktivität gut. 

Nach meinen Erfahrungen sind Drogen für einige unbegleitete Minderjährige ein Mittel, 
um sich selbst von den traumatischen Erlebnissen distanzieren zu können.  

Eine besondere Bedeutung messe ich der Entwicklung von geeigneten Beschwerde- und 
Partizipationsmöglichkeiten bei. Wir arbeiten in unserer Einrichtung mit: 

 Beschwerdekarten (Abbildung 1), 

 Gruppengesprächen,  

 Gruppengesprächen mit zuständiger Leitungskraft, 

 Partizipationsveranstaltungen mit anderen Wohngruppen, 
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 internen Audits mit Fragen zu konkreten Themen wie Essen, Freizeit, Bildungsan-
gebote, Mitbestimmung … 

Wir haben uns für die Kartenform mit Fotos entschieden, weil sich Kinder und Jugendli-
che Bilder besser merken können als Briefe mit langwierigen Erklärungen dazu, wen sie 
ansprechen sollen, wenn es Beschwerden gibt. Neben den Informationen darüber, wen 
man anrufen oder wohin man eine E-Mail schicken kann, findet man auf der Rückseite 
zusätzlich den Zugang zu einer externen Ombudstelle, da wir auch Mitglied der Om-
budstelle NRW sind. Somit haben die Jugendlichen die Möglichkeit, sich auch an anderer 
Stelle zu beschweren. Mit Hilfe dieser Karte transportieren wir mit einfachen Mitteln die 
Möglichkeiten der Beschwerde, auch an die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge. 
Vor allem die Fotos sorgen für eine Wiedererkennung. 

Beschwerdekarte: 

 

 
    Abbildung 1             © Evangelische Stiftung Overdyck 
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Wichtige Themen aus Sicht der Jugendlichen 

Die folgenden Zitate sollen zeigen, welche Themen für die Jugendlichen wichtig sind: 

Begleitung bei Terminen in Behörden: 

 „Es ist gut, dass die Betreuer zu wichtigen Terminen mitkommen.“  

 „Ich sterbe, wenn ich dahin muss.“ 

Das macht deutlich, dass der Besuch von Behörden für die Jugendlichen extrem emo-
tional besetzt ist. 

Begleitung bei Arztterminen: 

 „Jetzt geht es mir besser, sie haben mir geholfen mit Gesundheit. Früher hatte ich 
viele Schmerzen. Jetzt geht es mir gut.“  

Die Jugendlichen kommen oft mit gesundheitlichen Problemen zu uns und brauchen 
eine entsprechende Hilfe.  

Schule 

 „Ich möchte so schnell wie möglich zur Schule gehen.“  

Sprachkurs: 

  „Je schneller und länger, desto besser.“ 

Ausstattung der Wohngruppe: 

 „Hier ist alles da“ (gemeint ist: Essen, Bett, Dusche, Fernseher ...) 

Freizeitangebote: 

 „Auch das Bowlen gehen, Essen gehen gefällt mir sehr gut. Ich habe vieles davon 
gelernt und Sachen gemacht, die ich sonst nur im Fernseh gesehen habe. Das hat 
mir sehr gut Spaß gemacht und geholfen, in der Wohngruppe zu leben.“  

 „Der Besuch im Fußballstadion hat mich beeindruckt. Wir waren auch schon mal 
bei einem Konzert.“ (17-Jähriger) 

 „Gruppenaktivitäten machen mir Spaß und ich freue mich, wenn wir etwas zu-
sammen machen. Ich habe dann auch mal andere Gedanken.“  

 „Man lernt hier viele Leute kennen und man kann gute Freunde finden.“  

Vor allem Fußball spielen, einen Fußballverein aufzusuchen oder ein Fußballstadion 
zu besuchen, scheint eines der wichtigsten Freizeitthemen zu sein. Die Freizeitange-
bote werden genutzt, um auf andere Gedanken zu kommen, Erlebtes zu vergessen, 
neue Erfahrungen zu machen und um andere Leute kennenzulernen.  

Der erste Tag 

 „Wir waren schwimmen und ich habe eine Badehose geliehen bekommen und war 
das erste Mal in einem Schwimmbad.“ 
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Wir beschäftigen uns generell in der Heimerziehung mit dem Erleben des Aufnahme-
tages als ein Erlebnis, das lange nachwirkt. Darum sind uns die Aussagen der UMF 
über den ersten Tag sehr wichtig.  

Ausstattung Wohnung: 

 „Wohnzimmer und Küche in einem Raum, das ist nicht gut. Die afrikanischen Leu-
te kochen die Suppe 3-4 Stunden oder Tage, dann geht das nicht mit Besuch in der 
Küche/Wohnzimmer. Die Deutschen machen ja nur Käse, dann geht das.“ 

Die Kritik von Jugendlichen betrifft folgende Themen: 

 „Wir wollen keine Betreuerwechsel.“ 
Betreuerwechsel fanden in der ersten Zeit häufig statt, weil es sehr schwer war, sofort 
eine stabile Teamsitution herzustellen. 

 „Manche Jugendlichen machen so einen Stress und sind so laut.“  

 „Ich weiß nicht, warum es so lange dauert, bis ich meinen orthopädischen Schuh 
bekomme. Mein Rücken tut mir sehr weh. Die Betreuer rufen schon immer an, aber 
was soll ich noch machen.“  

 „Viele Sachen dauern viel zu lange, wie z. B. Kostenzusage für Zahnbehandlung 
und auch Anbindung an einer Schule.“ 

 „Die Wartezeiten bei Ärzten dauern zu lange.“ 

 „In Deutschland muss man immer warten.“ 

 „In Deutschland muss man immer pünktlich sein. Das ist komisch.“ 

 „Viele Jungen sprechen meine Muttersprache. Alle sprechen Fula. Das ist nicht gut. 
Wann sprechen Deutsch? Ich möchte mehr deutsch. Gruppe mit Guinea, Araber, 
Kurde, Deutsche wäre viele besser.“ (16 J.) 

 „Mein Vormund ist oft nicht zu erreichen.“  

 „Warum können wir nicht eine Krankenkassenkarte wie alle Jugendlichen haben?“ 

 „Asylverfahren dauert zu lange.“ 

 „Ich weiß nicht, ob ich bleiben darf. Das ist schrecklich.“ 

 „In der Betreuung fehlen mir meine Eltern.“  

 „Die Termine für Gruppenaktionen werden vorgegeben. Das ist nicht immer gut, 

weil z. B. freitags das Gebet der Muslime ist.“  

Im ersten Jahr waren wir mit dem Ramadan völlig überfordert, weil in der Gruppe 
der jungen Flüchtlinge alles außer Kraft gesetzt war und die Jugendlichen offen-
sichtlich den Tag zur Nacht und die Nacht zum Tag machten. Im zweiten Jahr gin-
gen wir aber schon gelassener damit um und konnten Kompromisse finden. Der 
Umgang mit den jeweiligen Religionen und auch mit dem unterschiedlichen Zeit-
verständnis muss bei der Arbeit mit unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen 
wohldurchdacht sein.  
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Aussagen von Mitarbeitern: 

 Die Jugendlichen sind durch ihre Vorgeschichte sehr eigenständig und können sich 
oft schwer auf das System Wohngruppe einlassen (Grenzen und Regeln). Passt dann 
überhaupt Wohngruppe oder müssen die Wohngruppen nicht noch flexibler in ih-
rer Gestaltung werden?  
Das ist ein nicht zu unterschätzendes Spannungsfeld. 

 Die ehrenamtlichen Vormünder sind sehr engagiert. Jedoch haben sie manchmal 
aus ihrer eigenen Perspektive (eigene Familie) auch hohe Erwartungen an die UMF, 
die die Jugendlichen nicht erfüllen können. Es gibt immer ein Spannungsverhältnis 
zwischen altersbedingten angemessenen Autonomiewünschen und Unterstützungs-
bedarfen. 

 Die Verlängerung der Schulzeit für UMF-Jugendliche auf 25 Jahre wäre gut, damit 
sie auch eine Chance auf einen Schulabschluss haben. 

 Gruppenreisen mit Jugendlichen müssten vom Ausländeramt akzeptiert werden. 

 UMF können und dürfen oft nicht die Wahrheit über ihren Fluchtweg und ihre Le-
benssituation im Herkunftsland sagen, da das ihr Asylverfahren negativ beeinflussen 
kann. Gleichzeitig wollen wir eine vertrauensvolle Beziehung aufbauen. Das ist für 
uns alle schwer. 

 Das Einhalten von Grenzen der Jugendlichen ist sehr wichtig (nicht ausfragen), da 
sonst Retraumatisierungen entstehen können. Daher ist die Klärung des Fluchtwe-
ges für uns ausschließlich Aufgabe des Jugendamtes und des Ausländeramtes. 

 UMF stehen in der Spannung zwischen der hohen Autonomie, die sie bei der Be-
wältigung des Fluchtweges benötigten und dem umfangreichen Hilfebedarf, um 
sich in unserem System zurechtzufinden. 

 Die Familien der Jugendlichen haben in ihrem Herkunftsland oft einen hohen Sta-
tus und erleiden damit einen erheblichen Statusverlust in Deutschland. 

 Jugendliche kommen mit sehr hohen Erwartungen nach Deutschland und sind dann 
von den realen Bedingungen (Unsicherheiten) zum Teil tief enttäuscht. (sequentiel-
le Traumatisierungen – Krieg, Unruhen, Hungersnöte, Flucht, fremdes Land) 

Bedarfe aus Sicht von Mitarbeitern: 

 Ausbau der Verfahrensberatung, 

 Aufbau von ehemaligen UMF als Ehrenamtliche, 

 Es gibt zu wenige Angebote für die UMF, wenn die Hilfe zur Erziehung endet. Es 
gibt wenige Organisationen für UMF (z. B. Offener Treff, Sprachkurse, etc.). Wün-
schenswert wäre eine Koordinationsstelle, die sich für die UMF zuständig fühlt und 
Hilfen vermittelt.  

 Mehr und schnellere rechtliche Sicherheit für die Perspektive der Jugendlichen. 
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Arbeitsgruppe „Bedarfsgerechte Angebote der Kinder- und 

Jugendhilfe (Anschlusshilfen)“ 

Input aus Sicht des Jugendamtes Düsseldorf1 

STEPHAN SIEBENKOTTEN-DALHOFF 
Abteilungsleiter Kinderhilfezentrum, Jugendamt Düsseldorf 

Zu Beginn meines Inputs möchte ich Ihnen ein Bild über die Flüchtlingsströme in der 
Welt vermitteln (Abbildung 1), um darauf hinzuweisen, dass wir es in Deutschland nicht 
mit etwas Außergewöhnlichem zu tun haben: 

 
 Abbildung 1       © Stephan Siebenkotten-Dalhoff 

Menschen sind seit der Steinzeit in der Welt unterwegs, das ist normal. Gut ist es, wenn 
Menschen gute Gründe haben, unterwegs zu sein, wie Entwicklung, Vorankommen, et-
was Neues kennenlernen zu wollen. Schlimm ist es, wenn Menschen zwangsweise wan-
dern oder flüchten müssen. Und mit solchen Kindern und Jugendlichen haben wir es hier 
zu tun.  

                                                
1  Inputvortrag zur Arbeitsgruppe während der Wiederholungstagung am 22./23.06.2015 
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Unser Thema drängt die Fragen auf:  

▪  Was ist eigentlich der „Bedarf“ von Kindern und Jugendlichen, die unbegleitet nach 

Deutschland kommen?  

▪  Wie verstehen wir, was sie brauchen?  

▪  Schließlich soll es auch um die Frage gehen: Wie machen wir das in Düsseldorf? 

Wenn die Jugendlichen nach langer Flucht in Deutschland ankommen, werden sie meist 
auf diese Weise empfangen und gelangen zu uns, in die Jugendhilfe (Abbildung 2): 

 
          Abbildung 2        © Stephan Siebenkotten-Dalhoff 

Am 31.12.2014 lebten insgesamt 204 unbegleitete minderjährige Flüchtlinge aus 33 ver-
schiedenen Ländern in Düsseldorf (dazu ca. 120 Durchreisende), darunter: aus Afghanis-
tan 46 Personen, Somalia 15 Personen, Guinea 14 Personen und aus dem Kongo neun 
Personen. Auch die durchreisenden UMF werden von uns aufgenommen. Sie befinden 
sich in einer anderen Situation als die, die in Deutschland bleiben wollen. Sie wollen 
weiter nach Norwegen, Dänemark o. a., weil sie gehört haben, dass es in diesen Ländern 

gut sein soll, oder weil dort ein Verwandter von ihnen lebt.  

In Bezug auf die Struktur sind die UmF in Betreuung – Stichtag 31.12.2014: 

▪  bis 15 Jahre: 15,8 Prozent, 

▪  16 bis 17 Jahre: 27,0 Prozent, 

▪  18 Jahre: 26,5 Prozent, 

▪  über 19 Jahre: 30,7 Prozent, 

▪  männlich 75,7 Prozent, 

▪  weiblich 24,3 Prozent. 
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Über die Hälfte der in Düsseldorf lebenden UMF sind junge Volljährige. Es stellt sich 
immer wieder die Frage, was wir mit diesen jungen Volljährigen machen. Auch diese 
jungen Menschen haben ein Anrecht darauf, nach den Gesetzen und den Standards der 
Jugendhilfe in Deutschland betreut zu werden. Dazu gehört auch eine Hilfe nach § 41 
SGB VIII, wenn der Bedarf besteht und wenn die jungen Menschen das auch wollen. Es 
sind weitaus mehr männliche als weibliche Jugendliche – nicht nur in Düsseldorf, son-
dern generell in Deutschland.  

Fachlich richten wir uns nach folgenden Eckpunkten aus: 

▪  Jugendliche Flüchtlinge sind erst einmal Kinder/Jugendliche mit allen Fragen (Pu-
bertätsfragen, Zukunftsfragen) und Bedürfnissen, die alle jungen Menschen im ent-
sprechenden Alter haben, und die die Jugendhilfe brauchen. Und dazu haben sie 
eine besondere Lebensgeschichte, Kultur und Herkunft. Auch das ist nicht unge-
wöhnlich in der Jugendhilfe, denn wir haben es generell nicht nur mit Kindern und 
Jugendlichen zu tun, die in Deutschland geboren sind und deutsche Eltern haben. 
In Deutschland leben schon immer Menschen, die aus verschiedensten Ländern 
und Regionen kommen, einen anderen kulturellen Hintergrund aufweisen, musli-

mische oder afrikanische Eltern haben usw.  

▪  So schnell wie möglich und angemessen sollen die jungen Flüchtlinge Klarheit zu 
Perspektive und Lebensort bekommen. 

▪  Entwicklung ermöglichen – wie bei allen Kindern und Jugendlichen: Gesundheit – 
auch seelische Gesundheit, Bildung sowie die Verbindung von Herkunft und Zu-
kunft sind unsere gemeinsame Aufgabe. Ohne eine Klarheit darüber, wie man mit 
seiner Lebensgeschichte und seiner Herkunft umgehen kann, gibt es auch keine 
Idee davon, wie man seine Zukunft planen soll. Auch das gilt für alle Kinder und 
Jugendlichen. Sie alle müssen ihre Lebensgeschichte klären, um eine Perspektive 
entwickeln zu können. „Gemeinsame Aufgabe“ bedeutet, dass nicht nur das Ju-
gendamt daran arbeitet, sondern auch die freien Träger – in Kooperation mit ande-
ren Professionen. 

Die Praxis in Düsseldorf 

In Düsseldorf wurde vom Jugendamt ein Runder Tisch zum Thema „Unbegleitete minder-
jährige Flüchtlinge“ einberufen, an dem sich alle freien Träger beteiligen, die in diesem 
Feld tätig sind oder tätig werden wollen. 

Wir orientieren uns an den Handlungsempfehlungen der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Landesjugendämter. Diese bieten eine gute Orientierung und Arbeitshilfe. Wir haben uns 
in Düsseldorf intensiv damit beschäftigt und im Detail überprüft, was wir davon bereits 
umgesetzt haben, an welchen Stellen wir auf einem richtigen Weg sind und wo wir drin-
gend nachbessern müssen. Zum Beispiel richten wir die Alterseinschätzung an diesen 
Empfehlungen aus, die nach einem Vier-Augen-Prinzip stattfindet und an der Kulturmitt-
ler und Dolmetscher beteiligt sind. An dieser Stelle haben wir uns in Düsseldorf ein Stück 
weiterentwickelt.  
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Es ist ein Verdienst der Vormünder und Gerichte und deren guten Zusammenarbeit, dass 
die Einrichtung einer Vormundschaft meist innerhalb von 36 Stunden vonstattengeht. 
Dadurch sind sowohl die Kollegen in der Inobhutnahme als auch die Fallführung im Ju-
gendamt schnell handlungsfähig.  

Durch die gute Zusammenarbeit mit den freien Trägern und durch den Runden Tisch 
UMF gelingt eine Weitervermittlung in geeignete Anschlusshilfen (Clearing, Wohngrup-
pe, Internat, Betreutes Wohnen) meist innerhalb einer Woche. 

In den letzten Monaten ergänzten wir eine umfangreiche Kulturmittler- und Dolmetscher-
liste. Das erweist sich insofern als sehr nützlich, dass man bestimmte Dolmetscherbüros 
rund um die Uhr erreicht. Das ist bei der Aufnahme von Jugendlichen manchmal außer-
ordentlich wichtig, insbesondere dann, wenn durch die Sprachbarrieren Missverständnis-
se und Ängste entstehen und wir den Jugendlichen kaum erklären können, dass sie jetzt, 
in der Inobhutnahme, sicher sind. Darüber hinaus erweist sich die Erreichbarkeit der 
Dolmetscher und Kulturmittler zum Beispiel in Konfliktsituationen als wichtig. Manchmal 
sind Konflikte nicht zu klären und so ist bereits eine telefonische Vermittlung hilfreich. 
Diese Tätigkeiten werden vom Jugendamt bezahlt, auch Dolmetscher im Clearingverfah-
ren – je nach Bedarf.  

Bestandteil der Hilfeplanung, die sofort einsetzt, sobald ein Vormund bestellt wurde, ist 
u. a. die individuelle (Bildungs-)Förderung. In der Regel gelingt es spätestens nach zwei 
Monaten, einen Schulplatz zu bekommen. Das ist in letzter Zeit mit der Zunahme der 
Flüchtlingszahlen schwieriger geworden. Ich hoffe aber, dass wir auch in Zukunft davon 
profitieren, dass das Jugendamt und das Schulverwaltungsamt zu einem gemeinsamen 
Dezernat in der Stadtverwaltung gehören und wir mit kurzen Wegen arbeiten können. In 
den normalen Schulen werden dafür Spezialklassen eingerichtet, in denen die ausländi-
schen Jugendlichen zunächst Deutschunterricht erhalten. Junge Volljährige können an 
den Berufskollegs weiter beschult werden und bis zum Alter von 21 Jahren einen Schul-
abschluss erreichen. Außerdem gibt es bei Bedarf zusätzliche Alphabetisierungskurse. 
Sprachkurse werden zudem in der Clearingeinrichtung und bei Bildungsträgern (VHS 
usw.) angeboten. 

2014 waren mehr als 50 Prozent der von uns betreuten UMF älter als 18 Jahre. Das heißt, 
sie verbleiben in der Jugendhilfe nach § 41 SGB VIII. Das war vor einigen Jahren noch 
anders in Düsseldorf.  

Für die Jugendlichen erweist sich die gute Zusammenarbeit zwischen Amtsvormund-
schaft, Fallführung und Ausländeramt als sehr vorteilhaft. Diese gute Zusammenarbeit ist 
nicht von selbst entstanden und muss auch weiterhin gepflegt werden. Daran muss inten-
siv gearbeitet werden, insbesondere deswegen, weil das Ausländeramt mit einer ganz 
anderen Perspektive auf die Fälle schaut als die Amtsvormünder und die Fallführungen 
im Allgemeinen Sozialen Dienst.  

Auf Maßnahmen wie Anbindung an Sportvereine, Musik- und Tanzgruppen legen wir 
großen Wert, weil dies einen Weg in Normalität, Kennenlernen von deutscher Kultur und 
neuen Freunden, Gewinnen von Selbstbewusstsein und Selbstorientierung ebnet. Dabei 
sind wir auch auf Ehrenamt und Förderung durch Spenden angewiesen.  
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Etwa 90 Prozent der UMF wollen und dürfen nach Volljährigkeit in Deutschland bleiben. 
Diese Zahl ist für Neuankommende ein Stück Hoffnung.  

Es gibt in Düsseldorf – wie in anderen Städten auch – Jugendliche mit besonderen 
Schwierigkeiten und schwierigen Verhaltensweisen. Dabei unterscheiden sie sich nicht 
von den hier geborenen Jugendlichen. Die Schwierigkeiten haben bei ihnen jedoch oft 
spezifische Ursachen, die meist damit verbunden sind, was sie in ihrer Heimat und/oder 
auf der Flucht an Gewalt, Gefahren und Vernachlässigung erlebt haben, auch den Verlust 
der Familie. Manche Jugendlichen versuchen, ihre nächtlichen Albträume mit Alkohol 
und Drogen selbst zu behandeln. Wir haben auch mit Jugendlichen zu tun, die in Panik-
situationen oder bei Missverständnissen gegen andere gewalttätig sind. So etwas stellt uns 
vor große Herausforderungen. Mit Situationen, die sich aus Problemen mit Drogen, Alko-
hol und Gewalttätigkeit ergeben, können wir in der Jugendhilfe am schlechtesten umge-
hen – egal ob es sich um deutsche oder ausländische Jugendliche handelt. Ebenso gibt es 
unglaublich motivierte Jugendliche, die sehr glücklich darüber sind, hier eine Chance zu 
bekommen. Diese Vielfalt an Chancen und Problemen darf bei der Arbeit mit unbegleite-
ten Minderjährigen nicht übersehen werden. Jeder Jugendliche bringt seine Vorgeschichte 
und seine Erwartungen mit.   

Wie bereits erwähnt, erfolgte ein Abgleich der Düsseldorfer Praxis mit den Empfehlungen 
der Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjungendämter. Die besonders strittige Frage der 
Alterseinschätzung wurde folgendermaßen geklärt: Die Alterseinschätzung wird von der 
Gruppenleitung der Inobhutnahme und der Fallführung des Jugendamtes gemeinsam ver-
antwortet. Beide bzw. ihre Vertreter/innen sind in der Arbeit mit unbegleiteten minderjäh-
rigen Flüchtlingen langjährig erfahren. In jedem Fall ist ein Dolmetscher und Kulturmittler 
anwesend. Wir benutzen den von der BAGLJÄ empfohlenen Bogen, der die erforderli-
chen Fragen enthält und Empfehlungen dazu gibt, wie das Verfahren dokumentiert wird 
und das Setting aussehen soll. Seit wir danach vorgehen, bleiben mehr Flüchtlinge bei 
uns, weil sie als minderjährig eingeschätzt wurden. Wir selbst haben ein viel besseres 
Gefühl bei der Feststellung der Volljährigkeit einiger junger Menschen, weil wir es sehr 
sorgfältig geprüft haben und genau danach geschaut haben, ob lediglich eine „Antlitzdi-
agnostik“ stattfand oder ob die Alterseinschätzung wirklich im Gespräch mit dem jungen 
Menschen anhand der Lebensgeschichte und der abgefragten Kriterien, die ein umfassen-
des Bild geben sollen, vorgenommen wurde. Volljährige gehen in die Aufnahmeeinrich-
tung für Erwachsene, im Zweifel bleiben sie bei uns. Werden sich die beiden Beteiligten 
nicht einig, liegt die Entscheidung bei der Abteilungsleitung, die noch einmal das Verfah-
ren prüft. Bisher musste ich lediglich eine einzige Entscheidung dazu treffen. Das zeigt, 

wie gut dieses Verfahren funktioniert. Wir sprechen allerdings von einer Einschätzung.  

Nach der Alterseinschätzung wird eine mögliche Familienzusammenführung geprüft.  

Grundsätzlich gilt bei uns eine Unterbringung gemäß §§ 42/34/33 SGB VIII nach deut-
schen Jugendhilfestandards. Die jungen Flüchtlinge bekommen alle Leistungen der Ju-
gendhilfe, die die hier geborenen Jugendlichen erhalten.  

Zurzeit arbeiten wir an einem schriftlichen Ablehnungsbescheid für den Fall der Ein-
schätzung, dass ein junger Mensch volljährig ist. Das gestaltet sich mit den Juristen nicht 
so einfach. Wir sind der Meinung, dass es richtig und rechtens ist, dem Betreffenden auch 
einen Ablehnungsbescheid zu geben und mit Hilfe eines Dolmetschers und Kulturmittlers 
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zu erklären, was dieser beinhaltet und welche rechtlichen Möglichkeiten des Wider-
spruchs der- oder diejenige hat.  

Außerdem befassen wir uns mit der Werbung von (Bereitschafts-)Pflegefamilien, vor al-
lem für jüngere Flüchtlinge. Wir haben leider generell in der Jugendhilfe zu wenig Krite-
rien dafür, wann ein familiäres Setting und wann ein Gruppensetting richtig ist. Für die 
Aufnahmesituation der UMF ist es zunächst besser, die Jugendlichen zusammen mit an-
deren Jugendlichen zu betreuen. Es kann sich aber im Laufe des Clearingverfahrens her-
ausstellen, dass ein bestimmtes Kind oder ein Jugendlicher in einer Familie besser aufge-
hoben ist. Die Familien, die wir suchen, sollten sowohl Sprach- als auch Kulturkompe-
tenz besitzen. In Düsseldorf gibt es viele Familien mit einem oder mehreren Mitgliedern 
mit Migrationshintergrund. Düsseldorf beherbergt viele Nationalitäten und Kulturen. Zu 
diesen Familien müssen wir den Kontakt aufbauen und prüfen, ob sich darunter geeignete 
Pflegefamilien befinden und ob es einigen Kindern oder Jugendlichen gefallen würde, in 
einer Familie mit einem kulturellen und religiösen Hintergrund, der dem seinen nahe-
steht, zu leben.   

Wir beginnen jetzt mit gemeinsamen Fortbildungen für Mitarbeiter des Jugendamtes und 
der freien Träger zu speziellen Themen, die u. a. die Flüchtlinge betreffen. Bisher hat 
jeder für sich Fortbildungen durchgeführt. Wir halten jedoch eine gemeinsame Fortbil-
dung im Sinne des Wissenstransfers und der Kooperation für besser.   

Damit übergebe ich an Frau te Heesen als Vertreterin eines solchen freien Trägers. 
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Arbeitsgruppe „Bedarfsgerechte Angebote der Kinder- und 

Jugendhilfe (Anschlusshilfen)“ 

Input aus Sicht der Diakonie Düsseldorf1 

JESSICA TE HEESEN 
Leiterin „JUMP“, Geschäftsbereich Erziehung und Beratung, Sachgebiet Jugend, 
Diakonie Düsseldorf 

Drei Thesen zum Einstieg in das Thema 

1. Grundvoraussetzung für eine bedarfsgerechte Unterbringung von UMF ist das Vorhal-
ten vielfältiger Angebotsformen innerhalb einer Kommune.  
Innerhalb der Jugendhilfe gibt es verschiedene Auffassungen darüber, welche Wohn- 
oder Unterbringungsformen für UMF am besten geeignet sind: Einige sind der Mei-
nung, dass UMF möglichst gemeinsam mit deutschen Jugendlichen untergebracht 
werden sollten, damit sie sich schnell integrieren. Andere halten ein spezialisiertes 
Angebot für geeigneter, weil dort die Fachkompetenz im aufenthaltsrechtlichen Be-
reich ist. Einige sagen, Verselbstständigungsangebote seien passender als Wohngrup-
pen. Kurz: Es gibt diverse Haltungen dazu. Nachdem ich dreieinhalb Jahre in der Ver-
selbstständigung arbeite, gibt es nach meiner Erfahrung nicht d i e  ideale Wohnform, 
die für alle passt, sondern es ist gut, wenn innerhalb einer Kommune viele verschiede-
ne Angebote existieren, um jeweils für den einzelnen Jugendlichen das passende An-
gebot herauszufinden.  

2. Ein qualifiziertes Clearingverfahren ist die Basis für eine individuelle Bedarfsermitt-
lung und das Finden einer geeigneten Anschlusshilfe. Auf diesen Punkt werde ich spä-
ter noch ausführlicher eingehen. 

3. Damit Angebote bedarfsgerecht sind, ist es notwendig, dass die Anbieter der An-
schlusshilfen ihre Konzeption an den Bedürfnissen der Zielgruppe orientieren (Flexi-
bilität und kontinuierliche Weiterentwicklung).  
Einrichtungen sollten flexibel sein, die Entwicklungen im Bereich der unbegleiteten 
minderjährigen Flüchtlinge im Blick behalten und ihre Konzeptionen fortlaufend daran 
anpassen und verbessern.  

Bedeutung des Clearingverfahrens  

Um zu verdeutlichen, welche Rolle das Clearingverfahren für die individuelle Bedarfs-
ermittlung spielt, möchte ich Ihnen kurz das Verfahren skizzieren, wie es in Düsseldorf 
durchgeführt wird. 

                                                
1  Inputvortrag zur Arbeitsgruppe während der Wiederholungstagung am 22./23.06.2015 
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Die wichtigsten Akteure in Düsseldorf 

Ein wichtiger Akteur im Clearingverfahren ist zunächst das Jugendamt, vor allem der So-
zialdienst für Flüchtlinge, das heißt, zwei Kolleg/innen, die seit Jahren auf  die Arbeit mit 
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge spezialisiert sind und die Fallführung in der 
Anfangsphase übernehmen. Die Kinder und Jugendlichen werden vom Kinderhilfezent-
rum in Obhut genommen, über 14-Jährige in der Mädchen-/Jungenschutzstelle des Kin-
derhilfezentrums.  

Weitere wichtige Akteure sind die Vormünder (in Düsseldorf Amtsvormünder sowie der 
Verein für Vormundschaften der Diakonie Düsseldorf). Das Clearing beginnt, sobald die 
Alterseinschätzung abgeschlossen und die Vormundschaft beantragt ist. 

Das Clearingverfahren wird von zwei Einrichtungen durchgeführt: 

 Kaiserswerther Diakonie (Liddy-Dörr-Haus – stationäres Haus für Jungen) und  

 Diakonie Düsseldorf (JUMP), mit einem spezialisierten Clearingteam hauptsächlich 
für Mädchen, aber seit einigen Monaten auch für Jungen, da derzeit viele Jugendli-
che auf das Clearingverfahren warten.  

Wir arbeiten sehr eng mit der LVR-Institutsambulanz für Kinder-und Jugendpsychiatrie 
und mit dem Psychosozialen Zentrum in Düsseldorf zusammen. Diese werden in das 
Clearingverfahren für eine fachärztliche und psychologische Diagnostik und gegebenen-
falls Therapieanbahnung einbezogen. 

Anschlusshilfen werden von verschiedenen Jugendhilfeträgern angeboten. 

Basis für die Hilfeplanung 

Zu Beginn des Clearingverfahrens ist es m. E. wichtig, dass die Jugendlichen in einem 
Erstgespräch nach der Inobhutnahme das Gefühl vermittelt bekommen, dass sie in Si-
cherheit sind, und dass ihnen erst einmal erklärt wird, wo sie sich überhaupt befinden 
und in welchen Strukturen sie sich bewegen. Erst dann, wenn man ein wenig Vertrauen 
aufgebaut hat, kann man mit dem eigentlichen Clearing beginnen.  

Für das Clearingverfahren haben wir einen Zeitraum von mindestens drei Monaten ange-
setzt; in der Regel finden in diesem Zeitraum 10 bis 15 ausführliche Gespräche statt. Da-
bei soll Folgendes abgeklärt werden: 

1. Familiärer und gesellschaftlicher Hintergrund, Lebensumstände, 

2. Schulbildung, 

3. gesundheitlicher Zustand (Heimatland, aktuell), 

4. Jugendhilfebedarf als Baustein für das Hilfeplanverfahren, 

5. Fluchtgründe und Fluchtweg, 

6. psychische Symptomatik, Verdacht auf Traumatisierung. 
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Am Ende steht ein ausführlicher Clearingbericht, meist 15 oder 20 Seiten lang, mit einer 
aufenthaltsrechtlichen Empfehlung und Einschätzung des therapeutischen Bedarfs. Dieser 
wird an Vormund und Fallführung, aber auch an die Wohngruppe/Folgeeinrichtung wei-
tergeleitet, da der Inhalt des Clearingberichts auch Aufschlüsse für die Folgeeinrichtung 
darüber gibt, worauf man bei dem Jugendlichen im Alltag achten muss. Aus diesem 
Grund habe ich das Clearingverfahren etwas ausführlicher behandelt, weil dessen Ergeb-
nisse von den Einrichtungen, die danach für die Jugendlichen zuständig sind, für den 
Umgang im Alltag genutzt werden.  

Grundsätze: Bedarfsgerechte Arbeit mit unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen im 

Alltag 

Die folgenden Grundsätze sollten m. E. für jede Einrichtung gelten, die mit UMF arbeitet, 
unabhängig davon, welche Wohnform sie anbietet: 

1. Berücksichtigung der Fluchtbiografie im Alltag: Flexibilität bei Regeln und  

Ausnahmen 

Fluchtbiografie bedeutet unter anderem:  

 Verlust von Tagesstruktur, 

 kein Schulbesuch über längere Zeit, 

 vorzeitiges „Erwachsenwerden“,  

 Schutzbedarf vs. Autonomiebedarf: Bedürfnis nach Respekt der Privatsphäre. 

Da die Jugendlichen häufig monatelang auf der Flucht waren und über eine längere Zeit 
kein geregeltes Leben nach unseren Maßstäben mehr gewöhnt sind, fällt es ihnen schwer, 
sich (wieder) in einen festen Tagesrhythmus und den Besuch einer Schule hineinzufin-
den. In Bezug auf Regeln sollte eine Jugendhilfeeinrichtung möglichst flexibel sein. Die 
meisten Jugendlichen waren gezwungen, vorzeitig erwachsen zu werden und Verantwor-
tung für sich selbst zu übernehmen. Die Jugendlichen haben einerseits einen sehr hohen 
Schutzbedarf, aber auch einen hohen Autonomiebedarf auf Grund ihrer Geschichte. Die-
ser macht es ihnen sehr schwer, mit starren Regeln zurechtzukommen. Das ist unbedingt 
zu berücksichtigen; vor allem halte ich es für wichtig, auch die Privatsphäre zu achten, 
z. B. durch die Möglichkeit, das eigene Zimmer abzuschließen, die Gewohnheit, vor 
jedem Eintreten anzuklopfen etc.  

2. Kultursensibilität im täglichen Umgang 

Kultursensibilität sollte eine Selbstverständlichkeit sein, ist aber nach meiner Erfahrung 
nicht in jeder Wohngruppe gegeben. Wichtig sind hier nicht nur Fortbildungen, sondern 
eine grundsätzliche Offenheit im jeweiligen Team, sich mit Verhaltensweisen oder Ge-
wohnheiten, die man als fremd empfindet, auseinanderzusetzen, und auch eigene Ein-
stellungen zu hinterfragen. 

Im Alltag halte ich es für wichtig, soweit wie möglich die Essgewohnheiten der Jugendli-
chen zu berücksichtigen (Muslime: halal/kein Schweinefleisch; Hindus und Sikhs: vegeta-
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risch bzw. kein Verzehr von Rindfleisch; bei Bedarf „ungewöhnliche“ Essenszeiten am 
späten Abend ermöglichen).  

Darüber hinaus sollten sie ihre Religion praktizieren können (z. B. Gebetszeiten, Gottes-
dienst- oder Moscheebesuche, Ramadan). Hier kann es gegebenenfalls notwendig und 
sinnvoll sein, Ausnahmen von üblicherweise geltenden Regeln zu machen, um den Ju-
gendlichen die Religionsausübung zu ermöglichen, z. B. Befreiung vom verpflichtenden 
Gruppenfrühstück am Sonntag, um den Besuch des afrikanischen Gottesdienstes zu er-
möglichen. Beispielsweise könnte man auch darüber nachdenken, die Ausgangszeiten im 
Ramadan zu erweitern, und eine Ausnahmegenehmigung durch den Vormund einholen, 
wenn die Jugendlichen zum Fastenbrechen bis nach Mitternacht unterwegs sind, womit 
sie eigentlich gegen das Jugendschutzgesetz verstoßen. In dieser Hinsicht sollte man krea-
tiv und phantasievoll vorgehen, um Lösungen für solche Fragen zu finden.  

Know-How für bedarfsgerechte Arbeit mit UMF 

Wichtig für die Arbeit mit unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen ist es, sich ein ge-
wisses Know-How anzueignen, u. a im Bereich der Bereich Traumapädagogik, damit 
man bestimmte Grundsätze im Alltag umsetzen und auf Besonderheiten Rücksicht neh-
men kann. 

Viele unbegleitete junge Flüchtlinge leiden unter massiven Schlafstörungen, was sich auf 
ihre Leistungsfähigkeit in der Schule auswirken kann. Manche haben einen erhöhten Ru-
hebedarf und benötigen Rückzugsmöglichkeiten. Andere haben nachts Angst alleine oder 
Angst vor der Dunkelheit. Hier kann ein einfaches Nachtlicht, eine offene Zimmertür 
oder die Erlaubnis, dass ein Freund/eine Freundin vorübergehend mit im Zimmer schläft, 
schon vieles bewirken. 

Misstrauen ist ein Thema, dass sicher einige von Ihnen kennen. Die Jugendlichen brau-
chen eine größtmögliche Transparenz zu Regeln und Strukturen, z. B. bezüglich der 
Geldausgabe. Viele Jugendliche haben einfach sehr schlechte Erfahrungen gemacht und 
sind generell misstrauisch gegenüber Erwachsenen und Einrichtungen. Sie haben Angst, 
dass man ihnen ihre Rechte vorenthält. Einige Regeln müssen daher immer wieder gedul-
dig erklärt werden.  

Generell ist es wichtig, Gefühle von Kontrollverlust und Ohnmacht zu vermeiden! So 
etwas haben die Jugendlichen häufig erlebt. Das bedeutet, man muss im Alltag einfach 
sehr vorsichtig sein, dass man nicht zu schnell Verbote ausspricht, die bei den Jugendli-
chen eventuell etwas triggern oder Ohnmachtsgefühle noch einmal neu auslösen können.  

Erforderlich sind aber auch Fachkenntnisse zu aufenthaltsrechtlichen Fragen. Die Ein-
richtungen sollten offen dafür sein, sich mit diesem sehr komplexen Thema zu befassen, 
um die vielen Fragen, die die Jugendlichen dazu haben, qualifiziert beantworten zu kön-
nen. Dazu sind regelmäßige Fortbildungen zu gesetzlichen Änderungen, Erlasslage und 
Rechtsprechung nötig, eine Grundlagenschulung reicht nicht aus. Außerdem ist es wich-
tig, dass man sich mit anderen spezialisierten Jugendhilfeeinrichtungen und der Flücht-
lingshilfe vernetzt, um im ständigen Austausch über neue Entwicklungen im Flüchtlings-
recht zu stehen und Ideen zur Verbesserung im Umgang mit UMF zu entwickeln.  
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JUMP als Beispiel für ein bedarfsgerechtes Angebot 

Anhand unserer eigenen Einrichtung möchte ich Ihnen eine Form der bedarfsgerechten 
Unterbringung von UMF vorstellen: 

In den Jahren 2010/2011 hatte Düsseldorf eine relativ stark steigende Zahl von UMF zu 
verzeichnen. Die Diakonie Düsseldorf entschied sich für die Entwicklung eines speziali-
sierten Angebotes für UMF – mit der Zielgruppe unbegleiteter (minderjähriger und junger 
volljähriger) Flüchtlinge ab 16 Jahren, die Aufnahme im Anschluss an das Clearing oder 
aus Wohngruppen in eine stationäre HzE-Maßnahme nach § 34 und § 41 SGB VIII finden 
sollten. Der Schwerpunkt sollte auf Verselbstständigung und dezentraler Betreuung lie-
gen. Dahinter stand die Idee, bereits in der Diakonie vorhandene Kenntnisse und Erfah-
rungen aus Flüchtlings- und Jugendhilfe zusammenzubringen. 

JUMP steht für: Jugendliche/Unbegleitete Minderjährige/Perspektive. Es ist unser Ziel, 
trotz aller Hindernisse und Schwierigkeiten mit den Jugendlichen gemeinsam eine Per-
spektive zu entwickeln.  

Das Spezifische an einer Jugendhilfeeinrichtung, die schwerpunktmäßig mit unbegleite-
ten minderjährigen Flüchtlingen arbeitet, besteht zunächst darin, erst einmal sehr viel 
Orientierung bzgl. gesellschaftlicher Strukturen sowie Hilfestellung bei der „Integration“ 
zu geben. Dazu bedarf es einer ständigen Weiterentwicklung von Konzepten.  

Das Erarbeiten einer Perspektive beinhaltet sowohl Schule/Ausbildung, Klärung der auf-
enthaltsrechtlichen Situation als auch den Übergang in eine eigene Wohnung unter Be-
rücksichtigung der individuellen Möglichkeiten.  

Bedarfsgerechtes Wohnen bei JUMP bedeutet im Einzelnen: 

 Betreuung in kleinen Wohngemeinschaften (zwei bis maximal vier Jugendliche) 
und 1-Zimmer-Appartements als Trainingswohnungen mit der Option für die Ju-
gendlichen, diese Wohnung später zu übernehmen. Aktuell verfügen wir über 14 
Plätze. 

 Keine Präsenz der Fachkräfte rund um die Uhr in den Wohnungen, aber telefoni-
sche 24-Stunden-Rufbereitschaft an 365 Tagen im Jahr, individuelle Begleitung 
nach Bedarf der Jugendlichen. 

 Der Betreuungsschlüssel 1:2,8 ermöglicht eine intensive individuelle Begleitung in 
verschiedenen Phasen (Ankunft, Orientierung, Training, Ablösung). Wir begleiten 
die Jugendlichen zur Ausländerbehörde, zu Ärzten, Schulgesprächen usw. 

 Angemietete Wohnungen im Stadtgebiet Düsseldorf (möglichst zentral, gute Anbin-
dung an ÖPNV) zum „Einüben“ eines selbstständigen Lebens.  

 Größtmögliche Freiräume für die Jugendlichen hinsichtlich der Gestaltung ihres All-
tags (Kochen, Haushaltsführung etc.). 
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Bedarfsorientierte Weiterentwicklung von JUMP 

Bis 2013 hatten wir lediglich die Wohnungen, in denen wir die Jugendlichen betreuten. 
Uns fehlte ein Ort der Gemeinschaft und Geselligkeit. Im Jahr 2013 erfolgte die Einrich-
tung des JUMP-Treffpunkts als Anlaufstelle. Diese bietet Raum für:  

 Gruppentreffen, 

 Freizeitaktivitäten, 

 (fast) immer ein/-e Ansprechpartner/-in aus dem Team im Büro, 

 gemeinsames Essen einmal wöchentlich – dies wird durch eine Spende finanziert 
und von einer irakischen Kurdin zubereitet und von den Jugendlichen sehr gut an-
genommen. 

2014 bis 2016 wirken wir im bundesweiten Projekt „Auf eigenen Füßen stehen“ des 
Bundesfachverbandes UMF mit. Der Bundesfachverband versucht im Rahmen des Pro-
jekts herauszufinden, wie Übergänge aus der Jugendhilfe in die Selbstständigkeit gelingen 
können. Hindernisse und Maßnahmen zur Verbesserung der Bedingungen werden unter 
Einbeziehung der Jugendlichen und der Fachkräfte im Rahmen von Interviews und Work-
shops analysiert. Dieses Projekt ist für uns eine gute Gelegenheit, nach eigenen Verbesse-
rungsmöglichkeiten zu forschen und uns entsprechende Rückmeldungen vom Bundes-
fachverband zu holen.  

Ein wichtiges Thema ist bei uns die Partizipation. Zum Beispiel wurden die Jugendlichen 
in diesem Jahr zum ersten Mal an der Planung und Organisation einer Ferienfahrt (z. B. 
Aufstellen von Kriterien für die Wahl des Reiseziels, Klären von Gruppenregeln für den 
Aufenthalt) beteiligt.  

Im Bereich der Sprachförderung haben wir in Zusammenarbeit mit einem Verein „Stu-
denten bilden Schüler“ die Möglichkeit, dass jede/r Jugendliche einen Nachhilfelehrer 
bekommt, einen Studenten, der ehrenamtlich Kindern und Jugendlichen Nachhilfeunter-
richt gibt. Die individuelle Einschätzung der sprachlichen Entwicklung erfolgt durch eine 
DaF-Lehrerin (Honorarkraft).  

Zurzeit befinden sich zwei Kulturangebote in Planung: 

 Video-Workshop in Kooperation mit Kunstsammlung Nordrhein-Westfalen, 

 Junges Schauspielhaus und Künstlergruppe projekt-il (Theaterprojekt „Sehnsucht 

Eden“). 

Außerdem arbeiten wir kontinuierlich an der Weiterentwicklung unseres Verselbstständi-
gungskonzepts. Aktuell sind wir dabei, Materialien zu relevanten Themen zu entwickeln, 
die jeder Jugendliche wissen muss, wenn er eines Tages nach Entlassung aus der Jugend-
hilfe allein leben wird (z. B. Gesundheitssystem, Wohnungssuche/Miete, Bankgeschäfte, 
Brandschutz). Das sind Themen, die die Jugendlichen aus ihren Heimatländern nicht 
kennen. Die Materialien sollen für die individuelle Arbeit und für Lerneinheiten in Grup-
pentreffen nutzbar sein. Sie sollen strukturiert in Unterrichtseinheiten aufbereitet werden, 
sodass wir den Jugendlichen mehr Hilfsmittel in die Hand geben können. Wir probieren 
und entwickeln immer wieder neue Dinge, damit die Jugendlichen während ihrer Zeit in 
der Jugendhilfe möglichst viel Hilfestellung mitbekommen.            
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